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Finanzamt fur Geblhren und Verkehrsteuern
GroBbetriebspriifungen

unabhangigen Finanzsenat

Gebiihrenrichtlinien

Die Geblihrenrichtlinien (GebR) stellen einen Auslegungsbehelf zum Gebiihrengesetz 1957

dar, der im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise mitgeteilt wird.

Die Gebihrenrichtlinien (GebR) stellen einen Auslegungsbehelf zum Geblihrengesetz 1957
dar, der im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise mitgeteilt wird. Uber die gesetzlichen
Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten kdnnen aus den Richtlinien nicht
abgeleitet werden. Bei Erledigungen haben Zitierungen mit Hinweisen auf diese Richtlinien

zu unterbleiben.

Bei abgabenbehdrdlichen Priifungen fiir vergangene Zeitraume und auf offene Geblihrenfalle
sind die GebR anzuwenden, soweit nicht flr diese Zeitraume andere Bestimmungen in
Gesetzen oder Verordnungen Gliltigkeit haben oder andere Erldsse flir diese Zeitraume
glnstigere Regelungen vorsehen. Rechtsauskiinfte in Einzelfallen und Erlasse des
Bundesministeriums fiir Finanzen sind - sofern sie den GebR nicht widersprechen - weiterhin

zu beachten.

Die GebR sind als Zusammenfassung des geltenden Gebtihrenrechts und damit als

Nachschlagewerk fiir die Verwaltungspraxis und die betriebliche Praxis anzusehen.

Bundesministerium fir Finanzen, 22. Februar 2007
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GebR GZ BMF-010206/0201-V1/5/2006 vom 22. Februar 2007

1. Allgemeines

Den Gebihren iSd Gebiihrengesetzes 1957 unterliegen Schriften und Amtshandlungen nach
MalRgabe der Bestimmungen im Il. Abschnitt sowie Rechtsgeschafte nach Mal’igabe der

Bestimmungen im I11. Abschnitt (§ 1 GebG).
1.1. Begriff der Gebuhren

Die Gebuhren nach dem Gebihrengesetz sind dffentliche Abgaben iSd Finanzverfassung. Das
sind einmalige oder laufende Geldleistungen, die kraft 6ffentlichen Rechtes auf Grund
genereller Normen allen auferlegt werden, die die objektiven Tatbestande der materiellen

Abgabengesetze erfllen.

Bei den Gebuhren nach dem Gebuihrengesetz handelt es sich um Steuern und nicht um
Gebuhren iSd Finanzwissenschaft. Sie sind Abgaben iSd BAO, dh., es gelten — abgesehen
von den im Gebuhrengesetz bestehenden Sonderregelungen (vgl. zB Rz 184, Rz 491,

Rz 1087) — die materiellrechtlichen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen der BAO.

Die Stempel- und Rechtsgebihren sind keine Abgaben iSd Finanzstrafgesetzes (vgl. 8 2 Abs.
2 FinStrG), weshalb eine Abgabenhinterziehung oder fahrlassige Abgabenverkirzung bei

diesen Abgaben nicht nach dem FinStrG geahndet werden kann.

Werden Gebihren nicht vorschriftsmaRig entrichtet oder wird die Gebihrenanzeige nicht
ordnungsgemal vorgenommen, sieht § 9 GebG als Sanktion eine Gebiihrenerhéhung vor
(siehe Rz 117 ff).

Den Gebihren muss keine Gegenleistung fir bestimmte Verwaltungshandlungen gegeniiber
stehen, wie dies zB bei Verwaltungsabgaben der Fall ist, die der Partei fir bestimmte
Amtshandlungen (8 78 AVG), wie fur die Verleihung von Berechtigungen oder als Ersatz fir
Amtshandlungen der Behérden aul3erhalb des Amtes (Kommissionsgebihren, § 77 AVG)

auferlegt werden.

1.2. Zustandigkeit

1.2.1. Sachliche Zustandigkeit

(6]
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Die sachliche Zustandigkeit fur die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebihren ist in den
88 3, 4, 7 und 9 Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz (AVOG) geregelt. Danach obliegt
die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebiihren dem Finanzamt fir Gebihren und
Verkehrsteuern in Wien, den Finanzdmtern Freistadt Rohrbach Urfahr, Salzburg-Land, Graz-

Umgebung, Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch.

Gebuhrenanzeigen gemaR § 31 GebG kdnnen auch bei Finanzdmtern mit allgemeinem
Aufgabenkreis eingebracht werden, die in einer Gemeinde den Sitz haben, in der sich keines
der in Rz 6 angefiihrten Finanzamter befindet (8 3 Abs. 2 AVOG).

1.2.2. Ortliche Zustandigkeit
Ortlich ist furr die Erhebung der Stempel- und Rechtsgebiihren das Finanzamt zustandig, das
zuerst vom abgabepflichtigen Tatbestand Kenntnis erlangt (8 66 Abs. 1 BAO), soweit nicht

eine besonders geregelte Zustandigkeit besteht (siehe Rz 10).

1.2.3. Uberblick

[o]

Bezeichnung des Zustandig fur die Anschrift Telefon

Finanzamtes Bundeslander

Finanzamt fur Wien, Vordere ZollamtsstraRe |01/71125-0

Gebuhren und Niederosterreich 5, 1030 Wien

Verkehrsteuern in und Burgenland

Wien

Finanzamt Freistadt |Oberosterreich Kaarstral3e 21, 0732/7092-

Rohrbach Urfahr 4040 Linz 0]

Finanzamt Salzburg- | Salzburg Aignerstral3e 10, 0662/638-0

Land 5026 Salzburg-Aigen

Finanzamt Graz- Steiermark Adolf-Kolping-Gasse 7, [0316/881-0

Umgebung 8018 Graz

Finanzamt Kéarnten Kempfstralle 2-4, 0463/539-0

Klagenfurt 9020 Klagenfurt

Finanzamt Tirol Innrain 32, 6020 0512/505-0

Innsbruck Innsbruck

Finanzamt Feldkirch |Vorarlberg ReichsstralRe 154, 05522/301-
6800 Feldkirch 0
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1.2.4. Besondere Zustandigkeiten nach dem Gebuhrengesetz

Das Gebuihrengesetz enthalt besondere Zustéandigkeitsregelungen fir die Durchfiihrung von

Selbstberechnungen und die Entrichtung der selbst berechneten Gebihren:

§ 3 Abs. 2 Z 2 GebG: Abfuhr der bei Behdrden entrichteten festen Gebihren (siehe
Rz 63)

8 3 Abs. 4 GebG: Bewilligung der Selbstberechnung durch bestimmte Gebihrenschuldner
(siehe Rz 75)

8 3 Abs. 4a GebG: Entrichtung der von Parteienvertretern als Bevollméachtigte der

Gebuhrenschuldner selbst berechneten Gebihren (siehe Rz 83)

8 3 Abs. 5 GebG: Abfuhr der Gebihren gemall 8 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 und
TP 13 GebG durch Notare und andere Urkundspersonen (siehe Rz 70)

8 14 TP 15 Abs. 3 GebG: Entrichtung der Gebuhr fir Zulassungs- und

Uberstellungsfahrtscheine durch bestimmte Zulassungsstellen (siehe Rz 402)

8 33 TP 5 Abs. 5 GebG: Entrichtung der selbst berechneten Gebuhr fur Bestandvertrage
(siehe Rz 735 ff)

8§ 33 TP 8 Abs. 4 GebG und § 33 TP 19 Abs. 2 GebG: Entrichtung der selbst berechneten
Gebuhr fur Gesellschafterdarlehen und -kredite (siehe Rz 817, Rz 933)

8§ 33 TP 22 Abs. 6 GebG: Entrichtung der selbst berechneten Gebihr fir Wechsel (siehe
Rz 1078)

1.3. Schriften

Unter einer Schrift ist ein zu einem bestimmten Zweck mit einem bestimmten Inhalt

beschriebenes und ausgefertigtes Papier zu verstehen. Der auf dem Papier mittels

Schriftzeichen angebrachte und damit festgehaltene Inhalt des Schriftstiickes ist daftr

entscheidend, ob es sich dabei um eine gebuhrenpflichtige Schrift (8§ 14 GebG) handelt. Fur

die Gebuhrenpflicht einer Schrift sind das Vorhandensein und der Inhalt eines Schriftstiickes

maRgebend. Nicht entscheidend ist, ob die Schrift im Original oder in Abschrift (beglaubigt

oder unbeglaubigt; Fotografien, Fotokopie) vorhanden ist.
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Fotografien oder Fotokopien, auf denen sich keine schriftlichen Vermerke befinden, fallen

nicht unter den Begriff der Schriften.

Zu beachten ist die Bestimmung des § 11 Abs. 2 GebG, wonach automationsunterstitzt oder
in jeder anderen technisch mdglichen Weise eingebrachte Eingaben und Beilagen sowie auf
diese Weise ergehende Erledigungen, amtliche Ausfertigungen, Protokolle und Zeugnisse
schriftlichen Eingaben und Beilagen, Erledigungen, amtlichen Ausfertigungen, Protokollen

und Zeugnissen gleichstehen (siehe Rz 130).

1.4. Amtshandlungen

Gebuhrenpflichtige Amtshandlungen sind zB in 8 14 TP 16 Abs. 2 GebG (siehe Rz 394) oder
8 14 TP 8 Abs. 5b GebG (siehe Rz 332) enthalten.

1.5. Rechtsgeschéfte

Rechtsgeschéfte unterliegen der Gebiihr nach MaRgabe der Bestimmungen des III.
Abschnittes des Gebulihrengesetzes. Der Gebuhr unterliegen nur die in 8§ 33 GebG
aufgezahlten Rechtsgeschéfte (taxative Aufzahlung). Andere, nicht in dieser Bestimmung
enthaltene, auf Grund der Vertragsfreiheit im Zivilrecht mogliche, Rechtsgeschéafte
begriinden daher keine Gebuhrenpflicht.

Gegenstand der Gebihr nach § 33 GebG sind Rechtsgeschéfte (siehe Rz 639 ff) unter der
Voraussetzung, dass hiertiber eine Urkunde in einer fir das Entstehen der Gebihrenschuld
maRgeblichen Weise errichtet wird (zum Urkundenprinzip siehe Rz 486), aulier es besteht

eine abweichende Regelung (siehe Rz 422).

1.6. Verjdhrung

Nach 8§ 207 Abs. 2 BAO betragt die Verjahrungsfrist bei den Stempelgebiihren nach dem
Il. Abschnitt des GebG drei Jahre, bei den Ubrigen Geblhren funf Jahre. Die siebenjahrige
Verjahrungsfrist flr hinterzogene Abgaben ist auch fiir den Bereich des Gebihrengesetzes

anwendbar.
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2. Gebuhrenbefreiungen

2.1. Allgemeines

Befreiungen von der Gebuhrenpflicht kdnnen als persénliche oder sachliche gestaltet sein.
Neben den im Gebiuhrengesetz selbst angefihrten Befreiungen finden sich in zahlreichen
Materiengesetzen und Staatsvertragen, sowie in Amtssitzabkommen mit internationalen

Organisationen weitere Gebuhrenbefreiungen.

Von Bedeutung ist insbesondere die Befreiung von den Gebuhren fur Schriften nach dem

Neugrindungs-Férderungsgesetz.

2.1.1. Personliche Befreiungen

Personliche Geblhrenbefreiung bedeutet, dass die Person, die als Gebuhrenschuldner in

Betracht kommt, von der Entrichtung der Gebuihr befreit ist. Die Befreiung kommt dieser

natirlichen oder juristischen Person entweder zur Génze (zB 8 2 Z 1 GebG, siehe Rz 25 f)

oder nur in gewissem Umfang (zB 8§ 2 Z 3 GebG, siehe Rz 36 f) zu.

2.1.2 Sachliche Befreiungen

Eine sachliche Gebuihrenbefreiung nimmt einen gebuhrenbaren Sachverhalt von der
Gebuhrenpflicht Gberhaupt aus, es ist also die Schrift oder der Rechtsvorgang selbst,
unabhangig von den daran beteiligten Personen, gebiuhrenfrei (zB § 14 TP 6 Abs. 5, § 33
TP 5 Abs. 4 GebG).

2.2. Auswirkungen der Geblhrenbefreiungen auf das

Gesamtschuldverhaltnis

Sind von mehreren Beteiligten nur einzelne personlich befreit, so bleibt die Geblhren- und
Haftungsschuld (siehe Rz 608, Rz 614) der Ubrigen Beteiligten davon unberihrt. Daran
vermogen auch zivilrechtliche Vereinbarungen nichts zu andern, zumal der 6ffentlich-

rechtliche Gebuhrenanspruch durch das zivilrechtliche Schuldverhéltnis nicht berthrt wird.

Beispiel:

Verpfiichtet sich jener Vertragspartner, der persénlich von der Geblihrenpfiicht
gesetzlich befreit ist, gegentiber dem anderen nicht befreiten Vertragspartner zur
Tragung der Gebdihr und wird deshalb ein anderer fir die Entrichtung der Geblihr in
Anspruch genommen, kann sich dieser in der Folge beim geblihrenbefreiten Partner
aur Grund der zivilrechtlichen Vereinbarungen schadlos halten.
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Ist die einzige oder sind alle als Gebuhrenschuldner in Frage kommende Person(en)
personlich von der Gebuhrenpflicht befreit, fallt fir die Schrift oder das Rechtsgeschéft keine
Gebuhr an. Auch die Geltendmachung einer Haftung (siehe Rz 614) scheidet in diesen Fallen

aus.

Ist eine Schrift oder ein Rechtsvorgang sachlich von der Gebihrenpflicht ausgenommen, so

kann weder von einem in Betracht kommenden Gebihrenschuldner noch von einem

Haftungspflichtigen eine Gebuhr gefordert werden.

Sind Gebuhrenbefreiungen fir die Behdrde nicht eindeutig erkennbar, so bedarf es eines
entsprechenden Hinweises der Partei im Abgabenverfahren (VwWGH 5.10.1987, 86/15/0102).

2.3. Die personlichen Gebuhrenbefreiungen

2.3.1 Der Bund, vom Bund betriebene Unternehmungen und Fonds, deren
Abgange der Bund zu tragen hat (8§ 2 Z 1 GebG)

2.3.1.1. Allgemeines

Die personliche Befreiung des Bundes ist uneingeschrankt und umfasst alle von ihm im
hoheitlichen und privatwirtschaftlichen Bereich verwirklichten Tatbestédnde des GebG, sie
erstreckt sich auf alle Tatigkeiten, die dem Rechtssubjekt Republik Osterreich zuzurechnen

sind.

Wird ein Notar als Gerichtskommissar im Verlassenschaftsverfahren tatig, ist diese Tatigkeit

dem Bund zuzurechnen, weshalb hieflir GeblUhrenfreiheit besteht.

Dies gilt hingegen nicht fur die Rechtshandlungen des vom Gericht bestellten

Masseverwalters im Insolvenzverfahren.

2.3.1.2. Vom Bund betriebene Unternehmungen
Die Gebuhrenbefreiung besteht auch fiir die vom Bund direkt betriebenen Unternehmungen
ohne eigene Rechtspersonlichkeit. Als solche gelten die Unternehmungen, die vom Bund

unmittelbar durch seine Organe gefuihrt werden.

Die Befreiung besteht nicht fir Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit, auch wenn

diese Unternehmen zur Ganze im Eigentum des Bundes stehen, wenn sie also unter
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Zwischenschaltung einer eigenen, vom Bund verschiedenen Rechtsperson
(Kapitalgesellschaft oder Personengesellschaft) betrieben werden (VwWGH 5.10.1987,
86/15/0102).

2.3.1.3. Fonds, deren Abgange der Bund zu decken hat

Unter einem Fonds iSd § 2 Z 1 GebG ist eine bestimmten Zwecken gewidmete, mit
Rechtspersdnlichkeit ausgestattete Vermdgensmasse zu verstehen, die durch hoheitlichen
Akt gegriindet wurde. Gefordert ist weiters eine vollstandige Abgangsdeckung durch den
Bund (VwWGH 20.1.1986, 85/15/0368).

Befreiungen fur bundesgesetzlich eingerichtete Fonds sind nicht nur in § 2 Z 1 GebG,
sondern auch in anderen Gesetzen vorgesehen (zB Reservefonds fur Familienbeihilfen in
§ 40 Abs. 10 FLAG).

2.3.2. Die ubrigen Gebietskorperschaften im Rahmen ihres 6ffentlich-
rechtlichen Wirkungskreises (8 2 Z 2 GebG)

2.3.2.1. Allgemeines

Gebietskorperschaften sind Kérperschaften des offentlichen Rechts mit Gebietshoheit
gegenuber jedermann, der sich auf ihrem Gebiet aufhalt. Sie sind grundsatzlich fur alle
Angelegenheiten zustéandig, die nicht ausdriicklich einer anderen Gebietskdrperschaft oder

einer Sonderbeho6rde zustehen.

Unter die Befreiungsbestimmung fallen nur inlandische Gebietskérperschaften. Es sind dies

die neun Bundeslander, die Gemeinden und die Gemeindeverbadnde nach Art 116a B-VG
(zum Bund siehe Rz 25).

2.3.2.2. Offentlich-rechtlicher Wirkungskreis
Bundeslander, Gemeinden und Gemeindeverbédnde nach Art. 116a B-VG sind nur hinsichtlich
ihrer Tatigkeit im Rahmen ihres offentlich-rechtlichen Wirkungskreises von den Gebihren

befreit (eingeschréankte personliche Befreiung).

Offentlich-rechtlicher Wirkungskreis ist der der Gebietskorperschaft unmittelbar durch ein
Gesetz verpflichtend Ubertragene Aufgabenbereich (VwWGH 18.10.1984, 83/15/0106; VwGH
22.6.1987, 86/15/0008). Offentliches Interesse allein reicht nicht aus, vielmehr muss eine
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dem offentlichen Recht angehdrende Rechtsvorschrift bestehen, die eine entsprechende

Tatigkeit der Gebietskorperschaft vorsieht.

Zum o6ffentlich-rechtlichen Wirkungskreis zahlt jedenfalls die Hoheitsverwaltung, aber auch

jener Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung, zu dessen Besorgung die Gebietskorperschaft
durch Gesetz verpflichtet ist (VwGH 10.3.1988, 87/16/0059, VwWGH 30.4.2003,
2000/16/0113).

Entscheidend ist, dass ein unmittelbarer Gesetzesauftrag vorliegt; nicht entscheidend ist,

welcher Mittel (hoheitlicher oder privatwirtschaftlicher) sich die Gebietskorperschaft zur

Erfullung dieser Aufgaben bedient.

Beispiele:

Ein unmittelbarer Gesetzesauftrag liegt etwa fir folgende Aufgaben vor:

Errichtung einer Schule durch eine Gemeinde (VwGH 12.11.1997, 97/16/0027)
Errichtung von Offentlichen Verkehrseinrichtungen und deren Verbindung
Errichtung eines Feuerwehrgebéudes

Errichtung eines Amitsgebdudes

Beispiele:

Kein unmittelbarer Gesetzesauftrag liegt etwa fur folgende Aufgaben vor:

Errichtung von Wohnhédusern, Lagerhédusern, Theatern
Errichtung von Badeanstalten

Errichtung von Campingpldtzen

Betrieb eines Elektrizititswerkes

Betrieb eines Werbeunternehmens

2.3.3. Offentlich-rechtliche Korperschaften und bestimmte Vereinigungen

hinsichtlich des Schriftverkehrs (8 2 Z 3 GebG)

§ 2 Z 3 GebG befreit gewisse juristische Personen persdnlich von der Gebuihr, der Umfang

der Befreiung ist allerdings auf den Schriftverkehr mit den 6ffentlichen Behérden und Amtern

eingeschrankt.

Der Schriftverkehr umfasst die Eingaben (8 14 TP 6 bzw. TP 7 Abs. 1 Z 1 GebG — siehe
Rz 279 ff, Rz 315 ff) und die Beilagen (8§ 14 TP 5 GebG — siehe Rz 258 ff). Sonstige

Schriften, aber auch Rechtsgeschéfte sind nach dieser Bestimmung nicht befreit.

2.3.3.1. Juristische Personen des offentlichen Rechtes
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Juristische Personen des 6ffentlichen Rechtes sind solche Korperschaften, Anstalten und
Stiftungen, die durch ein Gesetz ausdricklich als Rechtsperson des offentlichen Rechtes
geschaffen oder anerkannt werden, oder solche, die auf Grund eines staatlichen Auftrages

Aufgaben der offentlichen staatlichen Verwaltung erfillen.

2.3.3.1.1. Gebietskorperschaften
Gebietskdrperschaften sind der Bund, die neun Bundeslander, die Gemeinden und die
Gemeindeverbande nach Art 116a B-VG. Diese sind nach 8 2 Z 1 bzw. Z 2 GebG von den

Gebihren befreit.

Zu beliehenen Unternehmen (funktionelle Organschaft) siehe Rz 290.

2.3.3.1.2. Personalkorperschaften
Die Zugehdrigkeit zu einer Personalkdrperschaft richtet sich nicht nach territorialen
Gesichtspunkten, sondern nach persdnlichen Merkmalen oder Eigenschaften. Die Mitglieder

haben gleichartige wirtschaftliche, kulturelle oder politische Ziele.

Zu den Personalkorperschaften gehdren insbesondere

= die gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften, nicht jedoch die

religiésen Bekenntnisgemeinschaften (zB Zeugen Jehovas);

= die nach innerkirchlichem Recht mit Wirksamkeit fur den staatlichen Bereich errichteten
und mit Rechtspersdnlichkeit ausgestatteten Einrichtungen (Pfarrpfriinde, Pfarren, Orden,

Kongregationen);

= die gesetzlichen Berufsvertretungen (Kammern), sowie ihre Fachgruppen und

Fachverbande;

= die politischen Parteien nach dem Parteiengesetz (nicht jedoch wahlwerbende Parteien
oder Gruppen);
= die Gesellschaft vom Roten Kreuz.

2.3.3.1.3. Interessensgemeinschaften

Interessensgemeinschaften sind nur dann Kdrperschaften 6ffentlichen Rechts, wenn sie
ausdrticklich als solche anerkannt werden. Diese umfassen Menschen hinsichtlich eng

begrenzter gemeinsamer Interessen. Dazu zdhlen Wassergenossenschaften,
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Wasserverbande, Jagdgenossenschaften, Landesjagdverbéande, Fischereigenossenschaften

udgl.

Nach einigen landesgesetzlichen Vorschriften sind auch die Freiwilligen Feuerwehren (zB in

Oberdsterreich, LGBI. Nr. 111/1996) Korperschaften des offentlichen Rechtes.

2.3.3.1.4. Anstalten
Anstalten des o6ffentlichen Rechtes sind Einrichtungen, in deren Rahmen Sachwerte und
personliche Dienstleistungen zu einer organisatorischen Einheit verbunden und als solche

bestimmten offentlichen Zwecken gewidmet sind.

Eine Anstalt ist ein zweckgebundenes Verwaltungsvermdgen, das durch das Vorherrschen
nach auBen hin sichtbarer technischer Einrichtungen charakterisiert wird und als solches aus
sich heraus die Eignung besitzen muss, bestimmte Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung zu
erfullen. Dartber hinaus ist die Widmung der Sachwerte fiir die Benttzung durch einen
individuell nicht ndher konkretisierten, vom Rechtstréager des Sachkomplexes verschiedenen
Personenkreis wesentlich (VwWGH 4.5.1982, 82/14/0051 in Bezug auf einen Bauhof einer

Gemeinde).

Teilweise sind Anstalten unmittelbar durch Gesetz eingerichtet (vgl. 8§ 2 Bundesmuseen-
Gesetz 2002; § 22 Bundesstatistikgesetz 2000; § 1 Abs. 1 Wertpapieraufsichtsgesetz; § 2
Abs. 1 Buchhaltungsagenturgesetz).

2.3.3.1.5. Stiftungen

Stiftungen sind durch eine Anordnung des Stifters dauernd gewidmete Vermégen mit
Rechtspersonlichkeit, deren Ertragnisse der Erfullung gemeinndtziger oder mildtatiger

Zwecke dienen (8 2 Abs. 1 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz).

Beispiele:

= Stiftungen, die durch Gesetz begriindet werden und dementsprechend zum
weiteren Begriff der dffentlich-rechtlichen Anstalten zéhlen (zB ORF, § 1 ORF-
Gesetz),

= Kirchliche oder religionsgesellschaftliche Stiftungen, denen nach der
Osterreichischen Rechtsordnung Offentlich-rechtliche Stellung zuerkannt wurde,

v Sonstige Stiftungen, die der dffentlich-rechtlichen Genehmigung bedtirfen, unter
dem besonderen Schutz des Staates stehen und seiner Aufsicht unterstellt sind.
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Privatstiftungen nach dem Privatstiftungsgesetz (PSG) fallen nicht unter diese

Gebuhrenbefreiung.
2.3.3.1.6. Fonds

Ein Fonds ist ein durch Anordnung des Grinders nicht auf Dauer gewidmetes Vermdgen mit
Rechtspersonlichkeit, das der Erflllung gemeinnitziger oder mildtatiger Zwecke dient (§ 22

Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz).

Beispiele:

Hilfsfonds (BGBI. Nr. 25/1956), Linzer Hochschulfonds (BGBI. Nr. 189/1962), Umwelt-
und Wasserwirtschaftsfonds (BGBI. Nr. 79/1987), das Arbeitsmarktservice (BGBI. Nr.
313/1994 idgF).

2.3.3.2. Vereinigungen, die ausschliel3lich wissenschaftliche, Humanitats- oder

Wohltatigkeitszwecke verfolgen (8 2 Z 3 GebG)

2.3.3.2.1. Begunstigte Vereinigungen

Gemal § 2 Z 3 GebG sind juristische Personen des Privatrechtes (Vereine, aber auch
Kapitalgesellschaften, Privatstiftungen oder Genossenschaften), die ausschlielilich
wissenschaftliche, humanitére oder wohltatige Zwecke verfolgen, hinsichtlich ihres
Schriftenverkehres mit den 6ffentlichen Behoérden und Amtern gebiihrenbefreit. Nicht befreit
sind Vereinigungen, die gemeinnutzige Zwecke verfolgen, sofern diese gemeinnitzigen
Zwecke nicht zugleich wissenschaftliche, humanitére oder wohltatige Zwecke sind (vgl.
VWGH 23.11.2005, 2005/16/0209).

Die Rechtsform allein ist nicht maRgebend. Die Gebihrenfreiheit bestimmt sich nach der

Satzung oder der sonstigen Verfassung und nach der tatsadchlichen Geschéaftsfiihrung.

Beispiele:

ausschlieBSlich humanitdre Zwecke verfolgen zB
Osterreichische Gesellschaft vom Roten Kreuz
Osterreichisches Schwarzes Kreuz
Arbeitersamariterbund Osterreichs
Osterreichischer Zivilschutzbund
Osterreichischer Bergrettungsdienst

Wiener Tierschutzverein

ausschlieSlich wissenschaftliche Zwecke verfolgen zB

Verband Osterreichischer Hochschulen
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Arbeitsgemeinschaft fiir Physikalische Medizin und Rehabilitation

2.3.3.2.2. Ausschliel’lichkeit

Siehe VereinsR 2001 Rz 113 ff.

2.3.3.2.3. Unmittelbarkeit

Siehe Vereinsk 2001 Rz 119 ff.
2.3.3.2.4. Wissenschaftliche Zwecke

Siehe VereinsR 2001 Rz 80.

2.3.3.2.5. Humanitats- und Wohltéatigkeitszwecke

Solche liegen vor, wenn sie darauf gerichtet sind, hilfsbedtrftige Menschen zu unterstitzen.
HilfsbedUrftigkeit bedeutet sowohl materielle Bedurftigkeit als auch das Angewiesensein auf
Hilfe auf Grund der kérperlichen oder geistigen Verfassung. Der Begriff der humanitéren

Zwecke ist dem Begriff der mildtatigen Zwecke iSd § 37 BAO gleichzusetzen.

Néheres siehe VereinsR 2001 Rz 28 f.
2.3.4. Gebuhrenbefreiung fur Gesandte auslandischer Staaten

2.3.4.1. Befreiung nach dem GebG

Die Bestimmung des 8 2 Z 4 GebG sieht die persdnliche Gebuhrenfreiheit fur die in
Osterreich akkreditierten Missionschefs auslandischer Vertretungen vor. Die Befreiung
umfasst die von ihnen ausgestellten Schriften von den festen Gebiihren, ausgenommen sind
Rechtsgeschéfte, die sich auf unbewegliche, im Inland gelegene Sachen oder auf diesen

haftende Forderungen beziehen.

2.3.4.2. Befreiung nach dem Wiener Ubereinkommen tber diplomatische
Beziehungen

Das Wiener Ubereinkommen (ber diplomatische Beziehungen (BGBI. Nr. 66/1966) befreit in
Artikel 34 den Missionschef und die im diplomatischen Rang stehenden Mitglieder des
Personals der Mission von allen staatlichen, regionalen und kommunalen Personal- und
Realsteuern oder -abgaben. Ausgenommen davon sind die in Artikel 34 lit. a bis f

aufgezéhlten Abgaben (das sind im Preis enthaltene indirekte Steuern, Steuern auf privaten
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inlandischen Grundbesitz, Erbschaftssteuern, Steuern aus privaten inlandischen Einkinften,

Dienstleistungsentgelte, bestimmte Gebuhren in Bezug auf unbewegliches Vermégen).

2.3.4.3. Befreiung nach dem Wiener Ubereinkommen tiber konsularische
Beziehungen

Nach Artikel 49 dieses Ubereinkommens (BGBI. Nr. 318/1969) sind Konsuln und Bedienstete
des Verwaltungs- oder technischen Personals sowie die mit ihnen im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienangehérigen von allen staatlichen, regionalen und kommunalen Personal-
und Realsteuern oder -abgaben befreit. Davon ausgenommen sind die in Abs. 1 lit. a bis f

des Ubereinkommens aufgezahlten Abgaben (siehe auch Rz 56).
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3. Art der Gebiihren und Entrichtung (§ 3 GebG)

3.1. Feste Gebiihren

3.1.1. Begriff

Feste Geblihren (auch als Stempelgeblihr bezeichnet) sind die mit einem fixen Betrag fur die
in den Tarifposten des § 14 GebG taxativ aufgezahlten Schriften und Amtshandlungen zu
entrichtenden Geblhren (wie zB flir Eingaben und Beilagen, Zeugnisse, Reisedokumente

usw.).
3.1.2. Entrichtung (§ 3 Abs. 2 Z 1 GebG)

Die festen Geblihren kénnen grundsatzlich (siehe Rz 60) durch
» Barzahlung,

» Einzahlung mit Erlagschein,

» mittels Bankomat- oder Kreditkarte oder

» durch andere bargeldlose elektronische Zahlungsformen

entrichtet werden.

Barzahlung und Einzahlung mit Erlagschein sind bei der Behdrde jedenfalls zuléssig.
Inwieweit bei der jeweiligen Behdrde auch eine Entrichtung mittels Bankomat- oder
Kreditkarte oder eine andere bargeldlose elektronische Zahlungsform mdglich ist, hat diese

Behdrde entsprechend bekannt zu machen (zB Aushang an der Amtstafel).

Die Behorde, bei der die gebihrenpflichtige Schrift anfallt oder die die gebuhrenpflichtige
Amtshandlung vornimmt, hat den Gebtihrenschuldner im Zeitpunkt des Entstehens der
Geblhrenschuld aufzufordern, die im jeweiligen Verfahren anfallenden Gebiihren binnen
angemessener Frist zu entrichten. In der Regel wird eine Frist von maximal 1 Monat als
angemessen anzusehen sein. Wird die Gebuhr innerhalb dieser Frist nicht entrichtet, so
haben die Organe der Beh6rde gemaB § 34 Abs. 1 GebG (siehe Rz 1084) einen Befund
aufzunehmen und diesen einem fir die Gebiihrenerhebung sachlich zustandigen Finanzamt

(siehe Rz 6 ff) zu Gbersenden.

Das Finanzamt hat als Folge der Nichtentrichtung einen Bescheid gemaB § 203 BAO zu
erlassen und eine Gebihrenerhéhung gemaB § 9 GebG (siehe Rz 117 ff) festzusetzen.
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Flr bestimmte Schriften, wie Flihrerscheine und Mopedausweise, Zulassungsscheine und
Uberstellungsfahrtscheine, Reisedokumente, Einreise- und Aufenthaltstitel sowie
Dokumentationen sind die Geblihren jedenfalls vor Aushandigung der Schrift zu entrichten
(siehe Rz 332, Rz 341, Rz 386 und Rz 402).

3.1.2.1. Entrichtungsvermerk

Bei den gebuhrenpflichtigen Schriften und Amtshandlungen ist die Gebihr an die jeweilige
Behdrde, bei der diese gebihrenpflichtige Schrift anfallt oder die die geblihrenpflichtigen
Amtshandlungen vornimmt, zu entrichten. Um die Geblihrenentrichtung nachvollziehbar zu
machen, ist von der Behdrde auf jeder geblihrenpflichtigen Schrift ein Vermerk (iber die
Hohe der entrichteten (also bereits bezahlten) oder der zu entrichtenden (dh. noch nicht
bezahlten, aber angefallenen) Gebiihr anzubringen. Der Sichtvermerk kann
automationsunterstitzt auf den Schriften angebracht oder bei handischer Aufzeichnung der
Geblhren und Verwaltungsabgaben mittels gesondertem Stempelabdruck nachvollziehbar

gemacht werden.

Verbleibt die gebuihrenpflichtige Schrift nicht im Verwaltungsakt, hat der Vermerk auBerdem
die Bezeichnung der Behdrde sowie das Datum, an dem der Vermerk angebracht wurde, zu

enthalten.

3.1.2.2. Abfuhr der Gebiihren an die Abgabenbehoérden (§ 3 Abs. 2 Z 2 GebG)

Die in einem Kalendervierteljahr entrichteten Gebiihren sind von der (einhebenden) Behérde
(auch Unternehmen, denen durch Gesetz behdérdliche Aufgaben Ubertragen wurden, sind
~funktionell* Behdrden iSd GebG, siehe Rz 290) bis zum 15. Tag des auf ein
Kalendervierteljahr folgenden Monats (somit jeweils bis zum 15. April, 15. Juli, 15. Oktober
und 15. Janner) an das fur die Erhebung der Gebiihren sachlich zustandige Finanzamt
abzufiihren, in dessen Amtsbereich sich die jeweilige Behdrde befindet (siehe Rz 6 ff). Von
den entrichteten Gebiihren sind die im § 14 TP 8 Abs. 4GebG (siehe Rz 331 f), § 14 TP 9
Abs. 5 GebG (siehe Rz 340) und § 14 TP 16 Abs. 5 GebG (siehe Rz 400) angefiihrten

Pauschalbetrage flr die Ermittlung des zu Giberweisenden Betrages abzuziehen.

Auf dem Zahlungs- oder Uberweisungsbeleg sind der Gesamtbetrag der entrichteten
Gebilhren, der Gesamtbetrag der Pauschalbetrage sowie der abzuflihrende Nettobetrag

anzufiihren.

© Bundesministerium fiir Finanzen 30-2



GebR GZ BMF-010206/0201-VI/5/2006

3.1.3. Entrichtung bestimmter fester Gebiihren an Urkundspersonen (§ 13
Abs. 4 GebG)

Die Gebltihren flir Protokolle (Niederschriften) gemaB § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG (siehe
Rz 322 ff) Gber

» eine Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft,
» eine Versammlung der Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung,
= Verlosungen oder Auslosungen von Wertpapieren,

»= die Aufnahme eines Wechsel(Scheck-)protestes, wenn sie vom Notar aufgenommen

werden
sowie fur
» Unterschriftsbeglaubigungen (§ 14 TP 13 GebG, siehe Rz 342)

sind vom Gebthrenschuldner (siehe Rz 166 ff) an die Urkundspersonen (Notare oder andere

zur Beurkundung befugte Personen, Legalisatoren, vgl. § 3 Abs. 5 GebG) zu entrichten.

3.1.3.1. Entrichtungsvermerk auf Schriften (§ 13 Abs. 4 GebG)

Die Urkundsperson hat auf der gebtihrenpflichtigen Schrift einen Vermerk (iber die Hohe der
entrichteten (also bereits bezahlten) oder der zu entrichtenden (dh. noch nicht bezahlten,

aber angefallenen) Gebiihr anzubringen.

Verbleibt die geblhrenpflichtige Schrift nicht im Verwaltungsakt, hat der Vermerk auBerdem
die Bezeichnung der Urkundsperson sowie das Datum, an dem der Vermerk angebracht

wurde, zu enthalten.

3.1.3.2. Aufschreibungen der Urkundspersonen (§ 3 Abs. 5 GebG)

Die Urkundspersonen haben Aufschreibungen zu fiihren, die Angaben tber
= die Art der Schrift,

» die Gebiihrenschuldner und

= den Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld

enthalten missen.
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Der Verpflichtung zur Flihrung von Aufzeichnungen wird durch die Fihrung der in den
berufsrechtlichen Vorschriften vorgesehenen Register und Aufzeichnungen entsprochen.
3.1.3.3. Abfuhr der festen Gebiihren (§ 3 Abs. 5 GebG)

Die Urkundspersonen haben die in einem Kalendermonat entrichteten Gebihren bis zum

15. Tag (Falligkeitstag) des auf den Kalendermonat, in dem die Gebuihrenschuld entsteht,
zweitfolgenden Monats an das flir die Erhebung der Geblihren sachlich zustéandige Finanzamt
(siehe Rz 6 ff) abzufiihren, in dessen Amtsbereich sich die Geschaftsleitung oder der Sitz der

Urkundsperson befindet.

3.1.4. Riickzahlung von zu Unrecht entrichteten festen Gebiihren

(§ 241 BAO)

Wurden feste Geblihren an die Behérde oder an die Urkundsperson zu Unrecht entrichtet, so
kann bei einem flir die Erhebung der Geblihren sachlich zustandigen Finanzamt die
Rickzahlung beantragt werden. Der Antrag ist bis zum Ablauf des dritten Kalenderjahres,
das auf das Jahr folgt, in dem der Betrag zu Unrecht entrichtet wurde, zu stellen.
Antragsberechtigt ist derjenige Geblihrenschuldner, Gesamtschuldner oder Haftende, der die
Gebdhr tatsachlich entrichtet hat.

Nicht verwendete Stempelmarken werden ausschlieBlich durch das Finanzamt fiir Gebiihren

und Verkehrsteuern Wien (siehe Rz 9) riickgekauft.

3.2. Hundertsatzgebiihren

3.2.1. Begriff

Hundertsatzgebiihren sind die mit einem bestimmten Hundertsatz (Prozentsatz) von einer
Bemessungsgrundlage zu entrichtenden Geblihren flir die in den Tarifposten des § 33 GebG

taxativ aufgezahlten Rechtsgeschafte.

3.2.2. Bemessung und Entrichtung

Die Hundertsatzgebiihren sind, sofern im GebG nichts anderes bestimmt ist, mit Bescheid

festzusetzen.
Eine gesetzliche Pflicht zur Selbstberechnung besteht fiir:
» Bestandvertrage (§ 33 TP 5 Abs. 5 GebG - mit Ausnahmen; siehe Rz 735 f)

» Gesellschafterdarlehen (§ 33 TP 8 Abs. 4 GebG; siehe Rz 817)
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» Glicksspiele, Wetten und Ausspielungen gemaB § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 bis 8 GebG (siehe
Rz 873 ff)

» Gesellschafterkredite (§ 33 TP 19 Abs. 2 GebG; siehe Rz 933)

=  Wechsel (§ 33 TP 22 GebG; siehe Rz 1078 ff)

Die Mdglichkeit zur Selbstberechnung besteht fiir:

= Gebihrenschuldner, die in ihrem Betrieb laufend eine Vielzahl gleichartiger

Rechtsgeschafte abschlieBen (siehe Rz 75)

= Parteienvertreter (siehe Rz 89) und sonstige Bevollmachtigte (siehe Rz 739)

3.2.3. Selbstberechnung gemaB § 3 Abs. 4 GebG

Ein Geblihrenschuldner, der in seinem Betrieb laufend eine Vielzahl gleichartiger
Rechtsgeschafte abschlieBt (zB Kreditinstitute fiir Kredit- und Darlehensvertrage), kann bei
dem sachlich zustandigen Finanzamt (siehe Rz 6 ff), in dessen Amtsbereich sich die
Geschaftsleitung seines Betriebes befindet, die Selbstberechnung der Hundertsatzgeblihren
fur diese Rechtsgeschafte beantragen. Die Selbstberechnung ist zu bewilligen, wenn die
Einhaltung der Geblihrenvorschriften gewahrleistet ist. Die Bewilligung zur Selbstberechnung

erfolgt mit Bescheid bei gleichzeitiger Zuteilung einer Steuernummer.

3.2.3.1. Aufschreibungen (Gebiihrenjournal)

Der zur Selbstberechnung nach § 3 Abs. 4 GebG berechtigte Gebiihrenschuldner ist zur
Flihrung von fortlaufenden Aufschreibungen ("Gebthrenjournal") verpflichtet. In diese sind
alle Rechtsgeschafte, flir die die Selbstberechnung erfolgt, aufzunehmen. Ausgenommen
sind lediglich jene gebiihrenfreien Rechtsgeschafte, fiir die keine Anzeigepflicht nach

§ 31 GebG besteht (siehe Rz 620 ff).

Das Gesetz enthadlt keine Regelung, in welcher Form die Aufschreibungen gefiihrt werden
mussen. Aufschreibungen kénnen daher sowohl mittels elektronischer Datenverarbeitung als

auch handisch gefiihrt werden, miissen aber enthalten:
= eine fortlaufende Nummer,

» den Namen des Vertragspartners,

» Art des Rechtsgeschaftes,

» die Bemessungsgrundlage,
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= den Gebilhrenbetrag und

» das Datum des Entstehens der Gebuhrenschuld (siehe Rz 446 ff).
3.2.3.2. Vermerk auf den Urkunden

Auf allen Urkunden iber Rechtsgeschafte, welche in die Aufschreibungen aufgenommen
wurden, ist ein Vermerk anzubringen, der die Bezeichnung des Bewilligungsbescheides

(siehe Rz 75) und die fortlaufende Nummer der Aufschreibungen (siehe Rz 77) enthalt.

Wird dieser Vermerk innerhalb der Anzeigefrist (siehe Rz 80 f) auf allen Gleichschriften
angebracht, so ist gemaB § 25 Abs. 5 GebG die Hundertsatzgebiihr nur einmal zu entrichten.
Andernfalls unterliegt jede Gleichschrift (siehe Rz 571 ff, Rz 579 f) gemaB § 25 Abs. 1 GebG
fur sich der Geblihr. Dies gilt sinngemaB auch flir nachtraglich errichtete Urkunden (siehe

Rz 581).

3.2.3.3. Anzeige und Entrichtung

Die selbstberechneten und in den Aufschreibungen erfassten Hundertsatzgebiihren sind vom
Inhaber der Bewilligung bis zum 15. Tag (Falligkeitstag) des dem Entstehen der
Geblihrenschuld zweitfolgenden Monats (zB Geblihrenschuld entstanden im Janner,

Falligkeitstag 15. Marz) an das zustandige Finanzamt (siehe Rz 6 ff, Rz 75) zu entrichten.

Innerhalb der Zahlungsfrist (diese endet mit dem Falligkeitstag) ist fiir den jeweiligen
Berechnungs- und Zahlungszeitraum (das ist immer ein Kalendermonat) dem zustandigen
Finanzamt (siehe Rz 6 ff, Rz 75) eine Abschrift (Kopie, Zweitausdruck) der Aufschreibungen
zu (ibersenden. Diese Ubersendung gilt als Gebiihrenanzeige gemaB § 31 GebG (siehe

Rz 620 ff).

3.2.3.4. BescheidmaBige Festsetzung
Das zustandige Finanzamt (siehe Rz 6 ff, Rz 75) hat die in einem Kalenderjahr in den

Aufschreibungen abgerechneten Hundertsatzgebiihren mit Bescheid festzusetzen.
3.2.4. Selbstberechnung geman § 3 Abs. 4a GebG

Rechtsanwalte, Notare und Wirtschaftstreuhdnder (Parteienvertreter) sind befugt, innerhalb
der Anzeigefrist des § 31 Abs. 1 GebG (15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die

Geblihrenschuld entstanden ist, zweitfolgenden Monats) die Hundertsatzgebuihr fiir
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Rechtsgeschdfte als Bevollmachtigte eines Geblihrenschuldners oder eines fiir die Geblihr

Haftenden selbst zu berechnen.

3.2.4.1. Verpflichtungen selbstberechnender Parteienvertreter
Beim ortlich fiir die Erhebung der Geblihren zustandigen Finanzamt (das ist das Finanzamt,
in dessen Amtsbereich sich die Geschaftsleitung oder der Sitz des Parteienvertreters

befindet, siehe Rz 6 ff) ist eine Steuernummer zu beantragen.

Uber die selbstberechneten Gebiihren sind Aufschreibungen zu fiihren. Geordnet nach dem
Datum der Selbstberechnung haben diese fiir jedes Rechtsgeschaft insbesondere zu

enthalten:

» die Nummer der Aufschreibung,

= die Art des Rechtsgeschaftes,

= die Gebuhrenschuldner oder die fiir die Geblhr Haftenden,

» den Zeitpunkt des Entstehens der Geblihrenschuld (siehe Rz 446 ff),
»= die Bemessungsgrundlage und

= die Hohe der selbst berechneten Gebiihr.

Das Gesetz enthdlt keine Regelung, in welcher Form die Aufschreibungen geflihrt werden
mussen. Aufschreibungen kénnen daher sowohl mittels elektronischer Datenverarbeitung als

auch handisch gefiihrt werden.

3.2.4.2. Anzeige beim Finanzamt

Eine Abschrift (Kopie, Zweitausdruck) der Aufschreibungen fir die in einem Kalendermonat
selbst berechneten Rechtsgeschéfte ist dem Finanzamt (siehe Rz 6 ff, Rz 84) bis zum
Falligkeitstag (15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die Selbstberechnung erfolgt,
zweitfolgenden Monats) zu Ubermitteln; dies gilt als Geblihrenanzeige gemaB § 31 GebG
(siehe Rz 620 ff).

Beispiel:

Geblihrenschuld entstanden am 15. Juli 2005

Ende der Selbstberechnungsfrist mit Ablauf des 15. September 2005
Selbstberechnung durch Parteienvertreter am 13. September 2005
Félligkeitstag 15. November 2005
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3.2.4.3. Selbstberechnungsvermerk

Auf den Urkunden ist ein Vermerk (iber die erfolgte Selbstberechnung anzubringen, der
= die Steuernummer des Parteienvertreters,

» die Nummer der Aufschreibungen und

» die HOhe des berechneten Gebiihrenbetrages enthalten muss.

Wird dieser Vermerk anlasslich der Selbstberechnung auf allen Gleichschriften angebracht, so
ist gemaB § 25 Abs. 6 GebG die Hundertsatzgebiihr nur einmal zu entrichten. Andernfalls
unterliegt jede Gleichschrift (siehe Rz 571 ff, Rz 579 f) gemaB § 25 Abs. 1 GebG flir sich der
Gebuhr.

3.2.4.4. Entrichtung und Aufbewahrungspflicht

Die selbst berechnete Geblihr ist unter Anfiihrung der
= Abgabenart (GEB) und
»= des Zeitraumes (Monat, in dem die Selbstberechnung erfolgte, zB Janner 2005)

auf dem Erlagschein spatestens am Falligkeitstag (siehe Rz 87) fiir alle selbstberechneten
Gebilhren dieses Zeitraumes in einem Gesamtbetrag zu entrichten. Der Parteienvertreter hat
die Aufschreibungen und je eine Abschrift (Durchschrift, Gleichschrift) der (iber die

Rechtsgeschafte ausgefertigten Urkunden sieben Jahre aufzubewahren.
3.2.4.5. Sonstige Bestimmungen

3.2.4.5.1. Unrichtige Selbstberechnung

Erweist sich die von einem Parteienvertreter durchgefiihrte Selbstberechnung als unrichtig,
so hat das Finanzamt gemafB § 201 BAO die Geblihr mit Bescheid festzusetzen. Dieser
Bescheid ist, da die Selbstberechnung rechtlich dem (den) Gebihrenschuldner(n)
zuzurechnen ist, an den (die) Gebtiihrenschuldner und nicht an den Parteienvertreter zu
richten.

Wird die Gebiihr mit Bescheid festgesetzt, so bleibt der Falligkeitstag der 15. Tag des auf

den Zeitpunkt der Selbstberechnung zweitfolgenden Monats.

3.2.4.5.2. Haftung des Parteienvertreters
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Die Parteienvertreter haften fiir die Entrichtung der selbst berechneten Geblihr, nicht
hingegen fir die Richtigkeit der Selbstberechnung.

3.2.4.5.3. Entzug der Befugnis zur Selbstberechnung § 3 Abs. 4c GebG

Die Befugnis zur Selbstberechnung kann vom Finanzamt mit Bescheid entzogen werden,
wenn der zur Selbstberechnung Befugte die maBgeblichen Bestimmungen vorsatzlich oder
wiederholt grob fahrldssig verletzt hat. Die Aberkennung kann entweder fur mindestens drei
Jahre oder unbefristet erfolgen. Die bescheidmaBige Aberkennung ist fiir alle sachlich
zustandigen Finanzamter wirksam.

Wurde die Aberkennung unbefristet ausgesprochen, so kann friihestens nach Ablauf von flinf
Jahren nach der Aberkennung ein Antrag auf Aufhebung des Aberkennungsbescheides
gestellt werden; der Antragsteller muss aber glaubhaft machen, dass er in Zukunft seinen

abgabenrechtlichen Verpflichtungen nachkommen wird.

3.2.5. Besondere Vorschriften iiber die Selbstberechnung von Gebiihren

Neben den allgemeinen Vorschriften tber die Selbstberechnung von Geblihren in § 3 Abs. 4
und 4a GebG enthalt das GebG besondere Selbstberechnungsbestimmungen in:

= § 33 TP 5 GebG — Bestandvertrage (siehe Rz 735 ff)
= § 33 TP 8 Abs. 4 GebG — Gesellschafterdarlehen (siehe Rz 817)

= § 33 TP 17 GebG — Gllicksspiele, Wetten und Ausspielungen gemaB § 33 TP 17 Abs. 1 Z
6 bis 8 GebG (siehe Rz 886 ff)

= § 33 TP 19 Abs. 2 GebG — Gesellschafterkredite (siehe Rz 933)

= § 33 TP 22 GebG — Wechsel (siehe Rz 1078 ff)
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4. Begriffe des Gebiihrengesetzes (§§ 5, 6 GebG)

4.1. Papier

Papier iSd GebG ist das Material, auf dem geschrieben wird. Darunter ist nicht nur Papier im
technischen Sinn zu verstehen, sondern jedes andere Material, wie Pergament, Leder, Seide,
Holz. Auf welche Art die Schrift hergestellt wird, ist gleichgliltig (Tinte, Bleistift,
Schreibmaschine, Druckverfahren, andere technische Verfahren).

Nach § 11 Abs. 2 GebG stehen automationsunterstiitzt oder in jeder anderen technisch
mdglichen Weise hergestellte Eingaben, Beilagen, Erledigungen, Ausfertigungen, Protokolle

und Zeugnisse den entsprechenden Schriften gleich.

4.2. Bogen

Das AusmalB des verwendeten Papiers ist nur in jenen Fallen gebiihrenrechtlich von
Bedeutung, in denen das Gesetz die Hohe der Geblihr von der Anzahl und GréBe der Bogen
der Schrift abhdngig macht. Keine Bedeutung hat das AusmaB der Schrift zB bei der Eingabe
gemaB § 14 TP 6 GebG (siehe Rz 279 ff).

Das gesetzlich umschriebene AusmaB eines Bogens deckt sich mit dem handelsiiblichen
Format DIN A3, das entspricht 2 Blattern im AusmaB von DIN A4. Hat das Papier ein
gréBeres AusmaB, so sind die festen Gebihren im zweifachen Betrag zu entrichten,

gleichgiiltig, um wie viel das Bogenmal Uiberschritten wird (Hochstgebihr).

100

Die Gebiihr fiir einen Bogen ist auch dann in vollem AusmaB zu entrichten, wenn das in

Rz 99 angegebene AusmaB nicht erreicht wird (Halbbogen — DIN A4, Viertelbogen — DIN
A5).

101

Jeder angefangene Bogen gilt als ganzer Bogen, zwei Blatter im AusmaB von jeweils 210 mm
x 297 mm (DIN A4 Blatter) sind unabhangig von einer mechanischen Verbindung als ein

Bogen zu werten, wenn sie einen fortlaufend geschriebenen Inhalt aufweisen.

102
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Unbeschriebene Seiten bleiben bei der Bogenberechnung auBer Ansatz, wenn die Schrift
einen fortlaufenden Text enthalt. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass

Schriften heute meist mit Unterstiitzung von EDV-Anlagen hergestellt werden.

Beispiele:

Eine Beilage besteht aus 3 beidseitig beschriebenen DIN A4 — Blattern (6 Seiten), die
elnen fortlaufenden Text enthalten. Das sind 2 Bogen.

Eine Beilage besteht aus 6 einseitig beschriebenen DIN A4 — Bléttern, die einen
fortlaufenden Text enthalten. Das sind ebenfalls 2 Bogen.

4.3. Berechnung des Bogens bei Schriften, bestehend aus
mehreren Blattern; weiterer Bogen

103

Bei Schriften, die aus mehreren miteinander verbundenen Blattern bestehen, ist die
Bogengeblihr so oft zu entrichten, als aus den Blattern Bogen mit den NormmalBen gebildet
werden kénnen (VWGH 6.3.1989, 88/15/0113).

104

Unter "weiterem Bogen" iSd § 6 GebG sind alle Bogen anzusehen, die mit dem ersten Bogen
einen inhaltlich zusammengehdrigen fortlaufenden Text enthalten. AuBerdem gelten als
weiterer Bogen Schriften, die einer gebihrenpflichtigen Schrift (kdrperlich) angeschlossen
sind, auch wenn sie keinen mit dieser Schrift zusammenhdngenden Text enthalten, weiters
Schriften, die durch die Erklarung der Parteien zum Inhalt der Urkunde und damit zum

integrierenden Bestandteil der Urkunde gemacht werden.

105
Die Gebtihrenpflicht von aus mehreren Bogen bestehenden Schriften ist verschieden

geregelt:

= von jedem Bogen die im Gesetz angegebene Geblihr, sofern diese nicht mehr als 13 Euro
betragt (zB § 14 TP 5 GebG);

= vom ersten Bogen die im Gesetz angegebene Geblihr; sofern diese mehr als 13 Euro
betragt, sind fiir jeden weiteren Bogen jeweils 13 Euro zu entrichten (zB § 14
TP 2 GebG);

= eine bestimmte Geblihr fir die Schrift, unabhdangig von der Bogenanzahl (zB § 14
TP 6 GebG).
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5. Rechtsgemeinschaft und gemeinschaftlicher Rechtsgrund
(§ 7 GebG)

5.1. Aligemeines

5.1.1. Grundsatz

106

Sind mehrere Personen in der gleichen rechtlichen Eigenschaft an einem nach auBen
einheitlichen gebuhrenpflichtigen Vorgang beteiligt, dann ist die Gebtihr so oft zu entrichten,

als Personen an dem Vorgang in der gleichen rechtlichen Eigenschaft beteiligt sind (VWGH
5.3.1990, 89/15/0015).

5.1.2. Ausnahme des § 7 GebG
107

GemaB § 7 GebG ist die Geblihr trotz Beteiligung mehrerer Personen am gebiihrenpflichtigen

Vorgang nur im einfachen Betrag zu entrichten, wenn die mehreren Personen

* in einer solchen Rechtsgemeinschaft stehen, dass sie in Bezug auf den Gegenstand der

Gebiihr als eine Person anzusehen sind, oder
* jhren Anspruch oder ihre Verpflichtung aus einem gemeinsamen Rechtsgrund ableiten.

Die Beglinstigung des § 7 GebG hat vor allem fiir die Eingabegebiihr (§ 14 TP 6 GebG)
praktische Bedeutung.

5.2. Rechtsgemeinschaft

5.2.1. Begriff der Rechtsgemeinschaft

108

Eine Rechtsgemeinschaft im zivilrechtlichen Sinne (§§ 825 ff, 888 ff ABGB) liegt vor, wenn
durch Vertrag, letztwillige Verfiigung, zufalliges Ereignis oder Gesetz fiir die Beteiligten
gemeinschaftliche Rechte und Pflichten bestehen. Gleichgerichtete Interessen allein reichen

flr eine Rechtsgemeinschaft nicht aus.

109

Die mehreren Personen miuissen in Bezug auf den Gegenstand der Geblihr in
Rechtsgemeinschaft stehen. Diese Voraussetzung muss im Zeitpunkt des Entstehens der
Gebuihrenschuld (§ 11 GebG; siehe Rz 139) aus der zu beurteilenden Schrift hervorgehen
(Urkundenprinzip; vgl. § 17 Abs. 1 GebG; siehe Rz 486).
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5.2.2. Rechtsgemeinschaft bei Eingaben
110

Eine Rechtsgemeinschaft liegt vor, wenn in Bezug auf den Gegenstand der Eingabe jeder der
Einschreiter dasselbe begehrt und jeder von ihnen klaglos gestellt ist, sobald einer von ihnen
befriedigt ist (VWGH 4.11.1994, 94/16/0102). Die Beschrankung der Eingabe auf solche
Angelegenheiten, in denen die Aussteller in Rechtsgemeinschaft stehen, muss im Zeitpunkt
des Entstehens der Gebiihrenschuld (§ 11 Abs. 1 Z 1 GebG; siehe Rz 139) aus der Schrift

hervorgehen.

Beispiele:

Kaufer und Verkaufer haben bei einem gemeinsamen Antrag auf grundverkehrs-
behdrdliche Genehmigung des Kaufvertrages unterschiedliche Parteistellung, weil die
Pflicht des einen zugleich das Recht des anderen ist (VwGH 16.5.1974, 1814/73,
Rechtsgemeinschaft verneint).

Das Ansuchen von 20 Mitgliedern eines Vogelfreundevereins um die Bewilligung zum
Halten bestimmter Vogel bezieht sich nicht auf das Vereinsverhéltnis (VwGH 17.9.1958,
621/58, Rechtsgemeinschaft verneint).

5.3. Gemeinschaftlicher Rechtsgrund

111

Rechtsgrund ist nach § 316 ABGB der zur Erwerbung eines Rechtes gliltige Rechtstitel iSd
biirgerlichen Rechtes. Der Rechtsgrund muss fiir die mehreren Personen ein
gemeinschaftlicher sein. Ein gemeinschaftlicher Rechtsgrund liegt nur dann vor, wenn
mehrere Personen gemeinsam berechtigt oder gemeinsam verpflichtet werden (VWGH
5.3.1990, 89/15/0015). BloBe Gleichheit des Rechtsgrundes ist nicht ausreichend.

112

Der gemeinschaftliche Rechtsgrund muss fiir die mehreren Personen in Bezug auf den
Gegenstand der Gebihr bestehen. Diese Voraussetzung muss im Zeitpunkt des Entstehens
der Geblihrenschuld (§ 11 GebG; siehe Rz 139) aus der zu beurteilenden Schrift hervorgehen
(Urkundenprinzip; vgl. § 17 Abs. 1 GebG; siehe Rz 486).

Beispiele:

Tauschpartner sind beim gemeinsamen Ansuchen an die Grundverkehrskommission um
Genehmigung nicht als eine einzige Person anzusehen, weil bei einem Tausch
mindestens zwei Grunderwerbe vorliegen. (VWGH 16.5.1974, 1814/73,
gemeinschaftlicher Rechtsgrund verneint ).

Bei einem Ansuchen mehrerer Miteigentimer an die Grundverkehrskommission um
Genehmigung der Eigentumsdibertragung auf Grund eines Teilungsvertrages besteht
ein gemeinsamer Wille zur Aufhebung der Gemeinschaft des Miteigentums. (VwGH
16.4.1970, 12/70, gemeinschaftlicher Rechtsgrund bejaht).
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6. Amtlicher Gebrauch (§ 8 GebG)

113

Ein amtlicher Gebrauch einer Schrift liegt vor, wenn diese bei einer 6ffentlichen Behorde,
einem Gericht, einem Amt oder einer 6ffentlichen Kasse (das sind anweisende Stellen iSd
finanzgesetzlichen Vorschriften, zB Bundesministerien, Landesregierungen) zu dem Zwecke
verwendet wird, zu dem sie ausgestellt worden ist. Dabei ist es gleichgliltig, ob die Schrift in

Urschrift (Original) oder in einer Abschrift (Kopie) vorgelegt wird.
114

Die bloBe Ubergabe einer Schrift zur Herstellung einer amtlichen Abschrift oder zur amtlichen
Aufbewahrung ist noch kein amtlicher Gebrauch. Ein bloBes Vorweisen oder Vorzeigen einer
Schrift, ohne dass davon aktenmaBig Kenntnis genommen wird, ist auch kein amtlicher
Gebrauch. Eine aktenmaBige Kenntnisnahme liegt zB vor, wenn eine Kopie angefertigt und
zum Akt genommen wird oder in einem Aktenvermerk die erfolgte Einsichtnahme

festgehalten wird.

115

Ein amtlicher Gebrauch setzt also voraus, dass die Schrift zu einem bestimmten Beweiszweck
verwendet wird, dass sie zum Akt genommen wird und dort verbleibt, oder dass zumindest
ihr Inhalt durch Amtsvermerk oder amtlich angefertigte Abschrift aktenmaBig festgehalten
wird. Dies ist zB dann der Fall, wenn ein Organ der Behorde oder des Gerichtes in die
vorgelegte Schrift Einsicht nimmt, sich tber deren Inhalt unterrichtet, um das so gewonnene
Wissen bei einer Amtshandlung zu verwerten oder auf Grund des so gewonnenen Wissens
von einer bestimmten Amtshandlung abzusehen. Zum amtlichen Gebrauch verwendet wird
eine Schrift von demjenigen, der sich vor einer Behtrde oder dem Gericht auf den Inhalt der
Schrift beruft, damit diese zur Kenntnis genommen oder zur Grundlage des amtlichen

Handelns gemacht wird.

116

Die geblihrenrechtliche Bedeutung des amtlichen Gebrauches liegt darin, dass durch diesen
Vorgang im Zeitpunkt seiner Vornahme ein Gebiihrenanspruch fiir Schriften und Urkunden
(88 14 und 33 GebG) entsteht, der sonst nicht entstanden ware. Bedeutsam ist diese
Gesetzesbestimmung daher bei Schriften und Urkunden (§§ 14 und 33 GebG), die im
Ausland ausgestellt worden sind.

Die Gebtihrenschuld durch amtlichen Gebrauch entsteht bei Schriften iSd § 14 GebG nicht
nur durch die Verwendung des Originals (Urschrift), sondern auch durch die Verwendung

einer beglaubigten oder unbeglaubigten Kopie (Abschrift).
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Zu den im Ausland ausgestellten Urkunden Uiber Rechtsgeschafte (§ 33 GebG) siehe Rz 457
ff, insbesondere Rz 473.
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7. Gebiihrenerhohung (§ 9 GebG)

117

Die Gebiihren nach dem GebG fallen gemaB § 2 Abs. 2 FinStrG nicht unter die Abgaben, fiir
die das Finanzstrafrecht anzuwenden ist (siehe Rz 4). Die Erh6hungen des § 9 GebG sind
daher keine Strafen iSd FinStrG, sondern Abgaben, und zwar Nebenanspriiche iSd § 3

Abs. 2 BAO.

7.1. Feste Gebiihren

118

Fir die festen Gebiihren, die fir Schriften und Amtshandlungen iSd Tarifposten des

§ 14 GebG anfallen, sieht das Gesetz einerseits eine zwingende Gebiihrenerhéhung als
objektive Rechtsfolge einer nicht ordnungsgemaBen Entrichtung vor (§ 9 Abs. 1 GebG),
andererseits eine zusatzliche, im Ermessen der Behdrde stehende Erhéhung gemaB § 9
Abs. 2 GebG.

7.1.1. Zwingende Erhohung
119

Wird eine feste Gebiihr, die nicht vorschriftsmaBig durch Barzahlung, durch Einzahlung mit
Erlagschein, mittels Bankomat- oder Kreditkarte oder andere bargeldlose elektronische
Zahlungsformen entrichtet wurde, gemaB § 203 BAO mit Bescheid festgesetzt, so ist nach
der zwingenden Vorschrift des § 9 Abs. 1 GebG zusatzlich eine Geblihrenerhdhung im
AusmaB von 50% der verkiirzten Gebiihr zu erheben. Ein Verschulden des Abgabepflichtigen
stellt keine Voraussetzung der Erhéhung dar (VWGH 16.3.1987, 86/15/0114; VWGH
12.11.1997, 97/16/0063).

120

Nicht vorschriftsmaBig entrichtet ist eine feste Geblihr dann, wenn sie im Zeitpunkt des
Entstehens der Geblihrenschuld — dieser ist gemaB § 11 GebG je nach Schrift oder
Amtshandlung verschieden — (siehe Rz 128) oder innerhalb der von der Behdrde
eingerdumten Zahlungsfrist (siehe Rz 61) nicht auf eine der gesetzlich zuldssigen Arten
gemal § 3 Abs. 2 GebG bezahlt wurde (siehe Rz 59 f).

7.1.2, Erh6hung nach Ermessen

121

Gemal § 9 Abs. 2 GebG steht es der Abgabenbehérde im Rahmen ihres Ermessens frei, bei
nicht ordnungsgemaBer Entrichtung einer festen Gebihr eine zusatzliche Geblihrenerhéhung
bis zu 50% der nicht entrichteten (verkiirzten) Geblihr zu erheben, sodass die
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Geblihrenerhdhung zusammen hdchstens 100% betragen kann. Zur Austibung des

Ermessens siehe Rz 125 ff.

7.2. Hundertsatzgebiihren

122

Werden Rechtsgeschéfte, die den Hundertsatzgebiihren unterliegen, nicht ordnungsgeman
angezeigt oder werden Rechtsgebiihren im Falle der verpflichtenden oder befugten
Selbstberechnung nicht ordnungsgemaB entrichtet, so ist es in das Ermessen der
Abgabenbehdrde gestellt, eine Erhéhung von bis zu 100% der fehlenden Gebiihr
festzusetzen.

123
Von einer nicht ordnungsgemaBen Gebiihrenanzeige flir Rechtsgeschafte spricht man dann,
wenn diese nicht rechtzeitig erfolgt (siehe Rz 620 ff). Zum Entstehen der Geblihrenschuld
siehe Rz 446 ff.

124

Eine nicht ordnungsgemaBe Entrichtung von Hundertsatzgebiihren ist gegeben, wenn die im
Wege der Selbstberechnung abzufiihrenden Geblihren (etwa § 3 Abs. 4 und 4 a GebG, § 33
TP 5 GebG, § 33 TP 8 Abs. 4 GebG, § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 bis 8 GebG, § 33 TP 22 GebG)
nicht bis zum Falligkeitstag an das Finanzamt abgefiihrt wurden.

125

Die Vorschreibung einer Geblhrenerhéhung nach § 9 Abs. 2 GebG liegt im Ermessen der

Behorde. Als Kriterien des Ermessens sind insbesondere zu beriicksichtigen

* inwieweit dem Gebihrenschuldner das Erkennen der Geblihrenpflicht einer Schrift oder

eines Rechtsgeschaftes zugemutet werden konnte,

= 0b eine Geblihrenanzeige unterlassen, gering oder betrachtlich verspatet erstattet wurde,
sowie,

= 0ob eine Verletzung einer Gebiihrenbestimmung erstmalig oder bereits wiederholt erfolgt
ist.

126

Eine Geblhrenerhéhung bei bloB zweitagiger Verspatung der Gebilihrenanzeige ist unbillig
(VWGH 13.5.1965, 1628/64).

Die Festsetzung einer Gebiihrenerh6hung unter dem Gesichtspunkt der Zumutbarkeit des

Erkennens der Gebiihrenschuld ist unzuldssig, wenn es sich um einen Zweifelsfall handelt,
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der weder in Literatur noch in der Rechtsprechung eine Erérterung erfahren hat (VWGH
25.2.1976, 544/74).

127

Angehdrigen rechtsberatender Berufe wird idR das Erkennen der Gebuhrenpflicht zugemutet
werden kénnen, ebenso kaufmannisch versierten Gebihrenschuldnern (VWGH 16.12.1965,
683/65; VWGH 16.5.1974, 1814/73; VWGH 26.4.1977, 2395/76; VWGH 18.12.1995,
95/16/0127; VwGH 15.3.2001, 2000/16/0115).

Die Abwicklung gebuihrenpflichtiger Geschafte als ,Massengeschaft"™ spricht fir die
Zumutbarkeit des Erkennens der Gebuhrenschuld (VWGH 24.6.1991, 90/15/0057).
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8. Entstehen der Gebiihrenschuld fiir Schriften (§ 10 und
§ 11 GebG)

8.1. Schriften und Amtshandlungen nach § 10 GebG

128
Nach dem GebG sind nur diejenigen Schriften und Amtshandlungen geblhrenpflichtig, die in
den Tarifposten des § 14 GebG (siehe Rz 185 ff) aufgezahlt sind. Das sind:

= Abschriften (§ 14 TP 1 GebG) (siehe Rz 186 ff)

= Amtliche Ausfertigungen (§ 14 TP 2 GebG) (siehe Rz 203 ff)

= Ausziige (§ 14 TP 4 GebG) (siehe Rz 246 ff)

= Beilagen (§ 14 TP 5 GebG) (siehe Rz 258 ff)

= Eingaben (§ 14 TP 6 GebG) (siehe Rz 279 ff)

= Protokolle (§ 14 TP 7 GebG) (siehe Rz 315 ff)

* Einreise- und Aufenthaltstitel (§ 14 TP 8 GebG) (siehe Rz 331 ff)
= Reisedokumente (§ 14 TP 9 GebG) (siehe Rz 333 ff)

= Unterschriftsbeglaubigungen (§ 14 TP 13 GebG) (siehe Rz 342 ff)
= Zeugnisse (§ 14 TP 14 GebG) (siehe Rz 350 ff)

=  Zulassungs- und Uberstellungsfahrtscheine (§ 14 TP 15 GebG) (siehe Rz 370 ff)

Flhrerscheine (§ 14 TP 16 GebG) (siehe Rz 390 ff)

8.1.1. Prinzip der Schriftlichkeit - Urkundenprinzip
129

Weist eine Schrift oder Amtshandlung die gesetzlich geforderten Merkmale auf, unterliegt sie
einer Stempelgebihr (siehe Rz 58). Das GebG knipft — besonders in diesem Bereich der
Stempelgebiihr — an formale Kriterien an (VWGH 15.1.1981, 15/3627/80) und wird vom
Prinzip der Schriftlichkeit (Urkundenprinzip) beherrscht (VWGH 19.12.1986, 86/15/0071).
Schriftlichkeit ist aber nicht in einem engen Wortsinn zu verstehen. Die Gebiihrenpflicht ist
zwar grundsatzlich vom Vorhandensein eines Schriftstiickes abhdngig, das Vorliegen von

Papier ist jedoch nicht erforderlich (siehe Rz 130).
130

Auch automationsunterstiitzt oder in jeder anderen technisch méglichen Weise eingebrachte

Eingaben und Beilagen, sowie auf diese Weise ergehende Erledigungen, amtliche
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Ausfertigungen, Protokolle und Zeugnisse sind den Schriften gleichzuhalten (zB Fax oder E-
Mail).

131

Wurde eine Schrift tatsachlich verfasst, so unterliegt sie der Gebiihrenpflicht, auch wenn ihre
Errichtung bei zweckmaBigerer Vorgangsweise hatte unterbleiben kénnen (VWGH 7.10.1993,
93/16/0018). Wird der Weg einer geblihrenpflichtigen Eingabe gewahlt, dann kann die
Gebuhrenpflicht nicht mit dem Hinweis abgewendet werden, dass auch ein anderer, nicht
geblihrenpflichtiger Weg zur Verfolgung des Anliegens offen gestanden ware (VwGH
20.8.1996, 96/16/0160).

132

Wird dort, wo das flir die jeweilige Materie anzuwendende Verfahrensgesetz es zuldsst, an
die Behorde keine (weder eine schriftliche noch eine automationsunterstiitzte oder sonst
technisch mdgliche) Eingabe gerichtet, sondern der Weg der telefonischen oder persénlichen
Vorsprache gewahlt, flihrt das zu keiner unsachlichen Ersparnis der Eingabengebihr (VWGH
4.3.1982, 81/15/0050).

Beispiel:

Nach dem Steiermarkischen Baugesetz (LGBI. Nr. 59/1995 idgF) kann ein Ansuchen auf
Bentitzungsbewilligung auch mindlich gestellt werden. Der behdrdliche Aktenvermerk
gilt nicht als schriftlicher Antrag der Partei. Nach Durchfiihrung des Verfahrens
entscheidet die Behdérde mit schriftlichem Bescheid tber das Ansuchen. Mangels
schriftlicher Eingabe entsteht durch die schriftliche Erledigung keine Gebihrenschuld
fir die Eingabe.

8.1.2. Befristete Ausnahme bei Verwendung der Biirgerkarte
133

Elektronisch unter Verwendung der Biirgerkartenfunktion im Zeitraum 1. Marz 2004 -

31. Dezember 2006 eingebrachte Eingaben und Beilagen sind nicht als Schrift iSd § 1 GebG
anzusehen und l6sen damit wahrend dieses Zeitraumes keine Gebiihrenpflicht aus (siehe

§ 37 Abs. 11 GebG).

8.1.3. Gleichschriften

134

Werden Schriften mehrfach ausgefertigt, unterliegt jede einzelne Ausfertigung (Gleichschrift)
der Geblihr, wenn sie die Voraussetzungen fiir die Geblhrenpflicht erfillt (VWGH 1.12.1976,
288/75 und 289/75).

8.1.4. Urkundeninhalt
135
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MaBgeblich fiir die Bemessung der Gebiihr ist ausschlieBlich der Inhalt der Schrift (VWGH
16.11.1995, 94/16/0057, VWGH 6.10.1994, 92/16/0191). Der wahre, allenfalls vom
Urkundeninhalt abweichende Wille der Parteien ist nicht zu erforschen (VWGH 16.11.1995,
94/16/0057).

136

Weist eine Schrift die inhaltlichen Merkmale des geblhrenpflichtigen Gegenstandes von mehr
als einer Tarifpost des § 14 GebG auf, so begrlindet sie die Gebihrenpflicht nach jeder der in
Frage kommenden Tarifposten (VWGH 22.4.1991, 90/15/0072).

Beispiel:

Notarielle Unterschriftsbeglaubigung nach § 14 TP 13 GebG in einem gemal3 § 14
TP 7 Abs. 1 Z 4 GebG gebiihrenpfiichtigen Protokoll.

137
Ist fiir einen geblihrenpflichtigen Haupttatbestand auch ein speziellerer Tatbestand

vorgesehen, fallt nur die Geblhr fiir den spezielleren Tatbestand an.

Beispiel:

Eine beglaubigte amtliche Abschrift unterliegt nur der Gebiihr nach § 14 TP 1 GebG
und nicht zuséatzlich der Gebiihr als Zeugnis nach § 14 TP 14 GebG.

138

Inhalt und Zweck, der mit der Schrift verfolgt wird, miissen aus der Urkunde zum Ausdruck
kommen. Werden zu einer unklaren Eingabe spater Schriftstiicke zur Erlduterung
nachgereicht, so ist die urspriingliche Eingabe anhand der nachgereichten Schriftstlicke zu
beurteilen (VWGH 14.11.1996, 94/16/0148). Die fiir eine Geblihrenbefreiung oder -
beglinstigung maBgebenden Umstdande miissen aus der Schrift selbst ersichtlich sein (VWGH
16.11.1995, 94/16/0057).

8.2. Entstehen der Gebiihrenschuld nach § 11 GebG

8.2.1. Eingaben, Beilagen, Protokolle

139

Bei Eingaben (siehe Rz 279 ff), Beilagen (siehe Rz 258 ff), eingabeersetzenden Protokollen
(siehe Rz 316 ff), Befunden und Vernehmungen (siehe Rz 319 ff) anldsslich der Erteilung
eines amtlichen Zeugnisses (siehe Rz 350 ff) oder einer amtlichen Bewilligung auf
Einschreiten von Privatpersonen entsteht die Geblihrenschuld im Zeitpunkt der Zustellung
der das Verfahren in einer Instanz abschlieBenden schriftlichen Erledigung Uber die in der

Eingabe enthaltenen Anbringen.

140
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Der Begriff der Erledigung umfasst alle Arten schriftlicher AuBerungen der Behorde zu einem
Anbringen. Damit sind nicht nur Erledigungen in Bescheidform gemeint. Auch eine nach den
jeweiligen Verfahrensgesetzen zuldssige andere Form der Schriftlichkeit lasst die

Gebihrenpflicht im Zeitpunkt der Zustellung der Erledigung entstehen.

141
Auch automationsunterstiitzt oder in jeder anderen technisch méglichen Weise ergehende
Erledigungen l6sen die Gebiihrenschuld fir die im jeweiligen Verfahren anfallenden Schriften

(Eingaben, Beilagen, Protokolle) aus (siehe Rz 130).

142

Die Zustellung der das Verfahren in einer Instanz abschlieBenden schriftlichen Erledigung
lasst auch ohne deren Unterzeichung, wenn die jeweiligen Verfahrensvorschriften dies
vorsehen, die Gebihrenschuld flir Eingaben, Beilagen und Protokolle (§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 1
und Z 2 GebG) entstehen. Fiir das Entstehen der Geblihrenschuld ist es auch ohne Belang, in
welchem Sinne die Behorde tatig geworden ist (VWGH 20.12.2001, 2000/16/0734).

Beispiele schriftlicher Erledigungsarten:

Genehmigung, Stattgabe, Bewilligung, Zurtickweisung, Abweisung, Mitteilung dber
Verfahrenseinstellung, Gegenstandsloserkidrung, die Ausstellung eines beantragten
Zeugnisses; die Anbringung eines Genehmigungsstempels auf der Eingabe, die
schriftliche Auskunft, dass das Anbringen keiner materiellen Erledigung zugénglich ist.

Bei einem Ersuchen um Ubersendung von Aktenabschriften stellt die Ubermittiung der
angeforderten Kopien unabhéngig davon, ob auch ein behdrdliches Begleitschreiben
angeschlossen ist, eine schriftliche Erledigung dar.
143
Auch durch schriftliche Mitteilungen der Behérde zu Anbringen, bei denen gar keine

schriftliche Erledigung vorgesehen ist, entsteht die Gebiihrenschuld.

Beispiele:

Es wird bloB in einem Hoflichkeitsschreiben mitgeteilt: "das Verfahren wurde
abgeschlossen” oder "Threm Antrag wurde entsprochen”. Ist jedoch Inhalt des
Hoflichkeitsschreibens der Behdrde lediglich die Zurkenntnisnahme der eingereichten
Mitteilung, ohne dass fir den Antragsteller daraus eine rechtliche Konsequenz ableitbar
wdre, so liegt keine schriftliche abschlieende Erledigung der Behdrde vor.

144
Die in Rz 139 genannten Schriften l6sen die Geblihrenschuld nicht aus, wenn keine

schriftliche Erledigung ergeht.

Beispiele:

In einem Baugesetz (zB § 43 Baugesetz, LGBI. Nr. 52/2001, Vorarlberg) ist
vorgesehen, dass die Vollendung des bewilligungspfiichtigen Bauvorhabens der
Behdrde zu melden ist. Nach Durchfiihrung einer Schlussiberprifung ist aber kein
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Bescherd lber die Benditzungsbewilligung vorgesehen. Der Bauwerber hat (in der
Regel) bereits mit der Meldung der Vollendung das Recht zur Bentitzung des
Bauvorhabens.

145

Ein schriftlicher Vorhalt oder eine Ladung im Zuge der Bearbeitung einer Eingabe stellt bei
Nichtfortflihrung des Verfahrens keine das Verfahren abschlieBende schriftliche Erledigung
der Eingabe dar. Aus diesem Grund entsteht keine Geblihrenschuld fiir die das Verfahren

einleitende Eingabe.

146
Mindlich verkilindete, lediglich beurkundete aber nicht oder nicht rechtswirksam (zB § 17
Zustellgesetz) zugestellte Erledigungen lassen die Geblihrenschuld fiir Eingaben nicht

entstehen.

147
Wird eine Eingabe zuriickgezogen und halt die Behdrde dies nur in ihren Akten
(Verwaltungsakt) fest, entsteht ebenso wenig eine Gebilihrenschuld, wie wenn die Behdrde

dem Einschreiter die Kenntnisnahme der Zuriickziehung schriftlich mitteilt (siehe Rz 314).

Wird dagegen schriftlich mitgeteilt, dass das Verfahren eingestellt wird oder wird der Antrag
flir gegenstandslos erklart, so entsteht mit der Zustellung der schriftlichen Erledigung die

Gebiihrenschuld fiir den urspriinglichen Antrag.

Im Mehrparteienverfahren entsteht eine Gebiihrenschuld fiir die verfahrenseinleitende

Eingabe nur dann, wenn auch der Antragsteller die schriftliche Erledigung erhalt.

Beispiel:

Zurickziehung des verfahrenseinleitenden Antrages im Mehrparteienverfahren:

Die Einstellung des Verfahrens wird den Parteien mit Ausnahme desjenigen, der den
verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat, schriftlich zur Kenntnis gebracht; es
entsteht keine Geblihrenschuld.

148

Als abschlieBend — und damit die Gebiihrenschuld auslésend — wird eine Erledigung dann
anzusehen sein, wenn hinsichtlich des gestellten Anbringens nach der anzuwendenden
Verwaltungsvorschrift kein weiterer behérdlicher Erledigungsschritt derselben Instanz mehr
erfolgt. Ergeht (iber eine Eingabe mit nur einem Ansuchen (§ 12 Abs. 1 GebG, siehe Rz 306
ff lediglich ein Teilbescheid (zB iSd § 59 AVG), so ist damit noch keine abschlieBende
Erledigung des in der Eingabe enthaltenen Anbringens erfolgt. Die Geblihrenschuld wird erst

durch den Endbescheid ausgelost.

149
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Die Zustellung der schriftlichen Erledigung kann auf verschiedene Arten erfolgen, wie zB im
Postwege, durch wirksame Hinterlegung, automationsunterstiitzt oder in jeder anderen

technisch mdglichen Weise oder durch Aushandigung der Erledigung.
8.2.2. Amtliche Ausfertigungen

150
Bei amtlichen Ausfertigungen nach § 14 TP 2 GebG (siehe Rz 203 ff) entsteht die
Gebiihrenschuld im Zeitpunkt der Hinausgabe, also mit der Aushandigung oder Ubersendung

an die Person, die aus der amtlichen Ausfertigung unmittelbare Rechte ableiten kann.

8.2.3. Amtshandlungen

151
Bei Amtshandlungen (siehe zB Rz 332 und Rz 394) entsteht die Gebiihrenschuld mit deren

Beginn.
8.2.4. Protokolle gemaB § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG

152
Bei den folgenden Protokollen nach § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG (siehe Rz 322 ff)

entsteht die Geblhrenschuld im Zeitpunkt der Unterzeichnung:
= Z 4 lit. a: Niederschrift iber eine Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft,

= Z 4 |it. b: Niederschrift Gber die Versammlung der Gesellschafter einer Gesellschaft mit

beschrankter Haftung,
= Z 5: Niederschriften Uber Verlosungen oder Auslosungen von Wertpapieren,

= Z 6: Protokolle tber die Aufnahme eines Wechsel(Scheck)protestes, wenn sie vom Notar

aufgenommen werden.
8.2.5. Zeugnisse

8.2.5.1. Inldndische Zeugnisse

153

Bei Zeugnissen nach § 14 TP 14 GebG (siehe Rz 350 ff) entsteht die Gebiihrenschuld im
Zeitpunkt der Unterzeichnung oder im Zeitpunkt der Hinausgabe. Dies gilt auch fiir die
Sondertatbestdnde eines Zeugnisses, namlich den Abschriften nach § 14 TP 1 GebG (siehe
Rz 186 ff) und den Ausziigen nach § 14 TP 4 GebG (siehe Rz 246 ff).

8.2.5.2. Ausldndische Zeugnisse

154
Bei Zeugnissen, die von auslandischen Behdrden oder auslandischen Gerichten ausgestellt

worden sind, entsteht die Gebihrenschuld, sobald von ihnen im Inland ein amtlicher
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Gebrauch gemacht wird (siehe Rz 113 ff), auch wenn sie nur in beglaubigter oder
unbeglaubigter Abschrift verwendet werden. Bei im Ausland beglaubigten Abschriften
entsteht die Gebiihrenschuld gemaB § 11 Abs. 1 Z 5 GebG mit dem amtlichen Gebrauch im
Inland.

8.2.6. Unterschriftsbeglaubigungen

155

Die Gebtihrenschuld bei Unterschriftsbeglaubigungen (siehe Rz 342 ff) entsteht im Zeitpunkt
der Unterzeichnung durch die Urkundsperson. Wurde die Unterschriftsbeglaubigung durch
eine vergleichbare auslandische Urkundsperson vorgenommen, entsteht die Geblihrenschuld,

sobald im Inland ein amtlicher Gebrauch (siehe Rz 113 ff) gemacht wird.

8.3. Entstehung der Gebiihrenschuld bei den nicht ausdriicklich
in § 11 GebG angefiihrten Schriften

156
§ 11 GebG enthalt nicht fiir alle in § 14 GebG genannten Schriften eine Bestimmung Uber

das Entstehen der Gebiihrenschuld.

Flir mehrere der in § 14 GebG Schriften ist das Entstehen der Geblihrenschuld in der

jeweiligen Tarifpost selbst geregelt.

Einige der in § 14 GebG genannten Schriften stellen Sondertatbestdnde von in
§ 11 Abs. 1 GebG angefilihrten Haupttatbestanden dar; das Entstehen der Gebihrenschuld
ergibt sich aus der analogen Anwendung des § 11 Abs. 1 GebG fiir den Haupttatbestand.

8.3.1. Abschriften

8.3.1.1. inldndische Abschriften

157

Die Gebihrenschuld entsteht im Zeitpunkt der Unterzeichnung oder der Hinausgabe durch
die inlandische Behorde (siehe Rz 201).

8.3.1.2. auslandische Abschriften

158

Bei im Ausland beglaubigten Abschriften entsteht die Geblihrenschuld, sobald von ihnen im
Inland ein amtlicher Gebrauch (siehe Rz 113 ff) gemacht wird.

8.3.2. Ausziige

159
Die Gebtihrenschuld entsteht mit der Aushandigung der Schrift (Auszug, Abschrift oder

Bescheinigung) an den Interessenten (siehe Rz 254 ff).
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8.3.3. Einreise- und Aufenthaltstitel
160
Die Gebiihrenschuld fiir die Erteilung von Einreise- und Aufenthaltstiteln entsteht mit der

Hinausgabe (Aushindigung, Ubersendung) durch die Behérde (siehe Rz 331 f).
8.3.4. Reisedokumente
161

Die Gebiihrenschuld entsteht mit der Hinausgabe (Aushandigung) des Reisedokuments durch
die Behorde (siehe Rz 341).

8.3.5. Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigungen) und
Uberstellungsfahrtscheine

162

Die Gebiihrenschuld entsteht mit der Ausfertigung des Zulassungsscheines
(Zulassungsbescheinigung) und Uberstellungsfahrtscheines durch die Zulassungsstelle (siehe
Rz 384).

163

Flr als amtliches Zeugnis (siehe Rz 370 ff) von Behdrden des Bundes oder der Lander
ausgestellte Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und Uberstellungsfahrtscheine
entsteht die Geblhrenschuld im Zeitpunkt der Unterzeichnung oder der Hinausgabe (siehe
Rz 383 ff und Rz 153).

8.3.6. Fiihrerscheine
164

Die Gebtihrenschuld fiir die Ausstellung des Fiihrerscheines entsteht mit dessen Hinausgabe
(Aushandigung) durch die Behdrde (siehe Rz 392).

8.4. Automationsunterstiitzte Eingaben, Beilagen und
Erledigungen

165

Durch § 11 Abs. 2 GebG wurde der Begriff einer Schrift an die heutigen technischen
Moglichkeiten angepasst. Damit ist auch eine automationsuntersttitzt oder in jeder anderen
technisch mdglichen Weise (zB mittels Fax oder E-Mail) eingebrachte Eingabe oder Beilage
gebuhrenpflichtig. Weiters sind damit auch auf solchem Wege ergehende Erledigungen,
amtliche Ausfertigungen, Protokolle und Zeugnisse gebiihrenpflichtig, wenn auf sie die
Merkmale einer der in § 14 GebG enthaltenen Schriften zutreffen (siehe Rz 129 ff).
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9. Gebuhrenschuldner bei den festen Gebuhren (8 13 GebG)

9.1. Allgemeines

166

§ 13 Abs. 1 GebG regelt, welche Person hinsichtlich der festen Gebiihren des § 14 GebG (zB
Eingaben, Beilagen, Zeugnisse ua.) zur Gebuhrenentrichtung verpflichtet ist. Diese Person ist
Abgabepflichtiger iSd § 77 Abs. 1 BAO.

167
Bei Eingaben (8§ 14 TP 6 GebG) und deren Beilagen (8 14 TP 5 GebG) ist zur Entrichtung der

Gebuhren derjenige verpflichtet, in dessen Interesse die Eingabe eingebracht wird.

168
Bei einer Eingabe nach § 24 Abs. 3 Verwaltungsgerichtshofgesetz oder nach § 17a
Verfassungsgerichtshofgesetz (zB Beschwerden an den VwGH bzw. VfGH) ist zur Entrichtung

der Gebuhr derjenige verpflichtet, in dessen Interesse die Eingabe eingebracht wird.

169
Bei einem eine Eingabe ersetzenden Protokoll (Niederschrift) sowie bei einem sonstigen
gebuhrenpflichtigen Protokoll (8 14 TP 7 GebG) ist zur Entrichtung der Gebuhren derjenige

verpflichtet, in dessen Interesse das Protokoll verfasst wird.

170
Bei amtlichen Ausfertigungen (8 14 TP 2 GebG) und amtlichen Zeugnissen (8 14
TP 14 GebG) ist derjenige Gebuhrenschuldner, in dessen Interesse die amtliche Ausfertigung

oder das amtliche Zeugnis ausgestellt wird.

171

Ebenso wie beim Entstehen der Gebiihrenschuld nach § 11 GebG (siehe Rz 139 ff) sind auch
in 8 13 Abs. 1 GebG die Tarifposten 1 (Abschriften) und 4 (Ausziige) des 8 14 GebG nicht
besonders aufgefiihrt. Infolge des Zeugnischarakters dieser Tarifposten gelten hinsichtlich
der Person des Gebuhrenschuldners sinngemal die Bestimmungen fir Zeugnisse (8§ 13

Abs. 1 Z 2 GebG, siehe Rz 367). Gleiches gilt auch flr die Tarifpost 13
(Unterschriftsbeglaubigungen).

172
Bei Amtshandlungen (8 14 TP 16 Abs. 2 GebG siehe Rz 394, § 14 TP 8 Abs. 5b GebG siehe

Rz 332) ist derjenige Gebihrenschuldner, in dessen Interesse die Amtshandlung erfolgt.

173
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Bei folgenden nicht ausdriicklich im § 13 GebG angefiihrten Schriften ergibt sich die Person

des Gebuhrenschuldners aus der jeweiligen Tarifpost:
Einreise- und Aufenthaltstitel (8 14 TP 8 GebG, siehe Rz 331 ff)
Reisedokumente (8§ 14 TP 9 GebG, siehe Rz 333 ff)

Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und Uberstellungsfahrtscheine (§ 14
TP 15 GebG, siehe Rz 370 ff)

Fuhrerscheine (8 14 TP 16 GebG, siehe Rz 390 ff)

Bei all diesen Schriften ist derjenige Gebuhrenschuldner, fir den oder in dessen Interesse die

Schrift ausgestellt wird.

174

Bei Protokollen iSd § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG und bei Unterschriftsbeglaubigungen
gemal § 14 TP 13 GebG hat der Gebiihrenschuldner die Gebiihren an die Urkundsperson zu
entrichten, die das Protokoll errichtet oder die Unterschriftsbeglaubigung vorgenommen hat

(siehe auch Rz 65).

175

Ubersicht Gebiihrenschuldner

Schrift § 14 TP | GebUhrenschuldner §137Z

Eingaben 6 Derjenige, in dessen Interesse die 1

] Eingabe eingebracht oder das Protokoll
Beilagen 5
verfasst wird

Protokolle (eingabeersetzend) 7(1)1

(sonstige) 7(1)2

(besondere) 7 (1) 4-6

Amtliche Ausfertigungen 2 Derjenige, fir den oder in dessen 2
. _ Interesse diese ausgestellt werden

Zeugnisse (allgemein) 14

Abschriften 1

Auszlge 4

Unterschriftsbeglaubigungen 13
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Amtshandlungen Derjenige, in dessen Interesse die 3

Amtshandlung erfolgt

Spezialbestimmungen

Reisedokumente 9(4) Derjenige, fur den oder in dessen Interesse der

Einreisetitel, das Reisedokument, der
Zulassungsscheine 15 (2)
o Zulassungsschein (Zulassungsbescheinigung),
(Zulassungsbescheinigung)
der Fuhrerschein ausgestellt wird

ua.
Fuhrerscheine 16 (2)
Einreise- und Aufenthaltstitel 8 (3)

8 (5b) | Derjenige, in dessen Interesse die Amtshandlung

erfolgt

9.2. Gesamtschuldverhaltnis bei mehreren Gebuhrenschuldnern

176

Trifft die im 8 13 Abs. 1 GebG festgelegte Verpflichtung zur Entrichtung der festen Gebuhr
zwei oder mehrere Personen, so sind sie nach 8 13 Abs. 2 GebG zur ungeteilten Hand
verpflichtet. 8 13 Abs. 2 GebG entspricht dem § 6 Abs. 1 BAO. Danach sind Personen, die
nach den Abgabenvorschriften dieselbe abgabenrechtliche Leistung schulden,
Gesamtschuldner (Mitschuldner zur ungeteilten Hand, § 891 ABGB). Das
Gesamtschuldverhaltnis wird bereits im Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld (siehe

Rz 139 ff) begriindet.
177

Liegt zB die Verfassung eines Protokolls im Interesse mehrerer Personen, so sind sie geman

§ 13 Abs. 2 GebG zur ungeteilten Hand verpflichtet, die Geblhr zu entrichten.

Die Verfassung des Protokolls tUber die Versammlung der Gesellschafter einer GmbH ist

sowohl im Interesse der Gesellschafter als auch der Gesellschaft gelegen.

Ebenso ist das Protokoll Uber die Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft jedenfalls auch
im Interesse der Aktionare gelegen, da diese ihre Rechte in den Angelegenheiten der

Gesellschaft in der Hauptversammlung austben.

178
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Liegen Gesamtschuldverhaltnisse vor, so liegt es im Ermessen der Behdrde, welchen der
Gesamtschuldner sie zur Entrichtung der Gebuhr heranzieht. Das Gesetz rdumt der
Abgabenbehérde sohin einen Ermessensspielraum ein, in dessen Rahmen sie ihre
Entscheidung gemall § 20 BAO nach Billigkeit und ZweckmaRigkeit unter Beriicksichtigung

aller in Betracht kommenden Umstande zu treffen hat.

179

Bei Entrichtung der Abgabenschuld durch einen der Gesamtschuldner erlischt die
Abgabenschuld fur alle Gbrigen Schuldner. Hat dabei ein Gesamtschuldner die ganze Schuld
getilgt, so ist er im Hinblick auf 8§ 896 ABGB berechtigt, von den tbrigen Mitschuldnern den

Ersatz nach den zwischen den Schuldnern bestehenden Rechtsverhéltnissen zu begehren.

180

Ubersicht Gesamtschuldner

Gesamtschuldner Bestimmung Beispiele
Gemeinsame Verpflichtung zur §13 (2) Von mehreren Personen
Gebulhrenentrichtung unterschriebene Eingabe;

Hauptversammlungsprotokoll
bei AG;

Generalversammlungsprotokoll

bei GmbH
Handeln im fremden Namen bei § 13 (3) Offene Stellvertretung zB
bestimmten Schriften Steuerberater, Notare,
Rechtsanwaélte

Gleichzeitige Bewilligung fur mehrere 8§14 TP 2 (2)
Personen zur Anderung des

Familiennamens oder des Vornamens

9.3. Bevollmachtigter als Gebuhrenschuldner bei bestimmten Schriften
181

Nach § 13 Abs. 3 GebG wird neben den im § 13 Abs. 1 GebG genannten Personen derjenige
zum Gesamtschuldner, der im fremden Namen bei der Behdrde eine gebihrenpflichtige
Eingabe oder Beilagen Uberreicht oder eine amtliche Ausfertigung oder ein Protokoll

veranlasst.
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182

Uber eine Vorrangigkeit eines der in Betracht kommenden Abgabenschuldner kann dem
Gesetz nichts entnommen werden (VwWGH 7.10.1993, 93/16/0018, VWGH 2.7.1998,
98/16/0137).

183
Insbesondere Parteienvertreter (zB Notar, Rechtsanwalt, Steuerberater) werden durch § 13

Abs. 3 GebG zu Gesamtschuldnern mit den von ihnen Vertretenen.

184

8 9 Abs. 2 BAO (reduzierte Ausfallhaftung der Notare, Rechtsanwalte und
Wirtschaftstreuhander fiir Handlungen in Austibung des Berufes bei der Beratung in
Abgabensachen) hindert die Abgabenbehdérde nicht an der Heranziehung des
Parteienvertreters als Gebuhrenschuldner gemal: § 13 Abs. 3 GebG fir in anderen
Angelegenheiten als Vertreter verwirklichte Stempelgebuhrentatbestande (VwWGH 19.9.2001,
2001/16/0306).
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10. Tarife der festen Gebuhren (§ 14 GebG)

185
Die Tarifposten des § 14 GebG enthalten eine taxative Aufzahlung der gebihrenpflichtigen

Schriften und Amtshandlungen.

10.1. Abschriften (8 14 TP 1 GebG)

10.1.1. Tatbestand

186
Gebuhrenpflichtig sind nach 8 14 TP 1 GebG:

= Amtliche Abschriften, wenn sie von anderen Behorden als Gerichten ausgestellt und

beglaubigt werden (siehe Rz 193).

= Nichtamtliche Abschriften und von den Parteien selbst verfasste, wenn sie von anderen

Behdrden als Gerichten beglaubigt werden (siehe Rz 195).

187

Eine Abschrift ist eine selbstandige Schrift. Ihre geblhrenrechtliche Beurteilung erfolgt
unabhangig von der Urschrift (VwGH 17.9.1990, 89/15/0045 bis 0047). Es ist unerheblich, ob
und allenfalls welcher Gebihr die Urschrift unterlegen war. Bei der Gebuhrenpflicht nach
dieser Tarifpost handelt es sich um einen Sondertatbestand des gebUhrenpflichtigen
Zeugnisses nach § 14 TP 14 GebG (siehe Rz 350 ff); ein ,Bekunden* ist jedoch nicht
Tatbestandsmerkmal des § 14 TP 1 GebG. Ohne Sonderregelung wére die Beglaubigung von
Abschriften als Beurkundung tatsachlicher Umsténde als Zeugnis gebuhrenpflichtig. Eine
inhaltlich als Abschrift zu qualifizierende Schrift ist (folgend dem Enumerationsprinzip des
GebG - siehe Rz 128 ff) gebuhrenrechtlich nur nach § 14 TP 1 GebG (bzw. § 14 TP 4 GebG)
zu beurteilen und kann nicht, wenn diese Tarifpost fur eine bestimmte Abschrift keine
Gebuhrenpflicht vorsieht, der Zeugnisgebuhr zugeordnet werden (VWGH 26.11.1990,
90/15/0005).

10.1.1.1. Abschrift
188

Abschrift ist jede Reproduktion einer Schrift, ohne Ricksicht darauf, auf welche Weise diese
hergestellt wird. Demnach sind auch Fotokopien von Schriften als Abschriften zu beurteilen.
Abschriften missen den Wortlaut der Urschrift genau wiedergeben.

10.1.1.2. Abschrift — Gleichschrift
189
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Zum Unterschied von Gleichschriften, Duplikaten, Triplikaten usw. (siehe Rz 571 ff) fehlt den
Abschriften eine den Inhalt der Schrift deckende originale Wiederholung der Unterschrift
oder eine — entsprechend § 18 Abs. 1 GebG — gleichwertige Unterschrift (VWGH 24.3.1994,
92/16/0091). Eine im Durchschreibeverfahren hergestellte und mit durchgeschriebener
Unterschrift versehene Urkunde ist daher nicht als Abschrift, sondern als Gleichschrift zu
beurteilen. Gleichschriften, Duplikate, usw. sind gebihrenrechtlich wie Originale zu

behandeln.

10.1.1.3. Abschrift — Auszige

190

Auf Grund ausdrtcklicher Bestimmungen unterliegen Abschriften aus
Personenstandsbtichern, Registern und Matriken (durch die Standesamter) nicht der Gebuhr
nach § 14 TP 1 GebG, sondern als Ausziige der Gebuhr nach dem Sondertatbestand des

8 14 TP 4 Abs. 1 Z 2 GebG (siehe Rz 246 ff). Werden derartige Abschriften jedoch von
gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften ausgestellt, so sind diese
Ausziige gemaR § 14 TP 4 Abs. 3 GebG gebuhrenfrei (siehe Rz 257).

10.1.1.4. Unterschrift, Beglaubigung

191

Bei einer Beglaubigung wird die Klausel “Fir die Richtigkeit der Ausfertigung” beigesetzt und
von dem zur Beglaubigung erméachtigten Amtsorgan mit seinem Namen eigenhandig
unterschrieben (VWGH 28.6.1989, 89/16/0036).

10.1.1.5. Nicht gebuhrenpflichtige Abschriften

192

Der Gebuhr unterliegen nicht:

Nicht beglaubigte (amtliche oder nichtamtliche) Abschriften

Beispiel:

Die von den Abgabenbehdrden erteilten unbeglaubigten Abschriften von
Niederschriften, Berichten lber das Ergebnis einer AulBenprifung gemals
§ 87 Abs. 7 BAO, § 150 BAO, § 255 Abs. 2 BAO.

= Von Gerichten angefertigte Abschriften und Privatschriften, die von Gerichten beglaubigt

werden.
= Abschriften, die zur Vornahme einer Geblhrenanzeige (8 31 GebG) beglaubigt werden;
= Notariell beglaubigte Abschriften;

=  "Erteilt" ein Notar — nicht als Parteienvertreter, sondern gemal 88 91 f NO — selbst eine

beglaubigte Abschrift eines von ihm aufgenommenen Notariatsaktes, so handelt es sich
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weder um eine amtliche noch um eine nichtamtliche Abschrift und ist daher weder nach
dieser Tarifpost noch nach § 14 TP 14 GebG (Gebuhr fir Zeugnisse) eine Gebuhrenpflicht
gegeben.

10.1.2. Amtliche Abschriften

193

Amtliche Abschriften nach § 14 TP 1 Abs. 1 Z 1 GebG mussen nicht nur von Behorden
(ausgenommen Gerichte) beglaubigt, dh. von einem Behdrdenorgan unterzeichnet, sondern
auch von einem solchen ausgestellt sein. Die blof3e "Herstellung" der Abschrift durch das
Behodrdenorgan reicht fur die Qualifikation als "amtliche Abschrift” nicht aus. Schriften sind
dann als amtliche Abschriften anzusehen, wenn sie entweder einen Hinweis auf ihre amtliche
Herstellung enthalten oder — bei Fehlen eines solchen Hinweises — wenn an ihrer Herstellung

zwangslaufig ein Amtsorgan beteiligt ist.

Beispiele:
Eine zwangslaufige Beteiligung eines Amtsorganes ist gegeben ber

= der Herstellung von Fotokopien aus Amtsschriften (zB Aktenteilen) oder amtlich
verwahrten Privatschriften,

» Ausdrucken von Kontoabfragen oder Kontoausztigen,

die bei persénlicher Vorsprache der Parter ausgefolgt oder die der Akteneinsicht
begehrenden Partei im Wege der Post tibermittelt werden.

Werden diese amtlich hergestellten Abschriften vom einem Behdrdenorgan beglaubigrt,
so liegt eine geblihrenpflichtige amtliche Abschrift vor.

194
Ob die Herstellung der Abschrift auf Antrag oder ohne Antrag auf Grund einer gesetzlichen

Verpflichtung erfolgt, ist fur die Gebuhrenpflicht unerheblich.

10.1.3. Nichtamtliche Abschriften und von Parteien verfasste Abschriften

195
Nichtamtliche Abschriften und von Parteien selbst verfasste Abschriften unterliegen der

Gebuhr nur dann, wenn sie von anderen Behdrden als Gerichten beglaubigt werden.

196

Der Wortlaut des Gesetzes, dass nichtamtliche Abschriften von den Parteien selbst verfasste
Abschriften sind, ist nicht in einem so engen Wortsinn zu verstehen, dass die Partei die
Abschrift eigenhandig herstellt. Entscheidend ist, wem sie zuzurechnen ist. Es ist daher
unbeachtlich, ob sich der Schriftverfasser eines technischen Hilfsmittels (Kopiergerat) oder

einer dritten Person als Erflllungsgehilfen bedient.
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10.1.4. Mehrere Abschriften auf einem Bogen

197

Werden auf einem Bogen (siehe Rz 98 ff) die Abschriften mehrerer Urkunden (Schriften) und
deren Beilagen vereint und beglaubigt, dann ist die Gebuhr fur jede Abschrift gesondert zu
entrichten (§ 14 TP 1 Abs. 2 GebG).

Bilden mehrere Schriften eine inhaltliche Einheit, liegt nur eine (Zahlwort) Abschrift vor und

ist die Gebuhr nur einmal zu entrichten.

10.1.5. Gebuhrenbefreiung bei mehreren Abschriften nach 8 14 TP 1 Abs. 3
GebG
198

Far Patentanmeldungen und Gebrauchsmusteranmeldungen sieht § 14 TP 1 Abs. 3 GebG
eine GeblUhrenbeglnstigung vor. Wird vom Patentamt zur Geltendmachung von
Prioritatsrechten in anderen Landern gleichzeitig die Herstellung mehrerer Abschriften von
Patentanmeldungen oder Gebrauchsmusteranmeldungen begehrt, so ist die Gebuhr nur flr
eine Abschrift zu entrichten. Auf den Ubrigen Abschriften ist ein Vermerk Uber diese

Gebuhrenbefreiung anzubringen.

10.1.6. Gebihrensatz

199
Amtliche Abschriften 13 Euro von jedem Bogen
Nichtamtliche Abschriften 6,50 Euro von jedem Bogen

10.1.7. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

200

Abschriften sind eine spezielle Form des Zeugnisses. Daher richtet sich der Zeitpunkt der
Entstehung der Gebiihrenschuld sowie die Person des Gebiihrenschuldners nach den

Regelungen bei der Zeugnisgebuhr.
10.1.7.1. Gebuhrenschuld

201

§ 11 GebG enthalt fur Abschriften keine Bestimmung Uber das Entstehen der
Gebuhrenschuld. Die Gebihrenschuld entsteht in analoger Anwendung des

§ 11 Abs. 1 Z 5 GebG im Zeitpunkt der Unterzeichnung (Beglaubigung) oder der Hinausgabe.

Bei im Ausland von anderen Behdrden als Gerichten beglaubigten Abschriften entsteht die
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Gebuhrenschuld geméal? 8§ 11 Abs. 1 Z 5 GebG mit dem amtlichen Gebrauch (siehe Rz 113 ff)
im Inland.
10.1.7.2. Gebuhrenschuldner

202

In analoger Anwendung des 8 13 Abs. 1 Z 2 GebG ist Gebuhrenschuldner derjenige, fur den
oder in dessen Interesse die Abschrift ausgestellt wird, wobei nicht ein alleiniges Interesse
des Gebuhrenschuldners gefordert ist (VWGH 1.12.1986, 85/15/0190). An einem
Gebuhrenschuldner fehlt es bei Abschriften, die von einer Behdrde fur behdrdeninterne
Zwecke ausgefertigt werden und die bei der ausfertigenden Behoérde verbleiben oder von
Amts wegen, ohne Mitwirkung der Partei einer anderen Behdrde tbermittelt werden, weil

Behdrden nach 8§ 2 GebG von der Entrichtung der Gebiihren persdnlich befreit sind.

10.2. Amtliche Ausfertigungen 8 14 TP 2 GebG und 8 12 Abs. 2
GebG

10.2.1. Tatbestande und Gebiihrensatze
203

Fur die in dieser Tarifpost zusammengefassten amtlichen Ausfertigungen wird die Gebuhr fur

die Beurkundung der Verleihung von Berechtigungen erhoben.

204
Gegenstand dieser Tarifpost sind rechtserzeugende und rechtsbezeugende Ausfertigungen,
die in den einzelnen Ziffern erschopfend aufgezahlt sind. GeblUhrenpflichtig sind folgende

amtliche Ausfertigungen:

1. Erteilung einer Befugnis oder Anerkennung einer Beféahigung oder sonstigen gesetzlichen

Voraussetzung zur Ausubung einer Erwerbstéatigkeit (siehe Rz 206 ff)

2. Ausfertigungen fir bestimmte freie Berufe (siehe Rz 224)

3. Verleihung (Erwerb) der 6sterreichischen Staatsbirgerschaft (siehe Rz 226)

4. und 5. Bergfuhrerbucher, Tragerlegitimationen (siehe Rz 229)

6. und 7. Ausstellung eines Leichenpasses, Bewilligung zur Enterdigung (siehe Rz 231)
8. und 9. bergrechtliche Bewilligungen (siehe Rz 233)

10. Namensanderung (siehe Rz 235 ff)
205

Die festen Gebihren sind fiir die einzelnen Tatbestande verschieden hoch festgelegt. Die

Abstufung erfolgte unter Bedachtnahme auf die Bedeutung, die die amtliche Ausfertigung fur
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den Bewerber hat. Der Tarif sieht die feste Gebuhr jeweils fur den ersten Bogen vor. Sind
mehrere Bogen vorhanden, so betragt die Gebuhr fir jeden weiteren Bogen gemaf
§ 6 GebG 13 Euro (siehe Rz 103 ff).

10.2.1.1. Erteilung einer Befugnis, Anerkennung einer Befédhigung oder sonstigen
gesetzlichen Voraussetzung zur Austiibung einer Erwerbstatigkeit

206

Bei der gebuhrenrechtlichen Beurteilung des Bestellungsaktes ist zu prifen, ob der Zweck
der Bestellung sich nur auf die Erteilung einer Befugnis zur Austibung einer Erwerbstatigkeit
oder die Anerkennung einer Befahigung oder sonstigen gesetzlichen Voraussetzung richtet
oder ob der Zweck einer Befugniserteilung in erster Linie ein anderer ist und die

Erwerbstéatigkeit eine blol3 damit verbundene Nebenwirkung.

Beispiel:

Die Bestellung eines Gerichtsdolmetschers durch das Oberlandesgericht hat den Zweck,
den Gerichten vertrauenswiirdige, die in Frage kommende Sprache vollig
beherrschende standige Ubersetzer zur Verfiigung zu stellen. Der Bewilligungsakt
unterliegt nicht der Gebtihr nach § 14 TP 2 GebG.

207

Wird dem Antragsteller Uber die erfolgte Eintragung in das Gewerberegister ein Auszug aus
diesem als Bestatigung Uber die Gewerbeanmeldung tbermittelt (§ 340 Abs. 1 GewO 1994),
ist dieser Auszug nicht nach § 14 TP 2 GebG, sondern nach 8§ 14 TP 4 Abs. 1 Z 2 GebG zu
vergebuhren (siehe Rz 247 f).

208

Uber Anmeldungen von den in § 95 GewO 1994 genannten reglementierten Gewerben oder

des Rauchfangkehrergewerbes (8§ 94 Z 55 GewO 1994) spricht die Behérde mit Bescheid

(8 340 Abs. 2 GewO 1994) ab, der nach 8 14 TP 2 Abs. 1 Z 1 GebG gebuhrenpflichtig ist.
Beispiele:

Reglementiertes Gewerbe der Elektrotechnik, Gas- und Sanitértechnik, des
Sicherheitsgewerbes, Sprengungsunternehmens, der gewerblichen
Vermdogensberatung, des Waffengewerbes, der Herstellung von Arzneimitteln usw.

209
Bei einer Standortverlegung oder -erweiterung der in Rz 208 genannten und bei
standortgebundenen Gewerben darf der Betrieb erst nach Erlassung eines gemal § 14 TP 2

GebG gebihrenpflichtigen Bewilligungsbescheides aufgenommen werden.

210
Fur amtliche Ausfertigungen nach dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002 besteht Gebiihrenpflicht.

Beispiele:
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Bescheid liber die Anzeige fiir die Sammlung oder Behandlung von nicht geféhriichen
Abféllen (§ 24 Abs. 3 AWG 2002), Erlaubnis fir die Sammlung oder Behandlung von
gefahriichen Abféllen (§ 25 Abs. 1 AWG 2002), Bestellung eines abfallrechtlichen
Geschadftsfihrers (§ 36 Abs. 1 AWG 2002)

10.2.1.1.1. Erteilung, Verleihung und Anerkennung

211

Der Gebuhr unterliegen behdrdliche Akte (amtliche Ausfertigungen), mit denen eine
personliche Befugnis zur Ausiibung einer Erwerbstatigkeit erteilt oder eine bestehende
Beféahigung bzw. sonstige gesetzliche Voraussetzung zur Ausiibung einer solchen Téatigkeit
anerkannt wird. Aus den Begriffen "Erteilung®, "Verleihung"”, "Bewilligung" und
"Anerkennung* ist erkennbar, dass es sich um eine nach aufien sichtbare Aktivitat der
Behorde handeln muss. Erwerbstétigkeiten, zu deren Ausiibung kein nach aufien
erkennbarer behdrdlicher Anerkennungsakt fiir die Befahigung (Bescheid, Dekret, Eintragung
in eine Liste) erforderlich ist, zu deren Anmeldung die Behérde also schweigen kann, fallen
nicht unter diese Bestimmung. Anmeldungen solcher Erwerbstatigkeiten unterliegen auch
nicht der Eingabengebiihr nach § 14 TP 6 Abs. 2 Z 1 GebG (siehe Rz 312), wenn Uber die
Eingabe keine schriftliche oder automationsunterstttzte oder sonst technisch mégliche

abschlieRende Erledigung zugestellt wird (siehe Rz 165).
10.2.1.1.2. Befdhigung und Befugnis
212

"Befahigung” und "Befugnis” sind personenbezogene Merkmale. Fir die Befahigung ergibt
sich dies bereits aus dem Begriff selbst. Nicht jede erteilte Befugnis schlechthin, sondern nur
eine solche ist gebuhrenpflichtig, die zur Aufnahme einer Erwerbstatigkeit durch eine

bestimmte Person berechtigt.

Beispiele fiir geblihrenpfiichtige Bewilligungen:

Befugniserteilung zur Fiihrung von Hausapotheken durch Arzte, Bescheid bei Anzeige
betreffend weitere Betriebsstatte, Standort-/Betriebsstéttenverlegung

(§ 46 GewO 1994) eines Waffengewerbes, Pyrotechnik- und Sprengungsunternehmens
und Rauchifangkehrers (entféllt ber Einstellung der Ausiibung in der Betriebsstétte),
Bescheid bei Anmeldung fiir die Austibung (§ 340 GewO 1994) eines § 95 GewO 1994
Gewerbes (insbesondere Waffengewerbe, Pyrotechnik- und Sprengungsunternehmen)
sowie Rauchfangkehrergewerbes.

Die Bewilligung der Aufstellung und des Betriebes von Spielautomaten gemél3 § 5a
Stmk. Veranstaltungsgesetz unterliegt je Spielautomat der Gebdihr fir amtliche
Ausfertigungen.

213
Ausschlielilich sachbezogene Befugniserteilungen begrinden keine Gebihrenpflicht nach
8 14 TP 2 GebG.
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Beispiel:
Die Genehmigung einer Betriebsanlage nach § 77 GewO 1994 stellt keine personliche
Befugnis zur Austibung einer Erwerbstatigkeit dar, sondern beinhaltet sachbezogene
Befugnisse, weil eine solche zur Vermeidung von Gefahren im dffentlichen Interesse
ergeht und daher gebiihrentrer ist (VwGH 11.2.1953, 1950/51).

214

Hat ein Bescheid oder eine Bescheinigung ausschliel3lich ordnungspolitischen Charakter, so

fallt dafiir keine Gebuhr nach der § 14 TP 2 Abs. 1 Z 1 GebG an.

Beispiele:

Bescheid tiber die Anzeige betreffend weiterer Betriebsstétten, Standort-
/Betriebsstéttenverlegungen (§ 46 GewO 1994) bei Gewerben gemal3 § 95 GewO 1994
aulSer Waffengewerbe, Pyrotechnik- und Sprengungsunternehmen

Bescheid oder Bescheinigung 1Sd § 345 Abs. 8 Z4 GewO 1994 liber die Anzeige des
Ausscheidens des Geschéftsfiihrers (§ 39 Abs. 4 GewO 1994), Filialgeschaftsfiihrers
(§ 47 Abs. 3 GewO 1994), der Gewerbeeinstellung (§ 85 GewO 1994) mit Antrag auf
Bescheid oder Ausfertigung einer Bescheinigung.

10.2.1.1.3. Anerkennung einer sonstigen gesetzlichen Voraussetzung

215

Neben den personenbezogenen Tatbestandsmerkmalen der "Erteilung einer Befugnis" und
der "Anerkennung einer Befahigung" stellt die Anerkennung einer "sonstigen gesetzlichen
Voraussetzung" keine ausschlie3lich sachbezogene Alternative dar, sondern der Gegenstand
der Anerkennung muss das Vorliegen subjektiver in der Person des Antragstellers gelegener
gesetzlicher Voraussetzungen sein. Ergeht beim Anmeldungsverfahren eines freien Gewerbes
bloR3 ein Auszug aus dem Gewerberegister, so stellt diese Erledigung keine amtliche
Ausfertigung iSd § 14 TP 2 GebG dar. Sollte in diesen Fallen dennoch eine amtliche
Ausfertigung ausgefolgt werden, unterliegt diese der Gebuhr nach dieser Tarifpost. Aus dem

Merkmal der ,Erteilung®, "Verleihung" bzw. ,Anerkennung” folgt, dass damit eine neue

Berechtigung zukommit.

Beispiel:

Die Bewilligung der zustandigen Fernmeldebehdrde erster Instanz zum
erwerbsmélsigen Vertrieb (oder Betrieb) von Funkeinrichtungen stellt eine solche
Anerkennung einer sonstigen gesetzlichen Voraussetzung dar und unterliegt der
Geblihr nach § 14 TP 2 GebG (VWGH 24.3.1994, 93/16/0173).

216
Sondergenehmigungen zur Ausiibung einer Erwerbstatigkeit, welche nicht Uber den
materiellen Umfang der urspringlichen Berechtigung hinausgehen, stellen keine

gebiuhrenpflichtigen amtlichen Ausfertigungen dar.

Beispiel:
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Eine Sondergenehmigung im Rahmen einer schon erteilten Bewilligung tber eine
verldngerte Sperrstunde ist demnach geblihirenirer.

217

Der Tatbestand des § 14 TP 2 Abs. 1 Z 3 GebG ist in jenen Fallen nicht erfllt, wo die in der
Gewerbeordnung vorgesehenen Anzeigen an die Bezirksverwaltungsbehdrde kein neuerliches
Prufungsverfahren zur Erteilung einer Befugnis, Anerkennung einer Befahigung oder
sonstigen gesetzlichen Voraussetzung zur Austibung einer Erwerbstéatigkeit erfordern, dh.

somit keine Verleihung einer neuen Berechtigung vorliegt (VWGH 9.11.2000, 2000/16/0616).
10.2.1.1.4. Erwerbstatigkeit
218

Tatbestandsmerkmal des § 14 TP 2 GebG ist weiters die Austibung einer Erwerbstatigkeit,
dh. die erteilte Befugnis muss in irgendeiner Art zur Sicherung oder Forderung der
wirtschaftlichen Existenz des Austibenden dienen. Keinen Unterschied macht es, ob die
Ausiibung der Erwerbstéatigkeit auf Dauer, voriibergehend oder tberhaupt nur einmalig

beabsichtigt ist.

219

Eine Erwerbstéatigkeit ist auch anzunehmen, wenn ein Entgelt nur dem Grunde, aber nicht
der Hohe nach festgesetzt ist, die jeweilige Hohe also dem Willen des Besuchers Uiberlassen
bleibt.

Beispiel:
Bewilligungen von Veranstaltungen mit "Eintritt frei, freiwillige Spenden* sind daher
geblihrenpfiichtig.
220
Unter ,Erwerbstatigkeit” ist jede auf Einnahmenerzielung gerichtete selbstandige wie
unselbstandige Tatigkeit zu verstehen. Die Ausibung der Erwerbstatigkeit muss allerdings
nicht mit einem Gewinn verbunden sein (VWGH 25.2.1976, 544/74).

Beispiele:

Eine Berechtigung zur blol3 voriibergehenden oder auch nur einmaligen Ausibung des
Gast- und Schankgewerbes aulSerhalb der genehmigten Betriebsstétte ist
gebiihrenpfiichtig (VwGH 10.11.1954, 1976/52).

221
Befugnissen zur Jagdauslibung oder zur Austibung eines Sportes fehlt das Merkmal ,,zur

Ausiibung einer Erwerbstatigkeit". Diese sind daher nicht gebihrenpflichtig.

222
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Bei der von einer Behdrde auszustellenden Giftbezugslizenz handelt es sich um keine
Befugnis zur Ausubung einer Erwerbstéatigkeit, weshalb die Voraussetzung fir eine
Gebuhrenpflicht derartiger Lizenzen ebenfalls nicht vorliegt.

10.2.1.1.5. H6he der Gebuhr

223

Erteilung einer Befugnis oder Anerkennung einer Befahigung
oder sonstigen gesetzlichen Voraussetzung zur Ausibung

einer Erwerbstatigkeit 76 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.1.2. Ausfertigungen fur bestimmte freie Berufe

224
Gegenstand der Gebdhr ist die jeweilige Ausfertigung Uber die Ernennung zum Notar oder
Handelsmakler, Uber die Zulassung als Steuerberater oder Wirtschaftsprifer und auch tber

die Eintragung als Rechts- oder Patentanwalt.

Selbstandige Buchhalter fallen nicht unter diese Bestimmung.
Hohe der Gebuhr
225

Ernennung oder Zulassung oder Eintragung 260 Euro vom ersten Bogen
jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.1.3. Verleihung der 6sterreichischen Staatsburgerschaft

226
Der Erwerb der osterreichischen Staatsbiirgerschaft ist im Staatsbirgerschaftsgesetz 1985 —

StbG geregelt.
227

Von der Gebihr fur den Erwerb der 6sterreichischen Staatsbirgerschaft nach § 14

TP 2 GebG ist die Gebuhr fir den Staatsbiirgerschaftsnachweis zu unterscheiden. Der
Staatsburgerschaftsnachweis ist die Bescheinigung, dass eine bestimmte Person die
Staatsburgerschaft besitzt und daher gemaRl § 14 TP 14 GebG als Zeugnis gebuhrenpflichtig.
Hohe der Gebuhr

228
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Verleihung der Osterreichischen Staatsbirgerschaft

a) in den Fallen des § 10 StbG, soweit es sich nicht um solche des § 10

Abs. 4 StbG handelt 900 Euro
b) in den Fallen der § 10 Abs. 4, § 11a Abs. 2 oder § 25 Abs. 2 StbG 200 Euro
¢) inden Fallen der 8 12 Z 3 und § 17 StbG 200 Euro
d) inanderen als in lit. a bis ¢ genannten Fallen 700 Euro

10.2.1.4. Bergfuhrerbtcher und Tragerlegitimationen

229

Die Funktion der Bergfuhrerbtcher und Tragerlegitimationen hat sich bereits vielfach
gewandelt. Eine Gebuhr nach § 14 TP 2 Abs. 1 Z 4 und 5 GebG fallt nur insoweit an, als nach
den landesgesetzlichen Bergfuhrervorschriften Bergfiihrerblicher und Tragerlegitimationen

auszustellen sind.

Hohe der Gebiuhr

230

Bergflhrerblcher 15 Euro vom ersten Bogen
jeder weitere Bogen 13 Euro

Tragerlegitimationen 13 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.1.5. Ausstellung eines Leichenpasses, Bewilligung zur Enterdigung

231
Wird die Bewilligung zur Uberfiihrung einer Leiche nicht in Form eines Leichenpasses,

sondern auf andere Weise erteilt, so ist auch diese gebuhrenpflichtig.

Beispiel:

Leichenpassierschein, Uberfiihrungsbewilligung

Hoéhe der Gebuhr
232
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Ausstellung eines Leichenpasses 76 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Bewilligung zur Enterdigung einer Leiche 76 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.1.6. Bergrechtliche Ausfertigungen

233

Der Bescheid der Bergbehorde tiber die Genehmigung der rechtsgeschaftlichen Ubertragung
der Auslibung einer Bergwerksberechtigung (88 51 ff Mineralrohstoffgesetz) erftllt nicht den
Tatbestand des 8 14 TP 2 Abs. 1 Z 8 GebG oder § 14 TP 2 Abs. 1 Z 9 GebG, unterliegt aber

als amtliche Ausfertigung Uber die Erteilung einer Befugnis der Gebuhr nach § 14 TP 2

Abs. 1 Z 1 GebG.
Hohe der Gebiuhr
234

Erteilung einer bergrechtlichen Suchbewilligung oder
Verlangerung von deren Geltungsdauer 348 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Erteilung einer bergrechtlichen Bewilligung zum Suchen
und Erforschen nichtkohlenwasserstofffihrender
geologischer Strukturen 348 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Verleihung einer Bergwerksberechtigung fur ein
GrubenmaR oder eine Uberschar 87 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Genehmigung der Ubertragung einer
Bergwerksberechtigung durch Rechtsgeschaft unter
Lebenden 87 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Anerkennung eines bergrechtlichen Gewinnungsfeldes 725 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro
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Erteilung einer bergrechtlichen Speicherbewilligung 725 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Genehmigung der Ubertragung einer Speicherbewilligung
durch Rechtsgeschéft unter Lebenden 725 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.1.7. Bewilligung der Namensanderung

235

Nach dem Namenséanderungsgesetz — NAG ist unter bestimmten Voraussetzungen die
Anderung des Familien- oder Vornamens zu bewilligen. Die amtliche Ausfertigung tiber diese
Bewilligung unterliegt der Gebuhr nach 8 14 TP 2 Abs. 1 Z 10 GebG nur bei
Namensanderung "aus sonstigen Griinden" iSd § 2 Abs. 1 Z 11 NAG.

236

Namensanderungen iSd § 2 Abs. 1 Z 1 bis 10 NAG (Familiennamen) sowie iSd § 2 Abs. 2,
erster Halbsatz NAG (Vornamen) sind geméaR § 6 NAG befreit; die Befreiung bezieht sich nur
auf die Bewilligung zur Anderung des Namens, nicht hingegen auf den Antrag auf

Namensanderung (siehe Rz 308).

Beispiele:
der bisherige Familienname wirkt ldcherlich oder anstoisig.

der minderjéhrige Antragsteller soll den Familiennamen der Person erhalten, der die
Obsorge fiir ihn zukommt.

237

Werden mit einer Bewilligung sowohl der Vorname als auch der Familienname geéndert, so
ist die Gebuihr zweimal zu entrichten. Wird die Anderung des Namens in einer amtlichen
Ausfertigung fir eine Mehrheit von Personen bewilligt, so ist die GebUhr nur fir die Personen
zu entrichten, denen die Namensanderung durch die amtliche Ausfertigung (Bescheid)
bewilligt wird und nicht auch fir solche Personen, auf die sich die Wirkung des Bescheides

Uber die Namensanderung kraft Gesetzes erstreckt.

238
Erklarungen der EheschlieRenden tber die Fihrung des Familiennamens unterliegen keiner
Gebihr nach § 14 TP 2 GebG.

Hoéhe der Gebuhr
239
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Bewilligung zur Anderung des Familiennamens
gemaR § 2 Abs. 1 Z 11 NAG 348 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

Bewilligung zur Anderung des Vornamens gemaf
§ 2 Abs. 2 NAG 348 Euro vom ersten Bogen

jeder weitere Bogen 13 Euro

10.2.2. Mehrere Bewilligungen in einer Ausfertigung

240
Werden in einer amtlichen Ausfertigung mehrere Bewilligungen (Berechtigungen,
Bescheinigungen) erteilt, so ist fur jede einzelne, in einer Schrift enthaltene Berechtigung,

Befugnis oder Anerkennung die Gebuhr zu entrichten (8 12 Abs. 2 GebG).
241

Die mehrfache Gebihr in einem Bescheid der Bergbehétrde Uber die Bewilligung zur
Uberlassung der Ausiibung einer Bergwerksberechtigung durch Rechtsgeschéft unter
Lebenden fiir mehrere Bergwerksberechtigungen ist nicht nach der Anzahl der einzelnen
Bergwerksberechtigungen zu entrichten, sondern nach der Anzahl der Grubenfelder, die die

genehmigten Bergwerksberechtigungen bilden.

10.2.3. Mehrere Ausfertigungen tber eine Bewilligung

242

Werden Uber eine Bewilligung (Berechtigung, Bescheinigung) mehrere amtliche
Ausfertigungen ausgestellt, so ist die Gebuhr fur jede dieser Ausfertigungen zur Géanze zu
entrichten. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz gilt nur dann, wenn Zweitausfertigungen
von der ausstellenden Behorde einer anderen Dienststelle (Krankenkasse, Kammer usw.)
Ubersendet und daher nicht dem Berechtigten zum Nachweis der verliehenen Berechtigung

Ubergeben werden.
10.2.4. Gebiuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

10.2.4.1. Gebuhrenschuld

243

Die GebUhrenschuld fir amtliche Ausfertigungen entsteht gemaR 8§ 11 Abs. 1 Z 2 GebG mit
deren Hinausgabe (Aushandigung, Ubersendung) an die Person, die aus der amtlichen

Ausfertigung unmittelbare Rechte ableiten kann (siehe dazu Rz 139 ff).

Beispiel:

Hinausgabe an den zur Erwerbstatigkeit Berechtigten, an den neuen dsterreichischen
Staatsblirger
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244

Die ausstellende Behdrde einer nach 8 14 TP 2 GebG gebuhrenpflichtigen amtlichen
Ausfertigung muss eine inlandische sein. Von auslandischen Behérden ausgestellte amtliche
Ausfertigungen iSd 8 14 TP 2 GebG werden mit ihrer Verbringung in das Inland nicht
gebuhrenpflichtig. Eine solche Regelung ist gemald 8 11 GebG nur fur Zeugnisse (siehe

Rz 366 ff) und die wie Zeugnisse zu behandelnden Schriften (Abschriften siehe Rz 186 ff;
Auszuge siehe Rz 246 ff), nicht aber fur amtliche Ausfertigungen (siehe Rz 203 ff)
vorgesehen.

10.2.4.2. Gebuhrenschuldner

245

Gebuhrenschuldner ist gemal 8 13 Abs. 1 Z 2 GebG derjenige, fir den oder in dessen
Interesse die amtliche Ausfertigung ausgestellt wird (siehe auch Rz 166 ff). Zur Entrichtung
der Gebuhr ist zur ungeteilten Hand mit dem Gebuhrenschuldner verpflichtet, wer im Namen

eines anderen die amtliche Ausfertigung veranlasst hat.

10.3. Ausziige (§ 14 TP 4 GebG)

10.3.1. Tatbestand
246

Gegenstand dieser Bestimmung sind Ausziige aus Amtsschriften und amtlich verwahrten
Privatschriften, Ausziige und Abschriften aus Personenstandsbiichern, Registern und
Matriken sowie Bescheinigungen tber Geburten, Aufgebote, Trauungen und Sterbefélle.
10.3.1.1. Auszuge

247

Auszlige im Sinne dieser Bestimmung sind amtlich angefertigte Abschriften oder
Teilabschriften aus amtlichen Unterlagen und amtlich verwahrten Privatunterlagen. Darunter
fallen auch die Beurkundungen des Notars gemafl § 89a Notariatsordnung tber
Eintragungen in o6ffentlichen Biichern.

248

Nicht unter § 14 TP 4 GebG fallen Grundbuchs- und Firmenbuchausziige, die ein Notar als
Gerichtskommissar gemal 88 2a und 2b Gerichtskommissarsgesetz im Wege
automationsunterstutzter Datenubermittlung erteilt. Diese gelten als gerichtliche Abschriften
und unterliegen nicht der Gebuihr nach dem GebG.

10.3.1.2. Bescheinigungen

249
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Hierunter fallen die sogenannten Personenstandsurkunden. Abschriften und Bescheinigungen
aus Personenstandsbiichern und Matriken werden in den standesamtlichen Vorschriften
meist Scheine oder Bescheinigungen genannt. Das Personenstandsgesetz — PStG kennt das

Geburtenbuch, das Ehebuch, das Sterbebuch und das Buch fur Todeserklarungen.

Beispiele:

Abschrift aus dem Geburtenbuch, Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung,
Aufgebotsbescheinigungen, Heiratsurkunden, Abschriften aus dem Sterbebuch oder
Sterbeurkunden.

250
Der Gebuhr unterliegen auch die von Auslandern einer Behdrde vorgelegten ausléandischen

Geburtsscheine, Heiratsurkunden und andere Standesurkunden (siehe Rz 113 f).

10.3.1.3. Auszuge aus Registern

251

Unter Ausziigen aus Registern sind nicht nur Ausziige aus Personenstandsbiichern, sondern
auch Ausziige aus anderen Registern, wie zB dem Gewerberegister, dem
Versicherungsvermittlungsregister, zu verstehen. Nicht darunter fallen
Strafregisterbescheinigungen (siehe Rz 362), weil es sich dabei um keinen Auszug aus einem
Register, sondern lediglich um eine Auskunft der Behérde Uber die im Strafregister
eingetragenen Verurteilungen einer Person bzw. dartiber, dass das Strafregister keine solche

Verurteilung enthalt, handelt.

Bei Ausziigen aus den von den Gerichten gefuhrten Registern (zB Firmenbuch) fallt keine
Gebuhr nach dem GebG, sondern allenfalls eine Geblhr nach dem Gerichtsgebihrengesetz
an.

10.3.1.4. Mehrere Bescheinigungen in einer Ausfertigung

252
Werden mehrere Geburts-, Trauungs- oder Sterbefélle in einer Ausfertigung bestétigt, so ist

die Gebuhr so oft zu entrichten, als Falle bestatigt werden.
10.3.2. H6he der Gebuhr
253

Auszlige aus Amtsschriften und amtlich verwahrten
Privatschriften unterliegen der Gebuhr wie amtliche Abschriften
gemal § 14 TP 1 Abs. 1 Z 1 GebG (siehe Rz 199) 13 Euro je Bogen

Auszilge, Abschriften aus Personenstandsbichern, Registern und
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Matriken sowie fir Bescheinigungen Uber Geburten, Aufgebote,
Trauungen und Sterbefélle gemaR § 14 TP 4 Abs. 1 Z 2 GebG
(siehe Rz 251) 6,50 Euro je Bogen

10.3.3. Gebiihrenschuld und Gebiuhrenschuldner

254

Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Aushandigung der Schrift (Auszug, Abschrift oder
Bescheinigung) an den Interessenten. Die Gebuhrenpflicht kann auch nicht durch
Adressierung an eine vom Ausstellungswerber verschiedene naturliche oder juristische

Person vermieden werden.

255
Von Amts wegen hergestellte, nur fur den internen Amtsgebrauch einer Behdrde bestimmte

Auszige sind nicht gebuhrenpflichtig.
256

Bei im Ausland ausgestellten Personenstandsurkunden (siehe Rz 249 ff) entsteht die
Gebuhrenschuld mit dem amtlichen Gebrauch (siehe Rz 113 ff), also der Vorlage bei der
Behorde.

10.3.4. Gebuhrenbefreiung fur Bescheinigungen aus Altmatriken

257

Ausziige, Abschriften und Bescheinigungen aus Personenstandsbuiichern, Registern und
Matriken sowie Bescheinigungen tber Geburten, Aufgebote, Trauungen und Sterbefalle, die
von gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften ausgestellt werden

(Altmatriken vor 1939) sind gebuhrenfrei.

10.4. Beilagen (8 14 TP 5 GebG)

10.4.1. Tatbestand
258

Beilagen sind Schriften und Druckwerke aller Art, die einer gebuhrenpflichtigen Eingabe
gemal § 14 TP 6 GebG bzw. einem eine Eingabe ersetzenden Protokoll gemaR § 14 TP 7
Abs. 1 Z 1 GebG beigelegt oder nachgereicht werden.

259

Fur die Gebuhrenpflicht einer Beilage ist es unerheblich, ob die Beilage
= aus eigener Initiative
= Uber gesetzlichen Auftrag oder

= Uber behordliche Anordnung
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erfolgt.

260
Schriften, die einer geblhrenfreien Eingabe beigegeben oder anlasslich eines mindlichen

Ansuchens beigebracht werden, unterliegen nicht der Geblhrenpflicht.

Die einer Eingabe beigelegten Durchschriften der Eingabe unterliegen nicht der
Beilagengebuhr, sondern der Eingabengebdihr.

261

Unter den Begriff "Schriften und Druckwerke aller Art" fallen auch Kopien einer Schrift, zB
Kopie eines Bescheides (VWGH 17.9.1979, 1563/79).

10.4.2. Beilagen zu anderen Schriften als Eingaben

262
Der Begriff Beilage kann nur im Zusammenhang mit einer Eingabe bzw. einem eine Eingabe
ersetzenden Protokoll (8 14 TP 7 Abs. 1 Z 1 GebG, siehe Rz 316 ff) gesehen werden.

263

Wird eine Schrift einer anderen Schrift als einer Eingabe oder einer Urkunde bei- oder
angeschlossen, und wird sie integrierender Bestandteil, ist sie als weiterer Bogen (siehe
Rz 104) dieser Schrift (Urkunde) anzusehen und keine Beilage.

10.4.3. Nachgereichte Beilagen
264

Der Gebuhrenpflicht unterliegen auch Beilagen, die im Zusammenhang mit einer
gebihrenpflichtigen Eingabe nachgereicht werden (VWGH 27.6.1956, 511/56; VwWGH
5.3.1990, 89/15/0061; VWGH 14.1.1991, 90/15/0086; VWGH 19.9.2001, 2001/16/0174).

265

Der Hinweis in einer Eingabe auf eine andere Schrift, ohne dass diese der Eingabe beigelegt
oder nachgereicht wird, begriindet fur diese Schrift keine Beilagengebihr. Wird diese Schrift
jedoch Uber behordlichen Auftrag nachgereicht, so unterliegt sie der Beilagengebuhr.

10.4.5. Gebuhrenbefreite Beilagen
266

Eine Beilagengebuhr ist nicht zu entrichten, wenn

= fUr die beigelegte Schrift bei einer friheren Verwendung als Beilage die Beilagengebuiihr

vorschriftsmaRig entrichtet wurde oder
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= die beigelegte Schrift der Gebuhr nach einer anderen Bestimmung des GebG unterliegt
(unabhéngig davon, ob diese entrichtet worden ist oder wegen Nichtentrichtung mit

Bescheid festzusetzen ist).

Beispiel:

Beim Antrag an die Grundverkehrsbehdrde stellt der beigelegte Originalkaufvertrag
keine geblihrenbefreite Bellage dar, da Urkunden tiber Rechtsgeschiéifte, die unter das
ErbStG oder GrESIG fallen, keiner Gebtiihr unterliegen.

267

Wourde fur die beigelegte Schrift bei einer friiheren Verwendung als Beilage die
Beilagengebuihr vorschriftsméaRig entrichtet, so fihrt eine bei ihrer spateren Verwendung als
Beilage geltende hohere Beilagengebihr zu keiner Erhebung des Differenzbetrages (siehe
Rz 268).

268
Als Nachweis fur die vorschriftsmafiige Entrichtung der Beilagengebuhr bei einer friiheren
Verwendung als Beilage sind der Vermerk der Behorde (siehe Rz 62) oder die

ordnungsgemal angebrachte Stempelmarke anzusehen.

269
Wird die Kopie einer ordnungsgemal gestempelten Schrift beigelegt, so ist diese eine vom

Original verschiedene Schrift, die als Beilage zu vergeblhren ist.

270
Eine nach einem ausléandischen Gesetz vergebihrte Schrift ist bei der Verwendung im Inland

gebuhrenpflichtig.
271

Auch eine gebuhrenfreie Mitteilung (siehe Rz 353) unterliegt bei ihrer Verwendung als

Beilage der Beilagengebuhr.

10.4.6. Mehrfache Ausfertigung von Beilagen
272

Werden Beilagen in mehrfacher Ausfertigung vorgelegt, unterliegt grundsatzlich jede
Ausfertigung der Beilagengebihr. Dabei ist es unerheblich, ob die Vorlage der Beilage in

mehrfacher Ausfertigung freiwillig oder auf Grund gesetzlicher Anordnung erfolgt.

Beispiele:

In Bauordnungen ist gesetzlich angeordnet, dass jeweils mehrere Pldne und
Baubeschreibungen anzuschlieSen sind.

Die geméls § 17 Stmk. Grundverkehrsgesetz vorgesehene Erkldrung ist in dreifacher
Ausfertigung vorzulegen.
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Jede dieser Ausfertigungen unterliegt der Beilagengeblihr.

10.4.7. Hohe der Gebihr

273

Die Gebuhr ist eine feste Gebuhr. Sie betragt 3,60 Euro von jedem Bogen (siehe Rz 96 ff).

Die Gebuhr darf nicht mehr als 21,80 Euro je Beilage betragen.

274

Die Anzahl der Beilagen ergibt sich aus dem inhaltlichen Zusammenhang.

275

Beispiel:

Werden einem geblihrenpflichtigen Ansuchen um Baubewilligung fir ein Gebdude ein
Lageplan, ein Bauplan (bestehend aus einem Grunalriss, einem Aufriss, einer
Seitenansicht) sowie statische Berechnungen und eine Baubeschreibung
angeschlossen, so sind der Lageplan als eine, der Bauplan (Grundriss, Aufriss,
Seitenansicht zusammen) als zweite, die statischen Berechnungen als dritte und die
Baubeschreibung als vierte Beilage anzusehen. Werden dazu noch Detailzeichnungen
usw. angeschlossen, zéhlen sie nicht mehr zum Bauplan, sondern sind weitere jeweils
selbstédndige Beilagen. Die Summe aller Detailpldne kann somit nicht als Einheit
angesehen werden.

Eine mechanische Verbindung oder sonstige raumliche Zusammenfassung (zB zu einem

Aktenheft) ist fur die Beurteilung der Anzahl der Beilagen unbeachtlich.

276

Beispiel:

Die im Planbescheinigungsverfahren geméls § 39 VermG vorgelegten Schriften (wie zB
zustimmungserkidrung, Koordinatenverzeichnis, Lageplan, Polygonzugsibersicht,
Netzausgleich, Tellungsausweis) stellen unabhangig davon, ob diese Schriften
kdrperlich verbunden sind, jeweils eine selbstdndige Bellage dar, die gesondert zu
vergeblihiren ist.

Bei einer Zusammenfassung durch Kopie, von inhaltlich nicht zusammengehérenden Texten,

auch Ablichtungen von Dokumenten, Zeugnissen etc. auf einem Bogen (Verkleinerung der

einzelnen Schriftstiicke) liegt nur eine (Zahlwort) Beilage vor.

10.4.8. Gebiuhrenschuld und Gebiihrenschuldner (8§ 13 GebG)

10.4.8.1. Entstehen der Gebuhrenschuld

277

Die Gebuhrenschuld fur Beilagen entsteht, wenn die schriftliche Erledigung Uber das in der

Eingabe enthaltene Anbringen dem Einschreiter zugestellt wird (siehe Rz 128 ff).

10.4.8.2. Gebuhrenschuldner

278
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Zur Entrichtung der Beilagengebuhr ist derjenige verpflichtet, in dessen Interesse die

Eingabe eingebracht oder das Beilagen beinhaltende Protokoll verfasst wird (siehe Rz 166 ff).

10.5. Eingaben (8 14 TP 6 GebG und 8§ 12 GebG)

10.5.1. Tatbestand

279

Eingaben von Privatpersonen an Organe der Gebietskdrperschaften in Angelegenheiten ihres

offentlich-rechtlichen Wirkungskreises, die die Privatinteressen des Einschreiters betreffen,

unterliegen einer Eingabengebuhr.

280
Die Eingabe hat folgende Merkmale:

ein schriftliches Anbringen (siehe Rz 130 und Rz 281 ff)

einer naturlichen oder juristischen Person (siehe Rz 287)

an ein Organ einer Gebietskorperschaft (siehe Rz 288 ff)

in Angelegenheiten ihres 6ffentlich-rechtlichen Wirkungskreises (siehe Rz 292)

im privaten Interesse des Einschreiters (siehe Rz 293).

10.5.2. Schriftliches Anbringen
281

Eine Eingabe ist ein schriftliches Anbringen, wodurch ein bestimmtes Verhalten einer

Privatperson zur amtlichen Kenntnis gebracht oder im Interesse einer Privatperson eine

Anordnung oder Verfiigung der Behorde innerhalb ihres gesetzlichen Wirkungskreises
veranlasst werden soll (VWGH 16.11.1995, 94/16/0057).

282

Eine gebuUhrenpflichtige Eingabe muss keinen bestimmten Antrag enthalten, wohl aber ein

bestimmtes bzw. erkennbares Begehren.

Beispiele:

Meldeanfrage bei der Gemeinde, Ansuchen um Erteilung einer Baubewilligung

283

Grundsatzlich hat eine Eingabe eine Unterfertigung zu enthalten (siehe Rz 128 ff).

Nur dann, wenn feststeht, dass die Eingabe von der darin als Einschreiter genannten Person

stammt, ist die Unterschrift kein Wesensmerkmal einer Eingabe. Eingaben sind daher

unabhangig von ihrer Unterzeichnung im Zeitpunkt ihrer Uberreichung gebuhrenbar (VWGH
12.12.1988, 87/15/0057). Zum Entstehen der Gebuhrenschuld siehe Rz 312.
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284
Ein mundliches (telefonisches) Anbringen 16st keine Gebuhrenpflicht aus. Erfolgt nachtraglich
eine schriftliche Bestatigung durch den Einschreiter, so unterliegt die Bestatigung der Gebuhr

far Eingaben.

285
Wird eine Eingabe Uber amtlichen Auftrag im Zuge einer amtlichen Sachverhaltsermittlung

Uberreicht, ist das Privatinteresse ausgeschlossen (VWGH 14.11.1996, 94/16/0148).

286

Die Wiederholung eines bei einer Behorde bereits eingebrachten Antrages in einer
neuerlichen Eingabe 16st fiir diese Eingabe die Gebihrenpflicht aus (VWGH 14.4.1986,
85/15/0324, 85/15/0332). Im Gegensatz dazu ist die blofle Urgenz einer Erledigung eines
bereits eingebrachten Antrages (ohne Wiederholung des Antrages) gebuhrenfrei (siehe

Rz 314).

10.5.3. Privatperson
287

Unter einer Privatperson sind alle nattrlichen und juristischen Personen des privaten und des
offentlichen Rechtes zu verstehen, sofern sie nicht im Rahmen ihres 6ffentlich-rechtlichen

Wirkungskreises tétig sind.

Beispiele:

Ein Notar, der in seiner Eigenschaft als Gerichtskommissér eine Eingabe einbringt, ist in
dieser behdrdlichen Eigenschaft (als Vertreter des Gerichtes/Bundes) befreit.

Durch die Bestellung eines Masseverwalters hingegen wird eine éffentlich-rechtliche
Eigenschaft des Verwalters nicht begriindet, sodass die Eingaben des Masseverwalters
geblihrenpfiichtig sind.

Eingaben von Abgeordneten oder politischen Mandataren sind nicht gebiihrenpfiichtig,
wenn sie diese Eingaben im Rahmen des ihnen verfassungsgesetzlich libertragenen
Aufgabenkreises an dffentliche Behdrden und Amter richten. Sie sind jedoch
geblihrenpfiichtig, wenn sie blol8 in Vertretung von Privatpersonen (als Rechtsanwall,
Notar, Steuerberater) oder in Verfolgung ihrer Privatinteressen eingebracht werden.

10.5.4. Organ einer Gebietskorperschaft
288

Gebietskdrperschaften sind der Bund, die neun Bundeslander, die Gemeinden sowie die

Gemeindeverbande nach Art. 116a B-VG.

289

Organe sind vor allem Behorden, Amter und die sie vertretenden Personen (Organwalter).
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Andere 6ffentlich-rechtliche Kérperschaften sind dann, wenn sie durch Gesetze zur
Besorgung von offentlichen Angelegenheiten berufen und daher in die 6ffentliche Verwaltung
eingegliedert sind, in diesen Angelegenheiten unmittelbare Organe der

Gebietskdrperschaften.

290

Der Begriff Organ einer Gebietskdrperschaft ist ein funktioneller, kein organisatorischer.

Funktionelle Organschaft liegt vor, wenn ein mit Hoheitsgewalt beliehener, auRerhalb der
Staatsorganisation stehender Rechtstrager von der Rechtsordnung erméchtigt wird,
Hoheitsakte zu setzen, die einer Gebietskdrperschaft zuzurechnen sind. Fir das Vorliegen

funktioneller Organschaft sprechen insbesondere folgende Kriterien:

= der Rechtstrager wird dazu erméchtigt, fur eine Gebietskorperschaft und damit in deren

Namen aufzutreten

Beispiel:
§ Za Abs. 2 Tierseuchengesetz: ,,Die bestellten Seuchentierdrzte sind behdrdliche
Organe*.
= dem Rechtstrager kommt die allgemeine Befugnis zur Setzung von Hoheitsakten
(Erlassung von Bescheiden und Verordnungen, Setzung von Akten unmittelbarer

verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt) zu

= dem Rechtstrager sind Hoheitsbefugnisse hinsichtlich der von ihm auszustellenden
Zeugnisse eingeraumt (zB die Befugnis dem Empfanger das Zeugnis wieder

abzunehmen)

= zur Uberprufung der vom Rechtstrager von Gesetzes wegen vorzunehmenden Akte ist ein

verwaltungsbehordlicher Instanzenzug eingerichtet

= im Falle der Weigerung des Rechtstragers, ein Zeugnis auszustellen, ist entweder die
Erlassung eines negativen Bescheides gesetzlich vorgesehen oder ist die Sache einer

Behdorde zur weiteren Veranlassung vorzulegen

= der zusténdigen staatlichen Behotrde sind zur Gewahrleistung der inhaltlichen Richtigkeit
des Handelns des Rechtstragers bei der Ausstellung von Zeugnissen gesetzliche
Weisungsrechte oder besondere Aufsichts- und Ingerenzmdglichkeiten (zB Berichts- und

Einschaurechte) eingeraumt.

Ist auch nur eines dieser Kriterien erfillt, ist das als starkes Indiz fur schlicht hoheitliches

Handeln bei der Zeugnisausstellung und damit das Vorliegen funktioneller Organschaft
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anzunehmen. Trifft keines der genannten Kriterien zu, wird im Allgemeinen keine funktionelle

Organschaft gegeben sein.

Beispiele:

Die gemél3 § 31 Fuihrerscheingesetz zur Ausstellung von Mopedausweisen
ermdchtigten Einrichtungen (zB Fahrschulen, Autofahrerkiubs) sind nicht als Organe
einer Gebietskdrperschaft titig.

Das WiFi ist bei der Ausstellung von Staplerfahrerausweisen ebenfalls kein funktionelles
Organ einer Gebietskorperschaft.

Die auf Grund einer Erméchtigung gemdals § 40a KFG vom Versicherer eingerichteten
Zulassungsstellen sind in den ihnen lbertragenen Angelegenheiten funktionelle Organe
(beliehenes Unternehmen).

In der VO OAeC-Zusténdigkeitsverordnung, BGBI. Nr. 394/1994 idgF wird dem
Osterreichischen Aero Club die Zustdndigkeit fiir die Durchfiihrung von
Verwaltungsverfahren einschlielSlich der Entscheidungsbefugnis fir die Ausstellung von
Flugschiilerausweilsen, Ausstellung von Zivilluftfahrt-Personalausweisen usw. erteilt.
Der Osterreichische Aero Club ist daher in diesen Angelegenheiten funktionelles Organ.

291
Eingaben an die Oesterreichische Nationalbank in Devisensachen sind gebuhrenpflichtig, weil
die Bank bei der Handhabung des Devisengesetzes 2004 hoheitsrechtliche Aufgaben des

Bundes erfullt.
10.5.5. Offentlich-rechtlicher Wirkungskreis
292

Der offentlich-rechtliche Wirkungskreis ist jener Aufgabenbereich, der einer
Gebietskorperschaft durch Gesetz verpflichtend auferlegt ist. Es sind darunter jene
Angelegenheiten, Tatigkeiten und Aufgaben zu verstehen, denen sich die
Gebietskorperschaft auf Grund offentlich-rechtlicher Norm nicht entziehen kann (siehe Rz 33
ff).

10.5.6. Privatinteresse

293

Privatinteresse ist anzunehmen, wenn der Einschreiter bei Erflllung seines Begehrens

irgendeinen materiellen oder ideellen Vorteil zu erreichen wiinscht.

294
Liegt teilweise offentliches und teilweise privates Interesse vor, gentigt ein teilweises

Privatinteresse zur Erfullung der Gebuhrenpflicht.

295
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Privatinteresse ist dann nicht gegeben, wenn die Eingabe ausschlief3lich aus

ordnungspolitischen Grinden zu erfolgen hat und im Falle ihrer Unterlassung keine anderen

Rechtsfolgen als die Verhdngung einer Verwaltungsstrafe drohen.

296

Ein Privatinteresse ist zB anzunehmen bei:

einem Ansuchen um Ausstellung einer Widmungsbestatigung Uber die Ausweisung eines
Grundsttickes im Flachenwidmungsplan der Gemeinde (VwGH 19.3.1997, 97/16/0035)

einer schriftlichen Eingabe, mit der die Anbringung der Rechtskraftklausel begehrt wird
(VWGH 23.2.1984, 83/15/0064)

einem Antrag auf Aufhebung der Entziehung der Lenkberechtigung (VwWGH 18.12.1997,
97/16/0323)

einem vom Ombudsmann einer Zeitung an eine Behodrde gerichteten Schreiben zur
Abschaffung eines in einem Leserbrief behaupteten Missstandes in einem konkreten
Einzelfall (VWGH 19.12.1986, 85/15/0238)

einem Begehren auf bestimmte Information (VwWGH 26.11.1990, 90/15/0157; VwGH
21.1.1998, 97/16/0446)

297

Kein Privatinteresse ist zB anzunehmen bei:

Eingaben nach 8§ 86 StVO (Versammlungen unter freiem Himmel), weil diese der
StraBenpolizei die Moglichkeit gibt, rechtzeitig Vorkehrungen zu treffen (VfGH 21.3.1979,
B 203/78)

Eingaben, in denen zum Vorteil der Allgemeinheit tatsachliche oder vermeintliche
Unzukdmmlichkeiten in der Verwaltung aufgezeigt werden und deren Beseitigung
angeregt wird; dies gilt selbst dann, wenn der Anlass der Eingabe eine die

Privatinteressen des Einschreiters bertihrende Angelegenheit betrifft

positiven Anregungen der Blrger. Demnach sind mangels eines konkreten
Privatinteresses auch Eingaben gebihrenfrei, in denen nur allgemeine Anregungen oder
Vorschlage fur MalBnahmen zu Verbesserung der Gesetzeslage oder der Verwaltung

unterbreitet werden

10.5.7. Einzelfalle

10.5.7.1. Zurickziehung von Eingaben

298
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Eine Eingabe, mit der in einem anh&angigen Verfahren eine Eingabe zuriickgezogen wird, ist
nach § 14 TP 6 Abs. 5 Z 17 GebG gebihrenbefreit.

299

Wird eine Eingabe zuriickgezogen und erfolgt nur eine Kenntnisnahme ohne eine schriftliche
nach auBen ergehende abschlieBende Erledigung, entsteht keine Gebuhrenpflicht fur alle in
diesem Verfahren eingebrachten Eingaben (Beilagen). Wird dagegen schriftlich mitgeteilt,
dass das Verfahren eingestellt wird oder wird der Antrag fiir gegenstandslos erklart, so
entsteht mit der Zustellung der schriftlichen Erledigung die Gebuhrenschuld fur den
ursprunglichen Antrag (siehe Rz 128 ff).

10.5.7.2. Begleitschreiben

300

Ein Begleitschreiben, mit dem eine Beilage zu einer friheren Eingabe nachgereicht wird, ist
nicht gebuhrenpflichtig, sofern kein neuerliches Begehren gestellt wird.

301

Gebuhrenfrei ist auch ein Schreiben, mit dem eine Vollmacht vorgelegt wird, weil das
Begleitschreiben nur einen Hoflichkeitsakt darstellt.

10.5.7.3. Urgenz

302

Eingaben, mit denen eine Erledigung in einem anhangigen Verfahren urgiert wird, sind
gemaRl § 14 TP 6 Abs. 5 Z 17 GebG befreit. Anders bei Wiederholung des bereits gestellten
Begehrens (siehe Rz 286).

10.5.7.4. Rechtsmittel

303

Berufungen gegen Bescheide, mit denen ein Ansuchen abgewiesen wurde, unterliegen der
gleichen Gebihr wie das abgewiesene Ansuchen.

304

Rechtsmittelverzichte sind gebuhrenpflichtige Eingaben nach 8 14 TP 6 Abs. 1 GebG.
10.5.7.5. Ergdnzende Begrindungen

305

Eingaben, mit denen in einem anhéangigen Verfahren zu einer vorangegangenen Eingabe
eine erganzende Begrindung abgegeben wird, sind gemal 8§ 14 TP 6 Abs. 5 Z 17 GebG

gebUhrenbefreit.

10.5.8. Mehrere Ausfertigungen von Eingaben

306
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Wird eine Eingabe in mehreren Ausfertigungen bei der Behdrde Uberreicht, ist die Gebuhr fur
jede unterfertigte Ausfertigung (siehe Rz 283) zu entrichten. Unterliegt die Eingabe der
erhohten Eingabengebuihr, ist diese nur fir die erste Ausfertigung zu entrichten; fur die
zweite und jede weitere Ausfertigung ist nur die einfache Eingabengebuhr zu entrichten
(siehe Rz 310 f).

10.5.9. Mehrere Ansuchen in einer Eingabe

307

Werden in einer Eingabe mehrere Ansuchen gestellt, ist gemal § 12 Abs. 1 GebG fir jedes
Ansuchen die Eingabengebihr zu entrichten; dies gilt auch, wenn in einer Eingabe mehrere
Personen ein Ansuchen stellen, die nicht iSd 8 7 GebG (siehe Rz 108 ff) als eine Person
anzusehen sind. Sinn dieser Bestimmung ist grundsatzlich, eine Umgehung der
Gebuhrenpflicht durch subjektive Kumulierung von verschiedenen Antrégen in einer Eingabe
zu verhindern, wobei eine Kumulierung mehrerer Antrage dann anzunehmen ist, wenn in ein
und demselben Schriftstiick mehrere Amtshandlungen begehrt werden, die untereinander in
keinem Zusammenhang stehen. Ein solcher "innerer Zusammenhang" liegt dann vor, wenn
ein Begehren vom anderen derart abhangt, dass es an das Bestehen des anderen gebunden
ist. Kann die Behorde Uber die mehreren Antrage verschiedene Entscheidungen treffen, so
spricht dies gegen die Annahme, dass es sich um ein und denselben Antrag handeln kdnnte
(VWGH 28.9.1964, 521/64).

Beispiel 1:
Ansuchen um Ausstellung von Widmungsbestéatigungen

Wird das Ansuchen so gestellt, dass mehrere Grundsticksnummern angegeben werden
oder wird ein Grundbuchsauszug beigelegt, aus dem mehrere Grundstiicksnummern
ersichtlich sind, fir die die Bestétigung ausgestellt werden soll, unterliegt die Eingabe
der mehrfachen Geblihrenpfiicht. Es handelt sich hier um Grundstiicke, die auch
unabhéangig voneinander verdulSert oder libergeben werden kénnten, die aber
zusammengerasst tibergeben werden. Die Anzahl der der Eingabegeblihr des § 14

TP 6 GebG unterliegenden Ansuchen bestimmt sich daher nach der Anzahl der in der
Eingabe angefiihrten Grundstiicke. Ist ein Grundbuchsauszug beigelegt, ist ebenfalls
die Anzahl der Begehren soweit konkretisiert, dass eine mehrfache Geblihrenpfilicht
ausgeldst wird.

Wird hingegen nur die Einlagezahl angefiihrt, unterliegt die Eingabe nur der einfachen
Gebdihr.

Beispiel 2:

Ansuchen um Sperrstundenveridngerung oder Offenhaltensbewilligungen.

Wird in einem Schreiben fiir 4 Tage, die nicht zusammenhéngen (zB fur den 5., 10.,
20. und 25.), angesucht, dann féallt eine vierfache Gebiihr an. Wird um Offenhaltung
vom 5. bis 9. eines Monats angesucht, dann ist die Gebtihr nur einfach zu entrichten.
Ansuchen um Offenhaltung vom 5. bis zum 9., 13. und 15. unterliegen der dreifachen
Gebtihr. Ansuchen um Offenhaltung fiir 5 Tage in einem bestimmiten Monat, ohne die
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Tage zu konkretisieren, unterfiegen nur der einfachen Gebiihr. Das Ansuchen um
Offenhaltung an jedem Samstag im Juni unterliegt einer mehrfachen Gebdihr (Anzahl/
der Samstage).

10.5.10. Hohe der Gebiuhr

308

Die Eingabengebihr betragt im Allgemeinen 13 Euro. 8 14 TP 6 Abs. 2 GebG sieht in taxativ
aufgezahlten Fallen eine erhthte Eingabegebihr von 43 Euro vor. Die Eingabengebihr ist
von der Anzahl der verwendeten Bogen unabhangig.

10.5.10.1. Einfache Eingabengebihr

309

Die einfache Eingabengebihr betragt 13 Euro (pro Antragsteller — siehe Rz 106 ff — und pro
Antrag — siehe Rz 307 ff).

10.5.10.2. Erhdhte Eingabengebuhr

310

Die erhohte Eingabengebthr betragt 43 Euro (pro Antragsteller — siehe Rz 106 ff — und pro
Antrag — siehe Rz 307 ff). 8 14 TP 6 Abs. 2 Z 1 bis 6 GebG enthalt eine taxative Aufzéhlung:

= Ansuchen um Erteilung einer Befugnis oder die Anerkennung einer Befahigung oder
sonstigen gesetzlichen Voraussetzung zur Austibung einer Erwerbstétigkeit (siehe Rz 203
ff);

= Ansuchen um Ernennung zum Notar, Handelsmakler, um Zulassung als Steuerberater

oder Wirtschaftsprufer, um Eintragung als Patentanwalt (siehe Rz 224);
= Ansuchen um die Verleihung der 6sterreichischen Staatsbirgerschaft (siehe Rz 241);

= Ansuchen um Bewilligung, auslandische Orden anzunehmen und zu tragen, um
Verleihung von Titeln und Auszeichnungen einschlielilich jener flr gewerbliche

Unternehmungen;

= Patent- und Gebrauchsmusteranmeldungen;

Anmeldungen einer Sorte nach dem Sortenschutzgesetz.

311

Rechtsmittel in den in Rz 310 angefuhrten Angelegenheiten unterliegen der erhdhten
Eingabegebunhr.

10.5.11. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

10.5.11.1. Gebuhrenschuld

312
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Die Gebuhrenschuld entsteht bei Eingaben, Beilagen und Protokollen iSd § 14 TP 7 Abs. 1

Z 1 und 2 GebG in dem Zeitpunkt, in dem die das Verfahren in einer Instanz schriftlich
ergehende abschliel}ende Erledigung tber die in der Eingabe enthaltenen Anbringen
zugestellt wird (siehe Rz 128 ff).

10.5.11.2. Gebuhrenschuldner

313

Gemal 8§ 13 Abs. 1 Z 1 GebG ist zur Entrichtung der Gebuhr derjenige verpflichtet, in dessen
Interesse die Eingabe eingebracht wurde (Antragsteller). Mit den im § 13 Abs. 1 GebG
genannten Personen ist zur Entrichtung der Gebuhr zur ungeteilten Hand verpflichtet, wer im
Namen eines anderen eine Eingabe oder eine Beilage Uberreicht (VwWGH 3.10.1988,
88/15/0036; VwWGH 19.3.1990, 89/15/0033; siehe Rz 166 ff).

10.5.12. Gebuhrenfreie Eingaben

314
GemaR § 14 TP 6 Abs. 5 GebG sind gebuhrenfrei:

1. Eingaben an Gerichte; in Justizverwaltungsangelegenheiten jedoch nur, wenn hiefir eine

Justizverwaltungsgebiihr vorgesehen ist.

Beim Unabhangigen Verwaltungssenat handelt es sich nicht um ein Gericht. Eingaben an

diesen sind daher gebuhrenpflichtig.

Antrage und Beschwerden an den VWGH und den VfGH unterliegen den
Eingabegebihren nach § 17a VfGG bzw. 8§ 24 Abs. 3 VWGG. Eine Gebuhr nach dem GebG

ist hierfur nicht mehr vorgesehen.

Eingaben an Gerichte durch dritte Personen um Akteneinsicht unterliegen ebenfalls

keiner Geblhr.

Keiner Gebuhr unterliegen Eingaben bzw. Protokolle an Gerichte um Erteilung von

Abschriften aus den im Notariatsarchiv befindlichen Akten.

2. Eingaben im Flrsorgewesen: Ansuchen um eine MalRnahme im Rahmen der 6ffentlichen

Fursorge sind gebihrenfrei

3. Gesuche um die Verleihung eines Stipendiums sowie Eingaben in
Unterrichtsangelegenheiten (einschlief3lich Begrindung und Beendigung des
Schulverhaltnisses) und in Prifungsangelegenheiten 6¢ffentlicher oder mit dem
Offentlichkeitsrecht ausgestatteter Schulen, der Schulen iSd Gesundheits- und
Krankenpflegegesetzes, des Bundesgesetzes Uber die Regelung des medizinisch-

technischen Fachdienstes und der Sanitatshilfsdienste, sowie der Akademien iSd
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10.

11.

Bundesgesetzes Uber die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste und
der Hebammenakademien iSd Hebammengesetzes, mit Ausnahme von Eingaben im
Verfahren betreffend Eignungserklarung von Unterrichtsmitteln, Externistenprifungen,

Nostrifikation auslandischer Zeugnisse und Ersatzbestatigungen fir verlorene Zeugnisse;

Eingaben an Verwaltungsbehorden in Abgabensachen: Diese Befreiung umfasst Eingaben
an Verwaltungsbehdrden des Bundes, eines Landes oder einer Gemeinde in
Abgabensachen. Abgabensachen sind alle Angelegenheiten, die sich auf Abgaben iSd
Finanzverfassung beziehen. Die Gebihrenbefreiung erstreckt sich auch auf die Einhebung
und Vollstreckung von Abgaben sowie auf alle ordentlichen und auRerordentlichen
Rechtsmittel in den angeflihrten Angelegenheiten. Unter 6ffentliche Abgaben fallen auch
die Kurtaxe, Kommissionsgebthren und Verwaltungsabgaben. Auch Antrage auf
Einleitung eines Verstandigungsverfahrens zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung sind

geblhrenfrei.

Die Befreiung gilt auch fur Eingaben an Zollbehérden in Angelegenheiten des Zollrechts

oder der sonstigen Eingangs- oder Ausgangsabgaben.

Eingaben in Konsularangelegenheiten an 6sterreichische Vertretungsbehdrden im

Ausland.

Eingaben in Bewirtschaftungsangelegenheiten: Diese Befreiungsbestimmung bezieht sich
auf Angelegenheiten im Zusammenhang mit staatlichen Lenkungsmafnahmen von

Waren und Dienstleistungen.

Eingaben im Verwaltungsstrafverfahren: Der Begriff bezieht sich auf alle Verfahren vor
den Verwaltungsbehdrden wegen Verwaltungstbertretungen. Auch eine Anzeige ist eine

gebuhrenfreie Eingabe.

Eingaben um Befreiung von der Rundfunk-, Fernsehrundfunk- und Fernsprechgebihr.
Befreit sind auch der Antrag um Ubertragung der Rundfunk- und
Fernsehrundfunkbewilligung auf eine andere Person, die Ubernahme der Bewilligung
nach dem Tod des Bewilligungsinhabers, der Antrag auf Verlegung des Standortes durch

den bisherigen Bewilligungsinhaber und der Verzicht auf die Bewilligung.

Ansuchen um Aufnahme in das 6ffentlich-rechtliche Dienstverhaltnis und Eingaben
offentlich-rechtlich Bediensteter und ihrer Hinterbliebenen in

Dienstrechtsangelegenheiten

Eingaben im Studien- und Prifungswesen der Universitaten, Kunsthochschulen, der
Akademie der bildenden Kinste in Wien und der kirchlichen theologischen Lehranstalten

(Art. V § 1 des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle und der Republik Osterreich,
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12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

BGBI. Il Nr. 2/1934), einschlie3lich der Eingaben an diese Einrichtungen im Bereich der
Studienberechtigung

Eingaben von Personen, die nicht durch berufsmaliige Parteienvertreter vertreten sind,

um Anleitung zur Vornahme von Verfahrenshandlungen wahrend eines Verfahrens

Eingaben von Zeugen und Auskunftspersonen zur Erlangung der gesetzlich vorgesehenen

Zeugengebihren
Verlustanzeigen

Anfragen um Bekanntgabe, welches Organ einer Gebietskdrperschaft fur eine bestimmte

Angelegenheit zustandig ist
Anfragen Uber Ausbildungsmdglichkeiten

Eingaben, mit welchen in einem anh&angigen Verfahren zu einer vorangegangenen
Eingabe eine erganzende Begrindung erstattet, eine Erledigung urgiert oder eine

Eingabe zurtickgezogen wird (siehe Rz 147 und Rz 298 f)

Eingaben nach den landesgesetzlichen Vorschriften zur Férderung des Wohnbaues und
der Wohnhaussanierung

Nicht darunter fallt die Eingabe an die "Wohnbaufdrderungsstelle™ mit der eine
Ausfertigung des Tilgungs- oder Finanzierungsplanes angefordert wird, wenn dieser
beispielsweise fiir Zwecke der Berechnung der Abzinsung nach § 14 BewG 1955
anlasslich Verauerung/Erwerb zur Angabe in der Grunderwerbsteuererklarung benétigt
wird. Diese ist jedoch geméaR 8§ 14 TP 6 Abs. 5 Z 4 GebG als Eingabe in Abgabensachen

geblhrenbefreit.

Eingaben in Angelegenheiten des AuRenhandelsgesetzes und auf Grund einer auf
Artikel 113 des Vertrages zur Griindung der Européaischen Gemeinschaft gestitzten

Verordnung im Bereich der handelspolitischen MaRnahmen

Einwendungen und Stellungnahmen zur Wahrung der rechtlichen Interessen zu Vorhaben
der Errichtung oder Inbetriebnahme von Bauwerken und Anlagen aller Art sowie im
Verfahren zur Genehmigung solcher Vorhaben; befreit ist nicht der Antrag desjenigen,

der um Genehmigung ansucht, sondern der des Antragsgegners.

Eingaben an die parlamentarischen Organe und Einrichtungen (die Prasidenten des
Nationalrates, die Prasidenten des Bundesrates, die parlamentarischen Ausschisse, die

Ausschussobmanner sowie die Parlamentsdirektion)

Eingaben an gemal § 40a KFG 1967 idgF, eingerichtete Zulassungsstellen (siehe Rz 395)
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23.

24,

25.

26.

27.

Antrage auf Bekanntgabe von Umweltdaten nach dem Umweltinformationsgesetz, BGBI.
Nr. 495/1993, in der jeweils geltenden Fassung, und nach gleichartigen

landesgesetzlichen Vorschriften

Ansuchen um Ausstellung und Vornahme der in § 14 TP 8 GebG (Einreise- und
Aufenthaltstitel; siehe Rz 331 ff), 8 14 TP 9 GebG (Reisedokumente; siehe Rz 333 ff) und
§ 14 TP 16 GebG (Fuhrerscheine, siehe Rz 390 ff) angefihrten Schriften und

Amtshandlungen
Anfragen Uber das Bestehen von Rechtsvorschriften oder deren Anwendung

Eingaben um Ausstellung von Bescheinigungen und Genehmigungen in Angelegenheiten
der Verordnung (EG) Nr. 939/97 der Kommission vom 26.5.1997 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates uber den
Schutz von Exemplaren wild lebender Tiere und Pflanzenarten durch Uberwachung des

Handels in der jeweils geltenden Fassung

Eingaben um Ausstellung von Strafregisterbescheinigungen fir ehrenamtliche Sanitater

gemal § 14 Abs. 1 Z 1 Sanitatergesetz.

10.6. Protokolle (Niederschriften) (8 14 TP 7 GebG)

10.6.1. Tatbestand und Gebilihrensatz

315

Als Protokoll bezeichnet man das schriftliche Festhalten eines Parteivorbringens, wenn es in

einer Form erfolgt, in der ihm auch gegen die Partei Beweiskraft zukommt. Gegenstand der

Gebuhr ist das Protokoll (die Niederschrift) selbst.

10.6.1.1. Protokolle an Stelle einer Eingabe (8 14 TP 7 Abs. 1 Z 1 GebG)

316
Der Gebuhr nach 8§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 1 GebG unterliegt nur ein von einem Organwalter

errichtetes Protokoll, wenn es inhaltlich den Tatbestand einer gebuhrenpflichtigen Eingabe
erflllt (siehe Rz 279 ff).

317

Protokolle, die an Stelle einer Eingabe errichtet werden, unterliegen derselben Gebihr wie

die Eingabe, die sie vertreten (siehe Rz 308 ff).

318

Aktenvermerke (Amtsvermerke) mit denen Parteivorbringen ohne Parteienunterschrift

festgehalten werden, sind keine Protokolle und unterliegen nicht dieser Bestimmung (VWGH
19.3.1990, 89/15/0066).
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10.6.1.2. Befunde und Vernehmungen bei Erteilung eines amtlichen Zeugnisses
oder einer amtlichen Bewilligung (8 14 TP 7 Abs. 2 Z 2 GebG)

319

Protokolle Uber Befunde und Vernehmungen sind, gleichgltig ob die Partei aus eigenem
Antrieb oder Gber Ladung erschienen ist, gebiihrenpflichtig. Voraussetzung ist jedoch, dass

diese Protokolle auch vom Einschreiter (mit)unterschrieben sind.

320
Nicht gebihrenpflichtig sind Protokolle nur dann, wenn sie mit amtlich vorgeladenen
Personen aufgenommen werden, die nicht Einschreiter sind und deren Einvernahme auch

nicht vom Einschreiter beantragt wurde bzw. nicht in dessen Interesse liegt.

Protokolle tlber Amtshandlungen, die im 6ffentlichen Interesse, aufgenommen werden, sind

gebuhrenfrei, da das Merkmal ,,tiber Einschreiten von Privatpersonen* nicht gegeben ist.

Beispiel:

Kommissionierung eines Stralsenbaues

321

Die Gebuhr fur Protokolle nach der Z 2 betragt von jedem Bogen 13 Euro.

10.6.1.3. Protokolle uiber Gesellschafterversammlungen (8 14 TP 7 Abs. 1 Z 4
GebG)

322

Jeder Beschluss der Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft bedarf geméaR § 111 AktG
zu seiner Gliltigkeit der Beurkundung durch eine tber die Verhandlung von einem Notar
aufgenommene Niederschrift und ist vom ersten Bogen mit 260 Euro (der zweite und jeder

weitere Bogen mit 13 Euro — siehe Rz 104 f) gebihrenpflichtig.
323

Protokolle tber eine Versammlung der Gesellschafter einer GmbH unterliegen der Gebuhr in
Hohe von 130 Euro vom ersten Bogen (der zweite und jeder weitere Bogen mit 13 Euro -

siehe Rz 104 f) gebuhrenpflichtig.

Da nach § 13 Abs. 4 GebG der Gebiihrenschuldner die Gebihr an die Urkundsperson zu
entrichten hat, Urkundspersonen aber nur Notare und Legalisatoren sind, besteht keine

Gebuhrenpflicht, wenn eine andere als eine Urkundsperson das Protokoll verfasst hat.

Werden Gesellschafterbeschlisse nicht in einer Versammlung gefasst, besteht ebenfalls
keine Gebuhrenpflicht. Deshalb sind Umlaufbeschliisse, das sind aul3erhalb einer
Versammlung im Wege der schriftlichen Beschlussfassung zustande gekommene

Gesellschafterbeschlisse, nicht gebihrenpflichtig. Dies gilt auch fur die bei einer Einmann-
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GmbH vom einzigen Gesellschafter auerhalb der Generalversammlung gefassten Beschliisse
(VwWGH 16.10.1989, 88/15/0090).

10.6.1.4. Protokolle Uber Verlosungen oder Auslosungen von Wertpapieren (8 14
TP 7 Abs. 1 Z 5 GebG)

324

Gebuhrenpflichtig sind sowohl Protokolle Giber Auslosungen von Wertpapieren als auch
Protokolle Uber jede Art von Verlosungen (zB fir die Ermittlung von Preistrdgern bei einem
Preisausschreiben). Voraussetzung fir die Gebihrenpflicht ist die Abfassung des Protokolls
durch eine Urkundsperson (siehe Rz 323).

325

Protokolle tiber Auslosungen oder Verlosungen unterliegen vom ersten Bogen einer Gebuhr
in Hohe von 98 Euro; der zweite und jeder weitere Bogen - siehe Rz 104 f - ist mit 13 Euro
gebuhrenpflichtig.

10.6.1.5. Protokolle Uber einen Wechselprotest (8 14 TP 7 Abs. 1 Z 6 GebG)

326

Vom Notar aufgenommene Protokolle eines Wechsel-(Scheck-)protestes unterliegen
unabhéngig von der Anzahl der Bogen der Gebuhr von 13 Euro. Protokolle Uber Wechsel-
(Scheck-)proteste bei Gericht unterliegen keiner Gebuhr nach dem GebG.

10.6.1.6. Protokolle Uber Satzungsanpassungen (8 14 TP 7 Abs. 2 GebG)

327

Protokolle (Niederschriften) Uber Gesellschafterversammlungen nach 8 14 TP 7 Abs. 1 Z 4
GebG, die ausschliefilich die Anpassung der Satzungen oder der Gesellschaftsvertrage an die
Bestimmungen des 1. Euro-Justiz-Begleitgesetzes, BGBI. | Nr. 125/1998, zum Gegenstand

haben, sind geblhrenfrei.

10.6.2. Mehrere Protokolle in einer Schrift
328

Enthalt ein Bogen mehrere in sich abgeschlossene Protokolle, zu denen auch die jeweils
maRgeblichen Unterschriften gehdren, so ist die Gebuhr fur jedes Protokoll fir sich zu
entrichten. Fir eingabeersetzende Protokolle, die mehrere Antrdge enthalten, gelten dariber
hinaus die Ausfihrungen zu § 7, § 12 Abs. 1 GebG (siehe Rz 106 ff und Rz 307 ff).

10.6.3. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

10.6.3.1. Entstehen der Gebuhrenschuld
329
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Die Gebuhrenschuld entsteht fur Protokolle nach 8 14 TP 7 Abs. 1 Z 1 und 2 GebG gemal

§ 11 Abs. 1 Z 1 GebG in dem Zeitpunkt, in dem die das Verfahren in einer Instanz schriftlich
ergehende abschlieRende Erledigung Uber die in der Eingabe enthaltenen Anbringen
zugestellt wird und fir Protokolle nach § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG gemal § 11 Abs. 1
Z 4 GebG im Zeitpunkt der Unterzeichnung (siehe Rz 128 ff).

10.6.3.2. Gebuhrenschuldner
330

Gebuhrenschuldner ist gemaR 8§ 13 Abs. 1 Z 1 GebG derjenige, in dessen Interesse das

Protokoll verfasst wird (siehe Rz 166 ff).

Bei Protokollen nach § 14 TP 7 Abs. 1 Z 2 GebG ist derjenige Gebuhrenschuldner, der das

Verfahren in Gang gesetzt hat.

Bei Protokollen Gber eine Versammlung der Gesellschafter einer GmbH ist neben den
Gesellschaftern auch die Gesellschaft selbst Gebihrenschuldner (VwGH 18.3.1965, 1814/64);
gleiches gilt fir das Protokoll einer Hauptversammlung einer AG, das jedenfalls auch im
Interesse der Aktionare gelegen ist (VWGH 7.10.1993, 93/16/0018).

10.7. Einreise- und Aufenthaltstitel (8 14 TP 8 GebG)

10.7.1. Tatbestand

10.7.1.1. Gegenstand der Gebuhr
331

Die Gebuhrenpflicht fur Sichtvermerke und Aufenthaltstitel betrifft ausschlieBlich Fremde, das
sind Personen, die keine Osterreichische Staatsbiirgerschaft besitzen (8 2 Abs. 47 1

Fremdenpolizeigesetz 2005).
10.7.1.2. Tarif

332

§ 14 TP 8 GebG lautet:

Einreise- und Aufenthaltstitel

(1) Erteilung eines Einreisetitels (Visum)
1. Durchreisevisum (Visum B) 35 Euro.
2. Reisevisum (Visum C) 35 Euro.

3. Sammelvisum

Durchreisevisum (Visum B) oder Reisevisum (Visum C) fiir 5 bis 50 Personen 35 Euro plus
1 Euro pro Person.

4. Aufenthaltsvisum (Visum D) 43 Euro.

5. Aufenthaltsvisum, das gleichzeitig als Visum fir den kurzfristigen Aufenthalt Gliltigkeit
besitzt (Visum D + C) 75 Euro.
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@)

1. Die Erteilung von Einreisetiteln gemal3 Abs. 1 sowie die Ausstellung von Dijplomatenvisa
und Dienstvisa sind von den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit;

2. Einreisetitel gemdls Abs. 1, wenn diese der Wahrung kultureller, aulSenpolitischer,
entwicklungspolitischer, humanitdrer oder sonstiger erheblicher offentlicher Interessen
dienen oder dafiir eine vilkerrechtliche Verpfiichtung besteht, sowie Diplomatenvisa und
Dienstvisa, sofern Gegenseitigkeit besteht, sind von den Geblihren befreit.

(3) Die Gebiihrenschuld fiir die Erteilung von Einreisetiteln gemals Abs. 1 entsteht mit der
Hinausgabe (Aushédndigung) durch die Behdrde. Geblihrenschuldner ist derjenige, fir den
oder in dessen Interesse der Einrefsetitel ausgestellt wird. Die Behdrde darf den Einreisetite/
nur nach erfolgter Entrichtung der Gebihr aushandigen.

(4) Erfolgt die Ausstellung des Einreisetitels geméal3 Abs. 1 durch eine Behdrde eines Landes
oder einer Gemeinde, steht dieser Gebietskdrperschaft je erteiltem Einreisetitel ein
Pauschalbetrag von 2,10 Euro zu.

(5) Erteilung und Ausfolgung eines Aufenthaltstitels durch eine Behdrde mit dem Sitz im
Inland

1. befristeter Aufenthaltstitel (§ 8 Abs. 1 Z 1, 2 und 5 NAG) 100 Euro

2. unbefristeter Aufenthaltstite! (§ 8 Abs. 1 Z 3 und 4 NAG) 150 Euro.

(5a) Ausstellung

1. einer Anmeldebescheinigung (§ 9 Abs. 1 Z 1 NAG) 15 Euro

2. einer Daueraufenthaltskarte (§ 9 Abs. 1 Z 2 NAG) 56 Euro

3. elnes Lichtbildausweises fiir EWR-Blirger (§ 9 Abs. 2 NAG) 56 Euro.

(5b) Abnahme der erkennungsdienstlichen Daten bei Antragstellung, die zur Herstellung
eines Aufenthaltstitels erforderlich sind (§ 19 Abs. 4 NAG) 10 Euro.

Erfolgt die Abnahme dieser Daten durch eine Behdrde eines Landes oder einer Gemeinde,
steht dieser Gebietskdrperschaft der Betrag zur Génze zu.

(6) Die Erteilung von Aufenthaltstiteln gemdl3 Abs. 5 und die Dokumentationen
gemeinschaftsrechtlicher Aufenthalts- und Niederlassungsrechte gemél8 Abs. 5a sind von den
Verwaltungsabgaben des Bundes befreit.

(7) Hinsichtlich des Entstehens der Gebiihrenschuld, des Geblihrenschuldners sowie des
Pauschalbetrages bei Aufenthaltstiteln geméals Abs. 5 und bei Dokumentationen
gemeinschaftsrechtlicher Aufenthalts- und Niederlassungsrechte gemal3 Abs. 5a gelten die
Abs. 3 und 4 sinngemdl3 mit der MalSgabe, dass der Pauschalbetrag im Falle des Abs. 5 Z 1
35 Euro, im Falle des Abs. 5 Z 2 50 Euro Je ertelltem Aufenthaltstitel, im Falle des Abs. 5a
Z 12 Euro und im Falle des Abs. 5a Z 2 und 3 35 Euro je ausgestellter Dokumentation
gemeinschaftsrechtlichen Aufenthalts- und Niederlassungsrechtes, betrdgt. Bei Abnahme der
Daten nach Abs. 5b sind fir das Entstehen der Geblihrenschuld § 11 Abs. 1 Z 3 und fiir die
Person des Geblihrenschuldners § 13 Abs. 1 Z 3 anzuwenden. Die Behdrde darf
Aufenthaltstite! (Abs. 5) und Dokumentationen gemeinschaftsrechtlicher Aufenthalts- und
Niederlassungsrechte (Abs. 5a) nur nach erfolgter Entrichtung der Gebdiihr aushéndigen.

10.8. Reisedokumente (8 14 TP 9 GebG)

10.8.1. Gegenstand der Gebuhr
333
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Der Gebuhr fur Reisedokumente unterliegen nur die in § 14 TP 9 GebG taxativ aufgezahlten

Schriften:
= als Reisepass der gewodhnlicher Reisepass, der Fremdenpass, der Konventionsreisepass

= als Passersatz der Personalausweis, der sonstige Passersatz (zB Grenzkarte,
Ausflugsschein, Ruckkehrausweis)
10.8.1.1. Umfang der Gebuhrenpflicht

334
Gebuhrenpflicht begriinden Reisepésse nach § 14 TP 9 Abs. 1 Z 1 bis 5 GebG mit

unterschiedlichen Tarifen anlasslich

= der Ausstellung (Z 1, 2, 3 und 4)

= der Erweiterung des Geltungsbereiches (Z 5)

= der nachtraglichen Miteintragung von Kindern (Z 6) und

» sonstiger Uber Antrag erfolgter Anderungen oder Erganzungen (Z 7)

= der Ausstellung eines ldentitdtsnachweises (Z 8).

335

Die nachtraglichen Eintragungen gemaR § 14 TP 9 Abs. 1 Z 5 bis 7 GebG begrinden jede fir
sich Gebuhrenpflicht, auch wenn gleichzeitig mehrere Eintragungen erfolgen. Die
gleichzeitige, nachtragliche Miteintragung von mehreren Kindern begrindet die
Gebuhrenpflicht nach § 14 TP 9 Abs. 1 Z 6 GebG nur einmal. Bei sonstigen Anderungen und
Ergdnzungen gemaR § 14 TP 9 Abs. 1 Z 7 GebG ist die Gebuhr ohne Rucksicht auf deren

Anzahl nur einmal zu entrichten.

336

Sind Anderungen nach den passrechtlichen Vorschriften nur im Wege einer Neuausstellung
eines Reisepasses maglich, dann féllt die Gebuhr fir den Reisepass gemal § 14 TP 9 Abs. 1
Z 1 GebG an.

337
Ein nach § 10 Passgesetz ausgestellter zweiter Reisepass unterliegt ebenfalls der
Gebuhrenpflicht nach § 14 TP 9 Abs. 1 Z 1 GebG.

10.8.2. Hohe der Gebihr

10.8.2.1. Allgemeines
338

Die Gebuhr fur Reisepasse ist eine Pauschalgebiihr, neben dieser fallen keine weiteren

Gebuhren nach dem GebG fir Eingaben und Beilagen, die regelméfiig im Zusammenhang mit
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der Ausstellung oder Anderung der Schrift anfallen und auch keine
Bundesverwaltungsabgaben an. Einen Anteil an der Pauschalgebuhr erhélt der Rechtstrager

der ausstellenden Behorde.

Im Verfahren allenfalls vorzulegende Zeugnisse sind jedoch von der Pauschalgebuhr nicht
umfasst und daher von der Gebuhrenpflicht geméaR 8 14 TP 14 GebG (siehe Rz 350) nicht

ausgenommen.
10.8.2.2. Gebuhrensatz
339

(1) Reisepéasse

1. gewdhnlicher Reisepass, Fremdenpass, Konventionsreisepass 69 Euro
2. Reisepass gemaR 8§ 17 Abs. 2 Passgesetz (Expresspass) 100 Euro
3. Reisepass ohne Datentrager gemal § 8 Abs. 5 Passgesetz 26 Euro
4. Reisepass ohne Datentrager gemal} 8 17 Abs. 2 Passgesetz (Expresspass) 38 Euro
5. Erweiterung des Geltungsbereiches 60 Euro
6. nachtragliche Miteintragung von Kindern 26 Euro

7. sonstige Uber Antrag erfolgte Anderungen oder Ergéanzungen, ohne Riicksicht

auf deren Anzahl 26 Euro
8. Ausstellung eines Identitatsausweises 56 Euro
(2) Passersatze

1. Personalausweis 56 Euro
2. sonstiger Passersatz (zB Grenzkarte, Ausflugsschein)

a) Bewilligung zum einmaligen Grenzlbertritt 1 Euro
b) Bewilligung zum mehrmaligen Grenzibertritt

bei einer Glltigkeitsdauer bis zu einem halben Jahr 2,10 Euro
bei einer Gultigkeitsdauer von mehr als einem halben Jahr 3,20 Euro

¢) Bewilligung zum mehrmaligen Grenzibertritt im Ausflugsverkehr fir mehrere

© Bundesministerium fir Finanzen 100 - 38



GebR GZ BMF-010206/0201-V1/5/2006 vom 22. Februar 2007

Personen (Sammelausflugsschein) je Person 1,80 Euro

10.8.2.3. Pauschalbetrag der Gebietskérperschaften

340

Erfolgt die Ausstellung des Reisedokuments durch eine Behdrde eines Landes oder einer
Gemeinde, steht dieser Gebietskdrperschaft je Reisedokument ein Pauschalbetrag zu. Dieser

betragt in den Féllen

= desAbs.1Z71 53,03 Euro
= desAbs.1722 79 Euro
= desAbs.1Z5 34,50 Euro
= desAbs.1Z6 13 Euro
= desAbs.178 30,50 Euro
= desAbs.271 35 Euro

In den Fallen des § 14 TP 9 Abs. 1 Z 3 und 4 sowie des Abs. 2 Z 2 GebG steht der
Gebietskorperschaft der gesamte Betrag zu.
10.8.3. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

341
GemaR § 14 TP 9 Abs. 4 GebG entsteht die Gebiihrenschuld fir Reisedokumente mit der
Hinausgabe (Aushandigung) des Reisedokuments durch die Behdrde (siehe Rz 128 ff).

Gebuhrenschuldner ist derjenige, fur den oder in dessen Interesse das Reisedokument

ausgestellt wird (siehe Rz 166 ff).

Der Gebuihrenschuldner hat bei Uberreichung des Antrages auf Ausstellung eines
Reisedokumentes eine Vorauszahlung in Hohe der voraussichtlichen Gebiihr zu entrichten.

Die Vorauszahlung ist zu erstatten, wenn keine Gebuihrenschuld entsteht.

Die Behorde darf das Reisedokument nur nach erfolgter Entrichtung der Gebuhr

aushandigen.

10.9. Unterschriftsbeglaubigungen (8 14 TP 13 GebG)

10.9.1. Tatbestand
342

Dieser Tarifpost unterliegt die Beglaubigung der Echtheit von Unterschriften oder von

Handzeichen durch Notare oder andere zur Beurkundung befugte Personen
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(Urkundspersonen) sowie durch vergleichbare auslandische Urkundspersonen. Neben
Notaren sind insbesondere Legalisatoren (in Tirol und Vorarlberg) zur Beglaubigung von

Unterschriften befugt.

343

Nicht unter diese Bestimmung fallen Unterschriftenbeglaubigungen von in- und
auslandischen Gerichten. Diese sind gebuhrenpflichtig nach § 14 TP 14 GebG (siehe Rz 350
ff, insbesondere Rz 361).

344

Beglaubigungen von Unterschriften oder Handzeichen auf Schriften, die an eine eindeutig
bezeichnete Behdrde oder ein Gericht adressiert und auch nur zur Vorlage bei dieser
Behorde oder diesem Gericht bestimmt sind, fallen nicht unter diese Bestimmung und
unterliegen damit keiner Gebihr (zB Firmenbucheingabe, Gesuch um Anmerkung der
Rangordnung oder Antragsformular an eine Behérde). Dies gilt sowohl fiir inlandische als

auch fur auslandische Behérden oder Gerichte. Vgl. zur gebihrenfreien Mitteilung Rz 353.

345

Die auf einer Vertragsurkunde angebrachten Beglaubigungsvermerke kénnen selbst dann,
wenn die Urkunde mit einer Adressierung an eine Behdrde oder ein Gericht versehen ware,
schon rein begrifflich nicht als Mitteilung angesehen werden, weil férmliche
Vertragsurkunden von den Vertragsparteien zum Beweis (gegeneinander und gegen Dritte)

ausgestellt werden und nicht als "Mitteilung” an die Behdrde oder das Gericht.

10.9.2. H6he der Gebihr
346

Die Gebuhr betragt 13 Euro pro Bogen, wobei nicht die Bogen der Urkunde insgesamt
zahlen, sondern nur die Bogen des Beglaubigungsvermerkes, unabhangig davon, auf wie

vielen Bogen die beglaubigten Unterschriften erfolgten.

347

Werden auf einem Bogen mehrere Unterschriften beglaubigt, so ist die Gebuhr flr jede
Beglaubigung mit gesonderter Beglaubigungsklausel zu entrichten. Die Beglaubigung
mehrerer Unterschriften mit nur einer Beglaubigungsklausel begrindet nur einmal die

Gebuhrenpflicht.
10.9.3. Entstehen der Gebuhrenschuld

348

Die Gebuhrenschuld (siehe Rz 128 ff) entsteht im Zeitpunkt der Unterzeichnung durch die
Urkundsperson (8 11 Abs. 1 Z 6 GebG) bzw. bei auslandischen Beurkundungen mit dem
amtlichen Gebrauch (siehe Rz 113 ff).
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10.9.4. Gebiuhrenschuldner
349

Gebuhrenschuldner ist derjenige, fur den oder in dessen Interesse die Beglaubigung erfolgt
(siehe Rz 166 ff).

10.10. Zeugnisse (8 14 TP 14 GebG)

10.10.1. Tatbestand

350

Gemal § 14 TP 14 Abs. 1 GebG unterliegen amtliche Zeugnisse einer festen Gebihr. Unter
Zeugnissen versteht man Schriften, die von Organen der Gebietskdrperschaften oder von
auslandischen Behdrden oder Gerichten ausgestellt werden und durch die personliche

Eigenschaften oder Fahigkeiten oder tatsachliche Umstande bekundet werden.
10.10.1.1. Bekundung
351

Als "Bekundung" und somit als "Zeugnis" ist eine Erklarung dann anzusehen, wenn aus dem
Inhalt der Schrift hervorgeht, dass die Erklarung dazu bestimmt ist, dem Ausstellungswerber
gegeniber einem von vornherein nicht begrenzten Kreis von Personen als Ausweis oder
Beweismittel zu dienen. Ob diese "Kunde" in weiterer Folge tatsachlich einer unbestimmten
Zahl von Personen zukommen wird oder nicht, ist dabei unerheblich (VwGH 13.11.1989,
88/15/0107). Auch wenn eine Schrift dem Ausstellungswerber nur zu dem Zweck tibergeben
wird, um von vornherein nur einer bestimmten Person gegenliber verwendet zu werden, ist
die Schrift gleichwohl Zeugnis (VwGH 18.11.1991, 90/15/0013).

352
Dient ein Ausweis oder eine Bestatigung nur zur Legitimierung oder zum Beweis gegenuber

dem Aussteller bzw. seinen Organen und Bevollméachtigten, liegt keine Bekundung vor.

Beispiele:

Passierschein, Einlaufstempel auf der fiir den Einschreiter bestimmten Kopie eines
Einlaufstiickes.

10.10.1.2. Gebuhrenfreie amtliche Mitteilung

353

Kein geblUhrenpflichtiges Zeugnis, sondern eine gebihrenfreie amtliche Mitteilung liegt dann
vor, wenn eine Erklarung (Bescheinigung, Bestatigung) Uber personliche Eigenschaften oder
Fahigkeiten oder tatsachliche Umstande an eine bestimmte, vom Ausstellungswerber
verschiedene (physische oder juristische) Person adressiert (gerichtet) wird und sich aus der

Adressierung im Zusammenhang mit dem sonstigen Inhalt der Schrift ergibt, dass es sich nur
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um eine, an eine bestimmte dritte Person gerichtete Mitteilung handelt. Das Gleiche gilt auch
dann, wenn eine derartige Erklarung (Bescheinigung, Bestatigung) auf ein Schreiben gesetzt

wird, das von vornherein an eine bestimmte Person gerichtet ist.

Ebenso liegt kein gebihrenpflichtiges Zeugnis, sondern eine gebihrenfreie Mitteilung vor,
wenn zwar eine Adressierung fehlt, aber aus dem Inhalt der Schrift hervorgeht, dass die
darin enthaltene Erklarung (Bescheinigung, Bestéatigung) Uber personliche Eigenschaften
oder Fahigkeiten oder tatsichliche Umstande an eine bestimmte physische oder juristische
Person gerichtet ist. Eine allgemeine Zweckangabe allein, schlief3t die Gebihrenpflicht nicht
aus, sofern es sich nicht um einen der in 8 14 TP 14 Abs. 2 GebG angefihrten beglnstigten

Zwecke handelt.

Ob eine Adressierung an eine bestimmte dritte Person rechtlich méglich bzw. zulassig ist,
richtet sich nach den fur das jeweilige Verfahren maligeblichen Verfahrensvorschriften sowie
den Anordnungen der zustandigen (Ober-)Behérde. Aus der Adressierung allein oder in
Verbindung mit dem Inhalt der Schrift muss der Adressat der Mitteilung konkret ermittelbar

sein.

Beispiele:

Der Vermerk "Dient zur Vorlage bei der Bezirkshauptmannschaft Graz-Umgebung”
genligt den Erfordernissen einer geblihrenfreien Mitteilung.

Im Gegensatz dazu ist die Textierung "Dient zur Vorlage bei der Gewerbebehdrde”
ohne dass aus dem Inhalt der Schrift hervorgeht, fiir welche konkrete Gewerbebehdrde
die Schrift bestimmt ist, nicht ausreichend.

Auch eine allgemeine Zweckangabe allein zB "Zum Zwecke der Geltendmachung eines
Schadenersatzanspruches wird bestétigt.... " schlieSt die Geblihrenpfilicht nicht aus.

10.10.1.3. Gebuhrenfreie amtliche Bescheinigungen und Bescheide

354

Urkunden Uber Rechtsgeschéafte dienen hauptsachlich zum Beweis Uber Abschluss und Inhalt
eines Rechtsgeschéaftes zwischen den Vertragspartnern. Eine "Bekundung™ an einen
unbestimmten Personenkreis steht nicht im Vordergrund. Daher sind diese grundsatzlich
nicht als Zeugnisse anzusehen und unterliegen allenfalls einer Gebuhr fliir Rechtsgeschéafte,
wenn sie unter eine Tarifpost des 8 33 GebG einzuordnen sind (siehe Rz 639 ff). Amtliche
Bescheinigungen, in welchen die Begrindung, Abwicklung oder Aufhebung eines
schuldrechtlichen Rechtsverhaltnisses beurkundet wird, stellen ebenfalls keine
gebihrenpflichtigen Zeugnisse dar (VWGH 24.10.1968, 0628/68).

Beispiele fiir gebiihrenfreie Bestédtigungen.:
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Empfangsbestadtigungen, Loschungsquittungen, Bescheinigung lber eine erfolgte
Geburt und die Todesbescheinigung, die nach dem Personenstandsgesetz den
Standesédmtern vorzulegen sind.

355

Bescheide, durch die in rechtsfeststellender oder rechtsgestaltender und in einer der
Rechtskraft fahigen Weise Uber Rechtsverhéltnisse abgesprochen wird, unterliegen als
Willenserklarungen einer Verwaltungsbehorde grundsatzlich nicht der Zeugnisgebihr.
Beurkundet der Bescheid nebenbei auch personliche Eigenschaften, Fahigkeiten oder
tatsachliche Umstande, macht ihn dies noch nicht zu einem gebuhrenpflichtigen Zeugnis.
Dient allerdings der Hauptzweck der Schrift einem "Bekunden", kann von einem Zeugnis die
Rede sein (VWGH 24.10.1968, 628/68).

10.10.1.4. Amtliche Befunde und Gutachten
356

Amtliche Befunde (Feststellen von tatsachlichen Umsténden) sind gebuhrenpflichtige
Zeugnisse, amtliche Gutachten unterliegen nicht der Zeugnisgebthr. Von den hier genannten
amtlichen Befunden ist die Befundaufnahme tber die Nichtentrichtung von Gebuhren geman
8 34 GebG zu unterscheiden (siehe Rz 1084 ff).

Zur Abgrenzung zwischen einem gebuhrenpflichtigen Befund und einem gebiihrenfreien
Gutachten ist davon auszugehen, dass ein der Gebihr unterliegendes Zeugnis dann vorliegt,
wenn tatsachliche Umstande, zB bestimmte Eigenschaften einer Ware oder der Gehalt an
einer bestimmten Substanz, zu einem grundsatzlich allgemeinen Beweiszweck bekundet
werden. Von einer solchen, meist nur als "Befund™ bezeichneten Schrift muss das "Gutachten
im engeren Sinn" unterschieden werden. Enthalt eine Schrift neben der Befundaufnahme
auch noch vom Sachverstandigen auf Grund seiner Fachkenntnisse und Erfahrungen aus
dem Befund abgeleitete Schlussfolgerungen, liegt kein gebthrenpflichtiges Zeugnis, sondern
ein gebuhrenfreies Gutachten vor. In diesem Fall ist die Tatsachenfeststellung
(Befundaufnahme) nicht dazu bestimmt, dem Ausstellungswerber einem von vornherein
nicht begrenzten Kreis von Personen gegentber zum Ausweis zu dienen oder einen Beweis
zu erbringen, sondern bildet lediglich die Grundlage fir die gutachterlichen

Schlussfolgerungen des Sachverstandigen.

10.10.2. Amtliche Zeugnisse
357

Unter amtlichen Zeugnissen versteht man Schriften, die von Organen der

Gebietskorperschaften oder von ausléandischen Behdrden oder Gerichten ausgestellt werden.
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10.10.2.1. Organe der Gebietskorperschaften
358

Organe der Gebietskdrperschaften sind Behérden und Amter und die sie vertretenden
Personen des Bundes, der Lander, Gemeinden und Gemeindeverb&anden gemaR Art. 116a
B-VG (siehe Rz 32). Der Begriff "Organe der Gebietskérperschaft™ ist funktionell und nicht
organisatorisch zu verstehen. Natirliche und juristische Personen, sowie
Personengesellschaften, die nicht in den Organisationsaufbau der Gebietskdrperschaften
eingegliedert sind, sind dann funktionell als Organe der Gebietskdrperschaft anzusehen,
wenn ihnen bzw. ihren Rechtstragern Aufgaben Ubertragen sind, die sie im Auftrag des

Staates zu besorgen haben (beliehene Unternehmen, siehe auch Rz 290).

359

Bei Kammern (zB Notariats- und Rechtsanwaltskammer) ist zu unterscheiden, ob sie in
Ubertragung eines offentlich-rechtlichen Aufgabenkreises als Organ einer
Gebietskorperschaft tatig werden, oder im eigenen, nicht 6ffentlich-rechtlichen Wirkungskreis

als Berufs- oder Standesvertretung.

360
Die Oesterreichische Nationalbank erfillt in Devisensachen bei der Handhabung des

Devisengesetzes hoheitsrechtliche Aufgaben des Bundes.

10.10.2.2. Auslandische Behorden oder Gerichte
361

Von auslandischen Behdrden oder Gerichten ausgestellte Zeugnisse sind zu vergebihren,
sobald von ihnen im Inland ein amtlicher Gebrauch gemacht wird, auch wenn sie nur in
beglaubigter oder unbeglaubigter Abschrift verwendet werden (siehe Rz 113 ff). Zeugnisse,
die von inlandischen Gerichten ausgestellt werden, sind grundsatzlich gebuthrenfrei (siehe
Befreiungsbestimmung in 8 14 TP 14 Abs. 2 Z 26 GebG). Eine Ausnahme davon besteht nur
in Justizverwaltungsangelegenheiten, siehe dazu Rz 368.
10.10.2.3. Beispiele fur Zeugnisse
362
= Amtliche Dienstausweise und amtliche Legitimationspapiere, die nicht unter die in
§ 14 TP 9 GebG angefuhrten Reisedokumente fallen. Sie sind allgemein bekundende
Zeugnisse. Infolge der ausschlieRlichen MaRgeblichkeit des Inhaltes eines
Legitimationspapieres kann hier die Gebuhrenpflicht nicht durch eine Adressierung

ausgeschlossen werden.

= Personalausweise als Passerséatze sind nach § 14 TP 9 GebG gebuhrenpflichtig.
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Bestellungsurkunden als Sachwalter sind nicht gebuhrenpflichtig.

Eine Strafregisterbescheinigung ist ein gebuhrenpflichtiges Zeugnis, sofern nicht eine
gebihrenfreie Mitteilung vorliegt (siehe Rz 353). Strafregisterbescheinigungen, die als
Nachweis der personlichen Eignung als Sanitéater gemal 8§ 14 Abs. 1 Z 1 SanitaterG

dienen, sind von der Zeugnisgebihr befreit.

Nach § 1 Z 1 NeuF6G sind Strafregisterbescheinigungen, deren Ausstellung im
unmittelbaren Zusammenhang mit der Neugriindung von Betrieben oder der Ubertragung

eines (Teil-)Betriebes veranlasst ist, von der Zeugnisgebuhr befreit.

Von Behdrden ausgestellte Typenscheine, sowie von Zulassungsbehdrden in
Typenscheinen Uber die Zulassung des polizeilichen Kennzeichens an einen spéateren
Erwerber des Kraftfahrzeuges ausgestellte Bestatigungen (VwWGH 24.10.1968, 628/68).
Vgl. aber die Gebuhrenbefreiung gemafl 8§ 14 TP 14 Abs. 2 Z 22 GebG fiir die von
Zulassungsstellen iSd § 40a KFG 1967 ausgestellten Bestatigungen in Typenscheinen

Uber die Zulassung.

Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und Uberstellungsfahrtscheine, die von
Zulassungsbehdrden des Bundes oder der Lander ausgestellt werden (siehe auch Rz 370;

zur Gebihrenpflicht bei den privaten Zulassungsstellen siehe Rz 371).

Nachtragliche amtswegige oder beantragte Anderungen in gebiihrenpflichtigen
Zeugnissen, etwa Anderung von Gewichtsangaben das Fahrzeug betreffend oder
Namens- oder Adressanderungen des Zulassungsbesitzers. Keiner Gebuhr unterliegt
jedoch die Eintragung einer behdrdlich gednderten Orts-, Stralien- oder

Hausnummernbezeichnung.

Bestatigungen lber den Zustellvorgang oder den Eintritt der Rechtskraft
(Rechtskraftklauseln) und der Vollstreckbarkeit einer behdrdlichen Erledigung.
Von Gerichten in Auslibung der Gerichtsbarkeit ausgestellte Zeugnisse (zB
Rechtskraftklausel auf Urteilen) sind gemaflt § 14 TP 14 Abs. 2 Z 26 GebG von den

Geblhren befreit.

Bescheinigungen des Vermessungsamtes zur grundbicherlichen Durchflihrung von

Teilungsplanen.

Beglaubigungen, die auf Personenstandsurkunden oder Ehefahigkeitszeugnissen
vorgenommen werden, damit die Urkunde im Ausland ihrem Ausstellungszweck
entsprechend verwendet werden kann. Handelt es sich um eine
Unterschriftsbeglaubigung durch einen Notar oder eine andere Urkundsperson hat die
Vergeblhrung nach dem Tatbestand des § 14 TP 13 GebG (siehe Rz 342 ff) zu erfolgen.
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Nicht adressierte amtséarztliche Zeugnisse, die nach ihrem Inhalt einen Befund darstellen

(auBer es liegt ein Befreiungsgrund vor; siehe Rz 368).
= Eheféhigkeitszeugnis.
= Sichtvermerke, Vidierungen.

= Amtliche Bestatigung Uber den Bestand eines Vereines oder die Zeichnungsberechtigung

des Vorstandes.

= Unbedenklichkeitsbescheinigungen und Bescheinigungen tber die Hohe des

Einheitswertes, wenn sie nicht an bestimmte Personen oder Behérden gerichtet sind.

= Amtliche Meldebestéatigung ohne Adressierung (siehe Rz 353).

Amtliche Bestatigungen uber Verlust oder Diebstahl.

10.10.3. Nichtamtliche Zeugnisse
363

Von Privatpersonen ausgestellte Zeugnisse sind nicht gebihrenpflichtig, auch wenn eine

Pflicht zur Zeugnisausstellung besteht.

Beispiele:

Dienstzeugnisse, drztliche Zeugnisse und Bestatigungen, Befunde von privaten
Sachversténdigen

Zu einer moglichen Gebuhrenpflicht "als Beilage"” siehe Rz 258 ff.
10.10.4. Mehrere Zeugnisse in einer Schrift
364

Werden in einer Schrift mehrere persoénliche Eigenschaften oder Fahigkeiten oder
tatsachliche Umstande einer oder mehrerer Personen vom Aussteller mit einer einzigen
Unterschrift bekundet, so liegt nur ein Zeugnis vor. Jede weitere auf derselben Schrift
unterfertigte Bekundung von persoénlichen Eigenschaften oder Fahigkeiten oder tatsachlichen

Umstéanden, stellt ein weiteres Zeugnis dar und l6st fur sich die Gebuhrenpflicht aus.
10.10.5. Hohe der Gebihr
365

Amtliches Zeugnis 13 Euro von jedem Bogen

Zum Begriff "Bogen" siehe Rz 98 ff.
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10.10.6. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

10.10.6.1. Gebuhrenschuld

366

GemaR § 11 Abs. 1 Z 5 GebG entsteht die Gebihrenschuld bei Zeugnissen im Zeitpunkt der
Unterzeichnung oder der Hinausgabe; bei den im Ausland ausgestellten Zeugnissen, sobald

von ihnen im Inland ein amtlicher Gebrauch gemacht wird (siehe Rz 154).

10.10.6.2. Gebuhrenschuldner

367

GemaR § 13 Abs. 1 Z 2 GebG ist zur Entrichtung der Gebiihren derjenige verpflichtet, fir den

oder in dessen Interesse das Zeugnis ausgestellt wird (zB Antragsteller). Siehe dazu auch
Rz 170 ff.

10.10.7. Gebuhrenbefreiungen

368
Im GebG sind nachstehende sachliche Befreiungen angefihrt (8 14 TP 14 Abs. 2 Z 1
ff GebG):

1. Armutszeugnisse, auch als Beilagen stempelpflichtiger Eingaben und Protokolle;
2. Zeugnisse, die im offentlichen Flrsorgewesen beizubringen sind;
3. Impfzeugnisse;

4. Zeugnisse in Unterrichtsangelegenheiten von 6ffentlichen oder mit dem
Offentlichkeitsrecht ausgestatteten Schulen, von Schulen iSd Gesundheits- und
Krankenpflegegesetzes, des Bundesgesetzes Uber die Regelung des medizinisch-
technischen Fachdienstes und der Sanitatshilfsdienste, sowie der Akademien iSd
Bundesgesetzes Uber die Regelung der gehobenen medizinisch-technischen Dienste und
der Hebammenakademien iSd Hebammengesetzes, mit Ausnahme der Zeugnisse Uber
Lehramtspriifungen und Diplomprifungen von Akademien oder verwandten
Lehranstalten und diesen vergleichbaren Schulen sowie Zeugnisse lber

Externistenprifungen.

Beispiel:

Schulbesuchbestatigungen

5. Zeugnisse zur Rechtfertigung des Fernbleibens der Schiller vom Unterricht in diesen

Schulen;

6. Zeugnisse in Studienangelegenheiten im Universitats- und Kunsthochschulbereich, im

Bereich der Akademie der bildenden Kiinste in Wien und der kirchlichen theologischen
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10.

11.

12.

13.

14.

Lehranstalten (Art. V 8§ 1 des Konkordates zwischen dem Heiligen Stuhle und der
Republik Osterreich, BGBI. 11 Nr. 2/1934), einschlieRlich der Zeugnisse dieser
Einrichtungen im Rahmen der Studienberechtigung. Diese Befreiung kommt nur den

Studierenden zugute.

Beispiel:

Staatspriifungszeugnisse, Rigorosums- und Diplompriifungszeugnisse

Zeugnisse (ber die Anmeldung des Ubertrittes von einem Glaubensbekenntnisse zu

einem anderen;

Zeugnisse, die aus Sanitatsricksichten (gesundheitspolizeilichen Grinden) von einer

offentlichen Behorde oder einem Amte gefordert werden;

Beispiel:

internationale Impfpdsse, tierdrztliche Zeugnisse, Gesundheitszeugnis fir Prostituierte

Unter diese Befreiung fallen nicht Zeugnisse, die aus gesundheitspolitischen Griinden

ausgestellt werden

Beispiel:

Nachweis der Teilnahme an einer Unterweisung in lebensrettenden SofortmalSnahmen
fur die Erteilung der Lenkberechtigung

Zeugnisse zum Nachweise der Voraussetzungen fir den Bezug eines Unterhaltsbeitrages
von einer Gebietskdrperschaft, einer offentlichen Anstalt, einem Privatpensionsinstitut,

einer Versorgungsanstalt;

Zeugnisse Uber die erfullte Verbindlichkeit zur Lesung von Messen, behufs der

Erfolglassung des darlber gewidmeten Betrages oder der daflir gestifteten Rente;

Zeugnisse, durch die eine in 6ffentlichen Angelegenheiten zu legende Rechnung belegt

werden muss;

Klauseln, die auf Grund besonderer Rechtsvorschriften einzelnen Urkunden der Kontrolle

wegen oder zur Beglaubigung amtlich beigefigt werden muissen;

Zeugnisse Uber vertragsmaRige Leistungen an Gebietskdrperschaften oder 6ffentliche
Anstalten Uber die Qualitat dieser Leistungen oder die Einhaltung der
Vertragsbedingungen, damit die Unternehmer zur Befriedigung ihrer Forderung gelangen

kdnnen;

Waagzettel, solange davon kein amtlicher Gebrauch durch Verwendung als Beilage

gemacht wird;
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24,

25.

26.

Ausziige aus Tauf-, Geburts-, Trauungs- und Sterberegistern, dann Zeugnisse tUber
Geburts-, Trauungs-, Todesfalle, um die im diplomatischen Wege von auswartigen
Behorden entweder durch die dsterreichischen Gesandtschaften im Ausland oder durch
die fremden, hierlands anwesenden Gesandten angesucht wird, bei reziprokem

Verfahren, solange sie im Auslande verwendet werden;

Abstammungspapiere, die im Interesse der Landestierzucht fir Zuchttiere zu erbringen

sind;
Zeugnisse der Reisenden in Bergfuhrerbiichern und in Tragerlegitimationen;

Ursprungszeugnisse sowie auf Handelsrechnungen angebrachte Vidierungsvermerke, die
von in- oder ausléandischen Einfuhrbehdrden bei der Eingangsabfertigung von Waren

verlangt werden;

Bestatigungen zum Nachweis, dass im Zollverfahren eine Gesamtsicherheit oder eine

Befreiung von der Sicherheitsleistung bewilligt worden ist;

An- und Abmeldevermerke, die von den Meldebehorden anlasslich der An- oder

Abmeldung auf den Meldezetteln angebracht werden;

Kursbesuchsbestatigungen, die von juristischen Personen iSd 8§ 4 des Bundesgesetzes
Uiber die Forderung der Erwachsenenbildung und des Volksbiichereiwesens aus

Bundesmitteln ausgestellt werden;

Zeugnisse, die von gemaR § 40a KFG 1967 eingerichteten Zulassungsstellen (das sind
ermachtigte Versicherungsunternehmen) in Erfillung der ihnen tbertragenen Aufgaben

ausgestellt werden;

Verschlussanerkenntnisse, die auf Grund zollrechtlicher Vorschriften von den

Zollbehérden ausgestellt oder anerkannt werden;

Bescheinigungen in Angelegenheiten der Verordnung (EG) Nr. 939/97 der Kommission
vom 26. Mai 1997 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 338/97 des
Rates Uber den Schutz von Exemplaren wild lebender Tiere und Pflanzenarten durch

Uberwachung des Handels in der jeweils geltenden Fassung;

Zeugnisse Uber Dienstleistungen. Mit dieser Befreiung ist erreicht, dass auch
Dienstzeugnisse, die von Organen der Gebietskorperschaften ausgestellt sind,

geblhrenfrei sind;

von inlandischen Gerichten ausgestellte Zeugnisse; in Justizverwaltungsangelegenheiten

jedoch nur, wenn hieflr eine Justizverwaltungsgebuhr vorgesehen ist;
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27. Strafregisterbescheinigungen, die als Nachweis der personlichen Eignung zur

Verwendung als ehrenamtliche Sanitater gemaR § 14 Abs. 1 Z 1 Sanitatergesetz dienen.

369
Hinsichtlich einer allfélligen personlichen Gebuhrenbefreiung des Zeugniswerbers wird auf
Rz 18 ff verwiesen. Demnach liegt fur die im § 2 Z 3 GebG genannten Kdrperschaften und

Vereine keine Befreiung von der Zeugnisgebihr vor.

10.11. Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und
Uberstellungsfahrtscheine (8 14 TP 15 GebG)

10.11.1. Tatbestand
370

Die Gebuhr fur Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) ist eine Pauschalgebiihr;
neben dieser fallen im Zulassungsverfahren keine weiteren Gebthren nach dem GebG und

auch keine Bundesverwaltungsabgaben an.

371

Nach § 14 TP 15 GebG sind Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und
Uberstellungsfahrtscheine, die nicht von der Behorde, sondern von privaten
Zulassungsstellen ausgestellt werden, gebuhrenpflichtig. Dafir kommen gemaf

§ 40a KFG 1967 in Osterreich zum Betrieb der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung
berechtigte Versicherer in Betracht. Durch einen Bescheid des Landeshauptmanns werden
sie erméchtigt, eine Zulassungsstelle einzurichten und zu betreiben. Der Gebuhr nach § 14
TP 15 GebG unterliegt nur der Zulassungs- und der Uberstellungsfahrtschein, der aus Anlass
der Zulassung zum Verkehr bzw. der Genehmigung der Uberstellungsfahrt ausgestellt wird,

nicht aber ein spéater ausgestelltes Duplikat (siehe Rz 350 ff).

372

Werden Zulassungs- und Uberstellungsfahrtscheine nicht von privaten Zulassungsstellen,
sondern von Behoérden des Bundes oder der Lander ausgestellt, unterliegen diese nicht der
Pauschalgebthr nach § 14 TP 15 GebG (siehe Rz 370). In dem Fall sind die GebUhren nach
dem GebG fir die jeweiligen Schriften (zB Eingaben, Beilagen, Zeugnisse) und die

Bundesverwaltungsabgaben zu entrichten.

10.11.1.1. Zulassungsschein (Zulassungsbescheinigung)

373

Kraftfahrzeuge und Anhanger diirfen gemaR § 36 KFG 1967 auf Strallen mit 6ffentlichem
Verkehr nur verwendet werden, wenn sie zum Verkehr zugelassen sind oder mit ihnen

behordlich bewilligte Probe- oder Uberstellungsfahrten durchgefiihrt werden. Kraftfahrzeuge
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und Anhanger sind auf Antrag zum Verkehr zuzulassen, wenn sie die gesetzlichen
Voraussetzungen erfiillen (8 37 Abs. 1 KFG 1967). Uber die Zulassung wird dem
Zulassungsbesitzer der Zulassungsschein (Zulassungsbescheinigung) ausgestellt (8 13 Abs. 1

Zulassungsstellenverordnung - ZustV).
10.11.1.2. Uberstellungsfahrtschein
374

Darunter versteht man die Bestatigung der Bewilligung, nicht zugelassene Kraftfahrzeuge
und Anhanger oder zugelassene, deren Kennzeichentafeln in Verlust geraten sind oder fir
die ein Wechselkennzeichen zugewiesen wurde, vorubergehend auf Stralen mit dffentlichem
Verkehr zu verwenden. Es muss glaubhaft gemacht werden, dass die voriibergehende
Verwendung des Fahrzeuges auf StraRen mit 6ffentlichem Verkehr zur Uberstellung des
Fahrzeuges an einen anderen Ort erforderlich ist (Uberstellungsfahrt) oder dass die

Kennzeichentafeln in Verlust geraten sind.

10.11.1.3. Steuerbefreiungen

10.11.1.3.1. Gebuhrenbefreiungen nach dem GebG

375

Wird ein Kraftfahrzeug bzw. Anhénger auf den Bund oder auf vom Bund betriebene
Unternehmungen zugelassen, so fallt grundsatzlich keine Gebihr an (§ 2 Z 1 GebG). Die

personliche Befreiung (siehe Rz 18 ff) des Bundes ist uneingeschrankt und umfasst alle von

im entfalteten Tatigkeiten, sei es im hoheitlichen oder privatwirtschaftlichen Bereich.

376

Die personliche Befreiung des Bundes erstreckt sich nicht auf selbstdndige Anstalten des
Bundes oder auf Unternehmungen, die unter Zwischenschaltung einer eigenen, vom Bund
verschiedenen Rechtsperson (zB AG, GmbH) betrieben werden, auch wenn diese

Gesellschaften zur Ganze im Eigentum des Bundes stehen.

377
Wird ein Kraftfahrzeug bzw. Anhanger auf eine andere Gebietskdrperschaft als den Bund
zugelassen, so tritt nur dann eine Gebuhrenbefreiung ein, wenn das Kraftfahrzeug bzw. der
Anhanger einer Aufgabe dient, zu der die Gebietskérperschaft auf Grund gesetzlicher
Vorschriften verpflichtet ist (8 2 Z 2 GebG)

Beispiel:

Kraftfahrzeuge der Landesregierung, Berufsfeuerwehr

378
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Die personliche Befreiung nach 8§ 2 Z 3 GebG (siehe Rz 25 ff) fiir andere 6ffentlich-rechtliche
Korperschaften, die nicht Gebietskorperschaften sind, oder fir Vereinigungen, die
ausschlief3lich und unmittelbar wissenschaftliche, Humanitéts- oder Wohltatigkeitszwecke
verfolgen (88 34 ff BAO), umfasst nicht die Zulassungsgebiihr nach § 14 TP 15 GebG, weil
diese Befreiung nur auf den Schriftenverkehr mit Behorden und Amtern (Eingaben und

Beilagen; siehe Rz 36 f sowie Rz 279 und Rz 258 ff) anwendbar ist.

379

Besondere personliche Gebuhrenbefreiungsbestimmungen bestehen fir bestimmte
Diplomaten und fir bestimmtes Verwaltungs- und technisches Personal dieser Missionen. Die
Gebuhrenbefreiung steht diesen Personen nur dann zu, wenn sie nicht dsterreichische
Staatsburger sind (siehe Rz 55 ff, Rz 381).

Fur Berufskonsuln besteht diese Gebiuihrenbefreiung nicht.

380

Der Kostenersatz gemall 8 40b Abs. 7 KFG 1967 an die Zulassungsstelle (beliehener
Versicherer), die Kosten fur die Kennzeichentafel und Begutachtungsplakette ("Pickerl™)
fallen als zivilrechtliche Anspriiche nicht unter die fur Gebuhren oder Verwaltungsabgaben

allenfalls vorgesehenen Abgabenbefreiungen.

10.11.1.3.2. Gebuhrenbefreiung fur Diplomaten

381
Legitimationskarte |Befrejung
Steuerschuldner BGBL. Il Nr. Gebdihr far Grundlage
189/2003 Zulassungen
Diplomaten u. Beamte BGBI. Nr. 66/1966
internationaler )
o . rot Ja zB BGBI. 111 Nr.
Organisationen mit
. 99/1998
Diplomatenrang
Berufskonsul orange nein BGBI. Nr. 318/1969
Honorarkonsul gelb nein BGBI. Nr. 318/1969
Angestellte des techn. u.
Verwaltungsdienstes von blau ja BGBI. Nr. 66/1966
diplomatischen Missionen
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Angestellte des techn. u.

Verwaltungsdienstes von blau nein BGBI. Nr. 318/1969
konsularischen Vertretungen
Angestellte oder Amtssitzabkommen zB
Sachverstandige ) UNO
grun nein
internationaler BGBI. 111 Nr. 99/1998
Organisationen (Art XI u. XII)
Dienstl. Hauspersonal braun BGBI. Nr. 66/1966
nein
Privates Hauspersonal grau BGBI. Nr. 318/1969
10.11.1.4. H6he der Gebuhr
382
Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung)
§ 14 TP 15 Abs. 1 lit. a GebG 1957 109 Euro
Uberstellungsfahrtscheine
§ 14 TP 15 Abs. 1 lit. a GebG 1957 76 Euro

10.11.2. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

383

Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und Uberstellungsfahrtscheine kénnen als

spezielle Zeugnisse betrachtet werden. Daher richten sich der Zeitpunkt der Entstehung der

Gebuhrenschuld sowie die Person des Gebihrenschuldners nach den Regelungen bei der

Zeugnisgebuhr.

10.11.2.1. Gebuhrenschuld

384

Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Ausfertigung des Zulassungsscheines

(Zulassungsbescheinigung) oder des Uberstellungsfahrtscheines durch die Zulassungsstelle

(siehe Rz 162 f).

10.11.2.2. Gebuhrenschuldner

385
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Gebuhrenschuldner ist derjenige, fur den oder in dessen Interesse der Zulassungsschein
(Zulassungsbescheinigung) oder der Uberstellungsfahrtschein ausgestellt wird (siehe Rz 166
ff).

10.11.3. Entrichtung der Gebuhr

386

Die Gebuhr ist vom Zulassungswerber bei der Zulassungsstelle einzuzahlen. Die
Zulassungsstelle darf den Zulassungsschein (Zulassungsbescheinigung) bzw. den

Uberstellungsfahrtschein nur nach erfolgter Zahlung der Gebuihr aushandigen.

387

Wurde die Gebuhr entrichtet, obwohl keine Abgabenschuld bestand, ist sie auf Antrag von
der zur Einhebung der Abgabe zustandigen Abgabenbehdrde (Finanzamt fur Gebihren und
Verkehrsteuern in Wien) zurlickzuzahlen (8 241 Abs. 2 BAO). Solche Antrage kénnen bis zum
Ablauf des dritten Kalenderjahres gestellt werden, das auf das Jahr folgt, in dem der Betrag
zu Unrecht entrichtet wurde (8 241 Abs. 3 BAO).

388
Wurde die Gebiihr zu Unrecht nicht entrichtet, ist sie mit Bescheid gemaR § 202 BAO
gegenuber dem abgabenrechtlich Haftungspflichtigen (Rechtstrager der Zulassungsstelle)

geltend zu machen.

10.11.4. Haftung fur die Gebuhr

389

Nach § 14 TP 15 Abs. 3 GebG haftet der Rechtstrager der Zulassungsstelle, also das
Versicherungsunternehmen, fiir die Gebuhr. Das Versicherungsunternehmen hat gesondert
fir jede von ihm eingerichtete Zulassungsstelle die Gebuhr fir die in einem Kalendermonat
erteilten Zulassungen und bewilligten Uberstellungsfahrten bis zum 15. des néchstfolgenden

Monats an das Finanzamt fur GebUhren und Verkehrsteuern in Wien zu entrichten.

10.12. Fuhrerscheine (8 14 TP 16 GebG)

10.12.1. Tatbestand
390

Der Tatbestand umfasst Schriften und Amtshandlungen (Wiederausfolgung des
Fahrerscheins nach Ablauf der Entziehungsdauer — siehe Rz 394). Die Gebuhr fir
Flhrerscheine ist eine Pauschalgebihr, neben dieser fallen keine weiteren Gebihren nach
dem GebG fir Eingaben und Beilagen, die regelmaRig im Zusammenhang mit der

Ausstellung oder Anderung der Schrift anfallen und auch keine Bundesverwaltungsabgaben
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an. Der Rechtstrager der ausstellenden Behorde erhélt einen Anteil an der Pauschalgebihr
(siehe Rz 400 und Rz 340).

391
Nach dieser Tarifpost sind folgende Schriften und Amtshandlungen gebuhrenpflichtig:

= Ausstellung eines Fuhrerscheines (8 14 TP 16 Abs. 1 GebG).

» Wiederausfolgung eines Fuhrerscheines (§ 14 TP 16 Abs. 2 Z 2 GebG).

10.12.1.1. Ausstellung eines Flhrerscheines

392

Erfolgt die Ausstellung eines Fuhrerscheines in folgenden Fallen, tritt Gebuhrenpflicht ein:

1. auf Grund der Erteilung der Lenkberechtigung, ausgenommen Heeresflihrerscheine und

Heeresmopedausweise (8 22 Abs. 1 Fuhrerscheingesetz - FSG, ),
2. als Duplikat,
3. auf Grund der Umschreibung einer ausléandischen Lenkberechtigung,

4. auf Grund der Verlangerung einer befristeten Lenkberechtigung, ausgenommen der
Verlangerung einer Lenkberechtigung fur die Klasse C, die Unterklasse C1 und die Klasse
D (8 20 Abs. 4 und § 21 Abs. 2 FSG),

5. auf Grund der Ausdehnung der Lenkberechtigung auf weitere Klassen oder Unterklassen,
6. auf Grund von sonstigen Anderungen oder Erganzungen.

Beispiel:

Umschreibung einer Heereslenkberechtigung auf eine zivile Lenkberechtigung gilt iSd
§ 22 FSG als Ersterteilung.

393

Die Ausstellung eines Mopedausweises durch erméchtigte Einrichtungen (zB Fahrschulen)
gemal § 31 Abs. 1 FSG ist nicht gebuhrenpflichtig (siehe Rz 310).

10.12.1.2. Wiederausfolgung eines Fuhrerscheines

394
Wird ein FUhrerschein nach Ablauf der Entziehungsdauer wieder herausgegeben, ist dies

gebuhrenpflichtig.
10.12.2. Hohe der Gebuhr

10.12.2.1. Pauschalgebuhr
395

Die Gebuhren fur weitere geblhrenpflichtige Tatbestande, die regelmafig im

Zusammenhang mit der Ausstellung der Schrift selbst anfallen, wie auch die dabei
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entstehende Verwaltungsabgabe des Bundes (§ 76 AVG iVm
Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983), werden in einem Betrag pauschaliert. Die
gesamte Abgabepflicht wird an die ausgestellte bzw. die eine Anderung oder Erganzung
enthaltende Schrift geknupft.

396

Die Eingaben sind nach § 14 TP 6 Abs. 5 Z 24 GebG von den Gebiihren befreit. Die Befreiung
von der Eingabengebihr bewirkt gemaR § 14 TP 5 Abs. 1 GebG Gebuhrenfreiheit auch fur
Beilagen (siehe Rz 258 ff). Allenfalls im Verfahren vorzulegende Bestatigungen gemaf

8 14 TP 14 GebG (siehe Rz 350 ff) sind jedoch nicht von der Gebuhrenpflicht ausgenommen.
10.12.2.2. H6he der Gebuhr

397

Die Pauschalgebulhr betragt nach 8 14 TP 16 Abs. 1 GebG fir die Ausstellung des

Fuhrerscheines (siehe Rz 392):

1. auf Grund der Erteilung der Lenkberechtigung, ausgenommen solche geman

§ 22 Abs. 1 FSG 55 Euro
2. als Duplikat 45 Euro
3. auf Grund der Umschreibung einer ausléandischen Lenkberechtigung 55 Euro

4. auf Grund der Verlangerung einer befristeten Lenkberechtigung,
ausgenommen solche gemal? (8 20 Abs. 4 und 8§ 21 Abs. 2 FSG) 45 Euro

5. auf Grund der Ausdehnung der Lenkberechtigung auf weitere Klassen oder

Unterklassen 45 Euro

6. auf Grund von sonstigen Anderungen oder Erganzungen ohne Ricksicht auf
die Anzahl 45 Euro

398
Nach § 14 TP 16 GebG betragt die Pauschalgebuhr fur die Wiederausfolgung des

Fuhrerscheins nach Ablauf der Entziehungsdauer (siehe Rz 394) 36 Euro.

399
Wird anstelle der Wiederausfolgung eines Flhrerscheines nach einer Entziehung der
Lenkberechtigung, die Ausstellung eines Duplikates beantragt, so 16st dies zwei

gebihrenrechtliche Tatbestande aus. Fir die Amtshandlung der Wiederausfolgung fallt die
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Gebuhr nach § 14 TP 16 Abs. 2 Z 2 GebG in Héhe von Euro 36 und fir die Ausstellung eines
Duplikates die Gebuhr nach § 14 TP 16 Abs. 1 Z 2 GebG in Héhe von Euro 45 an.

10.12.2.3. Pauschalbetrag der Gebietskodrperschaft
400

Werden Fuhrerscheine durch eine Landes- oder Gemeindebehdrde ausgestellt, steht dieser

Gebietskorperschaft ein in 8 14 TP 16 Abs. 5 GebG geregelter Pauschalbetrag zu.

Dieser Pauschalbetrag betragt je Schrift oder Amtshandlung:

1. auf Grund der Erteilung der Lenkberechtigung, ausgenommen solche

gemal 8 22 Abs. 1 FSG 21,80 Euro
2. als Duplikat 19,60 Euro
3. auf Grund der Umschreibung einer auslandischen Lenkberechtigung 21,80 Euro

4. auf Grund der Verlangerung einer befristeten Lenkberechtigung,
ausgenommen solche gemal? (8 20 Abs. 4 und § 21 Abs. 2 FSG) 19,60 Euro

5. auf Grund der Ausdehnung der Lenkberechtigung auf weitere Klassen oder

Unterklassen 19,60 Euro

6. bei Wiederausfolgung des Fihrerscheins nach Ablauf der

Entziehungsdauer 19,60 Euro

10.12.3. Gebuhrenschuld und Gebuhrenschuldner

10.12.3.1. Gebuhrenschuld

401

Die Gebuhrenschuld entsteht mit der Hinausgabe (Aushéandigung) des Fiihrerscheines durch
die Behorde. Die Gebuhrenpflicht wird an die auszustellenden Schriften oder an die
Vornahme der Amtshandlungen geknUpft. Bei Versagung der Ausstellung oder Amtshandlung

ist daher keine GebUhrenpflicht gegeben (siehe Rz 164).
402

Die Behorde darf den Fuhrerschein nur nach erfolgter Entrichtung der Gebuhr aushandigen.

Der Rechtstrager der Behorde hat die jeweils entrichteten Gebuhren unter Abzug seiner
Pauschalbetrage bis zum 15. Tag des auf ein Kalendervierteljahr folgenden Monates

(Falligkeitstag zB 15. April fir das 1. Viertel; weiters 15. Juli, 15 Oktober, 15. Janner) an das
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jeweilige Finanzamt, in dessen Amtsbereich sich die jeweilige Behdrde befindet, abzufihren
(siehe Rz 6 ff).

10.12.3.2. Gebuhrenschuldner

403

Gebuhrenschuldner ist derjenige, fur den oder in dessen Interesse der Fihrerschein

ausgestellt wird (siehe Rz 166 ff).
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11. Gebiihrenpflichtige Rechtsgeschifte (§ 15 GebG)

11.1. Aligemeines

404

Nach dem Geblihrengesetz sind nur diejenigen Rechtsgeschafte gebihrenpflichtig, die in den
Tarifposten des § 33 GebG (siehe Rz 639 ff) aufgezahlt sind und eine Urkunde Uber dieses
Rechtsgeschéft errichtet wird (siehe Rz 428 ff). Speziell geregelte Rechtsgeschafte (zB
Gllicksspiele, Ausspielungen und Sportwetten) unterliegen jedoch auch ohne Beurkundung
der Geblihr (siehe Rz 422).

Geblhrenpflichtige Rechtsgeschafte sind:

= Annahmevertrage (§ 33 TP 1 GebG; siehe Rz 639 ff);

= Anweisungen (§ 33 TP 4 GebG; siehe Rz 652 ff);

» Bestandvertrage (§ 33 TP 5 GebG; siehe Rz 662 ff);

= Birgschaftserklarungen (§ 33 TP 7 GebG; siehe Rz 748 ff);

= Darlehensvertrage (§ 33 TP 8 GebG; siehe Rz 784 ff);

= Dienstbarkeiten (§ 33 TP 9 GebG; siehe Rz 827 ff);

= Ehepakte (§ 33 TP 11 GebG; siehe Rz 853 ff);

= Gllicksvertrage (§ 33 TP 17 GebG; siehe Rz 862 ff);

» Hypothekarverschreibungen (§ 33 TP 18 GebG; sieche Rz 891 ff);
= Kreditvertrage (§ 33 TP 19 GebG; siehe Rz 907 ff);

» Vergleiche (auBergerichtliche) (§ 33 TP 20 GebG; siehe Rz 993 ff);

= Zessionen (§ 33 TP 21 GebG; siehe Rz 1011 ff);

Wechsel (§ 33 TP 22 GebG; siehe Rz 1053 ff).

405

Der Anfall einer Rechtsgeschaftsgebiihr hat somit das Vorliegen eines giiltig zustande
gekommenen Rechtsgeschaftes und dessen Festhalten in einer Urkunde zur Voraussetzung
(Ausnahmen § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 bis 8 GebG, siehe Rz 873 ff).

406

Bei den nach den einzelnen Tatbestanden des § 33 GebG vorgesehenen Gebiihren handelt
es sich nicht um eine einzige einheitliche Abgabe, sondern entsprechend den einzelnen
Tatbestanden um jeweils verschiedene Abgaben.
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11.1.1. Rechtsgeschafte
407

Rechtgeschafte sind privatgeschaftliche Willenserklarungen, die auf die Begriindung,
Aufhebung oder Abanderung von Rechtsverhaltnissen gerichtet sind. Das Gebiihrengesetz
knipft hinsichtlich des Abschlusses von Rechtsgeschéften an das Vertragsrecht des
birgerlichen Rechts an. Es umschreibt die Tatbestande des § 33 GebG im Allgemeinen mit
Begriffen des Zivilrechts. Fir die Abgrenzung unterschiedlich geregelter geblhrenpflichtiger

Rechtsgeschéfte ist daher deren zivilrechtliche Einordnung maBgeblich.

408

Gemischte Vertrage sind solche, die die Merkmale verschiedener Vertragstypen des
Zivilrechts aufweisen. Enthalt ein einheitlicher Vertrag Elemente verschiedener
Vertragstypen, ist er geblihrenrechtlich nach seinem tberwiegenden rechtlichen und
wirtschaftlichen Zweck zu beurteilen. Dabei ist die nach § 914 ABGB ermittelte Absicht der
Parteien hinsichtlich der Wirkung des Vertrages maBgebend. Es kommt vor allem auf den
von den Parteien bei Vertragsabschluss verfolgten, objektiv erkennbaren Willen an, wobei
das Gesamtbild und nicht einzelne Sachverhaltselemente des Vertrages maBgeblich ist bzw.
sind.

409

Werden in einer Urkunde mehrere selbstandige Rechtsgeschéfte beurkundet, so unterliegen
alle darin enthaltenen Rechtgeschafte, die einen Tatbestand des § 33 GebG erfiillen, der
Gebihr. Im Zweifel kommt § 17 Abs. 2 GebG zur Anwendung (siehe Rz 486 ff).

11.1.2. Giltigkeit von Rechtsgeschiaften

410

Voraussetzung fir die Gebihrenpflicht des Rechtsgeschafts ist, dass es gliltig zustande
gekommen ist. Dies ist nach den Vorschriften des biirgerlichen Rechtes zu beurteilen.

411

Entgegen dem fiir das Gebiihrenrecht maBgeblichen Urkundenprinzip nach § 17 Abs. 1 GebG
(siehe Rz 486 ff) ist der Gegenbeweis zulassig, dass das Rechtsgeschaft zivilrechtlich nicht
zustande gekommen ist (nichtige Rechtsgeschafte).

412

Den Beweis, dass das Rechtsgeschaft tatsachlich nicht zustande gekommen ist, hat die

Partei, die den gliltigen Abschluss des Rechtsgeschaftes bestreitet, zu flihren.

413
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Verfligt im Falle einer direkten Stellvertretung der Rechtsanwalt bei Unterfertigung der
Urkunde Uber keine Vertretungsmacht, so ist im Falle einer nachtraglichen (konkludenten)
Genehmigung von der Glltigkeit des Rechtsgeschaftes auszugehen.

414

Ein Rechtsgeschaft, das zivilrechtlich nicht wirksam zustande gekommen ist, |6st auch dann
keine Geblihrenpflicht aus, wenn dessen Abschluss beurkundet wurde. Wird zB ein
Pachtvertrag Uiber eine Jagdpacht von der zustandigen Bezirksverwaltungsbehérde mit
rechtskraftigem Bescheid flir unwirksam erklart, fehlt der Gebtlihrenvorschreibung ihre
Grundlage (VwWGH 18.3.1982, 81/15/0112).

415

Wird ein Mietvertrag von nur einem der beiden Halfteeigentliimer einer Liegenschaft auf der
Vermieterseite unterfertigt, ist die erforderliche Willenseinigung der Vertragsparteien liber
den Abschluss des Bestandvertrages nur dann anzunehmen, wenn feststeht, dass das
Einverstandnis des nicht unterfertigten Halfteeigentlimers zum Zeitpunkt der Unterfertigung
des Mietvertrages vorliegt. Die bloBe Annahme, dass der Abschluss des Mietvertrages mit
Einwilligung des nicht unterfertigten Halfteeigentimers erfolgte, rechtfertigt nicht die
Annahme einer Willenseinigung von allen am Rechtgeschaft beteiligten Parteien (VWGH
16.2.1984, 83/15/0040).

416

Verlangt das Gesetz ausdriicklich eine bestimmte Form flir den Abschluss des
Rechtsgeschéftes, wie zB bei Ehepakten die Form des Notariatsaktes, ist die Erflillung der
Formvorschrift auch Voraussetzung fiir das gliltige Zustandekommen des Rechtsgeschafts.
417

Im Abgabenverfahren kann vorgebracht werden, dass ein Rechtgeschéft wegen
Formmangels oder wegen Mangels der Rechts- oder Handlungsfahigkeit einer Partei nichtig
ist, soweit gemaB § 23 Abs. 3 BAO die am Rechtsgeschaft beteiligten Personen dessen
wirtschaftliches Ergebnis nicht eintreten bzw. bestehen lassen.

418

Grundsatzlich besteht eine Bindung der Abgabenbehdrde an Entscheidungen der Gerichte
und der Verwaltungsbehdrden. Die Bindung ist Ausdruck der Rechtskraft der Entscheidung;
sie wirkt nur innerhalb der Grenzen der Rechtskraft und erstreckt sich auf den Inhalt des
Spruches (vgl. VwWGH 19.10.1988, 86/01/0062).

419
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Keine Bindung besteht an Entscheidungen der Gerichte Uber privatrechtliche Fragen dann,
wenn das Gericht bei Ermittlung des Sachverhaltes nicht von Amts wegen vorzugehen hat
(vgl. § 116 Abs. 2 BAO).

Die Abgabenbehorde ist somit an gerichtliche Entscheidungen im Zivilprozess nicht gebunden
(vgl. VWGH 11.7.1995, 95/13/0153); dies im Unterschied zu im AuBerstreitverfahren oder im
Strafverfahren getroffenen Entscheidungen.

Folglich besteht flir Rechtsgeschaftsgebiihren keine Bindung an gerichtliche Entscheidungen
Uber die Giiltigkeit bzw. Nichtigkeit des Rechtsgeschaftes, ebensowenig Uber die erfolgreiche
Anfechtung wegen Willensmangeln.

420

Eine Vertragsanfechtung wegen Irrtums oder Wegfalles der Geschaftsgrundlage kann
gerichtlich oder auBergerichtlich vorgenommen werden. Im Fall der auBergerichtlichen
Anfechtung mussen ausreichende Griinde vorliegen, die bei gerichtlicher Anfechtung Erfolg
versprechend waren. Den Nachweis, dass ein Grund fir eine erfolgreiche Anfechtung des
Rechtgeschaftes vorliegt, hat der Abgabenschuldner zu erbringen (siehe Rz 419).

Bei Dauerschuldverhaltnissen wirkt die Aufldsung des Rechtsgeschaftes im Allgemeinen ex
nunc (zB OGH 5.11.1968, 4 Ob 57/68). Die Auflésung ex nunc hat auf das Entstehen der
Gebihrenschuld und den entstandenen Abgabenanspruch keine Auswirkung.

Von der durch rechtliche Anfechtbarkeit veranlassten einvernehmlichen Riickgéngigmachung
(auBergerichtliche Anfechtung) des Rechtsgeschdaftes ist die einvernehmliche
Vertragsaufhebung zu unterscheiden. GemaB § 17 Abs. 5 GebG wird die Geblihrenschuld
unter anderem dann nicht beseitigt, wenn das Rechtsgeschaft einvernehmlich (vertraglich)
aufgehoben wird. Dabei macht es keinen Unterschied, ob die Aufhebung des
Rechtsgeschaftes mit Wirkung ex nunc oder ex tunc erfolgt.

421
GemaB § 23 Abs. 2 BAO wird die Besteuerung nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein
Verhalten, das den steuerpflichtigen Tatbestand erfiillt, gegen ein gesetzliches Verbot oder

gegen die guten Sitten verstoBt.
11.1.3. Beurkundung des Rechtsgeschiftes

422

Gegenstand einer Rechtsgebiihr iS des Abschnitts III des GebG ist das Rechtsgeschaft selbst.
Voraussetzung flir die Geblhrenpflicht ist jedoch die Errichtung einer Urkunde (siehe Rz 428
ff) als schriftliches Beweismittel (VWGH 18.11.1993, 93/16/0014) lber das zustande
gekommene Rechtsgeschéft. Die Gebihrenpflicht des Rechtsgeschafts entsteht mit
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Errichtung der Urkunde. In Einzelféllen kann die Gebuhrenpflicht aber auch ohne Urkunde
(§ 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 bis 8 GebG; siehe Rz 873 ff), oder durch eine sogenannte
Ersatzbeurkundung ausgeldst werden (siehe Rz 857 ff und Rz 1012).

423

Eine Urkunde Uber ein zivilrechtlich nicht giltig zustande gekommenes Rechtgeschaft kann
keine Geblihrenpflicht auslésen. Urkunden, die vor dem Zustandekommen des
Rechtsgeschaftes errichtet werden, l16sen daher keine Geblihrenpflicht aus (siehe jedoch

§ 33 TP 8 Abs. 3 GebG, Rz 792 ff).

424
Der die Geblihrenpflicht ausldésende Tatbestand ist bereits dann erfiillt, wenn nur eine
Vertragspartei im Stande ist, mit der Urkunde den Beweis des ihr zustehenden Anspruches

zu fiihren.

425

Kommt das Rechtsgeschaft mit der Errichtung der Urkunde zustande, spricht man von einer
rechtserzeugenden Urkunde. Eine Urkunde, die Uber ein zuvor mindlich abgeschlossenes
Rechtsgeschéft errichtet wurde, wird als rechtsbezeugende Urkunde bezeichnet. Sowohl eine
rechtserzeugende, als auch eine rechtsbezeugende Urkunde I6sen die Geblihrenschuld aus
(zum Entstehen der Gebuihrenschuld siehe Rz 446 ff).

426

Wird ein Rechtgeschaft mehrfach beurkundet, entsteht die Geblihrenpflicht grundsatzlich so
oft, als dariiber (rechtserzeugende und rechtsbezeugende) Urkunden errichtet werden (siehe
Rz 571 ff).

11.1.4. Punktation — Vorvertrag — Option

427
» Zur Geblhrenpflicht von Punktationen siehe Rz 439 ff

» Ein Vorvertrag liegt vor, wenn es Ubereinstimmender Parteienwille ist, nicht schon den
Hauptvertrag abzuschlieBen, sondern seinen Abschluss erst in Zukunft zu vereinbaren.
Eine als Vorvertrag zu wertende Vereinbarung unterliegt nicht der Gebiihr, da eine solche
Vereinbarung nicht in den Tatbestanden des § 33 GebG angefihrt ist (VWGH 15.3.2001,
2000/16/0115). Von einem Vorvertrag ist nur dann auszugehen, wenn der
Leistungsinhalt der Vereinbarung die Verpflichtung enthalt, kiinftig einen Vertrag
abzuschlieBen, nicht aber, wenn in der Vereinbarung auf Grund des klar erkennbaren
Parteiwillens bereits iber samtliche Vertragselemente abgesprochen wurde und auf
Grund des Vertrages Leistungen zu erbringen sind oder gefordert werden kdnnen.
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= Eine Option ist ein Vertrag, durch den einem Vertragsteil das Recht eingeraumt wird, ein
inhaltlich bereits festgelegtes Schuldverhaltnis durch einseitige Erklarung in Geltung zu
setzen. Die Beurkundung der Einrdumung einer Option begriindet keine Gebuhrenpflicht,
weil das Rechtsgeschaft erst mit Ausiibung des Optionsrechtes zivilrechtlich giiltig

zustande kommt.

= Zur Option auf Vertragsverlangerung bei einer urspriinglich befristeten Vertragsdauer
siehe Rz 500 ff.

11.2. Begriff der Urkunde (§ 15 Abs. 2 GebG und § 18 Abs. 2 bis
5 GebG)

11.2.1. Urkunden im Sinn des § 15 Abs. 2 GebG

428

Als Urkunde ist jede Schrift zu verstehen, in der, wenn auch formlos, das Zustandekommen
eines Rechtsgeschaftes festgehalten ist. Sie ist durch ihren Inhalt geeignet, tber ein giiltig
zustande gekommenes Rechtsgeschaft als Beweis zu dienen. Eine Schrift ohne
Unterfertigung stellt keine Urkunde dar (siehe Rz 505 ff).

429
Ein nicht als Schrift zu qualifizierendes Beweismittel, wie zB eine Videoaufzeichnung tber den
mundlichen Abschluss eines Rechtsgeschaftes, stellt keine Urkunde im Sinn des

Geblihrengesetzes dar.

430
Die Gebuhrenpflicht I6sen nicht nur rechtserzeugende, sondern auch rechtsbezeugende
Urkunden aus (siehe Rz 422 ff).

431

Soweit die Urkundenerrichtung nicht bereits Voraussetzung fiir das Zustandekommen des
Rechtsgeschéftes ist (rechtserzeugende Urkunde), kann die Urkunde nur dann eine
Geblhrenpflicht auslésen, wenn sie geeignet ist, das Rechtsgeschaft zu bezeugen. Dabei
muss eine Schrift, um als Urkunde zu gelten, nicht samtliche Erfordernisse beurkunden, die
zur Guiltigkeit oder Wirksamkeit des Rechtsgeschaftes erforderlich sind, sondern geniigt es,

dass ihr die Art des Rechtsgeschéftes und die beteiligten Parteien zu entnehmen sind.

432

Wird ein schriftliches oder miindliches Vertragsanbot schriftlich angenommen, gilt das
Annahmeschreiben, das fir sich allein den maBgeblichen Inhalt des Rechtsgeschaftes
wiedergibt oder auf ein schriftliches Anbotschreiben Bezug nimmt, als Urkunde. Ein
schriftliches Vertragsanbot, das durch schliissige Handlungen angenommen wird, ist keine
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Urkunde Uber das zustande gekommene Rechtsgeschéft und I6st daher keine
Geblhrenpflicht aus (siehe Rz 475 f).

433

Wird ein muindliches oder schriftliches Vertragsanbot miindlich angenommen und die
Annahmeerklarung nachtraglich beurkundet, dann gilt diese Schrift als Annahmeschreiben.
Als Urkunde gelten gemaB § 33 TP 8 Abs. 4 GebG bzw. § 33 TP 19 Abs. 2 GebG in dem Fall,
dass Uber ein Darlehen bzw. einen Kredit eines Gesellschafters an seine Gesellschaft keine
Urkunde in der flr das Entstehen der Gebtihrenschuld maBgeblichen Weise errichtet wurde,
die nach den Abgabenvorschriften im Inland zu fihrenden Bicher und Aufzeichnungen des
Darlehens-(Kredit-)schuldners, in die das Darlehen bzw. der Kredit aufgenommen wurde.
Nahere Ausfiihrungen siehe Rz 795 und Rz 927.

434

Die Anwaltskorrespondenz, das ist der schriftliche Bericht des Anwaltes an seinen eigenen
Klienten Uber den erfolgten miindlichen Abschluss eines Rechtsgeschaftes, 16st keine
Geblhrenpflicht aus (VWGH 26.6.1996, 93/16/0077).

11.2.2. Urkundenersatz (§ 18 Abs. 2 bis 5 GebG)

11.2.2.1. Gedenkprotokoll
435

Bei einem Gedenkprotokoll liegt ein Fall eines Urkundenersatzes vor, wodurch die Geblihr
ausgeldst wird. Gedenkprotokolle sind Niederschriften, in denen von einer oder mehreren
Personen durch Beisetzung ihrer Unterschrift beurkundet wird, dass andere Personen in ihrer
Gegenwart ein Rechtsgeschaft geschlossen oder ihnen Uber den erfolgten Abschluss eines
Rechtsgeschéftes Mitteilung gemacht haben.

436

Ein vom Rechtsanwalt unterfertigtes Begleitschreiben, welchem die Durchschrift eines nicht
unterfertigten Protokolls des in seiner Kanzlei zwischen den im Protokoll genannten Parteien
mundlich abgeschlossenen Pachtvertrages angeschlossen ist, stellt ein geblihrenpflichtiges
Gedenkprotokoll dar (VWGH 22.4.1985, 84/15/0176).

11.2.2.2. Erklarung oder Eingabe

437

Als die Gebuhrenpflicht auslésender Urkundenersatz gelten auch Erklarungen und Eingaben
an Gerichte oder andere Behdrden, in denen in beweismachender Weise ein Rechtgeschaft
festgehalten wird, wenn Uber dieses Rechtsgeschaft keine Urkunde in einer fir das

Entstehen der Geblihrenschuld maBgeblichen Weise errichtet wurde.
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438

Als eine solche Erklarung ist auch ein von einer Partei mitunterfertigter Aktenvermerk zu
verstehen. Ein vom Behdrdenorgan allein unterfertigter Aktenvermerk stellt keinen
Urkundenersatz dar.

11.2.2.3. Punktation

439

Punktationen unterliegen entsprechend ihrem Inhalt wie Urkunden liber das Rechtgeschaft
der Gebihr. Die Punktation ist ein Entwurf tiber die Hauptpunkte eines Rechtsgeschaftes,
aus dem sich ein unmittelbarer Anspruch auf die Leistung ableiten lasst. Aufgrund einer
Punktation kann sowohl auf die Errichtung und Fertigung einer férmlichen Vertragsurkunde
als auch direkt auf Erflllung geklagt werden.

Zum Vorvertrag siehe Rz 427.

440

Die Abgrenzung, ob ein Vorvertrag oder eine Punktation vorliegt und gegebenenfalls,
welcher Tarifpost sie zu unterstellen ist, ist unabhangig von der Bezeichnung des Vertrages
ausschlieBlich nach dem schriftlich festgehaltenen Inhalt der Urkunde zu ermitteln. Daher ist
eine als Vorvertrag bezeichnete Vereinbarung als gebiihrenpflichtige Punktation zu werten,
wenn die wesentlichen Vertragspunkte bereits enthalten sind (Einklagbarkeit der Leistungen
aus dem Vertrag und nicht bloB auf Abschluss des Hauptvertrages).

441

Wird Uber den in Form einer Punktation festgehaltenen Vertrag spater eine formliche
Urkunde errichtet, so stellt diese eine weitere Urkunde dar (siehe Rz 581 f). Enthalt die
nachtragliche Urkunde Zusdtze oder Nachtrage so gilt § 21 GebG (siehe Rz 537 ff).

11.3. Von der Gebiihrenpflicht ausgenommene Rechtsgeschifte
(§ 15 Abs. 3 GebG)

442

Von der Gebihrenpflicht ausgenommen sind Rechtsgeschafte, die unter das Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetz, das Grunderwerbsteuergesetz, das Kapitalverkehrsteuergesetz
oder das Versicherungssteuergesetz fallen. Die Vermeidung einer Doppelbesteuerung setzt

grundsatzlich die Identitat des Rechtsvorganges voraus.

443
Flr die Anwendbarkeit dieser Befreiungsbestimmung geniigt es, dass das Rechtsgeschaft
Uberhaupt den in Rz 442 genannten Verkehrsteuergesetzen unterliegt. Nicht erforderlich ist

es jedoch, dass eine nach diesen Gesetzen anfallende Steuer tatsachlich vorgeschrieben
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wird. Auch solche Rechtsgeschafte sind gebiihrenfrei, die nach den genannten Gesetzen

zwar steuerbar, im Einzelfall aber auf Grund einer Befreiungsbestimmung steuerfrei sind.

444

Flir Rechtgeschafte, die teils unter das Grunderwerbsteuergesetz, teils unter das
Geblhrengesetz fallen, ist nur der Teil, der nicht Gegenstand der Grunderwerbsteuer ist, der
Gebiihr zu unterziehen. Bei einem gemeinsamen Erwerbsvorgang von beweglichen und
unbeweglichen Vermégen ist das Rechtgeschaft fiir die Berechnung der Gebihr und der
Grunderwerbsteuer in zwei Erwerbsvorgange, namlich in einen des beweglichen und einen
des unbeweglichen Vermdgens zu zerlegen. Zur Ermittlung der Geblihr ist von der
Bemessungsgrundlage (Entgelt) jener Teil auszuscheiden, von dem Grunderwerbsteuer zu
erheben ist bzw. im Falle der Steuerfreiheit zu erheben ware (siehe auch Rz 662).

Beispiel:

Ein Einzelunternehmen mit Betriebsgrundstiick wird gegen Ubernahme aller Aktiven
und Passiven gegen Leibrente in Hohe von 600,-, zahlbar monatlich im Vorhinein am
1.1.2006 vom Vater an den Sohn libergeben. Vertragsabschlu3 am 7.10.2005. Der
Ubergeber ist am 3.10.1945 geboren.

Gemeiner Wert bew BV 53.000 | Teilwert bew BV 53.000
Gemeiner Wert Grdst 40.000 | Einheitswert Grdst 12.000
Verbindlichkeiten 5.000

Gesamtgegenleistung fir Grundstiick und bew BV

Kapitalwert der Leibrente (§ 16 Abs. 2 BewG) 92.340,28
Verbindlichkeiten 5.000,00
97.340,28
GrESt
Gem Wert Aktiva . Gem Wert Grdst = Gesamtgegenleistung : x
93.000,- ; 40.000,- = 97.340,28 X
X = 41.866,79

X ist jener Teil der Gesamtgegenleistung, der auf das Betriebsgrundstiick entfallt.
GrESt 2% von 41.866,79 = 837,34

Gebliihr
Kap Rente rx = Gem Wert insgesamt :  Gem Wert bew BV
92.340,28 SoXx = 93.000 ; 53.000
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X = 52.624

X Ist jener Teil der kapitalisierten Leibrente, der auf das bew BV entféllt.
Geb 2% von 52.624,- = 1.052,48.

445

Im Gegensatz zum Verhaltnis zwischen Rechtsgeschaftsgebiihr und Grunderwerbsteuer,
schlieBen sich Gebtihr und Erbschaft- und Schenkungssteuer wechselseitig aus. Dies ist
insbesondere bei der gemischten Schenkung von Bedeutung. Die gemischte Schenkung (ein
Vertrag aus unentgeltlichen und entgeltlichen Elementen) ist als einheitliches Rechtsgeschaft
zu betrachten. Eine gemischte Schenkung kommt bei einem offenbaren Missverhaltnis
zwischen Leistung und Gegenleistung in Betracht. Dieses liegt dann vor, wenn sich fir den
einen Teil jedenfalls eine VermdgenseinbuBe, flir den anderen jedenfalls eine Bereicherung
ergibt, wobei Leistung und Gegenleistung nach ihren gemeinen Werten zu vergleichen sind.
Der VWGH hat ein Missverhaltnis im AusmaB von 20 bis 25% als deutliches Missverhaltnis
angenommen (VWGH 1.12.1987, 86/16/0008; VWGH 12.7.1990, 89/16/0088, 0089). Liegt
nach dieser Ermittlung ein schenkungssteuerbarer Rechtsvorgang vor, fallt dieser unter das
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz. Im gegenteiligen Fall fallt allein die
Rechtsgeschaftsgebiihr an (siehe auch Rz 869 f).

Beispiele:

Ein Einzelunternehmen wird gegen Ubernahme aller Aktiven (ohne Betriebsgrundstiick)
und Passiven und gegen eine Leibrente in Hohe von 500, zahlbar monatlich im
Vorhinein am 1.1.2006 vom Vater an die Tochter libergeben. Der Vertragsabschluss
erfolgte am 6.10.2005. Der Ubergeber st am 10.9.1939 geboren.

Verkehrswert des Betriebes 88.000
Verbindlichkeiten 14.000

Gesamtgegenleistung fiir die Ubergabe:

Kapitalisierter Wert der Leibrente (§ 16 Abs. 2 BewG) 66.007,18
Verbindlichkeiten 14.000
Summe 80.007,18

Da zwischen der Gegenleistung in Héhe von 80.007,18 und dem Verkehrswert des
Betriebes kein offensichtliches, deutliches Missverhdaltnis besteht, unterliegt dieser
Rechtsvorgang nicht der Schenkungssteuer, sondern zur Ganze der Gebiihr nach § 33
TP 17 Z 4 GebG von 2% des kapitalisierten Wertes der Leibrente von 66.007,18, das
sind 1.320,14.

Betragt in demselben Beispiel die Leibrente monatiich 300 ergibt sich Folgendes:
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Gesamtgegenleistung fiir die Ubergabe:

Kapitalisierter Wert der Leibrente (§ 16 Abs. 2 BewG) 39.604,31
Verbindlichkeiten 14.000
Summe 53.604,31

Da zwischen der Gegenleistung in Hohe von 53.604,34 und dem Verkehrswert des
Betriebes ein offensichtliches, deutliches Missverhdaltnis besteht, unterliegt dieser
Rechtsvorgang der Schenkungssteuer (gemischte Schenkung) und ist gemal3 § 15
Abs. 3 GebG zur Ganze von der Geblihr befreit.
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12. Entstehen der Gebiihrenschuld (§ 16 GebG)

446

§ 16 GebG regelt den Zeitpunkt des Entstehens der Gebiihrenschuld fiir ein beurkundetes
Rechtsgeschaft (siehe dazu Rz 404 ff). Dieser Zeitpunkt ist ua. wichtig fiir die Anzeigepflicht
sowie fur die rechtzeitige Selbstberechnung von Gebuhren.

447

In Anlehnung an das Zivilrecht unterscheidet das Geblihrengesetz zwischen einseitig (siehe
Rz 479) und zweiseitig (siehe Rz 449) verbindlichen Rechtsgeschaften.

448

Bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschaften ist nur eine der beiden Parteien Glaubiger und
nur eine Partei Schuldner. Von den in § 33 GebG angefiihrten Rechtsgeschaften sind

einseitig verbindlich:
= die Burgschaftserklarung (siehe § 33 TP 7 GebG, Rz 748 ff)
= der Darlehensvertrag (siehe § 33 TP 8 GebG, Rz 784 ff)

= die Hypothekarverschreibung (sieche § 33 TP 18 GebG, Rz 891 ff).
449

Unter zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschaften versteht man Vereinbarungen, bei denen
jeder der Vertragspartner sowohl verpflichtet als auch berechtigt wird.

Zweiseitig verbindliche Rechtsgeschafte sind alle im § 33 GebG - mit Ausnahme der in
Rz 448 - angeflihrten Rechtsgeschafte.

Beispiel:

Ein Bestandvertrag ist ein zweiseitig verbindliches Rechtsgeschdéft ist. Der Mieter wird
berechtigt, eine bestimmte Wohnung zu nutzen, muss jedoch hiefir ein Entgelt
entrichten. Der Vermieter hat die Verpfilichtung tbernommen, den Mieter in seinen
Raumlichkeiten wohnen zu lassen, er ist jedoch berechtigt, hieftir ein Entgelt zu
verlangen.

12.1. Entstehen der Gebiihrenschuld bei im Inland errichteten
Urkunden

12.1.1. zweiseitig verbindliche Rechtsgeschifte
450

Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschaften entsteht die Geblihrenschuld, wenn die
Urkunde von beiden Vertragsteilen unterzeichnet wird, im Zeitpunkt der Unterzeichnung.

451
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Unterzeichnung ist entweder die eigenhandige Unterschrift oder nach § 18 Abs. 1 GebG die
Unterschrift, die vom Vertragsteil oder in seinem Auftrag oder mit seinem Einverstandnis
mechanisch oder in jeder anderen technisch mdglichen Weise hergestellt oder mit

Namenszeichnung vollzogen wird (siehe dazu Rz 505 ff).

452

Unterschreiben die Vertragspartner eine rechtserzeugende Urkunde (siehe Rz 425) zu
verschiedenen Zeitpunkten, so ist das in der Urkunde angeflihrte spatere Unterschriftsdatum
fur das Entstehen der Gebiihrenschuld maBgebend.

453

Wird bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschaften eine rechtsbezeugende Urkunde (siehe
Rz 425) nur von einem Vertragspartner unterzeichnet, so entsteht die Gebiihrenschuld im
Zeitpunkt der Aushandigung oder Ubersendung der einseitig unterzeichneten Urkunde an
den anderen Vertragspartner, dessen Vertreter oder an einen Dritten. Die Aushandigung an
einen Dritten ist jedoch nur dann relevant, wenn sie zum Zwecke des Nachweises einer
Vereinbarung Ubermittelt wird. Die Aushandigung an einen unbeteiligten Dritten lasst die
Gebuhrenschuld nicht entstehen.

Beispiele:

Ein Vertragspartner tibersendet die von ihm unterzeichnete Urkunde an seinen
Schulfreund, mit der Bitte um rechtliche Beurteilung. Es entsteht keine
Geblihrenschuld.

Der Vertragspartner ltbergibt die von ihm einseitig unterzeichnete Urkunde an einen
gemeinsam bestimmten Dritten zur Aufbewahrung. Die Gebiihrenschuld entsteht mit
der Aushéndigung.

12.1.2. einseitig verbindliche Rechtsgeschifte
454

Bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschaften entsteht die Geblihrenschuld im Zeitpunkt der

Unterzeichnung durch beide Vertragspartner.

455
Wird das Rechtsgeschaft nur vom Verpflichteten unterzeichnet, so entsteht die
Geblihrenschuld mit der Aushandigung der Schrift an den Berechtigten oder dessen

Vertreter. Die Hinterlegung bei einem Dritten ist diesfalls noch keine Aushdndigung.

456
Wird die Urkunde nur vom Berechtigten unterzeichnet, so 16st dies keine Gebihrenschuld

aus, weil die Schrift keinen Beweis Giber den Abschluss eines Rechtsgeschaftes macht.
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12.2. Entstehen der Gebiihrenschuld bei im Ausland errichteten
Urkunden (§ 16 Abs. 2 GebG)

457
GemaB § 16 Abs. 2 Z 1 GebG unterliegt ein Rechtsgeschaft nach § 33 GebG, liber das im

Ausland eine Urkunde errichtet wurde, nur dann der Geblihr, wenn
» die Inlandereigenschaft aller Parteien des Rechtsgeschaftes und
= die sachliche Inlandsbezogenheit des Rechtsgeschaftes

gegeben sind.

458

Liegen beide Voraussetzungen vor, so entsteht die Geblihrenschuld in dem Zeitpunkt, der
auch fiir eine Urkundenerrichtung im Inland maBgeblich ware (siehe Rz 446 ff), ohne dass
die Urkunde in das Inland gelangen muss. Wesentlich fiir das Entstehen der Gebiihrenschuld
nach § 16 Abs. 2 Z 1 GebG ist somit, dass sich die Urkunde Uber das Rechtsgeschaft im

Ausland befinden kann.

12.2.1. Inlandereigenschaft der Parteien

459

Die Inlandereigenschaft muss bei allen Parteien gegeben sein. Sie ist dann erfiillt, wenn die
Parteien im Inland einen Wohnsitz (gewéhnlichen Aufenthalt), ihre Geschaftsleitung oder
ihren Sitz haben oder eine inlandische Betriebsstdtte unterhalten. Unter Inland ist das
Bundesgebiet (vgl. Art 3 B-VG) zu verstehen.

460

Abweichend von dieser Regelung geniigt es bei Darlehensvertragen (§ 33 TP 8 Abs. 3a
GebG) bzw. bei Kreditvertragen (§ 33 TP 19 Abs. 2a GebG), wenn zumindest ein
Vertragspartner Inldndereigenschaft besitzt (siehe Rz 812 bzw. Rz 934).

12.2.1.1. Wohnsitz und gewo6hnlicher Aufenthalt

461

Fir die Auslegung der Begriffe "Wohnsitz" und "gewdhnlicher Aufenthalt" sind § 26 BAO und
die dazu ergangene Rechtsprechung maBgeblich. Nach § 26 Abs. 1 BAO hat jemand einen
"Wohnsitz" iSd Abgabenvorschriften dort, wo er eine Wohnung innehat unter Umsténden, die
darauf schlieBen lassen, dass er die Wohnung beibehalten und benutzen wird.

462

Einen "gewdhnlichen Aufenthalt" hat nach § 26 Abs. 2 BAO jemand dort, wo er sich unter

Umstanden aufhalt, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort oder in diesem Land nicht
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nur voriibergehend verweilt. Der gewdhnliche Aufenthalt verlangt grundsatzlich die
korperliche Anwesenheit des Betreffenden. Man kann nur einen gewohnlichen Aufenthalt
haben. Nur voriibergehende Abwesenheiten unterbrechen das Verweilen und damit den
gewohnlichen Aufenthalt nicht. Naheres siehe EStR 2000 Rz 21 ff.

12.2.1.2. Sitz oder Geschiftsleitung
463

GemdB § 27 Abs. 1 BAO haben Korperschaften, Personenvereinigungen sowie
Vermoégensmassen ihren Sitz im Sinn der Abgabenvorschriften an dem Ort, der durch Gesetz,
Vertrag, Stiftungsbrief und dergleichen bestimmt ist. Er ist daher grundsatzlich der
rechtsgeschaftlichen Gestaltung zuganglich. Fehlt es an einer solchen Bestimmung, so gilt als
Sitz der Ort der Geschaftsleitung. Das ist jener Ort, an dem sich der Mittelpunkt der
geschaftlichen Oberleitung befindet, wo also hach dem Gesamtbild der Verhaltnisse in
organisatorischer Hinsicht die fir die Fihrung des Unternehmens notwendigen und wichtigen
MaBnahmen getroffen werden. Naheres siehe KStR 2001 Rz 4 ff.

12.2.1.3. Betriebsstatte

464

Nach § 29 Abs. 1 BAO ist eine Betriebsstatte iSd Abgabenvorschriften jede feste ortliche

Anlage oder Einrichtung, die der Auslibung eines Betriebes oder wirtschaftlichen
Geschaftsbetriebes dient. Naheres siehe EStR 2000 Rz 7924 ff.

12.2.2. Inlandsbezogenheit des Rechtsgeschifts
465

Fir die Gebihrenpflicht einer Auslandsbeurkundung ist neben der Inlandereigenschaft der
Parteien (siehe Rz 459 ff) zusatzlich auch erforderlich, dass das Rechtsgeschaft eine im
Inland befindliche Sache betrifft (vgl. § 16 Abs. 2 Z 1 lit. a GebG) oder eine Partei im Inland
zu einer Leistung auf Grund des Rechtsgeschaftes berechtigt oder verpflichtet wird (vgl. § 16
Abs. 2 Z 1 lit. b GebG). Die Geblihrenschuld entsteht, wenn die Berechtigung zur
Entgegennahme oder die Verpflichtung zur Erbringung einer Leistung im Inland eine
Hauptleistung oder eine fiir Natur und Zweck des Rechtsgeschaftes oder fiir die Erbringung
einer Hauptleistung wesentliche Nebenleistung betrifft.

12.2.2.1. Im Inland befindliche Sache

466

Sachen iSd Gesetzesbestimmung sind nur kérperliche, bewegliche oder unbewegliche
Sachen. Unkérperliche Sachen (Rechte, Forderungen) sind nur dann Sachen iSd
Gesetzesbestimmung, wenn sie in einem inlandischen 6ffentlichen Buch (zB Grundbuch,

Patentregister) eingetragen sind. Darunter fallen insbesondere Rechtsgeschafte, die ein
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Recht an einer bestimmten kdrperlichen Sache begriinden (zB Hypothek, Dienstbarkeit). Es
muss sich um eine konkrete Sache und nicht bloB um eine vertretbare, die lediglich nach
MaB, Zahl oder Gewicht objektiv festgelegt wird, handeln. Deshalb ist § 16 Abs. 2 Z 1 lit. a
GebG nicht auf Kreditvertrage anwendbar, da hier nicht die Verfligungsmacht iber

bestimmte individualisierte Banknoten oder Geldstiicke eingeraumt wird.

467
Die Sache muss sich im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses im Inland befinden. Die

Einbringung der bei Vertragsabschluss im Ausland gelegenen Sache in das Inland flihrt daher
nicht zum nachtraglichen Entstehen der Gebihrenschuld.

12.2.2.2. Erfiillungsort im Inland

468

Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschéften (zB Miete) genligt fiir die Entstehung der
Gebihrenschuld, dass eine der Vertragsseiten entweder im Inland eine Leistung erbringen
muss (zB Pflicht zur Bezahlung des Bestandzinses) oder die Leistung im Inland

entgegennehmen kann.

469

Die Parteien kénnen den Erflillungsort vertraglich vereinbaren. Mangels besonderer
Vereinbarung bestimmt sich der Erfiillungsort nach Natur oder Zweck des Geschaftes. Wurde
keine Regelung getroffen, so hat der Schuldner seine Verpflichtung gemaB § 905 Abs. 1
ABGB an seinem Wohnsitz oder, wenn die Verbindlichkeit im Betriebe des gewerblichen oder
geschaftlichen Unternehmens des Schuldners entstand, am Ort seiner Betriebsniederlassung
zu erflillen (Holschuld). Bei Geldschulden ist der Schuldner zwar verpflichtet, das Geld
abzusenden (Schickschulden), der Erflillungsort ist jedoch ebenfalls der Wohnsitz (Ort der

Betriebsniederlassung) des Schuldners.

470

Sind somit beide Parteien Inlander auf Grund eines Wohnsitzes oder einer Betriebsstatte im
Inland, ist trotz Beurkundung des Rechtsgeschaftes im Ausland dieses gebiihrenpflichtig, da
zumindest ein Erflllungsort im Inland liegt. Es sei denn, es waren Bringschulden mit

auslandischen Erflllungsorten vereinbart.

Beispiel:

Der zwischen Inldndern geschlossene und im Ausland beurkundete Bestandvertrag
Uber eine im Ausland gelegene Sache ist geblihrenpfiichtig, wenn der inlandische
Bestandnehmer den Bestandzins von seinem Wohnsitz abzuschicken hat und somit der
Erfiillungsort in Osterreich gelegen ist. Befindet sich die Bestandsache in Osterreich, ist
zusatzlich die Voraussetzung der lit. a erfillt. Der Anwendungsbereich von § 16 Abs. 2
Z 1 1it. b GebG gegendiber der lit. a ist daher weiter.
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12.2.2.3. Zusitze und Nachtrage

471

Wird die sachliche Inlandsbezogenheit und die Inlandereigenschaft aller Parteien erst im
Zeitpunkt der Errichtung eines Zusatzes oder Nachtrages zu der im Ausland errichteten
Urkunde erfiillt, so entsteht die Gebiihrenschuld mit der Errichtung des Zusatzes oder
Nachtrages. MaB3geblich ist das gednderte Rechtsgeschaft in der Fassung des Zusatzes oder

Nachtrages.

Beispiel:

A und B mit Wohnsitz in Osterreich schlieBen im Ausland einen Bestandvertrag (iber
eine dort gelegene Eigentumswohnung ab, welcher ausschlielSlich dort zu erfiillen ist.
In einem beurkundeten Nachtrag wird neben der Anhebung des Mietzinses und
Verldngerung der Bestanddauer vereinbart, dass der Bestandzins im Inland zu
entrichten ist. Infolge Verlegung des Erfiillungsortes ins Inland entsteht die
Geblihrenschuld nicht nur fir den Nachtrag, sondern auch fir das urspriingliche
Rechtsgeschaéft (Auslandsurkunde).

12.2.3. Verbringung der Urkunde in das Inland
472

Die Entstehung der Geblhrenschuld durch Einbringung der Auslandsurkunde oder einer
beglaubigten Abschrift ins Inland gemaB § 16 Abs. 2 Z 2 GebG ist auf jene Falle beschrankt,
in denen die Geblhrenpflicht nicht bereits gemaB § 16 Abs. 2 Z 1 GebG auf Grund der
Urkundenerrichtung im Ausland entstanden ist. § 16 Abs. 2 Z 2 GebG gilt daher insbesondere

dann, wenn den Vertragsparteien keine Inlandereigenschaft zukommt.

473
Die Einbringung der Urkunde fiihrt aber erst dann zur Geblihrenpflicht, wenn folgende

Zusatzvoraussetzungen alternativ gegeben sind:

* Der Inhalt des Rechtsgeschaftes ist sachlich inlandsbezogen und betrifft entweder eine
im Inland befindliche Sache oder der Erflillungsort liegt im Inland. Diese inhaltlichen
Erfordernisse miissen bereits im Zeitpunkt der Beurkundung des Rechtsgeschaftes

gegeben sein.

Beispiel:

Zwei Auslander (oder etwa auch ein Auslénder und ein Inlénder) schlieBen im Ausland
einen Mietvertrag betreffend eine inléndische Wohnung ab. Die Urkunde oder eine
beglaubigte Abschrift des Mietvertrages wird in das Inland gebracht. Die
Geblihrenschuld entsteht mit Einbringung der Urkunde in das Inland.

» Fehlt die inhaltliche Inlandsbezogenheit des Rechtsgeschaftes, so tritt die
Gebuhrenpflicht dann ein, wenn auf Grund des Rechtsgeschaftes im Inland eine
rechtserhebliche Handlung (Erflillung von Pflichten, Austibung von Rechten, zB
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Gestaltungsrechten) vorgenommen oder von der Urkunde ein amtlicher Gebrauch (vgl.
§ 8 GebG) gemacht wird. Auch hier muss die Urkunde bzw. die beglaubigte Abschrift in
das Inland eingebracht werden, die Gebiihrenschuld entsteht allerdings erst im Zeitpunkt

der Vornahme der rechtserheblichen Handlung oder des amtlichen Gebrauches.

Beispiele:

Ein Auslander und ein Iniander schilieBen in Minchen einen Mietvertrag betreffend eine
dort gelegene Wohnung ab. Eine Berechtigung oder eine Verpflichtung zu einer
Leistung im Inland ist nicht vereinbart. Die Urkunde lber den Mietvertrag wird in das
Inland verbracht. Spéter spricht der inléndische Mieter gegendiber dem Vermieter in
Wien die Kindigung des Mietvertrages aus. Erst in diesem Zeitpunkt (rechtserhebliche
Handlung im Inland) entsteht die Gebiihrenschuld.

Die Ubermittlung der Urkunde vom Ausland in das Inland per Telefax Idst, im Hinblick
darauf, dass eine unbeglaubigte Abschrift ins Inland verbracht wird, keine
Gebliihrenschuld aus.

474

Der amtliche Gebrauch umfasst vor allem den Gebrauch zu Beweiszwecken. § 20 Z 6 GebG
sieht allerdings eine Befreiungsvorschrift vor. Demnach sind im Ausland beurkundete
Rechtsgeschafte geblihrenbefreit, solange keine andere Voraussetzung flir das Entstehen der
Gebuihrenschuld gegeben ist, als die Verwendung der Urkunde (beglaubigte Abschrift) bei
einem Gericht (Schiedsgericht), das nur auf Grund einer Vereinbarung eines inlandischen

Gerichtsstandes zustandig ist.

12.3. Entstehen der Gebiihrenschuld bei Anbot- und
Annahmeschreiben

475
Nach § 15 Abs. 2 GebG gilt eine schriftliche Annahme eines Vertragsanbotes, das sowohl

schriftlich als auch mindlich sein kann, als Urkunde (siehe Rz 492).

476

Wird die miindliche Annahme eines Vertragsanbotes beurkundet, so gilt diese Schrift als
Annahmeschreiben.

477

Gilt ein Annahmeschreiben als Urkunde Uiber den Vertrag, entsteht die Gebtihrenschuld mit

dem Zustandekommen des Vertrages.

Wann der Vertrag zustande kommt, richtet sich nach §§ 861 ff ABGB, dh. zu dem Zeitpunkt,
zu dem das Annahmeschreiben an den Anbotsteller ausgehandigt wird oder ihm im Falle der

Ubersendung zukommt.
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12.4. Entstehen der Gebiihrenschuld bei Wetten, Ausspielungen
und Gewinsten

478
Zu den Begriffsbestimmungen Wetten, Ausspielungen und Gewinste siehe Rz 873 und
Rz 874 ff.

479
Fir im Inland zustande gekommene Wetten, Ausspielungen und Gewinste entsteht die
Geblihrenschuld gemaB § 16 Abs. 5 GebG

* bei Wetteinsatzen anlasslich sportlicher Veranstaltungen mit der Bezahlung des

Einsatzes,

= bei Ausspielungen und ihnen gleichgehaltenen Veranstaltungen mit der Vornahme der

Handlung, die den geblihrenrechtlichen Tatbestand verwirklicht
» bei Gewinsten mit der Falligkeit,

= bei Sofortlotterien in dem Zeitpunkt, in dem im Verhaltnis zwischen Konzessionar und
Vertriebsstelle die Abrechenbarkeit der geleisteten Wetteinsatze oder Spieleinsatze
eingetreten ist. Bei Sofortlotterien kann der Veranstalter nicht feststellen, wann der
einzelne Spielteilnehmer die gebihrenpflichtige Handlung vorgenommen hat (dh. seinen
Einsatz geleistet hat). Das Entstehen der Geblihrenpflicht knlpft daher an den Zeitpunkt
an, zu dem eine vom Konzessionar einer Vertriebsstelle (zB Tabak Trafik) zum
Detailvertrieb zur Verfligung gestellte Lotterie mit dem Konzessionar abgerechnet werden

kann.

12.5. Entstehen der Gebiihrenschuld bei Gesellschafterdarlehen
und Gesellschafterkrediten

480

Wurde Uber das Darlehen eines unmittelbaren Gesellschafters an seine Gesellschaft, die den
Ort ihrer Geschaftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, keine Urkunde in einer flr das
Entstehen der Gebihrenpflicht maBgeblichen Weise errichtet, so gelten die nach den
abgabenrechtlichen Vorschriften zu flihrenden Blicher und Aufzeichnungen des
Darlehenschuldners, in die das Darlehen aufgenommen wurde, als Urkunde (§ 33 TP 8

Abs. 4 GebG). Diese Regelung gilt nicht nur fiir Darlehen, sondern auch fiir Kredite eines
unmittelbaren Gesellschafters an seine Gesellschaft (§ 33 TP 19 Abs. 2 GebG).

481
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Voraussetzung fiir das Entstehen der Gebiihrenschuld ist, dass es sich bei der Darlehens-
(Kredit-)Schuldnerin um eine Kapitalgesellschaft oder eine Personengesellschaft des
Handelsrechtes handelt, die ihre Geschaftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat. Nicht
notwendig ist es, dass sich die nach den abgabenrechtlichen Vorschriften zu flihrenden

Biicher und Aufzeichnungen im Inland befinden missen.

482
Die Aufnahme eines Darlehens oder Kredits in die Blicher und Aufzeichnungen einer
Gesellschaft gilt als Ersatzbeurkundung.

Die Gebtihrenschuld entsteht daher in dem Zeitpunkt, in dem das Darlehen oder der Kredit
erstmals in die Blicher bzw. Aufzeichnungen aufgenommen wird. Das ist im Zeitpunkt der

Verbuchung, nicht erst mit der Bilanzerstellung.

12.6. Entstehen der Gebiihrenschuld bei
genehmigungsbediirftigen Rechtsgeschaften

483

Wenn das Rechtsgeschaft der Genehmigung oder Bestatigung einer Behdrde oder eines
Dritten bedarf, dann entsteht die Gebiihrenschuld im Zeitpunkt der Rechtskraft der
Genehmigung oder Bestatigung (§ 16 Abs. 7 GebG).

Damit ist klargestellt, dass nur solche Genehmigungen oder Bestatigungen gemeint sind, die

fur das zivilrechtlich giiltige Zustandekommen des Rechtsgeschaftes erforderlich sind.

Beispiele:
zZustimmungen des Pflegschaftsgerichtes in Pflegschaftssachen

Genehmigungen durch die Grundverkehrskommission.

484

Voraussetzung ist, dass die Genehmigung oder Bestdtigung von einer Behdrde oder einem
Dritten erteilt werden muss. Sonstige behdérdliche Genehmigungen, die von den
Vertragsparteien zum Vertragsinhalt gemacht werden, die aber fiir das zivilrechtlich gltige
Zustandekommen des Vertrages ohne Bedeutung sind, haben keinen Einfluss auf das
Entstehen der Geblihrenschuld. Bedingungen oder Genehmigungen eines Vertragspartners
fallen nicht unter diese Gesetzesstelle und sind flir das Entstehen der Geblihrenpflicht ohne

Belang.

Beispiele:

Eine Person, welche unter Vormundschaft steht, schiieBt einen Vertrag ab. Die
Genehmigung durch das Vormundschaftsgericht bestimmt den Zeitpunkt des
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Entstehens der Gebiihrenpfiicht, denn ohne Genehmigung ware der Vertrag nicht

gliltig.

Zwei Personen schiieBen einen Bestandvertrag. Der Péachter méchte ein Lokal erdffnen.
Hiezu braucht er die Genehmigung der Gewerbebehdrde. Auch wenn die Genehmigung

nicht erteilt wird, ist der Pachtvertrag deswegen nicht ungliltig. Eine solche
Genehmigung schiebt den Zeitpunkt der Gebiihrenschuld nicht hinaus.

485

Das Gesetz kniipft den Zeitpunkt der Entstehung der Geblihrenschuld beim Wechsel an

verschiedene Tatbestande, die in der Eigenheit der wechselrechtlichen Vorgange begriindet

sind, an:

Naheres siehe Rz 1067 ff.
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13. Inhalt der Urkunde — Urkundenprinzip (§ 17 GebG)

13.1. Unwiderlegbare Vermutung bei deutlichem
Urkundeninhalt — Gegenbeweis bei undeutlichem

Urkundeninhalt

13.1.1. Unwiderlegbare Vermutung bei deutlichem Vertragsinhalt

486
Das Urkundenprinzip besagt, dass

= die Gebuhrenpflicht grundsatzlich an das Vorhandensein einer Schrift gebunden ist,

» fur die Feststellung der Gebuhrenpflicht ausschlieBlich der Inhalt der Schrift maBgebend
ist,

= die Gebuhrenpflicht so oft besteht, als Schriften iber denselben gebiihrenpflichtigen
Tatbestand errichtet werden (siehe Rz 577).

487

Flr die Festsetzung der Gebiihr ist der Inhalt der Uber das Rechtgeschaft errichteten Schrift
(Urkunde) maBgeblich (VwWGH 15.11.1984, 83/15/0181). Die von den Parteien gewahlte
Bezeichnung des Rechtsgeschaftes ist unbedeutend (VWGH 15.3.2001, 2000/16/0115).

488
Fiir das Entstehen der Gebiihrenschuld kommt es weder auf die Schreibweise, in der die
Schrift abgefasst ist, noch auf die Absicht des Verfassers an, ob er ein Rechtsgeschaft

bezeugen wollte oder nicht.

489

Zum Urkundeninhalt zahlt auch der Inhalt von Schriften, der durch Bezugnahme zum
rechtsgeschaftlichen Inhalt gemacht wird, wie zB allgemeine Geschaftsbedingungen,
unabhdngig davon, ob diese Schriften, auf die in der Urkunde hingewiesen wird, der Urkunde
angeschlossen sind oder nicht. Miindlich getroffene (weitere) Verabredungen sind jedoch
geblihrenrechtlich unbeachtlich. Ebenso unbeachtlich sind andere, nicht aus der Urkunde
oder aus einer bezugnehmenden Schrift hervorgehende Tatsachen oder Abreden, wie die
Beweggriinde, die zur Errichtung der Schrift, zum Abschluss des Rechtgeschaftes oder zu
einer bestimmten Art oder Formulierung gefiihrt haben. Auf andere Urkunden ist nur dann
Bedacht zu nehmen, wenn dem Geblhrenschuldner ein Gegenbeweis zusteht (siehe Rz 494)
oder wenn eine Schrift Gber einzelne gebiihrenrechtlich bedeutsame Umstande (zB liber das

AusmalB der zu erbringenden Leistung) keine Angaben enthalt, ohne dabei den
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Urkundencharakter zu verlieren. In diesem Fall sind die fehlenden Umstande in einem

Ermittlungsverfahren, erforderlichenfalls an Hand anderer Urkunden, festzustellen.

490

Flr die Gebihrenfestsetzung sind unter Berlicksichtigung des Urkundenprinzips andere als
im Urkundeninhalt festgehaltene Umstande nicht zu berticksichtigen, auch wenn diese den
tatsachlichen Vereinbarungen entsprechen (VWGH 17.3.1986, 84/15/0158). Weiters ist
unmaBgeblich, ob die Vereinbarung in weiterer Folge aufrechterhalten und ob und wie sie

ausgeftihrt wird. Nahere Ausflihrungen siehe Rz 503 ff.

491

Die wirtschaftliche Betrachtungsweise der BAO tritt in Hinblick auf die im Geblihrenrecht
vorherrschende formale Betrachtungsweise in den Hintergrund (VfGH 8.5.1980, V 14/80,
VfSlg 8.807; UFS 11.7.2005, RV/0495-G/02).

492

Bei Beurkundung eines Rechtsgeschaftes in einem Anbot- und einem Annahmeschreiben ist
grundsatzlich der Inhalt des Anbotschreibens maBgeblich. Ein anderndes oder erganzendes
Annahmeschreiben ist als Gegenofferte zu qualifizieren und I6st in Verbindung mit dem
urspriinglichen Anbot noch keine Gebihrenpflicht aus. Eine Gebihrenpflicht entsteht erst mit
schriftlicher Annahme der Gegenofferte.

493

Ein Rechtsgeschaft unterliegt grundsatzlich mehrfach der Gebiihr, wenn liber ein und
dasselbe Rechtsgeschaft mehrere Urkunden errichtet werden. Zur mehrfachen
Gebuhrenpflicht bzw. zu den Ausnahmen siehe Rz 571 ff.

13.1.2. Gegenbeweis bei undeutlichem Urkundeninhalt
494

Bei einem Urkundeninhalt, der im Hinblick auf die Art oder Beschaffenheit eines
Rechtgeschaftes oder andere flir die Festsetzung der Geblihr bedeutsamen Umstande
undeutlich ist, wird bis zum Gegenbeweis der Tatbestand vermutet, der die Gebihrenschuld
begriindet oder die héhere Geblihr zur Folge hat (VwGH 8.9.1983, 82/15/0030; VWGH
15.9.1986, 85/15/0375).

495
Der Gegenbeweis kann nur bei unklaren Textierungen des Urkundeninhaltes bzw. dessen
Undeutlichkeit oder Mehrdeutigkeit (VWGH 18.6.2002, 2001/16/0591), also wenn die

Urkunde Aussagen enthalt, die verschiedene Deutungen zulassen, gefiihrt werden.

496

© Bundesministerium fiir Finanzen 130-2



GebR GZ BMF-010206/0201-VI/5/2006

Enthalt die Urkunde nicht alle flir die Gebiihrenbemessung bedeutsamen Umstande, sodass
die Besteuerungsgrundlage nicht allein aus dem Urkundeninhalt ermittelt werden kann, und
liegen auch nicht die Voraussetzungen des § 17 Abs. 2 GebG vor, ist der maBgebliche
Sachverhalt in einem Ermittlungsverfahren festzustellen. So wird zB durch die
Nichtanflihrung der Héhe des Entgeltes die Urkunde bloB unvollsténdig, aber nicht
undeutlich, weshalb die nicht beurkundeten Umsténde in einem Ermittlungsverfahren

festzustellen sind.

497

Geht aus einer Uber ein Sicherungsgeschaft errichteten Urkunde weder hervor, dass alle flir
die Befreiungsbestimmung nach § 20 Z 5 GebG (siehe Rz 446 ff) maBgeblichen Tatsachen
vorliegen noch werden Umstande beurkundet, die die Befreiung ausschlieBen wiirden, so ist
die Gebuhrenpflicht zwar zu vermuten, ein Gegenbeweis ist jedoch zulassig (VWGH
10.6.1991, 90/15/0026).

498

Den Gegenbeweis hat der Abgabepflichtige zu erbringen. Wird kein Gegenbeweis angeboten,
ist die Behdrde auf Grund der gesetzlichen Beweislastumkehr nicht zu weiteren Ermittlungen
oder Feststellungen verpflichtet. Eines férmlichen Beweisantrages durch den
Abgabenpflichtigen bedarf es jedoch nicht (VWGH 25.2.1993, 92/16/0159).

13.2. Formmangel der Urkunde

499

In welcher Form die Urkunde Uber das Rechtsgeschaft errichtet wurde, ist fiir das Entstehen
der Geblihrenschuld grundsétzlich unerheblich. Kommt ein Rechtsgeschaft wegen eines
Formmangels allerdings zivilrechtlich nicht gliltig zustande, wie zB bei Ehepakten ohne
Notariatsakt, entsteht keine Gebiihrenschuld, auch wenn die am Rechtsgeschéft beteiligten

Personen das wirtschaftliche Ergebnis eintreten bzw. bestehen lassen.

13.3. Wirksamkeit des Rechtgeschaftes bei Bedingungen oder
Genehmigung eines Beteiligten

500

Flr das Entstehen der Geblihrenschuld ist nicht ausschlaggebend, ob die Wirkung eines
Rechtsgeschéftes von einer Bedingung oder von der Genehmigung eines der Beteiligten
abhangt.

501

Unter einer Bedingung ist nach MaBgabe der §§ 696 und 704 ABGB ein ungewisses Ereignis

zu verstehen, von dem der Eintritt oder die Aufhebung einer Rechtswirkung abhangt. Von
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dieser Gesetzesstelle werden sowohl aufschiebende als auch auflésende Bedingungen

erfasst.

Beispiele:

Ein auf Probe abgeschlossener Vertrag ist als ein unter einer aufiésenden Bedingung
stehender Vertrag anzusehen, die den Eintritt der Gebtihrenschuld nicht hindert.

Wird in einem Bestandvertrag vereinbart, dass die wechselseitigen Verpflichtungen erst
dann zu erfiillen sind, wenn der Mieter eine Bankgarantie beigebracht hat, liegt eine
Bedingung vor, die auf das Entstehen der Geblhrenschuld keinen Einfluss hat.

Der Einwand, dass bei Abschluss eines Mietvertrages von der Voraussetzung
ausgegangen wurde, seine Gliltigkeit hange vom Erwerb des Mietgegenstands durch
die Vermieterin ab, weshalb ein aufschiebend bedingter Vertrag vorliege, ist fir das
Entstehen der Geblihrenschuld ohne Bedeutung.

Wird in einem Mietvertrag die Verldngerung des Mietverhéltnisses unter der
Voraussetzung der Nichtbeendigung des Mietverhdaltnisses bis zu einem bestimmten
Zeitpunkt vereinbart, so stellt das Nichtvorliegen der Beendigung des Mietverhdaltnisses
eine Bedingung fir die Vertragsverlangerung dar, die gemal § 17 Abs. 4 GebG
unbeachtlich ist.

Ein Scheidungsvergleich, der unter aufrechter Ehe zwischen den Ehegatten fir den Fall
der Scheidung abgeschlossen wird, ist sofort geblihrenpfiichtig.

502
Die Bestimmung des § 17 Abs. 4 GebG betrifft nur jene Genehmigungen, die von einem am

Rechtsgeschaft Beteiligten abhangen.

Hangt das gliltige Zustandekommen des Rechtsgeschéftes hingegen von der Genehmigung
einer Behorde oder einem Dritten ab, wird das Rechtsgeschaft erst im Zeitpunkt der
Rechtskraft der Genehmigung wirksam. Nahere Ausfiihrungen siehe Rz 483 ff.

13.4. Nach dem Zustandekommen des Rechtsgeschaftes
entstandene Umstdnde

503

Die einmal entstandene Gebuhrenschuld wird durch
= die Vernichtung der Urkunde,

= die Aufhebung eines Rechtsgeschaftes oder

» das Unterbleiben seiner Ausfiihrung

nicht aufgehoben.

Damit kommt zum Ausdruck, dass die entstandene Gebuihrenschuld durch nachtragliche
Ereignisse, selbst bei nachtraglichem Wegfall der vertraglichen Erflillungspflicht, nicht mehr

beseitigt werden kann. Dabei ist gleichgiiltig, ob die Ausflihrung des Rechtgeschaftes
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stillschweigend oder als Folge einer vertraglichen Abanderung oder Aufhebung unterblieben
ist. Auch die nachtragliche gemeinsame Feststellung der Parteien, einen Vertrag ex tunc oder
ex nunc als nicht guiltig ansehen zu wollen, ist als eine fir die Geblhrenschuld
unmalBgebliche Stornierung zu betrachten. Nicht nur das ganzliche Unterbleiben der
Ausflihrung eines Rechtgeschaftes ist gebiihrenrechtlich unbeachtlich, sondern auch, wenn
es nur teilweise nicht ausgefiihrt wird. Ebenso vermag eine nachtrégliche Anderung des
Rechtsgeschaftes an einer bereits entstandenen Geblihrenschuld nichts zu andern. Vgl. aber
zur Anfechtung Rz 420.

504

Die Aufhebung eines auflésend bedingten Rechtsgeschdftes kann an der eingetretenen
Geblhrenschuld nichts andern. Auch eine Berichtigung nach § 5 Abs. 2 BewG, wonach im
Fall des Eintritts einer auflésenden Bedingung die Festsetzung der nicht laufend veranlagten
Steuern nach dem tatsdachlichen Wert des Erwerbes zu berichtigen ist, ist insofern
ausgeschlossen (siehe Rz 583 ff).
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14. Unterzeichnung der Urkunde (§ 18 GebG)

505
§ 18 GebG regelt die Falle, in denen eine Unterschrift auf andere Art als durch
handschriftliche Unterzeichnung geleistet wird. Eine handschriftliche Unterzeichnung ist auch

eine im Durchschreibeverfahren hergestellte Unterschrift.

506

Bei Einverstandnis der Vertragspartner gilt fiir den Bereich des Geblihrenrechts eine
mechanisch oder in jeder anderen technisch mdglichen Weise hergestellte Unterzeichnung
als Unterschrift. Mechanisch hergestellt ist zB der Aufdruck einer Namenszugstampiglie, die
Beisetzung einer nur den Namen und gar nicht die Unterschrift wiedergebenden Stampiglie,
ein durch jede Art von Druck hergestellter Firmenwortlaut oder eine Kanzleistampiglie (VWGH
17.2.2000, 99/16/0027). Die Namenszeichnung muss hiebei nicht die Wesenszlige einer
handschriftlichen Unterzeichnung tragen. Die bei der Ubermittlung einer original
unterfertigten Schrift mittels Fernkopie (Telefax) reproduzierte Unterschrift stellt eine

mechanisch hergestellte Unterzeichnung dar (Faxurkunde).

Ein Firmenbriefkopf stellt keine mechanische Unterschrift dar, weil sie nicht unter dem Text
steht (VWGH 28.6.1950, 2298/49).

507

Mit Unterschriften, die in jeder anderen technisch méglichen Weise hergestellt sind, ist auf
die Rechtswirkungen elektronischer Signaturen abgezielt. Jede elektronische Signatur ist eine
Unterschrift iSd GebG 1957.

Das Ausdrucken der Urkunde ist keine Voraussetzung fiir das Entstehen der Gebiihrenschuld.

508

Bei einem Handeln unter Verwendung eines fremden Namens ist die Namenszeichnung der
handschriftlichen Unterschrift desjenigen gleichzusetzen, dessen Name verwendet wird,
wenn dieser damit einverstanden ist.

509

Eine in einer Urkunde fehlende Unterschrift kann dadurch ersetzt werden, dass ein
Vertragsteil eine Verhandlungsniederschrift anfertigt und diese unterzeichnet. Fiir die
Entstehung der Gebiihrenschuld geniigt die Unterzeichnung der Niederschrift durch den
Verfasser, dh. durch einen Vertragsteil.

510

Bei einseitigen Erkldrungen begrlindet die Unterzeichnung der Niederschrift durch den

Berechtigten die Geblihrenschuld.
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511
Aktenvermerke oder interne Mitteilungen, die ein Vertragsteil flir eigene Zwecke herstellt,

sind keine gebuihrenpflichtigen Beurkundungen.

512

Zu Gedenkprotokollen, Erklarungen (Eingaben, Protokolle) an Gerichte und andere Behdrden
sowie Punktationen, die gemaB § 18 Abs. 2 bis 5 GebG eine Ersatzbeurkundung darstellen,
siehe Rz 435 f.
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15. Mehrere Rechtsgeschifte in einer Urkunde (§ 19 GebG)

15.1. Mehrere durch ein Rechtsgeschiaft begriindete
Leistungsverpflichtungen

513

Hat eine Schrift (Urkunde) (iber ein gebiihrenpflichtiges Rechtsgeschéft mehrere einzelne
Leistungen zum Inhalt oder werden in ein und demselben Rechtsgeschaft verschiedene
Leistungen oder eine Hauptleistung und Nebenleistungen bedungen, so ist die Geblihr in
dem Betrag zu entrichten, der sich aus der Summe der Gebihren fir alle einzelnen
Leistungen ergibt. Als Nebenleistungen sind jene zusatzlichen Leistungen anzusehen, zu
deren Gewahrung ohne ausdriickliche Vereinbarung nach den allgemeinen
Rechtsvorschriften keine Verpflichtung besteht (§ 19 Abs. 1 GebG).

Dabei kommt es nur auf die vertraglich bedungenen Leistungen, nicht auf die tatsachlich

erbrachten Leistungen an (siehe Rz 684 ff).

Beispiel:

In einem Bestanavertrag wird vereinbart, dass der Mieter verpfiichtet ist, den
Mietgegenstand versichern zu lassen. Diese Verpfiichtung zur Versicherung des
Mietgegenstandes ist keine typische Leistung aus dem Bestandvertrag, sondern eine
Nebenleistung, die der Bemessungsgrundlage hinzuzurechnen Jst.

15.2. Mehrere voneinander unabhangige Rechtsgeschifte

514

Werden in einer Urkunde mehrere Rechtsgeschéfte derselben oder verschiedener Art, die
nicht zusammenhangende Bestandteile des Hauptgeschaftes sind, abgeschlossen, so ist
grundsatzlich jedes Rechtsgeschaft selbsténdig zu beurteilen und die Gebihr fir jedes
einzelne Rechtsgeschaft zu entrichten (§ 19 Abs. 2 Satz 1 GebG).

Beispiel:

In einer Urkunde dber einen zwischen Privatpersonen abgeschlossenen
Darlehensvertrag wird von einem Dritten auch eine Biirgschaftserkidrung abgegeben
und beurkundet.

Es liegen zwei gebiihrenpfiichtige Rechtsgeschdfte, ndmlich ein Darlehensvertrag (§ 33
TP 8 GebG) und eine Bilirgschaft (§ 33 TP 7 GebG) vor.

15.3. Gebiihrenbefreiung fiir Sicherungs- und
Erfiillungsgeschafte zum Hauptgeschaft

515
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Werden in einer Urkunde mehrere Rechtsgeschéfte derselben oder verschiedener Art, die
nicht zusammenhangende Bestandteile des Hauptgeschaftes sind, abgeschlossen, so ist die
Gebihr fir jedes einzelne Rechtsgeschaft zu entrichten. Dies gilt nicht flr die in der Urkunde
Uber das Hauptgeschaft zwischen denselben Vertragsteilen zur Sicherung oder Erflillung des
Hauptgeschaftes abgeschlossenen Nebengeschafte und Nebenverabredungen, gleichgiiltig,
ob das Hauptgeschaft nach diesem Gesetz oder einem Verkehrsteuergesetz einer Gebihr
oder Verkehrsteuer unterliegt (§ 19 Abs. 2 GebG).

516
Der Sicherung eines Hauptgeschaftes dienen Rechtsgeschafte, die die Zugriffsméglichkeit
des Glaubigers auf das Vermégen des Schuldners oder dritter Personen zur Befriedigung

einer Forderung erweitert.

Typische Sicherungsgeschafte sind Blirgschaften, Pfandbestellungen oder Zessionen.

517

Der Erfillung eines Hauptgeschéftes dienen in erster Linie Verfligungsgeschafte, das sind
Rechtsgeschafte, die unmittelbar auf ein bestehendes Recht einwirken, indem sie es
Ubertragen, aufheben oder beschrénken. Aber auch Verpflichtungsgeschéfte sind als
Erflillungsgeschafte mdglich. Eine Zession ist ein typisches Erflillungsgeschaft.

15.3.1. Identitadt der Vertragsparteien

518
Die Gebtihrenbefreiung von Erflillungs- und Sicherungsgeschaften gemaB § 19 Abs. 2 GebG
zweiter Satz hangt davon ab, dass diese Geschafte zwischen denselben Parteien des

Hauptgeschaftes abgeschlossen werden.

Beispiele:

Parteienidentitat liegt vor, wenn der Schuldner des Hauptgeschdftes seine Liegenschaft
verpfandet oder zur Sicherung eine Forderung zedlert.

Parteienidentitat liegt auch vor, wenn ein Blrge in der Urkunde dber den
Blirgschaftsvertrag zur Besicherung der Biirgschaft seine Liegenschaft verpfandet.

Parteienidentitat fehlt, wenn ein Dritter sich verblirgt, der Schuld beitritt oder eine
Hypothek an seiner Liegenschaft bestellt.

Zur Gebuhrenfreiheit von Darlehens- und Kreditvertragen mit in § 20 Z 5 GebG angefiihrten
Unternehmen siehe Rz 524 ff.

15.3.2. Steuerbares Hauptgeschift

519

Voraussetzung fiir eine Geblihrenbefreiung gemaB § 19 Abs. 2 GebG zweiter Satz ist auch,

dass das Hauptgeschaft nach diesem Gesetz einer Gebihr oder nach einem
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Verkehrsteuergesetz (Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955;
Grunderwerbsteuergesetz 1987; Versicherungssteuergesetz 1953;
Kapitalverkehrsteuergesetz; Feuerschutzsteuergesetz 1952) steuerbar ist, dh. grundsatzlich
dem GebG oder einem Verkehrsteuergesetz unterliegt, auch wenn es auf Grund der

Verwirklichung eines Befreiungstatbestandes steuerfrei ist.

520

In Pflichtteilstibereinkommen zur Besicherung von Pflichtteilsanspriichen beurkundete
Hypothekarverschreibungen gemaB § 33 TP 18 GebG sind mangels steuerbaren
Hauptgeschaftes nicht gemaB § 19 Abs. 2 GebG zweiter Satz gebiihrenfrei, da nicht das
Pflichtteilsiibereinkommen, sondern der Erwerb von Vermégen auf Grund eines geltend
gemachten Pflichtteilsrechtes einer Verkehrsteuer (der Erbschaftssteuer) unterliegt.

15.3.3. Haupt- und Nebengeschift in einer gemeinsamen Urkunde

521

Flr eine Geblihrenbefreiung gemaB § 19 Abs. 2 GebG zweiter Satz ist Voraussetzung, dass
Haupt- und Nebengeschaft in ein und derselben Urkunde festgehalten werden. Das
Festhalten des Nebengeschaftes in einem Anhang oder Nachtrag zur Urkunde Uber das
Hauptgeschaft genligt den Anforderungen des § 19 Abs. 2 GebG zweiter Satz selbst dann

nicht, wenn diese zu integrierenden Bestandteilen des Hauptgeschaftes gemacht werden.
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16. Gebiihrenbefreiungen (§ 20 GebG)

16.1. Zusitze und Bestatigungen auf ausgefertigten Urkunden

522

Durch die Gebiihrengesetznovelle im Rahmen des AbgAG, BGBI. I Nr. 144/2001, wurde die
Geblhrenpflicht hinsichtlich der Vollmachten und der privaten Zeugnisse abgeschafft. Den
Bestimmungen des § 20 Z 1 bis 3 GebG ist dadurch der Anwendungsbereich entzogen.

523

Nach § 20 Z 4 GebG besteht keine Gebihrenpflicht fiir die von dem abgetretenen Schuldner
an Kreditunternehmen abgegebene Bestatigung, dass ihm die Abtretung der Forderung und
der neue Glaubiger mitgeteilt wurden, sowie die Anerkennung der Richtigkeit (Liquiditat) von

Seiten des Schuldners gegentiber einem Kreditinstitut.

Dadurch soll sichergestellt werden, dass das ursprlingliche Rechtsgeschaft, sofern es
Uberhaupt geblihrenpflichtig ist, infolge neuerlicher Beurkundung nicht nochmals der Gebiihr
unterliegt.

16.2. Sicherungs- und Erfilillungsgeschafte zu Darlehens- und
Kreditvertriagen

524

Bei den gemaB § 20 Z 5 GebG von der Gebihrenpflicht ausgenommenen Sicherungs- und
Erflllungsgeschaften handelt es sich um

= Birgschaftserklarungen iSd § 33 TP 7 GebG,
= Hypothekarverschreibungen iSd § 33 TP 18 GebG,
= Zessionen iSd § 33 TP 21 GebG (einschlieBlich Sicherungszessionen),

die zur Sicherung oder zur Erflillung von Anspriichen aus beurkundeten Darlehens- oder
Kreditvertragen mit bestimmten Unternehmen (siehe Rz 526) abgeschlossen werden.
16.2.1. Kreis der begiinstigten Hauptgeschifte

525

Als Hauptgeschafte iSd Bestimmungen des § 20 Z 5 GebG kommen Darlehensvertrage iSd
§ 33 TP 8 GebG, Kreditvertrage iSd § 33 TP 19 GebG sowie Haftungs- und
Garantiekreditvertrage in Betracht.

16.2.2. Begiinstigte Unternehmen

526
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Sicherungs- und Erflillungsgeschafte sind nach § 20 Z 5 GebG nur dann befreit, wenn ein
begiinstigtes Hauptgeschaft vorliegt, das mit einem Kreditinstitut, der Oesterreichischen
Nationalbank, einem Versicherungsunternehmen, einer Pensionskasse iSd
Pensionskassengesetzes oder einer Bausparkasse abgeschlossen wurde. Als Kreditinstitut
gelten auch auslandische Kreditinstitute, sofern diese nach auslandischem Recht zur

Austibung von Bankgeschaften befugt sind.

16.2.3. Beurkundung des Hauptgeschiftes
527

Die Geblihrenbefreiung setzt voraus, dass spatestens gleichzeitig mit der Beurkundung des
Nebengeschaftes (Sicherungs- und Erflllungsgeschaft) eine Urkunde Uber das Hauptgeschaft
in einer flir das Entstehen der Gebiihrenschuld maBgeblichen Weise errichtet worden ist.
Eine Urkunde ist in einer fir das Entstehen der Geblihrenschuld maBgeblichen Weise
errichtet, wenn die Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 oder Abs. 2 GebG vorliegen (siehe

Rz 446 ff).

528

Die Voraussetzung der Rz 527 liegen dann nicht vor, wenn
» eine Urkunde Uber das Hauptgeschaft fehlt;

» eine bloB einseitig unterfertigte, nicht ausgehandigte Schrift liber das Hauptgeschaft

vorliegt;

» eine Auslandsurkunde Uber das Hauptgeschaft mit Beteiligung wenigstens einer
Vertragspartei, der keine Inlandereigenschaft zukommt, ohne Einbringung und / oder
Nichterflillung der Voraussetzungen des § 16 Abs. 2 Z 2 lit. a und b GebG errichtet wurde
(siehe Rz 472).

529

Werden Urkunden Uber Sicherungs- oder Erflillungsgeschafte zu einem bestimmten, bereits
zustande gekommenen Darlehens- oder Kreditvertrag errichtet, der alle Voraussetzungen fiir
die Geblhrenbefreiung nach § 20 Z 5 GebG erfilllt, ist die Gebiihrenbefreiung auch dann zu
gewahren, wenn die Sicherungs- oder Erflillungsgeschafte auch fiir zukiinftig mit demselben
Kreditnehmer abzuschlieBende Darlehens- oder Kreditvertrage Geltung haben.
Voraussetzung hiefiir ist allerdings, dass bereits von Anfang an in den Urkunden (ber das
Sicherungs- oder Erflillungsgeschaft vereinbart ist, dass das Sicherungs- oder
Erflllungsgeschaft fir den zukinftig abzuschlieBenden Darlehens- oder Kreditvertrag nur

insoweit rechtswirksam sein soll, als der Darlehens- oder Kreditvertrag selbst wieder sowohl
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seinem rechtsgeschaftlichen Inhalt nach als auch hinsichtlich der Beurkundungsform den
Erfordernissen des § 20 Z 5 GebG entspricht.

16.2.4. Uberbesicherung

530

Bankublich ist ein AusmaB von 140% der Kreditsumme bei der hypothekarischen
Besicherung oder bei Besicherung mittels Biirgschaftsvertrag oder eine Zessionsdeckung bis
zu 200%. Wird dieses bankiibliche AusmaB im Einzelfall Giberschritten, ist flir die Beurteilung,
ob und in welchem AusmaB eine Uberbesicherung vorliegt, das Ergebnis der durch den
Glaubiger durchgefiihrten Bonitatspriifung heranzuziehen. Ergibt sich hiernach eine
Uberbesicherung des Hauptgeschéftes, ist das Sicherungsgeschéft im AusmaB der

Uberbesicherung gebiihrenpflichtig.

Es ist somit - bei Vorliegen aller anderen Voraussetzungen - nicht das ganze
Sicherungsgeschaft gebihrenpflichtig, sondern nur der die tolerierbare Obergrenze

Ubersteigende Teil.

531

Bei Beurteilung der H6he der Besicherung kénnen zB nicht mitberiicksichtigt werden:
* nicht beurkundete Barvorlagen,

= privative Schuldibernahmen,

= Kontolberziehungen,

= Wechseleskontkredite,

» abgelaufene Kredite und

= erst zu einem spateren Zeitpunkt beurkundete Kredite.

532

Bei Hypotheken und Biirgschaften unterliegt der die 140% der Kreditsumme Uibersteigende
Wert der Verbindlichkeit der jeweiligen Rechtsgebihr. Gibt es zum Zeitpunkt der Errichtung
einer Pfandurkunde weitere bereits bestehende Pfandurkunden, dann ist die Summe der
Héchstbetrage der Pfandurkunden der tolerierbaren Obergrenze, das sind 140% der Summe
der Kreditbetrage der zu diesem Zeitpunkt bestehenden beurkundeten Kreditvertrage,
gegeniliberzustellen — dies unter der Voraussetzung, dass samtliche Pfandurkunden fiir im
Inland beurkundete, bereits gewahrte und kiinftig zu gewahrende beurkundete Darlehen,
Geld-, Haftungs- oder Garantiekredite als Sicherstellung dienen. Der Ubersteigende Wert
stellt jenen Teil der neu errichteten Pfandbestellungsurkunde dar, der gebiihrenpflichtig ist.

Unter Kreditbetragen ist beim Kontokorrentkredit der Kreditrahmen, beim Einmalkredit der zu
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diesem Zeitpunkt aushaftende Betrag, jedoch hdchstens der urspriingliche Kreditbetrag,

wenn noch keine Riickzahlung erfolgt ist, anzusetzen.

533

Bei Zessionen ist Bemessungsgrundlage das Entgelt (das ist der Wert des eingerdaumten
Kredites oder Darlehens). Ist der Wert der zedierten Forderung oder des zedierten Rechtes
geringer als der Kredit- oder Darlehensbetrag, ist Bemessungsgrundlage der Wert
(Nennbetrag) der abgetretenen Forderung oder des abgetretenen Rechtes. Die Kreditsumme
wird daher proportional aufgeteilt in einen gebiihrenfreien und einen gebiihrenpflichtigen
Betrag.

Beispiel:

Kreditsumme = besicherte Forderung: 100.000,00

Wert der zedierten Forderung.: 500.000,00

Tolerierbare Obergrenze = 200% der Kreditsumme: 200.000,00

Wert der zedierten Forderung abziglich tolerierbare Obergrenze: 300.000,00

Wert der zedierten Forderung _ Kreditsumme
Wert der zedierten Forderung abziglich tolerierbare Obergrenze X

500.000,00 : 300.000,00 = 100.000,00 : x
X = 60.000,00; das ist der gemalBB § 33 TP 21 GebG gebiihrenpfiichtige Betrag

16.2.5. Nicht begiinstigte Sicherungsgeschafte
534

Die Gebtihrenbefreiung ist nicht anwendbar, wenn zB

» Urkunden Uber Sicherungsgeschafte keinerlei Angaben enthalten, die auf das Vorliegen

der Voraussetzungen fiir die Gebtihrenfreiheit nach § 20 Z 5 GebG hinweisen;
» Urkunden Uber Sicherungsgeschafte vor dem Hauptgeschaft abgeschlossen werden;

» Urkunden Uber Sicherungsgeschafte zu urkundlich bereits abgelaufenen Hauptgeschaften

abgeschlossen werden;

» nicht mit samtlichen in der Pfandurkunde als Kredit- oder Darlehensnehmer angefiihrten
Personen - mit jedem Kredit- oder Darlehensnehmer einzeln oder mit allen Personen

gemeinsam - ein beurkundeter Kredit- oder Darlehensvertrag iSd § 20 Z 5 GebG vorliegt.

16.3. Amtlicher Gebrauch von Auslandsurkunden in
inlandischen Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

535
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Voraussetzungen fiir die Geblhrenbefreiung nach § 20 Z 6 GebG sind, dass kein anderer
Grund fir das Entstehen der Gebiihrenschuld als die Verwendung der Auslandsurkunde vor
einem inlandischen Gericht bzw. Schiedsgericht, das nur auf Grund einer Vereinbarung eines

inlandischen Gerichtsstandes zustandig ist.

Die Urkunde kann vom Klager oder Beklagten verwendet werden.

536
Die Gebihrenbefreiung des § 20 Z 6 GebG kann nicht in Anspruch genommen werden, wenn

die Streitteile fiir ein bereits von Gesetzes wegen zustandiges Gericht noch zusatzlich eine
Zustandigkeitsvereinbarung treffen.
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17. Zusatze und Nachtrage (§ 21 GebG)

17.1. Allgemeines

537

Werden durch einen Zusatz oder Nachtrag zu einer bereits ausgefertigten Urkunde die darin
beurkundeten Rechte oder Verbindlichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach gedndert
oder wird die vereinbarte Geltungsdauer des Rechtsgeschaftes verlangert, so ist gemai

§ 21 GebG dieser Zusatz oder Nachtrag im Umfang der vereinbarten Anderung oder

Verlangerung als selbstandiges Rechtsgeschaft geblihrenpflichtig.

538

Diese Bestimmung ist anwendbar, wenn durch den Zusatz oder Nachtrag eine Anderung von
Rechten oder Pflichten bewirkt wird, ohne dass sich die Identitdt des Rechtsgeschaftes
andert. Wird der Rechtsgrund oder der Gegenstand der Verpflichtung geandert, so liegt ein
Neuerungsgeschaft vor und es kommt § 24 GebG zur Anwendung (siehe Rz 570).

Die Beurteilung, ob eine Urkunde in Bezug auf eine andere Urkunde die Qualifikation eines
"Zusatzes oder Nachtrages" gemaB § 21 GebG hat, ist nach dem eindeutigen
Gesetzeswortlaut ausschlieBlich durch einen Vergleich der "bereits ausgefertigten Urkunde"
und derjenigen Urkunde vorzunehmen, die den Zusatz oder Nachtrag darstellen soll (VWGH
18.12.1997, 97/16/0473).

539

Ein Vergleich kann infolge seines Charakters als ein die vorherigen Rechtsgeschafte
aufhebender Neuerungsvertrag niemals ein nach § 21 GebG zu beurteilender Nachtrag oder
Zusatz zu einem vorhergegangenen Rechtsgeschaft sein, da durch ihn alle friiheren
Rechtsgeschafte aufgehoben werden. Im Falle eines auBergerichtlichen Vergleiches ist
unabhdngig von der Rechtsnatur des friiheren Rechtsgeschaftes eine Gebiihr nach § 33

TP 20 GebG zu erheben (siehe Rz 993 ff).

540

Die Bestimmung des § 21 GebG kommt erst dann zur Anwendung, wenn Uber das
abzudndernde Rechtsgeschaft eine Urkunde errichtet wurde und nachtraglich in einer
weiteren Urkunde (Zusatz oder Nachtrag) die bereits beurkundeten Rechte oder
Verbindlichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach geandert werden oder die Geltungsdauer
des Rechtsgeschaftes verlangert wird (VWGH 24.3.1994, 92/16/0130).

541
Wird in einer als Zusatz oder Nachtrag bezeichneten Urkunde zunachst der Inhalt des friiher

nur mindlich abgeschlossenen Rechtsgeschaftes schriftlich wiederholt und sodann
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festgelegt, in welchen Punkten von der urspriinglichen Vereinbarung nunmehr abgegangen
wird, kann mangels "bereits ausgefertigten Urkunde" kein Zusatz oder Nachtrag iSd

§ 21 GebG vorliegen. Es handelt sich in diesem Fall um eine erstmalige Beurkundung des
Rechtsgeschiaftes, weshalb fiir die Festsetzung der Gebiihr nicht nur die Anderungen des
Rechtsgeschaftes, sondern auch die unverandert gebliebenen Vertragsbestimmungen, so wie
sie nunmehr beurkundet werden, maBgeblich sind (VWGH 29.7.2004, 2004/16/0075).

Wird gleichzeitig mit Errichtung der eigentlichen Urkunde in einer Zusatzvereinbarung eine
Konkretisierung des Rechtsgeschaftes vorgenommen (zB die Hohe des Entgelts festgelegt
oder weitere Nebenleistungen vereinbart), so handelt es sich nicht um einen Zusatz iSd

§ 21 GebG, sondern ist bei der Gebiihrenfestsetzung sowohl der Inhalt der Urkunde als auch

jener der Zusatzvereinbarung zu berticksichtigen (siehe Rz 486 ff).

542

Wird in einem Zusatz oder Nachtrag der Inhalt einer friiheren Urkunde im Wesentlichen bloB
wiederholt, ohne dass eine Anderung der Rechte und Pflichten bewirkt wird, so handelt es
sich auch dann, wenn keine wortliche Ubereinstimmung mit dem fritheren Text gegeben ist,
bloB um eine nachtragliche Gleichschrift. Einer solchen Gleichschrift kommt allerdings nur bei
Einhaltung der in § 25 Abs. 3 GebG vorgesehenen Anzeigefrist oder Vornahme der dort
vorgesehenen Vermerke Gebihrenfreiheit zu (siehe Rz 581 f).

17.1.1. Anderung des Vertragsinhaltes
543

Gebiihrenrechtlich relevant sind nur solche Anderungen des urspriinglichen
Rechtsgeschaftes, mit denen zusatzliche Rechte oder Pflichten begriindet werden, die flr die
Hbéhe der Geblihrenschuld maBgeblich sind. Ein Zusatz oder Nachtrag unterliegt der Art nach
der gleichen Geblihr wie das urspriingliche Rechtsgeschdft, die Hohe der Geblihr richtet sich
aber nicht nach dem Wert der Gesamtleistung, sondern nur nach dem Wert der zusatzlich
bedungenen Leistungen. Zusatzlich vereinbarte Leistungen fiihren aber nur dann zu einer
zusatzlichen Gebiihr, wenn diese fiir die Bemessung der flir das betreffende Rechtsgeschaft

vorgesehenen Gebluihr tiberhaupt relevant sind.

Beispiel:
Wird in einem Nachtrag zu einem beurkundeten Bestandvertrag eine
Mietvorauszahlung von drei Monaten vereinbart, ist dies kein Zusatz oder Nachtrag zu
einer bereits ausgefertigten Urkunde, weil nur die Falligkeit der Verpfiichtung zu einer
Leistung gedndert wird (VWGH 8.3.1977, 1350/76).
544
Werden in einem Zusatz oder Nachtrag nicht zusatzliche Leistungen bedungen, sondern

werden - umgekehrt - die Leistungen eines Vertragsteiles herabgesetzt, so ist dieser Zusatz
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oder Nachtrag nicht geblihrenpflichtig. Die Herabsetzung der vereinbarten Leistungen oder
die vorzeitige Beendigung eines Vertragsverhaltnisses hat allerdings auch keinen Einfluss auf
die Vergeblihrung des urspriinglich abgeschlossen Rechtsgeschaftes, da gemaB § 17

Abs. 5 GebG weder die Vernichtung der Urkunde, noch die Aufhebung des Rechtsgeschaftes,
noch das Unterbleiben seiner Ausfiihrung die entstandene Gebiihrenschuld aufheben (siehe
Rz 486 ff).

545

Ist in einer Nachtragsurkunde (iber ein Rechtsgeschaft nur deshalb ein hdheres Entgelt
beurkundet, weil auf Grund einer bereits urspriinglich vereinbarten Wertsicherungsklausel
dem seinerzeitigen Entgelt der mittlerweile aufgelaufene Wertsicherungsbetrag
hinzugerechnet wurde, so liegt keine zusatzliche Einrdumung von Rechten oder Pflichten vor
(VWGH 18.10.1984, 83/15/0125).

17.1.2. Verlangerung der Geltungsdauer des Rechtsgeschiftes
546

Eine Anderung oder eine Verldngerung der Geltungsdauer eines Rechtsgeschéftes kommt
begrifflich nur dann in Betracht, wenn das urspriingliche Rechtsgeschaft im Zeitpunkt der
"Anderung" oder "Verldngerung" noch dem Rechtsbestand angehért. Wurde das
Vertragsverhaltnis bereits aufgehoben oder ist es durch Zeitablauf erloschen, liegt ein neues
Rechtsgeschaft vor, das bei Beurkundung selbsténdig und seinem ganzen Inhalt nach der

Gebuihr unterliegt.
547

Wird durch einen Zusatz oder Nachtrag die Geltungsdauer eines Rechtsgeschaftes
verlangert, richtet sich die Hohe der Gebiihr flir den Zusatz oder Nachtrag nach dem Umfang

der Verlangerung.

548

Die Verlangerung der vereinbarten Geltungsdauer begriindet Gebilihrenpflicht bei allen
Rechtsgeschaften, bei denen das durch sie begriindete Rechtsverhaltnis nach Ablauf einer
vereinbarten Zeit beendet sein soll, auch wenn die Dauer des Rechtsgeschaftes selbst kein

fur die Hohe der Geblihrenschuld maBgeblicher Umstand ist.

Die Verlangerung der vereinbarten Geltungsdauer ist insbesondere bei folgenden

Rechtsgeschaften relevant:
» Bestandvertragen iSd § 33 TP 5 GebG
» Darlehensvertragen iSd § 33 TP 8 GebG

= Dienstbarkeiten iSd § 33 TP 9 GebG und
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= Kreditvertragen iSd § 33 TP 19 GebG

Beispiel:

Ein fir eine bestimmte Dauer von 4 Jahren abgeschlossener Mietvertrag liber
Variante A: ein Geschaftslokal

Variante B.: eine Wohnung

wird in einem Nachtrag um weitere 5 Jahre veridngert.

In der Variante A unterliegt der Nachtrag einer Gebiihr nach § 33 TP 5 GebG vom
finffachen Jahresentgelt.

Der Nachtrag in der Variante B unterliegt einer Gebiihr nach § 33 TP 5 GebG nur vom
dreifachen Jahresentgelt, da fir Wohnungsmietvertrage nach § 33 TP 5 Abs. 3 GebG,
letzter Satz wiederkehrende Leistungen hochstens mit dem dreifachen Jahreswert
anzusetzen sind (siehe Rz 693 ff).

Fir die Verlangerung der Vertragsdauer von Kreditvertragen sieht § 33 TP 19 Abs. 4
Z 1 GebG eine Spezialbestimmung vor, die durch den in § 33 TP 8 Abs. 2 Z 3 GebG

enthaltenen Verweis auch auf Darlehensvertrage anwendbar ist (siehe Rz 937 ff).

17.2. Parteienidentitat und Parteiwechsel

17.2.1. Parteienidentitat

549

Von einem Zusatz oder Nachtrag zu einer bereits voll ausgefertigten Urkunde iSd § 21 GebG
kann nur dann gesprochen werden, wenn die Parteien, die den Zusatz oder Nachtrag
vereinbart haben, dieselben sind wie die, die laut der urspriinglichen Urkunde Parteien des
Rechtsgeschaftes waren (VWGH 18.12.1997, 97/16/0473). Die Parteienidentitat fehlt sowohl
dann, wenn an die Stelle des urspriinglichen Vertragspartners eine andere Person getreten
ist - es sei denn, es handelt sich um einen Gesamtrechtsnachfolger, siche Rz 551 ff - als

auch, wenn auf Seite eines Vertragspartners weitere Personen hinzugekommen sind.

Beispiel:

A und B haben einen Mietvertrag abgeschlossen und vergeblihrt. In einer als Zusatz
bezeichneten Vereinbarung tritt C dem Bestandvertrag bei, gleichzeitig wird die Miete
fir das Mietobjekt erhoht. A und C erkidren, nunmehr als gemeinsame Bestandnehmer
das Entgelt zu schulden. In diesem Fall besteht auf Seiten der Bestandnehmer keine
Parteienidentitat, sodass kein Zusatz iSd § 21 GebG vorliegt und als
Bemessungsgrundlage fir die Bestandvertragsgebiihr das gesamte vereinbarte Entgelt
heranzuziehen ist.

550

Eine Ausnahme vom Grundsatz der Parteienidentitat ist in § 33 TP 19 Abs. 5 GebG fiir
Umschuldungen hinsichtlich des Kreditgebers vorgesehen. § 33 TP 19 Abs. 5 GebG stellt die
gesetzliche Fiktion auf, dass bei Umschuldungen, wodurch ein Kreditvertrag aufgehoben, die
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Kreditsumme zurlickgezahlt und als Ersatz ein Kreditvertrag mit einem anderen Kreditgeber
abgeschlossen wird, der neue Kreditvertrag gebiihrenrechtlich als Nachtrag des
urspriinglichen Kreditvertrages gilt. Damit die gesetzliche Fiktion zum Tragen kommt, muss
auBerdem die Urkunde Uber den neuen Kreditvertrag einen Vermerk Uiber die Umschuldung
enthalten und missen Aufhebung sowie Riickzahlung innerhalb eines Monats ab

Beurkundung des neuen Kreditvertrages erfolgen (siehe Rz 985 ff).

17.2.2. Gesamtrechtsnachfolge
551

Das Wesen der Gesamtrechtsnachfolge besteht darin, dass der Rechtsnachfolger hinsichtlich
samtlicher Rechte und Pflichten uno actu an die Stelle des Rechtsvorgangers tritt, und zwar
in materiellrechtlicher und in verfahrensrechtlicher Sicht (VWGH 25.2.1993, 92/16/0114).
Deshalb kann der Gesamtrechtsnachfolger, im Gegensatz zum Einzelrechtsnachfolger,
Zusatze und Nachtrage iSd § 21 GebG zu Rechtsgeschaften seines Rechtsvorgangers

abschlieBen.

552

Gesamtrechtsnachfolge tritt zB ein:
= bei der Erbfolge (Erbe, nicht jedoch Pflichtteilsberechtigter oder Legatar),

» bei Verschmelzungen iSd Aktiengesetzes (§ 219 AktG) oder des GmbH-Gesetzes (§ 96
GmbHG),

» bei Verschmelzungen von Genossenschaften gleicher Haftungsart (§ 1

Genossenschaftsverschmelzungsgesetz),

* bei Umwandlungen nach dem Bundesgesetz iber die Umwandlung von

Handelsgesellschaften (§ 1 UmwG),

= bei Spaltungen nach dem Bundesgesetz (iber die Spaltung von Kapitalgesellschaften (§ 1
SpaltG),

» im Falle der Anwachsung nach § 142 UGB,

» Fortsetzung der Vorgesellschaft durch die eingetragene GmbH (VWGH 26.6.2000,
95/17/0404).

553
Ein bauerlicher Ubergabsvertrag, ein Schenkungsvertrag oder ein Kaufvertrag bewirken
hingegen lediglich Einzelrechtsnachfolge, sodass mangels Parteienidentitat die Anwendung

des § 21 GebG ausgeschlossen ist.

Beispiel:
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Der Mieter M und der Vermieter V haben einen Mietvertrag tber ein Geschéftslokal auf
eine bestimmte Dauer von 5 Jahren abgeschlossen. Noch vor Beginn des
Bestandverhdltnisses schenkt V das Geschdftslokal seinem Sohn S. S und M verweisen
in einer als Nachtrag bezeichneten Vereinbarung zunachst auf den Inhalt des
Mietvertrages zwischen M und V und vereinbaren davon abweichend, dass das
Bestandverhdltnis erst nach Ablauf von 10 Jahren ohne Kiindigung endet. Mangels
Parteienidentitat handelt es sich nicht um einen Zusatz oder Nachtrag iSd § 21 GebG.
Es ist in diesem Fall die Bestandvertragsgebiihr entsprechend der insgesamt zwischen
S und M vereinbarten Vertragsdauer von 10 Jahren zu entrichten.

Wére S hingegen der Erbe des V und damit sein Gesamtrechtsnachfolger, so misste
berl der Vergebiihrung des "Nachtrages” berticksichtigt werden, inwieweit es tiberhaupt
zu einer Abanderung der vom Rechtsvorgéanger eingerdumten Rechte kommt. In
diesem Fall wére die Geblihr lediglich entsprechend der Verldngerung vom finffachen
Jahresentgelt zu erheben.

17.2.3. Vertragsiibernahme

554
Die Vertragsiibernahme ist mangels Parteienidentitat kein Anwendungsfall des § 21 GebG.

Die Vertragsiibernahme ist ein eigenes Rechtsinstitut und bewirkt, dass durch einen
einheitlichen Akt nicht nur die Gesamtheit aller wechselseitigen Rechte und Pflichten
Ubertragen wird, sondern dass der Vertragstibernehmer an die Stelle einer aus dem
Schuldverhaltnis ausscheidenden Partei tritt und deren gesamte vertragliche Rechtsstellung
Ubernimmt, ohne dass dadurch der Inhalt oder die rechtliche Identitdt des bisherigen

Schuldverhaltnisses verandert werden.

Die Vertragslibernahme enthalt nicht nur eine Kombination von Forderungsabtretung und
Schuldiibernahme, sondern auch eine Ubertragung der dariiber hinausgreifenden rechtlichen
Rahmenbeziehungen, insbesondere also auch der vertragsbezogenen Gestaltungsrechte
(VWGH 16.10.1989, 88/15/0086). Unter einer Vertragstibernahme wird ein
rechtsgeschaftlicher Vorgang verstanden, im Zuge dessen unter Zustimmung aller Beteiligten
eine gesamte Vertragsstellung mit allen Rechten und Pflichten von einem der
Vertragspartner auf einen neuen Partner Uibertragen wird, mit welchem das Rechtsverhaltnis
in seiner Gesamtheit fortgesetzt wird, ohne dass sich am Ubrigen Inhalt des betreffenden
Vertrages etwas andert (VWGH 14.1.1991, 90/15/0125; VwWGH 29.7.2004, 2004/16/0075;
VwWGH 17.3.2005, 2004/16/0254).

555

Eine Vertragsiibernahme ist geblihrenrechtlich wie der Neuabschluss eines Rechtsgeschaftes
zu behandeln. Entscheidend fiir die Beurteilung ist der Urkundeninhalt. Wird zwischen dem
verbleibenden Vertragspartner und dem neuen Vertragspartner mit Zustimmung des

ausscheidenden Vertragspartners ein neues Vertragsverhaltnis begriindet, so liegt keine
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Abtretung iSd § 33 TP 21 GebG (siehe Rz 1011 ff) vor, sondern ist die Vergeblihrung nach

der dem Vertragsverhaltnis entsprechenden Tarifpost vorzunehmen.

Beispiel:

Wird in einer Urkunde zwischen der Vermieterin, dem Vormieter und der Nachmieterin
der "Eintritt" der Nachmieterin in einen zwischen der Vermieterin und dem Vormieter
seinerzeit abgeschlossenen Bestandvertrag mit allen Rechten und Pfiichten vereinbart,
wobei ausdriicklich ein allseitiger Konsens dber den Mieterwechsel formuliert wird, so
wird zwischen dem Bestandgeber und der neuen Mieterin mit Zustimmung des
ausscheidenden Vormieters ein neues Bestandverhdéltnis begrindet und ist der
Rechtsvorgang gebiihrenrechtlich unter § 33 TP 5 GebG zu subsumieren (VWGH
16.10.1989, 88/15/0086).

556

Nach § 42 UmgrStG sind Rechtsgeschafte, mit denen anlasslich eines gebiihren- oder
kapitalverkehrsteuerbeglinstigten Vorganges nach Artikel III (Einbringung), nach Art IV
(Zusammenschluss), nach Art V (Realteilung) oder nach Art VI (Spaltung) UmgrStG eine
Vertragsstellung Ubertragen wird (Vertragstibernahme), von den Stempel- und
Rechtsgebiihren befreit. Wird ein Darlehens- oder Kreditvertrag tbertragen, bleibt der fiir
den Ubertragenden Rechtstrager geblhrenrechtlich maBgebende Zeitpunkt fiir

Prolongationen durch den neuen Rechtstrager maBgeblich (siehe UmgrStR 2002 Rz 1889 ff).
557

Von der Vertragstibernahme zu unterscheiden ist die privative Schuldiibernahme (siehe
Rz 768).
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18. Pro fisco Klausel (§ 22 GebG)

558
Die Bestimmung des § 22 GebG besagt, dass dann, wenn zwischen zwei oder mehreren

Rechten oder Verbindlichkeiten eine Wahl bedungen ist, die Geblihr nhach dem gréBeren

Geldwerte der zur Wahl gestellten Leistungen zu entrichten ist.

Eine derartige Vereinbarung stellt keine Undeutlichkeit des Urkundeninhaltes (§ 17 Abs. 2
GebG, siehe Rz 486) dar. Ein Gegenbeweis, dass die vereinbarte Leistung nicht oder die
tatsachlich erbrachte oder gewahlte Leistung geringer sei, ist nicht zuldssig (§ 17 Abs. 1 und

5 GebG).

© Bundesministerium fiir Finanzen 180-1



GebR GZ BMF-010206/0201-VI/5/2006

19. Schatzbare und unschatzbare Leistungen (§ 23 GebG)

559
§ 23 GebG besagt, dass unschatzbare Leistungen auB3er Ansatz bleiben, wenn in einer

Urkunde Uber ein Rechtsgeschaft schatzbare und unschatzbare Leistungen bedungen sind.

560
Eine Leistung ist in sinngemaBer Anwendung des § 303 ABGB nur dann unschatzbar, wenn
ihr Wert mit keiner anderen ahnlichen Leistung infolge ihres Fehlens im Wirtschaftsverkehr

verglichen werden kann.

Unschatzbare Leistungen sind zB die Verpflichtung zur Verschwiegenheit, Ehrenerklarungen

und dergleichen.

561

Lasst sich der Umfang oder der Wert einer Leistungspflicht zum Zeitpunkt des Entstehens
der Geblihrenschuld noch nicht feststellen, fiihrt das nicht zu einer Unschéatzbarkeit der
Leistung. In einem solchen Fall ist - vorbehaltlich der Anwendung besonderer Vorschriften
des GebG (wie zB § 17 Abs. 2 GebG, § 22 GebG und § 26 GebG) - eine vorlaufige
Gebihrenfestsetzung iSd § 200 BAO gerechtfertigt.

562

Ist die Hohe eines umsatzabhangigen Pachtzinses, welcher in Zukunft im Durchschnitt erzielt
werden wird, nicht aus vergangenen Umsatzen ableitbar, ist es rechtlich unbedenklich, wenn
der Pachtzins nach dem Bewertungsstichtag Berticksichtigung findet (VWGH 29.1.1997,
96/16/0084; VWGH 26.6.1997, 96/16/0239).

563
Knipft ein geblihrenrechtlicher Tatbestand an vertraglich bedungene Leistungen an, ist die

Beriicksichtigung der tatsachlich erbrachten Leistungen grundsatzlich unzuldssig.

So ist bei der Ermittlung des Wertes eines Bestandvertrages, mit welchem sich der
Bestandnehmer zum Ausbau des Bestandobjektes verpflichtet, die Hohe der vertraglich
bedungenen Leistungen erforderlichenfalls zu schatzen. Die tatsachlich entstandenen Kosten,
welche allenfalls auch zusatzliche Sonderausstattungen enthalten, sind nicht maBgeblich
(VWGH 20.8.1996, 93/16/0097).

564

Die in einem Mietvertrag, bei dem Mieterin eine GmbH ist, vom Alleingesellschafter der
GmbH unterfertigte Vereinbarung, dass er fiir alle aus dem Vertrag von der GmbH
Ubernommenen Verpflichtungen die persdnliche Haftung Gibernimmt, unterliegt der Gebihr

gemaB § 33 TP 7 GebG. Die Tatsache, dass bei Begriindung des Mietverhaltnisses noch nicht
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feststeht, ob Uberhaupt und inwieweit der Alleingesellschafter aus der von ihm
Ubernommenen Verpflichtung herangezogen werden wird, besagt noch nicht, dass die
Verbindlichkeit nicht schatzbar ist (VWGH 25.3.1985, 84/15/0031).

565
Die Unbestimmtheit einer Leistung oder ihres Umfanges ist nicht mit einer Unschatzbarkeit

gleichzusetzen.

Ist eine vertraglich ausbedungene Leistung ihrem Umfang nach unbestimmt (zB "es werden
die Geldmittel zur Er6ffnung des Betriebes zur Verfiigung gestellt"), so ist in einem solchen
Fall die H6he der ausbedungenen Leistung, insoweit nicht die Bestimmungen des § 17

Abs. 2 GebG Anwendung finden, in einem Ermittlungsverfahren festzustellen,
erforderlichenfalls zu schatzen (VWGH 14.4.1966, 972/65).

566

Fir die Entstehung der Geblihrenschuld ist es nicht erforderlich, dass die
Bemessungsgrundlage fiir die Gebuihr in der Urkunde liber das Rechtsgeschaft genannt wird
(VWGH 27.4.2000, 2000/16/0304).

567

Eine vertragliche Verpflichtung, flir entsprechenden Versicherungsschutz zu sorgen, kann
wertmaBig durchaus mit dem Abschluss eines entsprechenden Versicherungsvertrages selbst
verglichen werden (VWGH 17.2.1994, 93/16/0160).

568

Bezliglich bedingter Leistungen sowie der Bewertung im Allgemeinen wird auf die
Regelungen im § 26 GebG verwiesen (siehe Rz 583 ff).

569
Zum undeutlichen Urkundeninhalt (§ 17 Abs. 2 GebG) siehe Rz 486 ff.
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20. Neuerungsvertrag (Novation) (§ 24 GebG)

570

Eine Novation liegt vor, wenn bei einem friiheren Rechtsgeschaft entweder der Rechtsgrund
oder der Hauptgegenstand und nicht nur die bereits bestehenden Rechte oder
Verbindlichkeiten ihrer Art oder ihrem Umfang nach geandert werden (siehe § 21 GebG).
Sind die sonstigen geblihrenrechtlichen Voraussetzungen (entsprechende Beurkundung etc.)
gegeben, fallt die Gebihr fir jenes neue Rechtsgeschéft an, in welches das friihere
Rechtsgeschaft umgewandelt wurde. Eine neuerliche, die Gebuhrenpflicht auslésende
rechtsbezeugende Urkunde Uber das urspriingliche Rechtsgeschaft kann darin nicht gesehen

werden.

Beispiele:

Eine Novation liegt etwa dann vor, wenn eine unentgeltliche Nutzungsiiberiassung
(Leihevertrag - nicht gebiihrenpfiichtig) in eine entgeltliche Nutzungsiiberlassung
(Mietvertrag - gebiihrenpfiichtig) umgewandelt wird.

Ein Darlehensvertrag, bei dem der aushaftende Betrag ab einem bestimmten Zeitpunkt
als wiederholt ausnutzbarer Kreditrahmen zur Verfigung gestellt wird, stellt eine
Novation in einen Kreditvertrag dar.

Eine Vereinbarung, dass ein beurkundeter Mietvertrag ab einem bestimmten Zeitpunkt
als Mietgegenstand anstatt die Wohnung A die Wohnung B zum Gegenstand hat, ist
eine Novation, bei der der Hauptgegenstand gedndert wird. Diese ist ein neuer
geblihrenpfiichtiger Bestandvertrag.
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21. Mehrere Urkunden Uber ein Rechtsgeschaft (8 25 GebG)

21.1. Allgemeines zu Gleichschriften und nachtraglichen
Urkunden

571

§ 25 GebG betrifft allein die Beurkundung, also die schriftliche Ausfertigung einer Urkunde
Uber ein Rechtsgeschaft, trifft aber keinerlei Aussagen Uber die tatbestandsmaRige
Einordnung des Rechtsgeschaftes selbst.

572

Im Folgenden wird die Unterscheidung zwischen

= QOriginalurkunde oder Urschrift

= Gleichschriften (§ 25 Abs. 2 GebG) und

= weiteren (nachtraglich errichteten) Urkunden (8 25 Abs. 3 GebG)

wesentlich sein.

573
Originalurkunde (Urschrift) ist die erste von den Vertragsparteien eigenhandig

unterschriebene Ausfertigung der Schrift (zur Unterschrift siehe Rz 505 ff).

574
Gleichschriften sind Ausfertigungen einer Vertragsurkunde, die dem Original inhaltlich vollig

gleichen und eigenhandig unterzeichnet werden.

Beispiele:
Kopien oder weitere Ausdrucke, die mit der Originalunterschrift versehen werden, sind
Gleichschriften. Ebenso sind im Durchschreibeverfahren errichtete und eigenhéndig
unterschriebene Urkunden Gleichschriften.

575

Eine Abschrift gibt den Inhalt einer Urkunde samt Unterschrift wortgetreu wieder, ist aber

mangels eigenhandiger Unterschrift keine Gleichschrift.

Beispiel:

Die Urkunde samt Unterschrift wird kopiert.
Das gilt auch dann, wenn diese kopierte Urkunde beglaubigt wird. Eine unbeglaubigte oder
beglaubigte Abschrift |6st keine Gebuhrenpflicht aus. Zur Ausnahme gemaf 8§ 16 Abs. 2 Z 2
GebG siehe Rz 472 f.

576
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Eine Urkunde ist nachtraglich errichtet, wenn sie zu einem spateren Zeitpunkt als das
Original ausgefertigt wird und nur eine Vertragswiederholung nicht aber die Beurkundung

eines neuen Rechtsgeschéaftes oder die Neugestaltung eines Rechtsgeschéftes beinhaltet.

21.2. Gebuhrenpflicht fur jede Urkunde

577

Grundsatzlich entsteht - dem Urkundenprinzip des Geblhrengesetzes entsprechend - die
Pflicht zur Entrichtung der Hundertsatzgebuhr, die sich aus der entsprechenden Tarifpost des
8 33 GebG ableitet, so oft, wie Urkunden Uber ein Rechtsgeschaft errichtet werden. Somit ist
zB von einem Bestandvertrag, wenn neben dem Original eine Gleichschrift ausgefertigt wird,

die Bestandvertragsgebiihr grundsatzlich zwei Mal zu entrichten.

21.3. Gebuhrenfreiheit von Gleichschriften

578

§ 25 Abs. 2 GebG befreit Gleichschriften (siehe Rz 571 ff) einer Urkunde von den
Hundertsatzgebihren, wenn sie dem Finanzamt bis zum 15. des auf die Entstehung der
Gebuhrenschuld (siehe Rz 446 ff) zweitfolgenden Monats angezeigt werden. Es ist dabei
nicht erforderlich, dass sdmtliche Gleichschriften gleichzeitig vorgelegt werden (VwGH
22.4.1991, 91/15/0039, VWGH 25.9.1997, 97/16/0231).

21.4. Gleichschriften bei Selbstberechnung der Gebuhr

579

Grundséatzlich ist die Hundertsatzgebthr auch im Falle der Selbstberechnung fur jede
Gleichschrift zu entrichten. Nach 8§ 25 Abs. 5 und 6 GebG ist die Gebuhr nur einmal zu
entrichten, wenn der zur Selbstberechnung Befugte bzw. Verpflichtete auf allen Urkunden
jeweils einen entsprechenden Vermerk (siehe auch Rz 75, Rz 83 und Rz 737) Uber die

erfolgte Selbstberechnung anbringt. Dies gilt bei
= einer Bewilligung iSd § 3 Abs. 4 GebG (siehe Rz 75 ff),

= einer Erméchtigung iSd 8§ 3 Abs. 4a GebG (siehe Rz 83 ff) oder 8 33 TP 5 Abs. 5724
GebG (siehe Rz 739 ff)

= einer gesetzlichen Verpflichtung iSd 8 33 TP 5 Abs5 Z 3 oder Z 5 GebG (siehe Rz 736 ff).

Diese Vermerke, die die Vorlage iSd § 25 Abs. 2 GebG ersetzen, sind innerhalb der
Selbstberechungs- und Zahlungsfrist anzubringen; spater auf den Gleichschriften
angebrachte Vermerke fiihren nicht zur Beglinstigung nach § 25 Abs. 5 und 6 GebG (VwWGH
18.6.2002, 99/16/0354 ff).
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580

Der Selbstberechnungsvermerk hat zu enthalten:

im Fall einer Bewilligung iSd 8§ 3 Abs. 4 GebG (siehe Rz 75)

= die Bezeichnung des Bewilligungsbescheides und die fortlaufende Nummer der

Aufschreibungen;

* im Fall einer Erméachtigung iSd § 3 Abs. 4a GebG (siehe Rz 83) und § 33 TP 5 Abs5
Z 4 GebG (siehe Rz 739 ff)

= einen Vermerk Uber die erfolgte Selbstberechnung, der die Steuernummer des
Parteienvertreters, die Nummer der Aufschreibungen und die Hohe des berechneten

Gebuhrenbetrages beinhaltet,

= im Fall einer gesetzlichen Verpflichtung iSd § 33 TP 5 Abs5 Z 3 oder Z 5 GebG (siehe
Rz 736 ff, Rz 741)

= einen Vermerk Uber die erfolgte Selbstberechnung, der den berechneten
Gebuhrenbetrag, das Datum des Tages der Selbstberechnung und die Unterschrift des

Bestandgebers enthalt.

21.5. Gebuhrenfreiheit von nachtraglich errichteten Urkunden

581

Grundsatzlich ist die Hundertsatzgebuhr fir jede weitere Urkunde zu entrichten. § 25
Abs. 3 GebG sieht jedoch fir jede weitere Urkunde (siehe Rz 571 ff) die Gebuhrenfreiheit
vor, wenn diese bis zum 15. Tag des zweitfolgenden Kalendermonats nach dem fir sie
maRgeblichen Zeitpunkt des Entstehens der Gebuhrenschuld einem fur die Erhebung der
Gebuhren zustandigen Finanzamt mit dem Nachweis vorgelegt wird, dass auf Grund der
ersten gebuhrenpflichtigen Beurkundung bei diesem Finanzamt die Hundertsatzgebiihr zu
erheben war oder an dieses Finanzamt die Hundertsatzgebihr auf Grund einer

Selbstberechnung entrichtet wurde.

Ist die Hundertsatzgebiihr gemal § 3 Abs. 4 GebG (siehe Rz 75) oder § 33 TP 5 Abs. 5Z 5
GebG (siehe Rz 741) selbst berechnet worden, dann muss der zur Selbstberechnung Befugte

bzw. Verpflichtete einen Vermerk auf dieser Urkunde anbringen, der die fortlaufende

Nummer der Aufschreibungen unter der die Hundertsatzgebuhr fir das Rechtsgeschaft selbst

berechnet wurde und bei Bewilligung zur Selbstberechnung auch die Bezeichnung des

Bewilligungsbescheides enthalt.

Beispiel:
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Wegen des Verlustes der urspriinglichen Originalurkunde wird eine weitere
Originalurkunde errichtet.

21.6. Hundertsatzgebuhr bei Notariatsakten

582
Bei Notariatsakten ist die Hundertsatzgebiihr nur von der Urschrift zu entrichten. Der Notar

hat auf allen Ausfertigungen einen Vermerk darliber anzubringen, dass die Anzeige zur
Gebuhrenbemessung erstattet wurde oder die Gebuhr an das Finanzamt auf Grund einer

Selbstberechnung entrichtet wird oder wurde (8§ 25 Abs. 4 GebG).
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22. Bewertungsvorschriften (§ 26 GebG)

22.1. Grundsatze der Bewertung

583

Im Allgemeinen ist die Bewertung geblihrenpflichtiger Gegenstande auf den Zeitpunkt der
Entstehung der Geblihrenpflicht zu beziehen. Wovon die (Hundertsatz-)Geblihr zu berechnen
ist, wird in den einzelnen Tarifposten des § 33 GebG geregelt. Sofern die Tarifbestimmungen
des Gebiihrengesetzes und § 26 GebG keine abweichenden Bewertungsregeln aufstellen,
sind die Vorschriften des Bewertungsgesetzes 1955, BGBI. Nr. 148/1955 idgF anzuwenden.

584
Es ist zwischen Nutzungen und Leistungen von bestimmter, unbestimmter und

immerwahrender Dauer zu unterscheiden.

585

Wiederkehrende Nutzungen und Leistungen von unbestimmter Dauer sind solche, bei denen
das Ende in absehbarer Zeit sicher, der Zeitpunkt des Fortfalls aber ungewiss ist (VWGH
7.3.1978, 348/75, VWGH 16.2.1984, 83/15/0047, 0048).

586

Immerwahrende Nutzungen oder Leistungen sind solche, deren Ende von Ergebnissen
abhangt, bei denen ungewiss ist, ob und wann sie in absehbarer Zeit eintreten (VWGH
7.3.1978, 348/75; VWGH 16.2.1984, 83/15/0047, 0048).

587

Besteht das Entgelt fiir eine auf immer wahrende Zeit eingerdumte Nutzung oder Leistung in
einem Einmalbetrag, so ist die Gebihr von diesem Einmalbetrag zu bemessen (VWGH
31.5.1995, 94/16/0132).

588

Der Gesamtwert von Nutzungen oder Leistungen, die auf bestimmte Zeit beschrankt sind, ist
gemaB § 26 GebG in Verbindung mit § 15 Abs. 1 BewG 1955 die Summe der einzelnen
Jahreswerte ohne Abzug von Zwischenzinsen unter Berlicksichtigung von Zinseszinsen. Der

Gesamtwert darf das Achtzehnfache des Jahreswertes nicht ibersteigen.

589

GemalB § 15 Abs. 2 BewG 1955 sind immerwahrende Nutzungen und Leistungen mit dem
Achtzehnfachen des Jahreswertes, Nutzungen oder Leistungen von unbestimmter Dauer mit
dem Neunfachen des Jahreswertes zu bewerten - es sei denn, es sind die Vorschriften des
§°16 BewG 1955 (Bewertung von Nutzungen oder Leistungen auf die Lebenszeit einer oder

mehrerer Personen) anzuwenden.
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590
Nach § 16 BewG 1955 erfolgt die Bewertung von Renten, wiederkehrenden Nutzungen und
Leistungen sowie dauernden Lasten, die auf die Lebenszeit einer oder mehrerer Personen

beschrankt sind, nach finanz- bzw. versicherungsmathematischen Grundsatzen.

Auf Grund des § 16 Abs. 2 BewG 1955 erging zu § 16 Abs. 1 BewG 1955 die Verordnung des
Bundesministers flir Finanzen vom 30. Dezember 2003, BGBI. II Nr. 627/2003 zur
verbindlichen Festsetzung von Erlebenswahrscheinlichkeiten zum Zwecke der Bewertung von
Renten und dauernden Lasten (ErlWS-VO 2004).

Auf der Homepage des BMF steht ein Berechnungsprogramm zur Verfligung

(https://www.bmf.gv.at/Steuern/Berechnungsprogramme/_start.htm).

22.2. Sonderbestimmungen bei der Bewertung auf dem Gebiet
des Gebiihrengesetzes

591
Abweichend von den Vorgaben des Bewertungsgesetzes 1955 bestimmt § 26 GebG eigene

Regelungen in Bezug auf
= die Bewertung bedingter und betagter Leistungen und Lasten und

» die Bewertung wiederkehrender Leistungen.

592

Rechtsgeschaftlich vereinbarte Bedingungen haben keinen Einfluss auf die Bewertung von
Leistungen und Lasten, die flir die Bemessung der Gebiihr maBgeblich sind. Noch nicht
entstandene (befristete) oder noch nicht fallige (betagte) Leistungen und Lasten erhdhen die
Geblihrenbemessungsgrundlage. Sie werden als unbedingte bzw. sofort fallige Leistungen

und Lasten behandelt.

Beispiel:

Leistungen aus einem Vergleich, der bei aufrechter Ehe zwischen den Ehegatten fiir
den Fall der Scheidung abgeschlossen wird, sind sofort in die Bemessungsgrundlage
einzubeziehen, weil bedingte Leistungen und Lasten gemalB § 26 GebG als sofort fallig
zu behandein sind. Die Gebiihrenpfiicht fir den Vergleich im Zeitpunkt der
Beurkundung ergibt sich aus § 33 TP 20 GebG (siehe Rz 1085 1) in Verbindung mit §
17 Abs. 4 GebG (siehe Rz 500 ff), die sofortige Einbeziehung der bedingten Leistungen
ergibt sich aus § 26 GebG.

593
Auflésende Bedingungen werden — entsprechend den bewertungsrechtlichen
Bestimmungen — zum Zeitpunkt der Entstehung der Gebiihrenschuld nicht beriicksichtigt.

Entsprechend dem Urkundenprinzip gemaB § 17 GebG findet auch der spatere Eintritt der
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auflésenden Bedingung keine Berticksichtigung und flhrt zu keiner nachtraglichen

Gebihrenbemessung.

594

§ 26 GebG erklart die Abzinsungsanordnung des § 15 Abs. 1 BewG 1955 bei der Bewertung
von wiederkehrenden Leistungen gebuhrenrechtlich fir unanwendbar. Es ist die jeweilige
Summe der einzelnen Jahreswerte maBgeblich, wobei der 18-fache Jahreswert bzw.
gegebenenfalls der kapitalisierte Wert nach § 16 BewG 1955 die Obergrenze darstellt. Eine
nachtragliche Berichtigung der Bemessungsgrundlage gemaB § 16 Abs. 3 GebG nach
MaBgabe der wirklichen Dauer ist ausgeschlossen.

595

Abgesehen von § 26 GebG enthalt § 33 TP 5 GebG eine weitere Abweichung von den
Vorgaben des Bewertungsgesetzes 1955. Die Bewertung wiederkehrender Leistungen im
Zusammenhang mit Bestandvertragen (Mietvertragen, Leasingvertragen etc) zur
Bestimmung der Bemessungsgrundlage (Gesamtentgelt) erfolgt im Falle einer Vereinbarung
des Vertragsverhaltnisses auf unbestimmte Zeit, abweichend vom § 15 Abs. 2 BewG 1955
(neunfacher Jahreswert) gemaB § 33 TP 5 Abs. 3 GebG mit dem Dreifachen des vereinbarten
Jahresbetrages (siehe Rz 662 ff).
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23. Gebiihrenschuldner (§ 28 GebG)

23.1. Zweiseitig verbindliche Rechtsgeschifte

596

Bei zweiseitig verbindlichen Rechtsgeschaften (siehe Rz 450 ff) sind die Unterzeichner der
Urkunde zur Entrichtung der Gebiihren verpflichtet, wenn die Urkunde von beiden
Vertragsteilen unterfertigt ist (VWGH 18.12.1989, 88/15/0119).

597

Wird die Urkunde nur von einem Vertragsteil unterzeichnet und an den anderen Vertragsteil
ausgehandigt, sind ebenfalls beide Vertragsteile Geblihrenschuldner (siehe Rz 608 ff).
598

Die biirgerlich-rechtliche Vereinbarung, wonach ein Dritter die Kosten der Vergeblihrung
trage, kann eine Uber die abgabenrechtliche Verpflichtung iSd § 28 Abs. 1 lit. a GebG
hinausgehende Abgabenschuld nicht begriinden (siehe VWGH 29.1.1997, 96/16/0181).

23.2. Einseitig verbindliche Rechtsgeschifte

599

Geblihrenschuldner ist bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschaften (siehe Rz 446 ff)
derjenige, in dessen Interesse die Urkunde ausgestellt ist.

Bei einem Darlehensvertrag ist der Darlehensgeber Gebiihrenschuldner, weil die Urkunde in
seinem Interesse ausgefertigt wird (VWGH 31.5.1995, 94/16/0291). Zum Gebihrenschuldner
bei Gesellschafterdarlehen siehe Rz 816 f.

601

Die Urkunde Uiber die Hypothekarverschreibung wird im Interesse des Glaubigers ausgestellt.
Das Interesse am Abschluss oder der Erfiillung des Rechtsgeschaftes ist hier nicht
maBgebend, sondern das Interesse an der Errichtung der Urkunde (siehe VWGH 19.10.1995,
94/16/0100).

602
Bei der Blrgschaft ist der Glaubiger Gebilihrenschuldner, da in dessen Interesse die Urkunde
ausgestellt ist (VfFGH 13.10.1992, B 1144/91).

23.3. Sonstige gebiihrenpflichtige Rechtsgeschifte
603
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Geblhrenschuldner sind bei Gedenkprotokollen jene, von denen im Protokoll festgestellt

wird, dass sie das Rechtsgeschaft abgeschlossen haben.

604
Zur Entrichtung der Gebiihr bei Wechseln sind der Aussteller, der Akzeptant und jeder

Inhaber eines Wechsels zur ungeteilten Hand verpflichtet.

605
Zur Entrichtung der Gebiihr sind

» bei Wetten anlasslich sportlicher Veranstaltungen die Vertragsteile und der Vermittler der
Wetten,

= bei Gliicksspielen iSd § 1 Abs. 1 Gllicksspielgesetz die Vertragsteile sowie die

Veranstalter, die Gllicksspiele organisieren,

zur ungeteilten Hand verpflichtet (siehe VWGH 23.6.1983, 82/15/0054).

23.4. Rechtsgeschifte, bei denen eine Person gebiihrenbefreit
ist

GenieBt ein Vertragspartner eine personliche Geblhrenbefreiung gemaB § 2 GebG, so ist der
andere Vertragsteil alleiniger Gebiihrenschuldner (VWGH 20.11.1980, 1542/78).

607

Kommt nur einer der Vertragspartner als Geblhrenschuldner in Frage (wie bei einseitig
verbindlichen Rechtsgeschaften), so kann keine Geblihr erhoben werden, wenn dieser

Gebuihrenschuldner personlich von den Gebiihren befreit ist (siehe VWGH 2.5.1960,
2100/59).

23.5. Gesamtschuldverhaltnis bei mehreren
Gebiihrenschuldnern

608

Sind mehrere Personen Schuldner derselben Gebihr, schulden sie diese grundsatzlich als
Gesamtschuldner. Nach § 6 Abs. 1 BAO sind Personen, die nach Abgabenvorschriften
dieselbe abgabenrechtliche Leistung schulden, Gesamtschuldner (Mitschuldner zur
ungeteilten Hand, § 891 ABGB, VWGH 14.2.1991, 89/16/0218).

Wenn ein Gesamtschuldverhaltnis bereits unmittelbar kraft Gesetzes entstanden ist, ist es

ohne Bedeutung, an welchen der Gesamtschuldner die Abgabenbehdrde das Leistungsgebot
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richtet. Die Behdrde wird sich dabei im Rahmen der Ermessenstibung (§ 20 BAO) an jene
Partei halten, die nach dem vertraglichen Innenverhdltnis die Steuerlast tragen soll. Liegen
jedoch sachgerechte Griinde vor, die der Behérde keinen Ermessenspielraum belassen, wie
zB die Geféhrdung der Einbringlichkeit, wird es nahe liegen, den anderen Vertragspartner zur
Entrichtung heranzuziehen (vgl. VfGH 7.3.1984, B 399/82, 400/82, B 401/82, 402/82; VWGH
22.4.1982, 16/3303/79, 16/3304/79, VWGH 14.2.1991, 89/16/0218).
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24. Geschaftsfithrung ohne Auftrag (§ 29 GebG)

610
Unter Geschaftsfiihrung ohne Auftrag versteht man die eigenmachtige Besorgung der
Angelegenheiten eines anderen in der Absicht, dessen Interessen zu férdern. Eigenmachtig

ist ein Tatigwerden dann, wenn es ohne Bevollméachtigung erfolgt.

611
Genehmigt der Geschaftsherr die Geschaftsflihrung im Nachhinein ausdriicklich oder
stillschweigend, oder hat er dadurch einen Vorteil erlangt, so ist er zur Entrichtung der durch

die Handlung des Geschaftsflihrers begriindeten Geblihr verpflichtet.

612

Auch eine im Ausland ohne Auftrag ausgestellte Urkunde kann unter den beschriebenen
Voraussetzungen die Gebuihrenschuld des Geschaftsherrn hervorrufen. Seine Verpflichtung
zur Entrichtung der Gebiihr tritt in diesem Fall dann ein, wenn von der Urkunde ein amtlicher
Gebrauch im Inland gemacht wird (siehe Rz 457 ff).

613
Bleibt die ausdrtickliche oder stillschweigende Genehmigung der Geschaftsfiihrung durch den
Geschaftsherrn aus bzw. hat er dadurch keinen Vorteil erlangt, so ist der Geschaftsfiihrer

selbst zur Entrichtung der Gebihr verpflichtet.
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25. Haftung (§ 30 GebG)

614

Neben den zur Entrichtung der Gebiihren verpflichteten Geblihrenschuldnern (siehe

Rz 596 ff) haften die librigen an einem Rechtsgeschaft beteiligten Personen fiir die Geblihr.
Weiters haften im Falle einer nicht ordnungsgemaBen Geblihrenanzeige (siehe Rz 620 ff) alle

nach § 31 Abs. 2 GebG zur Geblihrenanzeige verpflichteten Personen (siehe Rz 631 ff).

25.1. Grundsatze der abgabenrechtlichen Haftung

615
Die im GebG enthaltene Haftungsbestimmung bildet die Voraussetzung zur Geltendmachung

der Haftung nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung.

616

Die Haftung setzt die Schuld eines anderen voraus. Es handelt sich also um das
Einstehenmiissen flir eine fremde Schuld (VWGH 20.4.1989, 89/16/0009). Die
Haftungsschuld ist demnach vom Entstehen einer persdnlichen Geblihrenschuld beim
Gebuihrenschuldner (siehe Rz 596 ff) abhdngig. Die abgabenrechtliche Haftung setzt zwar
den Bestand einer Schuld voraus, es ist jedoch nicht erforderlich, dass diese Schuld dem
Schuldner (Erstschuldner) gegeniiber bereits geltend gemacht worden ist. Die Haftung ist
auch nicht davon abhangig, ob beim Erstschuldner die Mdglichkeit der Geltendmachung oder
der Einbringlichkeit der Geblihr gegeben ist oder nicht (VWGH 31.5.1995, 94/16/0291; VwGH
19.9.2001, 2001/16/0171, 0172). Sind hingegen die als Gebihrenschuldner in Betracht
kommenden Vertragsteile eines geblihrenpflichtigen Rechtsgeschaftes persdnlich von den
Gebuihren befreit, dann kann keine andere Person als Haftender zur Entrichtung der Gebiihr

herangezogen werden.

617

Die Abgabenbehdrde hat die Geltendmachung der Haftung nach den in der BAO festgelegten
Regeln und Grenzen der Ermessensiibung vorzunehmen. Dabei hat sie einerseits die
subsidiare Position des Haftenden und andererseits die vertragliche Vereinbarung im
Innenverhaltnis zwischen Gebiihrenschuldner und Haftenden zu berticksichtigen. Es ist daher
im jeweiligen Einzelfall zu beurteilen, ob die Geblihr vorrangig dem Hauptschuldner
(Gebihrenschuldner) oder dem Haftenden vorgeschrieben wird (VWGH 21.3.2002,
2001/16/0599).

618
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Die Haftung fiir eine Geblhrenschuld wird durch die Erlassung eines Haftungsbescheides
gemalB § 30 GebG in Verbindung mit § 224 Abs. 1 BAO geltend gemacht. Dadurch wird der

in Anspruch genommene Haftende zum Gesamtschuldner der Abgabe.

25.2. Kreis der haftungspflichtigen Personen

619

Das GebG bestimmt zwei Personengruppen zu Haftenden der Rechtsgeblihren:

Die am Rechtsgeschaft beteiligten Personen, die nicht Geblihrenschuldner (siehe Rz 596
ff) gemaB § 28 GebG sind, haften fir die anfallende Gebihr. Diese Haftungsbestimmung
ist insbesondere bei einseitig verbindlichen Rechtsgeschaften (siehe Rz 599 ff) von
Bedeutung. Bei solchen Vertragen ist namlich nur derjenige Vertragsteil
Gebuihrenschuldner, in dessen Interesse die Urkunde ausgestellt worden ist. Hingegen
trifft die geblhrenrechtliche Haftung jenen Vertragsteil, in dessen Interesse die

Ausfertigung der Urkunde nicht gelegen ist.

Eine weitere Haftungsbestimmung des GebG betrifft alle zur Gebiihrenanzeige
verpflichteten Personen (siehe Rz 631 ff) im Falle einer nicht ordnungsgemaB erfolgten
Geblihrenanzeige (siehe Rz 625 ff). Dabei ist es fiir die Geltendmachung der Haftung
gleichgiiltig, wer nach den internen Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien und
dem Urkundenverfasser die Geblihrenanzeige erstatten sollte. Fiir die Heranziehung zur
Haftung genligt somit der objektive Umstand, dass eine ordnungsgemafBe

Geblhrenanzeige nicht vorgenommen worden ist.
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26. Anzeigepflicht (8 31 GebG)

26.1. Geblhrenanzeige

26.1.1. Gegenstand der Gebuhrenanzeige

620
Gegenstand der Anzeigepflicht ist grundsatzlich das gebuhrenpflichtige Rechtsgeschéft,

sofern fur das Rechtsgeschéft eine HundertsatzgebUhr bescheidmaliig festzusetzen ist.

621

Keine Pflicht zur Anzeige der einzelnen Urkunden Uber das Rechtsgeschéaft besteht bei

Rechtsgeschéften, die sachlich gebuhrenbefreit sind, es sei denn, in der
Befreiungsbestimmung selbst ist die Anzeigeverpflichtung ausdricklich angeordnet (zB im
Gesetz Uber die Aufnahme von Anleihen durch Gebietskérperschaften,

BGBI. Nr. 24/1949);

Rechtsgeschéften, bei denen allen in Betracht kommenden Gebuhrenschuldnern eine

personliche Geblhrenbefreiung zukommt; siehe Rz 25 ff

Rechtsgeschaften, fur die eine Selbstberechnung der Gebuhr zwingend vorgesehen ist
(zB bei Bestandvertragen nach § 33 TP 5 Abs. 5 GebG, siehe Rz 735 ff und bei Wechseln,
siehe Rz 1078 ff);

Rechtsgeschéften, fur die von der gesetzmaliig eingeraumten Selbstberechnung
Gebrauch gemacht wird (8 3 Abs. 4 und 4a GebG); siehe Rz 75 ff

Glucksvertragen iSd § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6, 7 und 8 GebG (siehe Rz 873 ff), weil Abs. 2

dieser Tarifpost die unmittelbare Entrichtung der Geblhr ohne Anzeige vorsieht.

26.1.2. Anzeigepflicht

622
Anzeigepflichtige Rechtsgeschéfte sind bis zum 15. Tag des der Entstehung der

Gebuhrenschuld (= grundséatzlich Tag der Vertragsunterfertigung, im Detail siehe Rz 446 ff)

zweitfolgenden Monats beim Finanzamt anzuzeigen. Die Gebiihrenanzeige kann bei jedem

sachlich zustandigen Finanzamt (siehe Rz 6 ff) vorgenommen werden. Dariber hinaus

kénnen Geblhrenanzeigen gemaR § 3 Abs. 2 AVOG auch bei allen Finanzamtern mit

allgemeinem Aufgabenkreis eingebracht werden, wenn diese in einer Gemeinde ihren Sitz

haben, in der sich kein fir die Erhebung der Gebihren zustandiges Finanzamt befindet.

623
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Bei Erfullung der Anzeigeverpflichtung im schriftlichen Weg wird die Zeit des Postenlaufes
nicht in die Anzeigefrist eingerechnet (8 108 Abs. 4 BAO).

624

Die Auffindung einer gebuhrenpflichtigen Schrift bei einer Nachschau kann ebenso wenig als
Gebuhrenanzeige gewertet werden (VWGH 11.7 1961, 381/61), wie die Benachrichtigung
anderer Abgabenbehdérden aus anderen als gebuhrenrechtlichen Griinden (VwWGH 2.11.1971,
1940/71).

26.1.3. Form der Gebuhrenanzeige

625
Die GebUhrenanzeige hat mit einer (gerichtlich oder notariell) beglaubigten Abschrift oder
einer Gleichschrift (Kopie oder weiterer Ausdruck der Urkunde, versehen jeweils mit

Originalunterschriften) der Gber das Rechtsgeschéft errichteten Urkunde zu erfolgen.

626

Urkunden Uber Rechtsgeschéfte, die nicht in der Amtssprache abgefasst sind, sind mit einer
beglaubigten Ubersetzung anzuzeigen. Lost ein Annahmeschreiben die Gebiihrenschuld aus
(siehe Rz 428 ff), so ist der Gebiuhrenanzeige auch das dazugehérende Anbotschreiben

anzuschlief3en.

627

Gebuhrenanzeigen unter Verwendung der Internet-Technologie oder mittels eines
Telefaxgerates sind nicht zuléassig (8 2 Verordnung des Bundesministers fur Finanzen tber
die Zulassung von Telekopierern zur Einreichung von Anbringen an das Bundesministerium
fUr Finanzen, an den unabhangigen Finanzsenat, an die Finanzlandesdirektionen sowie an
die Finanzamter und Zollamter, BGBI. Il Nr. 395/2002).

628
Wird anlasslich der Geblihrenanzeige auch die Originalurkunde vorgelegt, so hat das

Finanzamt auf dieser die erfolgte Gebiihrenanzeige zu bestatigen.

629
Gleichschriften, die zur ordnungsgemafRen Gebuhrenanzeige verwendet werden, sind von
den Gebilhren befreit. Ordnungsgemal ist die Gebiihrenanzeige insbesondere dann, wenn

sie zeit- und formgerecht sowie bei der richtigen Behdrde vorgenommen wird.

630
Erfolgt die Geblhrenanzeige mit einer beglaubigten Abschrift, ist diese von der Gebuhr flr
Abschriften (8 14 TP 1 GebG) in Hinblick auf § 2 Z 1 GebG befreit, weil die Abschrift im

Interesse des Bundes (Gebuhrenerhebung) liegt.
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26.1.4. Zur Gebuhrenanzeige verpflichtete Personen

631

Zur Gebuhrenanzeige verpflichtet sind
= die Vertragsteile;
= der Urkundenverfasser, das sind vor allem Rechtsanwalte und Notare;

= jeder, der eine Urkunde als Bevollméachtigter oder ein Gedenkprotokoll als Zeuge
unterfertigt oder eine im Ausland errichtete Urkunde (bzw. deren beglaubigte Abschrift)

im Zeitpunkt des Entstehens der Geblhrenschuld in Handen hat.

632
Kommt die personliche Gebuhrenfreiheit nicht allen in Betracht kommenden
Gebuhrenschuldnern zu, so besteht die Anzeigepflicht fur die Gbrigen, nach § 31

Abs. 2 GebG hiezu verpflichteten (nicht personlich befreiten) Personen.

633

Bei nicht ordnungsgemaRer Gebuhrenanzeige haften die zur Gebuhrenanzeige Verpflichteten
geman § 30 GebG (siehe Rz 614 ff). Weiters kénnen Gebihrenerhéhungen geman 8§ 9

Abs. 2 GebG (siehe Rz 122 ff) festgesetzt werden.

634

Sind mehrere Personen zur Gebuhrenanzeige verpflichtet, kann diese Verpflichtung durch
eine privatrechtliche Vereinbarung (wer nun im Einzelnen die Gebiihrenanzeige vorzunehmen
hat) nicht beseitigt werden. Kommt eine der zur Anzeige verpflichteten Personen dieser
Pflicht nach, entfallt die Anzeigepflicht flr die Gbrigen Personen.

635

Bei einer Selbstberechnungsverpflichtung (siehe Rz 739 ff) oder
Selbstberechnungsbewilligung (siehe Rz 75) entféllt die Anzeigepflicht fur die Ubrigen
Personen ebenso wie bei einer Inanspruchnahme der Selbstberechnungsbefugnis (siehe

Rz 83).

26.2. Gebuhrenentrichtung ohne amtliche Bemessung

636

Die im 8 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 bis 8 GebG (siehe Rz 873 und Rz 874 f) angefuihrten Geblhren
far Glucksvertrage sind ohne amtliche Bemessung unmittelbar zu entrichten. Als
Falligkeitstermin fir alle in einem Kalendermonat abgeschlossenen Glicksvertrage gilt dabei

der 20. des dem Entstehen der Gebuhrenschuld folgenden Kalendermonats (siehe Rz 479 f).

637
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Bis zu diesem Zeitpunkt hat der zur unmittelbaren Gebihrenentrichtung Verpflichtete (siehe
Rz 596 ff) Uber die abzufiihrenden Betrage an das zustandige Finanzamt (siehe Rz 6 ff) eine
Abrechnung samt Unterlagen vorzulegen, aufgrund derer dem Finanzamt eine Uberpriifung
der Wett- und Spieleinsatze sowie der Gewinste aus Glicksspielen mdglich ist. Die

Abrechnung gilt als Gebiihrenanzeige.
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27. Miindliche Gebiihrenfestsetzung (§ 32 GebG)

638

Hat ein Gebihrenschuldner (siehe Rz 596 ff) ein Interesse daran, eine mit Bescheid
festzusetzende Geblihr im Zeitpunkt der Anzeige eines Vertrages sogleich zu entrichten, so
kann er beim zusténdigen Finanzamt (siehe Rz 6 ff) beantragen, einen mindlichen Bescheid
zu erlassen. Voraussetzung ist allerdings, dass der Gebihrenschuldner einen
Rechtsmittelverzicht abgibt (§ 255 BAO). Der Bescheid wird durch miindliche Bekanntgabe
erteilt. Die darin festgesetzte Gebiihr wird mit der Bekanntgabe des Bescheides sofort zur

Zahlung fallig.
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28. Tarif der gebiihrenpflichtigen Rechtsgeschifte (§ 33
GebG)

28.1. Annahmevertrage (§ 33 TP 1 GebG)

28.1.1. Gegenstand der Gebiihr

639
Die Annahme an Kindes statt kommt durch schriftlichen Vertrag zwischen dem
Annehmenden und dem Wahlkind und durch gerichtliche Bewilligung auf Antrag eines

Vertragsteiles zustande.
28.1.2. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz
640

Bemessungsgrundlage ist der Wert des Vermdgens (Aktiva minus Passiva, siehe Rz 643 f)

des Annehmenden oder bei Adoption durch Ehegatten der Annehmenden.

641

Betragt der Wert des Vermdgens des Annehmenden nicht mehr als 22.000 Euro, fallt keine
Gebiihr an. Ubersteigt das Vermégen den Betrag von 22.000 Euro, betrégt die Gebiihr 1%
vom Wert des Vermogens. Werden mehrere Personen an Kindes statt angenommen, ist
daflr unter Berticksichtigung des § 33 TP 1 Abs. 3 GebG (siehe Rz 651) mehrfache
Gebuhrenpflicht gegeben.

642

Wird eine Person von einem Ehepaar adoptiert, liegt ein gemeinsamer Rechtsgrund iSd

§ 7 GebG (siehe Rz 111 f) vor. Die Gebuhr ist daher nur im einfachen Betrag vom Vermdgen

beider Annehmenden zu entrichten.
28.1.3. Wert des Vermogens

643
MaBgeblich ist der Wert des im Zeitpunkt der gerichtlichen Genehmigung vorhandenen
Vermdgens des Annehmenden. Als Vermdégen ist das Gesamtvermdgen (in- und

auslandisches Vermoégen, abzliglich der Schulden) heranzuziehen.

644
Die Bewertung des Vermoégens hat nach MaBgabe des § 26 GebG (siehe Rz 591 ff) nach den

Vorschriften des Bewertungsgesetzes 1955 (BewG 1955) zu erfolgen.
28.1.4. Entstehen der Gebiihrenschuld, Gebiihrenschuldner
645
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Die Gebilhrenschuld entsteht gemaB § 16 Abs. 7 GebG (siehe Rz 483 ff) erst in dem
Zeitpunkt, in welchem die gerichtliche Bewilligung den Vertragsteilen zugestellt wird und
nicht bereits mit Unterfertigung des Adoptionsvertrages (VWGH 29.1.1996, 93/16/0058,
0059).

646
Die Annahme wird im Falle ihrer Bewilligung rlickwirkend zum Zeitpunkt der vertraglichen

Willenseinigung wirksam.

647

Die Aufhebung einer Adoption aus den im § 184a ABGB genannten Griinden (Wirkung ex
nunc), hebt die entstandene Geblihrenschuld iSd § 17 Abs. 5 GebG (siehe Rz 503 ff) nicht
auf. Eine Erstattung der Gebiihr ist daher nicht vorgesehen.

Der Widerruf der gerichtlichen Bewilligung (§ 184 Abs. 1 ABGB) erfolgt hingegen mit
rickwirkender Kraft (ex tunc) und rechtfertigt eine Wiederaufnahme gemaB § 303 BAO.

648

Geblhrenschuldner sind die am Rechtsgeschaft beteiligten Parteien als Gesamtschuldner. Im
Ubrigen siehe Rz 596 ff.

28.1.5. Gebiihrenbefreiungen und -ermasigung

649

Die Annahme von
» Minderjahrigen (Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben)
» Stiefkindern (auch groBjahrige, die das 18. Lebensjahr bereits vollendet haben) oder

» eigenen unehelichen Kindern

an Kindes statt ist von der Geblihr befreit.

650

Unter einem Stiefkind ist das Kind eines Ehegatten mit einer Person zu verstehen, das nicht
aus der Ehe mit dieser Person stammt (VWGH 7.12.1964, 1617/64).

651

Werden mehrere Personen an Kindes statt angenommen, ist - gleichgtiltig ob die
Folgeadoptionen gleichzeitig mit der ersten Adoption oder spater erfolgen - die Gebuhr flr
das erste Wahlkind in vollem AusmaB zu entrichten. Fiir jedes weitere Kind hingegen ist die
GebUlhr jeweils von einem Drittel des Wertes des Vermdgens des Annehmenden zu
berechnen.

Beispiel:
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3 Personen werden von A an Kindes statt angenommen.

Der Wert des Vermdgens des Annehmenden betragt 150.000 Euro

Hohe der Geblihr fir die Annahme des ersten Kindes (1% von 150.000) = 1.500 Euro
Hohe der Geblihr fir die Annahme des zweiten und dritten Kindes (je 1% von 50.000),
= je 500 Euro

28.2. Anweisungen (§ 33 TP 4 GebG)

28.2.1. Gegenstand der Gebiihr

652

GemaB § 1400 ABGB ist als Anweisung die Ermachtigung des Anweisenden an den
Anweisungsempfanger zur Einhebung einer Leistung beim Angewiesenen verbunden mit der
Ermachtigung an den Angewiesenen zur Erbringung dieser Leistung flir Rechnung des

Anweisenden zu verstehen.

653

Der Angewiesene handelt dabei im eigenen Namen und auf Rechnung des Anweisenden,
weil er etwas schuldet (Anweisung auf Schuld) oder weil er ihm Kredit gibt (Anweisung auf
Kredit).

Handelt der "Angewiesene" nicht im eigenen Namen, sondern im Namen des "Anweisenden",

so liegt keine Anweisung, sondern lediglich die Erflillung eines Auftrages vor.

654
Das Geblihrengesetz beschreibt den Tatbestand im § 33 TP 4 GebG abweichend vom
Zivilrecht folgendermaBen:

"Anweisungen, wodurch von dem Anweisenden einem Dritten eine Leistung an eine andere
Person aufgetragen wird". Nach dieser Begriffsbestimmung ist der Geblihrentatbestand
erflllt, wenn eine Erklarung vorliegt, womit ein Dritter angewiesen wird, etwas an eine

andere Person zu leisten.

Beispiel:
"An Herrn C in Wien

Zahlen Sie dem Herrn B gegen diese Anweisung 1.000,-- (eintausend) Euro auf meine
Rechnung.

Wien, am .... (Unterschrift) A".

655
Damit flir eine Anweisung iSd § 33 TP 4 GebG die Gebilihrenschuld entsteht, missen

folgende Voraussetzungen vorliegen:

» eine Erklarung, womit ein Dritter angewiesen wird, etwas an eine andere Person zu

leisten,
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= die schriftliche Ausfertigung einer Rechtsurkunde mit vorher angefiihrtem Inhalt,
= die Ubergabe dieser Urkunde an den Angewiesenen oder Anweisungsempfinger.

Die Annahme der Anweisung durch den Angewiesenen oder Anweisungsempfanger ist nicht
erforderlich.

656

Der Wechsel stellt einen Sonderfall der Anweisung dar, der einer Geblhr nach § 33

TP 22 GebG unterliegt. Ein unvollstandiger Wechsel kann jedoch als Anweisung iSd § 33
TP 4 GebG zu werten sein (sieche Rz 1053 ff).

28.2.2. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz

657
Bemessungsgrundlage ist der Wert der Leistung, bei einem Geldbetrag der Nominalwert.

Der Gebiihrensatz betragt 2% vom Wert der Leistung.

28.2.3. Entstehung der Gebiihrenschuld, Gebiihrenschuldner, Haftung

658

GemaB § 16 Abs. 1 Z 2 GebG entsteht die Gebilihrenschuld im Zeitpunkt der Aushandigung
der Anweisung durch den Anweisenden an den Angewiesenen oder an den
Anweisungsempfanger bzw. an deren Vertreter. Wird die Urkunde nicht nur vom
Anweisenden sondern auch vom Angewiesenen oder vom Anweisungsempfanger
unterfertigt, verbleibt diese aber beim Anweisenden, entsteht ebenfalls die Geblihrenpflicht,
weil der Anweisende gegentiber dem Anweisungsempfanger beweisen kann, dass die
Leistung des Angewiesenen zugleich eine eigene Leistung an den Anweisungsempfanger
bedeutet.

659
Geblhrenschuldner ist gemaB § 28 Abs. 1 Z 2 GebG derjenige, in dessen Interesse die

Urkunde ausgestellt ist. Gebiihrenschuldner ist, wenn

» die Anweisung nur vom Anweisenden oder vom Anweisenden und vom Angewiesenen

unterfertigt wurde, der Angewiesene, dem die Anweisung ausgehandigt wurde;

= die Anweisung nur vom Anweisenden oder vom Anweisenden und vom
Anweisungsempfanger unterfertigt wurde, der Anweisungsempfanger, dem die
Anweisung ausgehandigt wurde;

» die Anweisung nicht nur vom Anweisenden unterfertigt wurde und in dessen Handen

verbleibt, der Anweisende.
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Der Anweisende, der Angewiesene und der Anweisungsempfanger, sofern sie nicht ohnehin

Geblhrenschuldner sind, haften fir die Gebuihr, wenn sie die Anweisung annehmen
(§ 30 GebG).

28.2.4. Gebiihrenbefreiungen

661
GemaB § 33 TP 4 Abs. 2 GebG sind von den Geblihren befreit:

= Amtliche Anweisungen

Das sind Anweisungen, denen zufolge eine Behdrde jemand ermachtigt, bei dritten

Personen flir Rechnung einer Gebietskdrperschaft oder einer bestimmten Kasse

Zahlungen zu leisten oder in Empfang zu nehmen.

» Kaufmannische Anweisungen von Kaufleuten oder auf Kaufleute, unbeschadet der
Bestimmungen der § 33 TP 22 GebG.

Flr das Vorliegen einer kaufmannischen Anweisung nach § 33 TP 4 Abs. 2 Z 2 GebG

genlgt es, dass der Anweisende oder der Angewiesene Unternehmer (Kaufmann) ist.

Wer Unternehmer ist, richtet sich nach den handelsrechtlichen Bestimmungen. Fir

Wechsel sowie fiir an Order lautende und Uber eine Geldleistung ausgestellte

Anweisungen auf einen Unternehmer und Verpflichtungsscheine eines Unternehmers

sieht § 33 TP 22 GebG eine gesonderte Gebuhrenpflicht vor (siehe Rz 1053 ff).

28.3. Bestandvertrage (§ 33 TP 5 GebG)

28.3.1. Gegenstand der Gebiihr und Arten von Bestandvertragen

28.3.1.1. Gegenstand der Gebiihr
662

Der Gebuhr unterliegen Bestandvertrage (§§ 1090 ff ABGB) und sonstige Vertrage, wodurch

jemand den Gebrauch einer unverbrauchbaren Sache auf eine gewisse Zeit und gegen einen

bestimmten Preis erhalt.

663

Ein glltiger Bestandvertrag iSd §§ 1090 ff ABGB setzt die Vereinbarung voraus, dass eine

bestimmte kérperliche oder unkdrperliche und unverbrauchbare Sache gegen einen
bestimmten oder bestimmbaren Preis (Miet-, Pachtzins) auf eine bestimmte Zeit zum

Gebrauch uberlassen wird, wobei die Gebrauchstiberlassung jedoch auch mit unbestimmtem

Endtermin erfolgen kann.

664
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Eine Vereinbarung, durch die eine Sache auf unbestimmte Zeit gegen Zahlung eines
einmaligen Betrages - auch wenn dieser in Raten entrichtet wird - zum Gebrauch Uberlassen
wird, ist mangels Bestimmbarkeit des Preises kein Bestandvertrag (VWGH 17.4.1980,
2694/79).

665

Sonstige Vertrage sind solche, die an sich die Tatbestandsmerkmale eines Bestandvertrages
iSd §§ 1090 ff ABGB erflillen, aber in der Literatur oder Rechtsprechung (VWGH 15.11.1984,
83/15/0181, 0182; VwGH 6.5.1985, 84/15/0194; VWGH 2.4.1990, 89/15/0147; VWGH
27.6.1994, 92/16/0165) nicht als Bestandvertrage gewertet werden (zB Nutzungsvertrage
von Wohnungsgenossenschaften mit ihren Mitgliedern, Leasingvertrage).

Fiir das Erfordernis der Bestimmtheit von Dauer und Entgelt reicht es aus, wenn diese auf
Grund des Vertragsinhaltes ermittelbar sind (siehe Rz 693 ff und Rz 723 ff).

28.3.1.2. Beispiele fiir gebiihrenpflichtige Bestandvertrage

667
= Mietvertrag;

= Pachtvertrag;
» Fischereipachtvertrag;
» Jagdpachtvertrag;

» Leasingvertrag, bei dem nicht bereits der Kauf des Leasingobjektes vereinbart und
beurkundet ist. Diese Finanzierungsleasingvertrage unterliegen jedoch auch dann der
gegenstandlichen Rechtsgeschaftsgebiihr, wenn dem Leasingnehmer optional eine
Kaufméglichkeit eingerdumt wird (VWGH 15.12.1976, 2005/74; VWGH 15.11.1984,
83/15/0181). Ein Kaufleasingvertrag ist ein nicht geblihrenpflichtiger Kaufvertrag;

= Safevertrag mit denen lediglich die SchlieBfachanlage zur Nutzung Uberlassen wird;

= Vertrag uber die Aufstellung von Automaten (Musikautomaten, Spielautomaten, Kopierer

Usw.);

» Garagierungsvertrag, bei dem der Fahrzeugbesitzer das Recht auf Nutzung eines
Abstellplatzes eingeraumt bekommt. Steht die Obsorgepflicht des Vertragspartners
(Garagenbesitzer) im Vordergrund, so ist ein nicht der Geblhrenpflicht unterliegender

Verwahrungsvertrag anzunehmen;
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= Abbauvertrag, wenn sich das Entgelt nach der Dauer bemisst; richtet sich die Héhe des
Entgelts nach der Menge des gewonnenen Materials, liegt ein nicht geblhrenpflichtiger

Kaufvertrag vor;

= Nutzungsvertrdge, die von Bautrdgem mit ihren Mitgliedern (iber die Uberlassung von
Wohnungen zur Nutzung abgeschlossen werden und bei denen der Nutzungsberechtigte
die Anwartschaft auf Erlangung des Eigentums an der benltzten Sache nach Erflillung

bestimmter Voraussetzungen hat;

* Mietdienstvertrage; sie stellen eine Verbindung von Miet- und Dienstvertrag dar. Ist das
fiir die Uberlassung des Gebrauchs vom Dienstnehmer zu leistende Entgelt
unangemessen niedrig, so gehen die Elemente des Bestandvertrages im Dienstvertrag
auf. Leistet der Dienstnehmer hingegen ein angemessenes Entgelt fur die
Zurverfligungstellung des Wohnraumes, dann liegt neben einem Dienstvertrag ein
selbstandiger Bestandvertrag vor.

28.3.1.3. Beispiele fiir nicht gebiihrenpflichtige Vertrage

668

= Know-how Vertrige; die Uberlassung rechtlich nicht geschiitzten Erfahrungswissens stellt
im Gegensatz zu Patenten, Marken und Mustern kein Recht und damit keine
unverbrauchbare Sache iSd biirgerlichen Rechts und somit auch keine unverbrauchbare
Sache iSd § 33 TP 5 Abs. 1 GebG dar, so dass sie nicht der Gebuhr unterliegen (siehe
Rz 729 ff);

= Depotvertrag, der die Ubernahme von Wertpapieren durch die Bank zur Verwahrung zum

Gegenstand hat;

= Vertrag (iber den Ubergang der Hauptmietrechte; die Beurkundung des Uberganges der
Hauptmietrechte gemaB § 12a Abs. 1 MRG ist nicht geblihrenpflichtig, weil darin kein
rechtsgeschaftlicher Vorgang, sondern ein gesetzlicher Vertragsiibergang gelegen ist.
Wird hingegen nach dem Inhalt der von den Parteien errichteten Urkunde nicht bloB ein
ex lege eingetretener Rechtsiibergang, sondern die Willenstibereinstimmung aller
Vertragspartner (iber die Ubernahme des Bestandvertrages festgehalten, dann wird
Geblhrenpflicht begriindet, weil Parteienvereinbarungen auch dann gebiihrenpflichtig
sind, wenn der vereinbarte Erfolg auch ohne Vorliegen der Vereinbarung kraft Gesetzes
eintrate. Gleiches gilt in den Fallen der §§ 13 und 14 MRG.

28.3.2. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz
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Die Bemessungsgrundlage ist abhangig von den vertraglich vereinbarten Leistungen und der

vereinbarten Dauer.

670
Die Gebuhr betragt

= im Allgemeinen 1%,
» bei Jagdpachtvertragen 2%

von der Bemessungsgrundlage.

28.3.2.1. Wert der vertraglich vereinbarten Leistungen

671

Unter vertraglich vereinbarten Leistungen sind alle wiederkehrenden und/oder einmaligen
Leistungen (VWGH 7.10.1993, 93/16/0140) zu verstehen, die der Bestandnehmer zu
erbringen hat, um den Gebrauch der Bestandsache zu erlangen (zB VwGH 9.9.1970,
1043/69; VWGH 2.7.1981, 15/0701/80; VwWGH 12.11.1997, 97/16/0038; VWGH 12.11.1997,
97/16/0063, VWGH 28.2.2002, 2001/16/0606).

Beispiele:
Wiederkehrende Leistungen sind zB die monatliche Miete (Pacht).

Einmalige Leistungen sind etwa Baukostenbeitrdge, Investitionsablosen.

28.3.2.1.1. Aligemeines zum Umfang und zur Bewertung

672

Einmalige und wiederkehrende Leistungen flir die Gebrauchsiiberlassung gehéren auch dann
zum Wert, wenn sie unter vertraglich bestimmten Voraussetzungen auf andere Leistungen
angerechnet werden kdnnen (wesentliche Bedeutung bei Nutzungsvertragen und

Leasingvertragen mit Kaufoption).

673

Ein wie auch immer bezeichneter Einmalbetrag, der bei vorzeitiger Vertragsauflésung nicht
rickzahlbar ist, ist in voller Hohe in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen; dh. hat der
Bestandgeber bei vorzeitiger Vertragsauflosung Anspruch auf Erhalt der Leistungsentgelte,
die ohne vorzeitige Vertragsauflésung angefallen waren, so ist dieser Betrag als nicht
rlickzahlbare einmalige Leistung anzusehen.

674

Hingegen sind bei Vertragen auf unbestimmte Dauer einmalige Leistungen (zB
Baukostenzuschiisse, Grundkostenanteile) ihrem Charakter nach als wiederkehrende
Leistungen anzusehen und nur anteilsmaBig in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen,

wenn sie flr eine langere Nutzungszeit als drei Jahre bestimmt sind und sich aus dem Inhalt
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der Vereinbarung oder auf Grund gesetzlicher Vorschriften ergibt, dass ein aliquoter
Riickforderungsanspruch (nicht ,abgewohnter" Teil) des Bestandnehmers hinsichtlich der
von ihm erbrachten Leistung flir den Fall der Beendigung des Vertragsverhaltnisses vor dem
Ablauf des Aufteilungszeitraumes besteht.

675

Annuitdatenzahlungen von Genossenschaftern gehéren zum Nutzungsentgelt. Der Wert von
auf bestimmte Zeit vereinbarten wiederkehrenden Leistungen ist nach § 15 BewG 1955 mit
der Summe der Jahreswerte, jedoch ohne Abzug von Zwischenzinsen unter Beriicksichtigung
von Zinseszinsen, hdchstens jedoch mit dem Achtzehnfachen des Jahreswertes zu bewerten,
wenn nicht § 33 TP 5 Abs. 3 GebG (zB Miete von Wohnraumen, siehe Rz 719 ff) bzw.

§ 26 GebG (siehe Rz 588) spezielle Normen enthalten. Bei Bestandverhaltnissen von
unbestimmter Dauer mit einem sich nach einiger Zeit vereinbarungsgemaB erhdhenden
Mietzins ist - dem Urkundenprinzip Rechnung tragend - von dem gemaB § 26 GebG als
unbedingt und sofort fallig geltenden erhéhten Bestandzins auszugehen.

676

Fir die Einbeziehung des Wertes einer vertraglichen Verpflichtung zwischen Bestandnehmer
und Bestandgeber in die Bemessungsgrundlage der Gebihr ist nicht entscheidend, ob die
Leistung an den Bestandgeber oder an einen Dritten zu erbringen ist.

28.3.2.1.2. Bestimmbarkeit der Preisvereinbarung

677

Die Hohe der (Teil-)Leistungen muss fir ihre Einbeziehung in die Bemessungsgrundlage
nicht ziffernmaBig festgelegt sein, hiefiir reicht bereits die grundsatzliche Vereinbarung deren
Bezahlung (VWGH 12.7.1962, 175/62).

678

Ist die HOhe der Leistung von kiinftigen, ungewissen Ereignissen abhangig (zB
umsatzabhangige Pacht), ist gemaB § 17 Abs. 3 BewG 1955 der in Zukunft voraussichtlich
erzielbare Durchschnittswert der Gebihr zugrunde zu legen. Im Gesetz ist nicht vorgesehen,
welche Anzahl von Jahren flir die im § 17 Abs. 3 BewG 1955 vorgesehene Ermittlung eines
Durchschnitts der Jahresnutzung heranzuziehen ist. IdR wird der Durchschnitt der letzten
drei Jahre unter Berlicksichtigung der Zukunftsprognosen fiir eine Schatzung des
voraussichtlich erzielbaren Durchschnittswertes hinreichend sein.

679

Wird in einem auf unbestimmte Dauer abgeschlossenen Bestandvertrag vereinbart, dass
nach einer bestimmten Dauer ein héherer Bestandzins zu entrichten ist, so ist bei der

Ermittlung der Bemessungsgrundlage - dem Urkundenprinzip Rechnung tragend - von dem
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gemaB § 26 GebG als unbedingt und sofort fallig geltenden erhdhten Bestandzins
auszugehen (VWGH 18.4.1997, 97/16/0079).

680

Auch atypische Leistungen, zu deren Erbringung sich der Bestandnehmer im Zusammenhang
mit der Inbestandnahme verpflichtet hat und die der Sicherung und der Erhaltung der
Bestandsache und deren stérungsfreien Gebrauches dienen, zahlen zum Entgelt (VWGH
22.6.1987, 86/15/0138, VWGH 14.2.1994, 93/16/0160). Die Erbringung der Leistung oder
Teile davon an vom Bestandgeber verschiedene Personen schlieBt die Einbeziehung als
Entgelt in die Bemessungsgrundlage nicht aus, sofern bei Vorliegen der sonstigen
Voraussetzungen ein wirtschaftlicher Zusammenhang zur Uberlassung der Bestandsache
besteht.

681

Zum Entgelt zahlen alle Leistungen, zu deren Erbringung sich der Bestandnehmer zur
Erlangung der Bestandsache verpflichtet, auch wenn sie in anderen Schriften als dem
Bestandvertrag vereinbart sind, sofern diese Schriften auf Grund des Urkundeninhaltes
(siehe Rz 489) zu einem Bestandteil des Bestandvertrages werden. Das sind zB:

= Betriebskosten zB flir Wasser, Heizung, Millabfuhr oder die Grundsteuer (siehe Rz 683
ff);
» Baukostenbeitrdage und Darlehensannuitdten (siehe Rz 688 ff) die nach MaBgabe der

tatsachlichen Dauer des Bestandverhaltnisses dem Bestandgeber verbleiben

("abgewohnte" Kostenanteile);
» gesetzliche Umsatzsteuer vom Mietzins (siehe Rz 691 f);
» Mietzinsvorauszahlungen;

* bei Jagdpachtvertragen die Kosten des Jagdschutzpersonals und das
Wildschadenpauschale;

» bei Kfz-Leasingvertragen die vereinbarten Versicherungspramien, wenn der
Bestandnehmer in einem Kfz-Leasingvertrag zum Abschluss einer Versicherung
verpflichtet wird (siehe Rz 685);

= bei Vermietung von Kopierern eine Zusatzmiete pro Kopie (Mindestverrechnung);

= sonstige Leistungen zB auf Grund allgemeiner Geschaftsbedingungen, Wartungsvertrage,
Servicevertrage udgl.

682
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Wird das Entgelt nicht flr die Zurverfiigungstellung der unverbrauchbaren Sache auf eine
bestimmte Zeit vereinbart, sondern sind andere Vertragspunkte fiir das Entgelt maBgebend,

so kann nicht von einem Bestandvertrag ausgegangen werden.
28.3.2.1.3. Besondere Bestandteile des Entgelts
28.3.2.1.3.1. Betriebskosten als Nebenleistung

683

Die Betriebskosten (zB Beheizungs- und Warmwasserkosten) sind grundsatzlich in die
Bemessungsgrundlage einzubeziehen, wenn sich der Vermieter zur Beheizung des
Mietgegenstandes und zur Lieferung von Warmwasser verpflichtet und der Bestandnehmer
diese Kosten dem Bestandgeber zu ersetzen hat.

684
Bei vertraglicher Verpflichtung des Bestandnehmers, das Bestandobjekt versichern zu lassen
und die Pramie aus eigenem zu finanzieren, ist auch die Pramie in die Bemessungsgrundlage

fur die Gebuhr einzubeziehen.

685

Versicherungspramien gehéren dann zur Geblihrenbemessungsgrundlage, wenn es entweder
Sache des Leasinggebers ist, gegen Entgelt fiir einen entsprechenden Versicherungsschutz
des Objektes zu sorgen und der Leasingnehmer dem Leasinggeber die Kosten ersetzt oder
wenn der Leasingnehmer vertraglich die Verpflichtung Gbernimmt, Versicherungsvertrage

abzuschlieBen und zu finanzieren.
Das gilt auch fir die gesetzlich vorgeschriebene Haftpflichtversicherung.

Wird vertraglich vereinbart, dass der Leasingnehmer eine Versicherung abzuschlieBen hat, so

ist diese Teil der Bemessungsgrundlage.

Dabei kann die Verordnung des Bundesministers fur Finanzen betreffend die Feststellung von
Durchschnittsatzen flr Gruppen von Bestandobjekten fir die Selbstberechnung der
Bestandvertragsgebiihr, BGBI. II Nr. 242/1999, Anwendung finden (siehe Rz 687).

Wird im Leasingvertrag vereinbart, dass der Versicherungsnehmer fiir den Fall, dass er
freiwillig eine Kaskoversicherung abschlieBt, diese an den Leasinggeber vinkulieren muss, so
unterliegt diese nicht der Gebluihr. Die Verpflichtung zur Vinkulierung als solche stellt noch
keine Verpflichtung zum Abschluss einer Versicherung dar.

SchlieBt der Leasingnehmer im Zusammenhang mit dem Leasingvertrag einen
Versicherungsvertrag ab, fir den der Leasinggeber als Vermittler fiir eine (Zahlwort!)
bestimmte Versicherung auftritt, so zahlt das Entgelt zur Bemessungsgrundlage. Dies wird

insbesondere dann der Fall sein, wenn die Leasingvereinbarung und der
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Versicherungsvertrag in einer Urkunde (Paketangebot) abgeschlossen werden (VWGH
30.3.2000, 99/16/0372; VWGH 22.2.2002, 99/16/0337).

Hat der Leasingnehmer jedoch die freie Wahlmdglichkeit zwischen mehreren Alternativen, so
zahlt das Entgelt nicht zur Bemessungsgrundlage.

Ist im Leasingvertrag vereinbart, dass der Leasingnehmer zB fur die Dauer einer allfélligen
Auslandsreise mit dem geleasten Fahrzeug eine Kaskoversicherung abschlieBen muss, so
wirde diese grundsatzlich der Gebiihr unterliegen, da bedingte Leistungen und Lasten als
unbedingte, betagte Leistungen und Lasten als sofort fallige zu behandeln sind (§ 26 GebG).
Eine Gebiihrenbemessung wird hier allerdings aufgrund fehlender Bemessungsgrundlage

nicht moglich sein.

Treibstoff, Wartung, VerschleiBreparaturen, Reifenersatz und sonstige Betriebsmittel, fiir die
der Leasingnehmer selbst auf eigene Rechnung sorgen muss, unterliegen nicht der Gebdihr.

Desgleichen unterliegt die motorbezogene Versicherungssteuer nicht der Gebulhr, sofern sie

nicht vom Leasinggeber zu entrichten ist und vom Leasingnehmer (ibernommen wird.

686

Ist die Hohe der Betriebskosten in der Urkunde nicht ziffernmaBig angefiihrt und kdnnen
diese auch nicht ermittelt werden (siehe Rz 486 ff), dann sind folgende Werte exklusive
Umsatzsteuer je Monat und je Quadratmeter Nutzflache anzusetzen (Verordnung des
Bundesministers flr Finanzen betreffend Feststellung von Durchschnittssatzen flir Gruppen
von Bestandobjekten flr die Selbstberechnung der Bestandvertragsgebiihr, BGBI. II

Nr. 242/1999 idF BGBI. II Nr. 469/2001):

= fir Betriebskosten (ohne Heizung und ohne Warmwasser) 1,30 Euro
» f{ir die Heizkosten 0,58 Euro

= flir die Warmwasserkosten 0,29 Euro

687

Wird der Bestandnehmer in einem Kraftfahrzeugleasingvertrag zum Abschluss einer
Versicherung verpflichtet, so ist diese mit folgenden Werten anzusetzen (Verordnung des
Bundesministers flr Finanzen betreffend Feststellung von Durchschnittssatzen fiir Gruppen
von Bestandobjekten flir die Selbstberechnung der Bestandvertragsgebiihr, BGBI. II Nr.
242/1999 idF BGBI. II Nr. 469/2001):

= bei Verpflichtung zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung mit 6% der jahrlichen

Gebuihrenbemessungsgrundlage pro Versicherungsjahr,
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» bei Verpflichtung zum Abschluss einer Kaskoversicherung mit 10% der jahrlichen
Geblhrenbemessungsgrundlage pro Versicherungsjahr.

28.3.2.1.3.2. Baukostenbeitrage und Errichtungskosten als Nebenleistungen

688
Baukosten- und Finanzierungsbeitrage sind in die Bemessungsgrundlage der Geblhr
einzubeziehen; dies jedoch nur anteilsmaBig, wenn sie als wiederkehrende Leistungen

anzusehen sind (siehe Rz 674).

689
Auch der Wert der vom Bestandnehmer vertraglich ibernommenen Verpflichtung zu

bestimmten Investitionen ist in die Bemessungsgrundlage fiir die Geblihr einzubeziehen.

Bei der HOhe der einzubeziehenden Investitionskosten kommt es nur auf die vertraglich
bedungenen Leistungen (in ungefahrer Héhe der Ausbaukosten) und nicht auf die tatsachlich
erbrachten Leistungen an (VwWGH 20.8.1996, 93/16/0097).

28.3.2.1.3.3. Umsatzsteuer als Nebenleistung
691

Wird im Bestandvertrag zwischen dem Bestandgeber und dem Bestandnehmer vereinbart,
dass der Bestandnehmer dem Bestandgeber die auf den Bestandzins entfallende
Umsatzsteuer zu ersetzen hat, ist diese in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, weil
Schuldner der Umsatzsteuer nicht der Bestandnehmer, sondern der Bestandgeber ist und der

Bestandnehmer eine dem Bestandgeber obliegende Leistung Gibernimmt.

692
Geht aus der Urkunde nicht hervor, dass sich der Bestandnehmer zur Tragung der
Umsatzsteuer verpflichtet hat, ist die Umsatzsteuer in die Bemessungsgrundlage nicht

einzubeziehen.

28.3.2.2. Vertragsdauer
28.3.2.2.1. Alilgemeines
693

Die Vertragsdauer stellt neben dem vereinbarten Preis das zweite Element zur Feststellung
des Wertes eines Bestandsvertrages dar. Die Vertragsdauer ist kein flir das
Zustandekommen eines Bestandvertrages wesentlicher Bestandteil, sie ist aber fir die

Bemessung der Bestandvertragsgebiihr bedeutsam.

694
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Die Gebuhr darf nur von der rechtsgeschaftlich vereinbarten Dauer erhoben werden. Auf die
tatsachliche Dauer kommt es nicht an, auch wenn diese im Zeitpunkt der Bemessung
bekannt ist.

695

Wird ein Bestandvertrag auf eine bestimmte Dauer abgeschlossen und vereinbart, dass eine
Fortsetzung des Bestandverhaltnisses nach Ablauf dieser Zeit einer gesonderten
Vereinbarung bedarf, erstreckt sich der Bestandvertrag nach dem Wortlaut der
Vertragsurkunde nicht Uber einen die vereinbarte bestimmte Dauer hinausreichenden
Zeitraum, weil dieser Formulierung zufolge es zur Fortsetzung des Bestandverhaltnisses erst

einer neuerlichen Willenseinigung bedarf.

Wird nach Ablauf der vertraglich vereinbarten Bestanddauer das Bestandverhaltnis gemaB
§§ 1114 und 1115 ABGB fortgesetzt, ohne dass eine Verlangerung im Vertrag vereinbart ist
oder eine neuerliche Urkunde liber das fortgesetzte Bestandverhaltnis errichtet wird, ist die
Verlangerung der Bestanddauer geblihrenrechtlich unbeachtlich.

697

Eine Vertragsverlangerung durch Optionsauslibung stellt die Beifligung einer Bedingung dar,
bei deren Eintritt (Austibung der Option) sich die Geltungsdauer des Vertrages verlangert.
Eine solche Bedingung hat nach § 17 Abs. 4 GebG (siehe Rz 500 ff) auf das Entstehen der
Gebihrenschuld keinen Einfluss. Die Geblhr ist von dem Entgelt zu entrichten, das auf die
Summe der urspriinglich vereinbarten und der vom Optionsrecht umfassten

Verlangerungszeiten entfallt.
28.3.2.2.2. Bestimmte Dauer
698

Eine bestimmte Dauer liegt vor, wenn nach dem Vertragsinhalt beide Vertragsteile auf eine

bestimmte Zeit an das Vertragsverhaltnis gebunden sind.

Zur Sonderregelung betreffend Wohnungsmietvertréage, welche bei wiederkehrenden

Leistungen héchstens mit dem dreifachen Jahreswert anzusetzen sind, siehe Rz 719.

700

Die Bemessungsgrundlage ist der Wert der vom Bestandnehmer wahrend der gesamten
vorgesehenen Vertragsdauer geschuldeten Leistungen, hdchstens jedoch das 18-fache des
Jahreswertes (§ 15 Abs. 1 dritter Satz BewG 1955).

Beispiel:
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Ein Bestandvertrag wird auf die bestimmte Zeit von 25 Jahren abgeschlossen.
Bemessungsgrundlage ist der 18-fache Jahreswert.

701

Ist eine bestimmte Dauer, zB eine flinfjahrige Laufzeit, vereinbart, bildet der flinffache

Jahreswert der vereinbarten Leistung die Bemessungsgrundlage.

702

Ein seinem Wortlaut nach auf unbestimmte Zeit abgeschlossener Bestandvertrag ist
gebiihrenrechtlich als solcher auf bestimmte Dauer anzusehen, wenn das Vertragsverhaltnis
vor Ablauf einer bestimmten Zeit von keinem der Vertragsteile einseitig beendet werden
kann oder diese Mdglichkeit auf einzelne im Vertrag ausdrucklich bezeichnete Falle

beschrankt ist.

703
Ein Bestandverhaltnis, das zwar der Form nach auf eine bestimmte Zeit eingegangen wird,
aber dennoch vor Ablauf dieser Zeit von jedem der beiden Vertragsteile oder auch nur von

einem von ihnen beliebig aufgelést werden kann, ist in seiner Dauer unbestimmt.

704
Ein Vertrag auf bestimmte Dauer, bei dem ein Kiindigungsrecht nur fiir einzelne im Vertrag
ausdrticklich bezeichnete Falle vorgesehen ist, bleibt geblihrenrechtlich ein Vertrag auf

bestimmte Dauer.

705

Im Falle einer uneingeschrankten Kiindigungsmaoglichkeit liegt grundsatzlich ein Vertrag auf
unbestimmte Dauer vor. Ebenso liegt bei Vereinbarung aller denkméglichen
Kindigungsgriinde des § 30 Abs. 2 MRG ein Vertrag von unbestimmter Dauer vor (VWGH
17.9.1990, 90/15/0034). Nahere Ausflihrungen siehe Rz 710.

706

Ob eine Beschrankung der Kiindigungsméglichkeit auf einige im Vertrag ausdricklich
bezeichnete Falle vorliegt, ist eine Frage, die nach Gewicht und der Wahrscheinlichkeit einer
Realisierung der vertraglich vereinbarten Kiindigungsgriinde von Fall zu Fall verschieden
beantwortet werden muss (VWGH 27.1.2000, 99/16/0017).

707

Bei einem nur einseitigen Kiindigungsverzicht bleibt der Vertrag ein solcher auf unbestimmte
Dauer, weil der andere Vertragsteil den Vertrag jederzeit durch Kiindigung auflésen kann, es
sei denn, dass durch die einseitige Kiindigung nicht beide Vertragsteile von ihrer

Verpflichtung zur Leistung fiir die Zeit nach der Vertragsauflosung befreit sind.

Beispiel:
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Der Vermieter bindet sich fir einen bestimmten Zeitraum von 5 Jahren durch
Ktindigungsverzicht, wahrend der Mieter ohne Angabe von Grinden jederzeit kindigen
kann. Kann der Mieter im Falle der Kiindigung die geleisteten Mietzinsvorauszahlungen
nicht zurdckfordern, liegt ein Vertrag auf bestimmte Zeit vor.
708
Durch beiderseitigen Kiindigungsverzicht wird der Vertrag auf die Dauer dieses Verzichts
unkiindbar und damit zu einem Vertrag von bestimmter Dauer auch dann, wenn er auf
unbestimmte Zeit abgeschlossen wurde (siehe Rz 710). Der Geblihrenbemessung ist dabei
nicht nur die vom beiderseitigen Kiindigungsverzicht umfasste bestimmte Dauer sondern

auch unbestimmte Dauer zu Grunde zu legen (siehe Rz 715).

Beispiel:
Ein Vertrag auf unbestimmte Dauer. Der Mieter verzichtet fir 5 Jahre, der Vermieter
fiir 7 Jahre auf sein Kindigungsrecht, Vom beiderseitigen Kiindigungsverzicht umfasst
sind 5 Jahre. Insoweit liegt eine bestimmte Dauer vor. Fir die Geblihrenbemessung ist
daher eine Dauer von 5 Jahren bestimmte Dauer und 3 Jahren unbestimmte Dauer
mafgeblich.

709

Als Vertrag auf bestimmte Dauer ist eine Vereinbarung anzusehen, nach der sich ein

Mietvertrag auf bestimmte Dauer um eine weitere bestimmte Dauer verlangert, falls er vor

Ablauf der ersten bestimmten Dauer nicht aufgekiindigt wird; die Mdglichkeit der Auflésung

mit Ablauf der ersten bestimmten Dauer ist in diesem Fall geblihrenrechtlich unbeachtlich.

Beispiel:

Mietvertrag auf vier Jahre. Falls er nicht aufgekdindigt wird, verlangert sich der
Mietvertrag um 5 Jahre. Flir die Gebiihrenbemessung ist eine Dauer von 9 Jahren
maBgeblich.

28.3.2.2.3. Unbestimmte Vertragsdauer

710

Bestandvertrage sind dann auf unbestimmte Dauer abgeschlossen, wenn die Vereinbarung
auf unbestimmte Zeit lautet oder eine Vereinbarung lber die Dauer fehlt und auch sonst im
Vertrag kein Anhaltspunkt enthalten ist, auf welche Dauer sich die Vertragsparteien binden
wollten.

711

Eine unbestimmte Vertragsdauer liegt vor, wenn auch nur ein Vertragspartner in der Lage
ist, den Vertrag jederzeit aufzuldsen, wobei einzelne, bestimmt bezeichnete
Kindigungsgriinde (zB jene nach §§ 1117 und 1118 ABGB) unberiicksichtigt bleiben.

712
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Ein Bestandverhaltnis, das zwar der Form nach auf eine bestimmte Zeit eingegangen wird,
aber dennoch vor Ablauf dieser Zeit von jedem der beiden Vertragsteile oder auch nur von

einem von ihnen beliebig aufgelést werden kann, ist in seiner Dauer unbestimmt.

713

Bei Bestandvertragen mit unbestimmter Dauer sind die wiederkehrenden Leistungen mit dem
dreifachen Jahreswert zu bewerten (§ 33 TP 5 Abs. 3 GebG stellt im Verhdltnis zu § 15

Abs. 3 BewG 1955 eine Sondervorschrift dar).

714

Wird ein Vertrag auf die bestimmte Dauer von weniger als 3 Jahren (zB 2 Jahren)
geschlossen, der aber von einem der Vertragspartner jederzeit gekiindigt werden kann, so
liegt grundsatzlich ein Vertrag auf unbestimmte Zeit vor. Bemessungsgrundlage ware das
dreifache Jahresentgelt. Da der Vertrag jedoch keinesfalls 3 Jahre dauern kann, ist in diesem
Fall von der (bestimmten) maximalen Vertragsdauer auszugehen (im Beispiel also zweifaches
Jahresentgelt).

28.3.2.2.4. Kombination von bestimmter und unbestimmter Dauer

715

Eine Verlangerung eines Vertrages, der zunachst auf bestimmte Dauer abgeschlossen wurde,
auf unbestimmt Zeit liegt vor, wenn der Vertrag nach Ablauf der bestimmten Vertragsdauer
ausdricklich auf unbestimmte Zeit oder auf eine unbestimmte Anzahl bestimmter Zeitraume
verlangert wird (zB , ... das Vertragsverhdltnis verlangert sich jeweils um x Jahre ..."). Die
Bemessungsgrundlage fir die Gebihr ist aus der Summe der Jahreswerte der bestimmten

und der unbestimmten Vertragsdauer zu ermitteln.

Beispiel:

In einem Bestandvertrag mit der bestimmten Vertragsdauer von 5 Jahren wird
vereinbart, dass sich dieser um jeweils 4 Jahre veriangert, wenn er nicht aufgekiindigt
wird. Fir die Gebiihrenbemessung ist von einer bestimmten Dauer von 5 Jahren und
der unbestimmten Dauer auszugehen. Bemessungsgrundlage ist somit der achtfache
Jahreswert.

716

Auf unbestimmte Dauer abgeschlossene Bestandvertrage, bei denen zunachst flr eine
bestimmte Zeit ein beiderseitiger Kiindigungsverzicht vereinbart wurde, sind fir die Zeit des
Kiindigungsverzichtes als Vertrage mit bestimmter Dauer und fiir die anschlieBende

unbestimmte Zeit als solche von unbestimmter Vertragsdauer zu vergebihren.

Beispiel:

Verzichten der Bestandgeber innerhalb der ersten neun Jahre und die
Bestandnehmerin innerhalb der ersten vier Jahre auf ein Kindigungsrecht, so ist der
Bestanavertrag geblihrenrechtlich so zu beurteilen, als ware er zundchst auf bestimmte
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Dauer von vier Jahren abgeschlossen und verldngert sich danach auf unbestimmte
Zeit. Bemessungsgrundlage ist somit der siebenfache Jahreswert,

28.3.2.2.5. Immerwahrende Dauer
717

Immerwahrende Nutzungen oder Leistungen sind solche, deren Ende von Ereignissen
abhangt, bei denen ungewiss ist, ob und wann sie in absehbarer Zeit eintreten (VWGH
16.2.1984, 83/15/0047, 0048). Nutzungen und Leistungen von unbestimmter Dauer sind
hingegen solche, bei denen das Ende in absehbarer Zeit sicher, der Zeitpunkt des Fortfalls
aber ungewiss ist. Die Dauer eines Rechtsverhaltnisses auf eine Zeit von 99 Jahren wird im
Rechtsleben Ublicherweise einer immerwahrenden Dauer gleichgesetzt (VWGH 15.3.2001,
99/16/0312).

718
Immerwahrende Nutzungen und Leistungen sind gemaB § 15 Abs. 2 BewG 1955 mit dem

18-fachen des Jahreswertes anzusetzen.
28.3.2.2.6. Gebiihrenrechtliche Hochstdauer bei Wohnungsmietvertragen
719

Bei Bestandvertragen lber Gebdude und Gebdudeteile, die tiberwiegend Wohnzwecken
dienen, einschlieBlich sonstiger selbstandiger Rdume und anderer Teile der Liegenschaft wie
Keller- und Dachbodenraume, Abstellpldtze und Hausgarten, die typischerweise
Wohnraumen zuzuordnen sind, sind die wiederkehrenden Leistungen héchstens mit dem
3-fachen des Jahreswertes anzusetzen, unabhangig davon, ob diese auf bestimmte oder
unbestimmte Dauer abgeschlossen wurden. Wohnungsmietvertrage Uiber einen langeren
Zeitraum als drei Jahre sind geblhrenrechtlich jenen auf unbestimmte Dauer gleichgestellt.
Durch diese Bewertungsvorschrift ist es ohne Bedeutung, ob bei einem auf unbestimmte
Dauer abgeschlossenen Wohnungsmietvertrag ein beiderseitiger oder einseitiger
Kiindigungsverzicht vereinbart wurde (siehe Rz 719), da auch in solchen Fallen die
wiederkehrenden Leistungen insgesamt mit héchstens dem dreifachen Jahreswert

anzusetzen sind.

720

Wohnzwecken dienen Gebaude oder Raumlichkeiten in Gebdauden dann, wenn sie dazu
bestimmt sind, in abgeschlossenen Raumen privates Leben, speziell auch Nachtigung, zu
ermdglichen. Unter die Hochstgrenze fallt nicht nur die Vermietung oder
Nutzungstiberlassung der eigentlichen Wohnraume, sondern auch der mitvermieteten
Nebenrdume wie Keller- und Dachbodenraume. Auch ein gemeinsam mit dem Wohnraum in

Bestand gegebener Abstellplatz oder Garten ist, wenn nicht eine andere Nutzung dominiert,

© Bundesministerium fiir Finanzen 280 - 18



GebR

GZ BMF-010206/0201-VI/5/2006 vom 22. Februar 2007

als zu Wohnzwecken vermietet anzusehen. Dies gilt aber nur dann, wenn in einem Vertrag

fur die Wohnzwecken dienenden Radume und die anderen Teile der Liegenschaft ein

einheitliches Entgelt vereinbart wird.

721

Eine Uberwiegende Nutzung zu Wohnzwecken liegt vor, wenn das zu Wohnzwecken benitzte

FlachenausmaB jenes zu anderen Zwecken Ubersteigt.

28.3.2.3. Zusammenfassung der Ermittlung der Bemessungsgrundlage in

Kurzdarstellung

722

Vertragsinhalt

Bemessungsgrundlage

Bestandvertragen auf bestimmte Zeit

Jahreswert der wiederkehrenden
Leistungen X bestimmte Zeit + einmalige

Leistungen

Bestandvertragen auf unbestimmte Dauer

Jahreswert der wiederkehrenden
Leistungen X 3 + einmalige Leistungen

Vertrag auf unbestimmte Dauer mit einseitigem

Kiindigungsverzicht auf bestimmte Zeit

unbestimmte Dauer

Vertrag auf unbestimmte Dauer mit zweiseitigem
Kindigungsverzicht von verschiedener

bestimmter Dauer

bestimmte Dauer so viele Jahre, als vom
zweiseitigen Kiindigungsverzicht umfasst

sind + unbestimmte Dauer

Vertrag auf bestimmte Zeit, bei Nichtkiindigung

Verlangerung um eine weitere bestimmte Zeit

bestimmte Zeit + bestimmte Zeit

Vertrag auf bestimmte Zeit, bei Nichtkiindigung
Verlangerung um jeweils eine bestimmte Zeit

oder auf unbestimmte Dauer

bestimmte Zeit + unbestimmte Dauer

Vertrag auf bestimmte Zeit, ein oder beide
Vertragspartner kdnnen jederzeit unter
Einhaltung einer bestimmten Klindigungsfrist

kiindigen

unbestimmte Dauer

Vertrag auf bestimmte Zeit, ein oder beide

bestimmte Zeit
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Vertragspartner kdnnen nur bei Vorliegen
bestimmter im Vertrag genannter eng
abgegrenzter Kiindigungsgriinde jederzeit
kiindigen

Vertrag auf bestimmte Dauer von Uber 18 hochstens 18 Jahre
Jahren

28.3.3. Entstehen der Gebiihrenschuld und Gebiihrenschuldner

723
Bestandvertrage sind zweiseitig verbindliche Rechtsgeschafte.

724
Zum Entstehen der Geblihrenschuld siehe § 16 GebG (Rz 450 ff).

725
Zum Gebuhrenschuldner siehe § 28 GebG (Rz 596 ff).

28.3.4. Gebiihrenbefreiungen (§ 33 TP 5 Abs. 4 GebG)

28.3.4.1. Kurzfristige Miete von Wohnraumen
726

Befreit sind Vertrage Uber die Miete von Wohnraumen bis zu einer Dauer von drei Monaten.

727

Die Dauer von drei Monaten ist nach dem Kalender (zB 15. Juni bis 14. September) zu
berechnen. Bei Timesharing-Vertragen, bei denen dieselben Raumlichkeiten eines
Urlaubsquartiers Uber eine bestimmte Dauer von Jahren hindurch jeweils nur fir bestimmte
Kalenderwochen eines jeden Jahres vermietet werden, sind alle Mietzeiten
zusammenzurechnen, da sie sich auf einen einheitlichen Vertrag zurtckfiihren lassen (VWGH
24.9.1981, 15/3621/80).

728

Wird das Mietverhaltnis tiber den Zeitraum von drei Monaten hinaus fortgesetzt, so geht die
Befreiung verloren und die Geblhrenpflicht tritt auf Grund der urspriinglichen Urkunde im
Zeitpunkt der Fortsetzung, also am 1. Tag des vierten Monats ein. Wird die Fortsetzung nicht
beurkundet, so gilt das Mietverhaltnis als auf unbestimmte Dauer verlangert. Es waren daher
neben dem dreifachen Jahresentgelt noch zusatzlich die ersten drei Monate hinzuzurechnen
und somit der Gebiihrenbemessung das 39-fache Monatsentgelt zu Grunde zu legen. Auf

Grund der Bestimmung, dass wiederkehrende Leistungen in Bestandvertragen tber Gebaude
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oder Gebdudeteile, die Uberwiegend Wohnzwecken dienen, mit dem Dreifachen des
Jahreswertes begrenzt sind, ist jedoch lediglich das 36-fache Monatsentgelt anzusetzen. Wird
die Fortsetzung des Mietverhadltnisses hingegen beurkundet, so ist die Gebiihr von der
tatsachlichen Mietdauer einschlieBlich der ersten drei Monate zu bemessen.

Beispiel:

A schlieBt einen Mietvertrag betreffend ein Zimmer vom 13.6. bis 14.9. ab und
verigngert um einen Monat. Die Verldangerung wird beurkundet. Bemessungsgrundlage
[st das Entgelt fiir vier Monate. Wiirde hingegen die Verldngerung nur mdndlich
vereinbart werden, so ist der Gebiihr das 36-fache Monatsentgelt zu Grunde zu legen.

28.3.4.2. Werknutzungs-, Patent-, Marken- und Musterlizenzvertrage sowie

Vertrdge iiber die Nutzung von Software

729

Werknutzungsvertrage sind Rechtsgeschafte lber die Einrdumung eines
Werknutzungsrechtes oder einer Werknutzungsbewilligung (§ 24 UrhG). Die Einrdumung
eines Werknutzungsrechtes liegt vor, wenn der Berechtigte das ausschlieBliche Recht zur
Verwertung des vom Urheber geschaffenen Werkes erhalt. Eine Werknutzungsbewilligung
liegt vor, wenn sich der Urheber die Verwertung des Werkes oder die Einraumung derselben
Verwertungsrechte an andere Personen vorbehdlt und somit kein ausschlieBliches

Verwertungsrecht eingeraumt wird.
Als Urheber gilt nach dem Urheberrechtsgesetz derjenige, der "das Werk geschaffen hat".

Vertrage Uber die Nutzung von Software sollen im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes 2007
in die Befreiungsbestimmung des § 33 TP 5 Abs. 4 Z 2 GebG aufgenommen werden; die
Befreiung soll riickwirkend flir Vertrage gelten, fur die die Geblhrenschuld nach dem 31.

Dezember 2001 entstanden ist.

730

Patentlizenzvertrage sind Vertrage, mit denen der Patentinhaber Dritten das Recht zur
Benltzung der Erfindung flir das ganze Geltungsgebiet des Patentes oder fiir einen Teil
desselben mit oder ohne Ausschluss anderer Beniitzungsberechtigter einrdumt (vgl. § 35
Patentgesetz 1970). Des Weiteren sind Lizenzvertriage betreffend die Ubertragung von

Rechten an Marken und Mustern von der Gebiihr befreit.

731

Marken iSd Markenschutzgesetzes 1970 sind Zeichen, die zur Unterscheidung von zum
Handelsverkehr bestimmten Waren oder Dienstleistungen eines Unternehmers von
gleichartigen Waren und Dienstleistungen anderer Unternehmer dienen. Durch Eintragung

der Marke in das Markenregister wird das Alleinrecht zum Gebrauch einer Marke erworben.
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Der Markeninhaber kann sein Nutzungs- und Verbotsrecht durch Vertrag einem anderen
Unternehmer (bertragen und dabei selbst registermaBig Berechtigter bleiben. Ergibt sich aus
dem Lizenzvertrag das Recht, namentlich aufgezahlte Vertragsschutzrechte (registrierte
Wortmarken) zu benutzen, so liegt ein Rechtsgeschaft gemaB § 33 TP 5 Abs. 4 Z 2 GebG vor
(VWGH 27.6.1994, 92/16/0165).

732

Unter einem Muster iSd Musterschutzgesetzes 1990 ist das Vorbild fiir das Aussehen eines
gewerblichen Erzeugnisses zu verstehen. Der Musterschutz berechtigt den Musterinhaber,
andere davon auszuschlieBen, Erzeugnisse betriebsmaBig herzustellen, in Verkehr zu
bringen, feilzuhalten oder zu gebrauchen, wenn sie mit seinem Muster Ubereinstimmen oder
diesem verwechselbar éhnlich sind und es im Hinblick auf die im Warenverzeichnis
enthaltenen Erzeugnisse nahe liegt, das Muster auf sie zu Gbertragen (vgl. § 4 MuSchG). Die
Einrdumung von Nutzungsrechten an Musterrechten fallt ebenfalls unter die
Gebihrenbefreiung.

28.3.4.3. Geringwertige Bestandvertrage

733

Bestandvertrage, bei denen der fiir die Gebilihrenbemessung maBgebliche Wert 150 Euro
nicht Ubersteigt, sind geblihrenbefreit. Es ist ausschlieBlich auf den gesamten, die
Bemessungsgrundlage bildenden Wert abzustellen. Die Befreiungsbestimmung kann auch ftir
vertragliche Erhéhungen des Bestandzinses von Bedeutung sein. Ein derartiger Nachtrag ist
namlich gem&B § 21 GebG im Umfang der vereinbarten Anderung als selbsténdiges
Rechtsgeschéft geblihrenpflichtig.

Beispiel:

Der monatiiche Mietzins wird bei einem auf unbestimmte Dauer abgeschlossenen
Bestandvertrag um 4 Euro erhoht. Da die Bemessungsgrundlage fir diese
Vereinbarung nicht 150 Euro lbersteigt (36 x 4 = 144 Euro), ist sie, auch wenn sie
beurkundet wird, geblihrenfrei.

28.3.4.4. Aufforderungsschreiben zur Entrichtung eines Erhaltungs- und
Verbesserungsbeitrages gemaB § 45 MRG

734

GemaB § 45 MRG wird dem Vermieter das Recht eingerdumt, zur Finanzierung notwendiger
Erhaltungsarbeiten an Objekten, die auf Grund eines vor dem 1. Janner 1982
abgeschlossenen Vertrages vermietet wurden, vom Mieter die Entrichtung eines Erhaltungs-
und Verbesserungsbeitrages schriftlich zu verlangen. Die Aufforderungsschreiben des
Vermieters sind von der Bestandvertragsgebihr befreit.
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28.3.5. Selbstberechnung der Bestandvertragsgebiihr

735
Fiir Bestandvertrage (siehe Rz 446 ff) besteht fiir den Bestandgeber (Vermieter, Verpachter,

Leasinggeber usw.), der im Inland (Bundesgebiet der Republik Osterreich)

= einen Wohnsitz,

*= den gewohnlichen Aufenthalt,

» seine Geschaftsleitung oder seinen Sitz hat oder eine inlandische Betriebsstatte unterhalt,

die Verpflichtung, die Bestandvertragsgebiihr (§ 33 TP 5 GebG) selbst zu berechnen.
28.3.5.1. Selbstberechnung durch den Bestandgeber
736

Der Bestandgeber hat dem fiir die Erhebung der Gebiihren zustandigen Finanzamt (siehe

Rz 6 ff) in dessen Amtsbereich er

» seinen (Haupt)Wohnsitz,

» seinen gewOhnlichen Aufenthalt,

»= den Ort der Geschaftsleitung oder seinen Sitz hat oder

» sich die wirtschaftlich bedeutendste Betriebsstétte befindet,

bis zum 15. Tag des dem Entstehen der Gebiihrenschuld zweitfolgenden Monats (siehe

Rz 80 f) eine Anmeldung Uber das Rechtsgeschaft unter Verwendung des amtlichen
Vordruckes "Geb1", (erhaltlich beim Finanzamt oder im Internet unter
Jhttps://www.bmf.gv.at/service/formulare/_start.htm™) zu Gbermitteln. Dies gilt als
Geblhrenanzeige gemaB § 31 GebG. Die Geblihr ist innerhalb derselben Frist unter
Anfiuihrung des Verwendungszweckes auf dem Zahlungsbeleg (zB Bestandvertrag vom ....) zu

entrichten.

Wird einem Parteienvertreter vom Bestandgeber kein Auftrag zur Selbstberechnung erteilt
(vgl. Rz 739), ist es zulassig, dass der Parteienvertreter das Formular Geb1 tber Auftrag des

Bestandgebers erstellt und eine Anmeldung beim Finanzamt vornimmt.

737
Auf den Urkunden (Original, Gleichschriften) ist ein Vermerk (iber die erfolgte
Selbstberechnung anzubringen, der

= den Gebilhrenbetrag,

» das Datum der Selbstberechnung und
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» die Unterschrift des Bestandgebers

enthalten muss.

738

Die Hundertsatzgebuihr ist gemaB § 25 Abs. 6 GebG nur einmal zu entrichten, wenn dieser
Vermerk anlasslich der Selbstberechnung auf allen Urkunden (Gleichschriften) angebracht
wird. Andernfalls unterliegt jede Urkunde gemaB § 25 Abs. 1 GebG fiir sich der Gebihr, dh.
fur ein und dasselbe Rechtsgeschaft ist die Geblihr allenfalls mehrfach zu entrichten.

28.3.5.2. Selbstberechnung der Bestandsvertragsgebiihr durch einen

Bevolimachtigten

739
Der Bestandgeber kann einen der nachstehend angefiihrten Parteienvertreter

bevollmachtigen, fir ihn die Bestandvertragsgebiihr zu berechnen und abzufiihren.
Parteienvertreter iSd § 33 TP 5 Abs. 5 Z 4 GebG sind:

»= Rechtsanwalte,

» Notare,

»  Wirtschaftstreuhander und

= Immobilienmakler und Immobilienverwalter iSd Bestimmungen der GewO 1994.

AuBerdem koénnen auch gemeinniitzige Bauvereinigungen iSd Bestimmungen des

Wohnungsgemeinnutzigkeitsgesetzes zur Selbstberechnung bevollméachtigt werden.

740
Verpflichtungen des Bevollmachtigten:

» Antrag auf Erteilung einer Steuernummer beim 6rtlich flir die Erhebung der Geblihren

zustandigen Finanzamt (siehe Rz 6).
» Flhrung von Aufschreibungen (siehe Rz 85 f).

Im Ubrigen siehe die Ausfilhrungen unter Rz 87 ff.

28.3.5.3. Bestandgeber, zu deren Geschaftstitigkeit laufend der Abschluss von
Bestandvertragen gehort

741

Zur Durchfiihrung der zwingenden Selbstberechnung durch Bestandgeber, zu deren
Geschaftstatigkeit laufend der Abschluss von Bestandvertragen gehdrt (zB
Gebietskorperschaften, Wohnbauvereinigungen, Leasingfirmen usw.), ist eine sinngemaBe

Anwendung der Bestimmungen des § 3 Abs. 4a GebG Uber die Flihrung von Aufschreibungen
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und die Entrichtung der Hundertsatzgebtihr vorgesehen. In diesem Falle ist nach Rz 83 ff

vorzugehen.

28.3.5.4. Ausnahmen von der Verpflichtung zur Selbstberechnung von
Bestandvertriagen

742

Von der Selbstberechnungspflicht ausgenommen sind (siehe Verordnung des BM Finanzen
Uber die Ausnahmen von der Verpflichtung des Bestandgebers zur Selbstberechnung der
Bestandvertragsgebiihr, BGBI. II Nr. 241/1999):

» atypische und gemischte Rechtsgeschafte, deren Beurteilung als Bestandvertrag iSd § 33
TP 5 Abs. 1 GebG nicht zumutbar ist;

» Rechtsgeschafte, bei denen Leistungen (zB umsatz- oder gewinnabhangiger Bestandzins,
verpflichtend Gibernommene Bau- oder Renovierungskosten) von einem erst in Zukunft —
unter Beachtung der sich aus § 26 GebG (siehe Rz 583 ff) ergebenden Grundsatze —
ermittelbaren Betrag abhéngen und

= Rechtsgeschafte, bei denen der Bestandgeber personlich auf Grund des § 2 GebG (siehe
Rz 18 ff) oder auf Grund einer sonstigen gesetzlichen Bestimmung auBerhalb des
Geblihrengesetzes von der Entrichtung der Geblihren befreit ist.

28.3.5.4.1. Atypische Rechtsgeschifte

743

Atypische Rechtsgeschafte sind solche, die Vertragselemente in Form von Nebenabreden der

Vertragsparteien enthalten, die nicht typischerweise mit der Erflllung eines Bestandvertrages

verbunden sind (zB Nebenleistungen wie Organisations- und Werbeleistungen,

Vereinbarungen {iber Wettbewerbsbeschrankungen oder die Uberlassung von Lizenzen und

Know-how).

28.3.5.4.2. Gemischte Rechtsgeschifte

744

Gemischte Rechtsgeschafte sind Vertrage, die sowohl Elemente eines Bestandvertrages als

auch eines anderen Vertrages wie eines Verwahrungsvertrages (zB Aufstellungsvertrag liber

Automaten, Garagierungsvertrag), eines Dienstvertrages, eines Kaufvertrages (zB Hard- und

Softwareleasingvertrag, Finanzierungsleasingvertrag, Abbauvertrag), oder eines

Werkvertrages (zB Wascheservicevertrag) enthalten.

28.3.5.5. Zumutbarkeit der Selbstberechnung

745
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Wenn ein Bestandgeber am 30. Juni 1999 die Bewilligung zur Selbstberechnung der Gebiihr
nach § 3 Abs. 4 GebG gehabt hat, ist ihm die Selbstberechnung der Geblihr flir die weiterhin
in seinem Betrieb abgeschlossenen gleichartigen Rechtsgeschafte zumutbar.

28.3.5.6. Freiwillige Selbstberechnung
746

Besteht fiir den Bestandgeber keine Verpflichtung zur Selbstberechnung, bleibt es diesem
unbenommen, dennoch die Selbstberechnung durchzufiihren. Wird von diesem Recht kein
Gebrauch gemacht, bleiben die Anzeigeverpflichtungen nach § 31 GebG (siehe Rz 620 ff)

aufrecht.

28.3.5.7. Anzeige von Bestandvertragen beim Finanzamt

747

Gebiihrenpflichtige Bestandvertrage, die von der Selbstberechnungspflicht ausgenommen
sind (siehe Rz 742 ff), missen innerhalb der Anzeigefrist dem Finanzamt angezeigt werden
(siehe Rz 620 ff). Entgegen der Verpflichtung zur Selbstberechnung beim Finanzamt im
Postweg angezeigte Bestandvertrage werden dennoch vom Finanzamt entgegengenommen.
Bei rechtzeitiger Vorlage von Gleichschriften hat das Finanzamt auch in diesen Fallen den
Gleichschriftenvermerk gemaB § 25 GebG anzubringen. Die Gebiihr wird diesfalls mit
Bescheid festgesetzt, wobei es im Hinblick auf das zwischen den Vertragsparteien
bestehende Gesamtschuldverhadltnis eine Frage der richtigen Ermessensiibung ist, an
welchen von mehreren Geblhrenschuldnern das Finanzamt das Leistungsgebot richtet.
AuBerdem kann das Finanzamt mangels ordnungsgemaBer Gebiihrenanzeige oder wegen
nicht rechtzeitiger Geblhrenentrichtung bis zum Falligkeitstag an dem die selbst zu
berechnende Geblihr zu entrichten war, eine Erhéhung gemaB § 9 Abs. 2 GebG festsetzen
(siehe Rz 122 ff).

Werden Bestandvertrage entgegen der gesetzlichen Pflicht zur Selbstberechnung innerhalb
der Anzeigefrist personlich beim Finanzamt angezeigt, ist der Vertrag entgegenzunehmen
und der Anzeiger Uber die grundsatzliche Verpflichtung zur Selbstberechnung durch den

Bestandgeber aufzuklaren.

28.4 Burgschaftserklarungen (§ 33 TP 7 GebG)

28.4.1. Gegenstand der Gebiihr und Abgrenzung gegeniiber keiner Gebiihr
unterliegenden Vertragstypen
748
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Nach dieser Tarifpost unterliegen Biirgschaftserklarungen (siehe Rz 749), sowie Erklarungen.
wodurch jemand einer Verbindlichkeit als Mitschuldner beitritt (siehe Rz 752 ff), einer
Geblhr.

28.4.1.1. Biirgschaft

749

Biirge ist, wer sich zur Befriedigung des Glaubigers fiir den Fall verpflichtet, dass der
Schuldner die Verbindlichkeit nicht erflillt. Die Blirgschaft ist ein Vertrag zwischen Biirge und
Glaubiger.

750

Eine Birgschaft setzt eine giiltige Hauptschuld voraus (Akzessorietat).

751

Dieser Tatbestand umfasst alle Arten der Biirgschaft iSd biirgerlichen Rechtes.
Darunter fallen:

= die Erklérung Uber eine Bilirgschaft als Biirge und Zahler nach § 1357 ABGB. Bei
dieser haftet der Blirge als ungeteilter Mitschuldner fir die ganze Schuld und kann auch

primdr anstatt des Hauptschuldners in Anspruch genommen werden;

= die Schadlos- oder Ausfallsbiirgschaft nach § 1346 ABGB, bei welcher der Glaubiger
den Blrgen erst dann belangen kann, wenn er seine Forderung beim Hauptschuldner

nicht hereingebracht hat;

= die Entschadigungsbiirgschaft nach § 1348 ABGB, die dann vorliegt, wenn sich
jemand einem Blirgen gegentliber zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den der Blirge

(Hauptbiirge) aus der von ihm ibernommenen Blirgschaft erleiden sollte;

» die Nachbiirgschaft, bei der sich der Blirge gegenliber dem Glaubiger fiir den ersten
Biirgen (Vorblirgen) verbiirgt.

28.4.1.2. Schuldbeitritt

752

Der Gebuhr unterliegt auch der Schuldbeitritt nach § 1347 ABGB.

753

Tritt jemand als Mitschuldner einer Verbindlichkeit bei, bedeutet dies, dass neben den

bisherigen Schuldner ein weiterer Schuldner hinzutritt (kumulativ); der Glaubiger kann

wahlen, von welchem der Schuldner er die Leistung verlangen will.

754
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Der Schuldbeitritt erfolgt durch Vertrag zwischen Glaubiger und dem Beitretenden oder
durch Vertrag zwischen Altschuldner und dem Beitretenden. Im letzteren Fall handelt es sich
um einen Vertrag zugunsten eines Dritten (des Gldubigers). Bei einem Vertrag zwischen
Beitretendem und Altschuldner entsteht die Geblihrenpflicht nur dann, wenn die Urkunde
Uber den Schuldbeitritt dem Glaubiger ausgehandigt (libersendet) wird.

755

Auch auf den Schuldbeitritt ist die Regelung des § 1351 ABGB (Gililtigkeit der Hauptschuld)
anzuwenden. Danach kénnen Verbindlichkeiten, welche nie zu Recht bestanden haben oder
schon aufgehoben sind, weder ibernommen noch bekraftigt werden. Die Schuld des
Beitretenden ist zum Zeitpunkt ihrer Entstehung davon abhangig, dass die Schuld, der er
beitritt, besteht (vgl. OGH 25.10.2000, 3 Ob 296/99x; VWGH 17.2.1983, 83/15/0001).

756

Eine gebuhrenpflichtige Schuldbeitrittserklarung liegt nur dann vor, wenn der Beitretende
einer ihm fremden Schuld beitritt, nicht aber dann, wenn mehrere Personen bei der
Begriindung eines Schuldverhaltnisses versprechen, eine bestimmte Leistung zur ungeteilten

Hand zu erbringen.

Beispiel:

Zwei Eheleute erwerben eine Liegenschaft je zur Halfte und versprechen, den
Kaufpreis zur ungeteilten Hand zu bezahlen. Es liegt kein Schuldbeitritt vor (VwGH
27.6.1963, 1364/62).

757

Die Auslagerung von Abfertigungsverpflichtungen im Rahmen von
Auslagerungsversicherungen (vgl. EStR 2000 Rz 3369a) stellt keinen Schuldbeitritt dar, es sei
denn, ein solcher wurde ausdriicklich vereinbart und beurkundet.

758

Erfolgt nach der Unterzeichnung eines Vertrages eine Erklarung iber den Beitritt auf Seiten
eines Vertragspartners durch einen Dritten, kann je nach dem Inhalt des Vertrages ein
Schuldbeitritt oder ein Vertragsbeitritt vorliegen.

759

Ein Vertragsbeitritt ist dann gegeben, wenn der Beitretende kumulativ alle Rechte und
Pflichten aus einem Vertrag libernimmt. Bei einem Schuldbeitritt werden nur

Verbindlichkeiten Gibernommen.

Beispiele:

Tritt zu einem Bestanadvertrag ein weiterer Vertragspartner als Bestandnehmer hinzu,
liegt ein Vertragsbeitritt vor. Das in einer solchen Zusatzvereinbarung beurkundete
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Rechtsgeschdft ist neuerlich als Bestandvertrag gebihrenpfiichtig (VwGH 18.9.1980,
51/79).

Tritt hingegen ein Dritter auf Seiten des Bestandnehmers lediglich der Verpfiichtung

zur Zahlung des Mietzinses bej, liegt ein Schuldbeitritt vor.
760
Zur Vertragsiibernahme siehe Rz 554 ff.
28.4.1.3. Erfiillungsiibernahme
761
Eine Erflillungsiibernahme stellt keinen Schuldbeitritt dar und unterliegt nicht der Geblihr
gemaB § 33 TP 7 GebG. Bei der Erfillungsiibernahme (§ 1404 ABGB) verpflichtet sich
lediglich der Ubernehmer intern gegeniiber dem Schuldner, dessen Glaubiger zu befriedigen.
Die Erfillungsiibernahme (interne Schuldiibernahme, Belastungstibernahme) ist also ein
(interner) Vertrag zwischen dem Schuldner und einem Dritten, wonach sich letzterer ohne
Rechtswirkungen fiir den Glaubiger dazu verpflichtet, dem Schuldner die wirtschaftliche Last
abzunehmen, welche die Schuld in dessen Vermdgen bildet. Der Glaubiger erhdlt gegen den
Erflllungsiibernehmer keine Rechte (VWGH 7.10.1985, 84/15/0071).
28.4.1.4. Garantievertrag
762
Ein geblhrenfreier Garantievertrag liegt vor, wenn der Garant eine gegeniber der
Hauptschuld selbstandige — und damit von deren Bestehen unabhdangige (nicht
akzessorische) — Haftung fiir die Leistung durch einen Dritten tGbernimmt. Fir eine Garantie
ist wesentlich, dass in der Erklarung die Selbstandigkeit in Form eines umfassenden
Einwendungsverzichtes zum Ausdruck kommt. Bei nur teilweisem Einwendungsverzicht ist
eine Blrgschaft anzunehmen (VWGH 16.12.1991, 90/15/0142).

763

Im Rahmen einer Bankgarantie verpflichtet sich die Bank im Auftrag ihres Kunden zu einer
Leistung an einen Dritten fir den Fall, dass diese nicht vom Kunden der Bank erbracht wird.
Typischerweise wird dabei vereinbart, dass die Bank ,auf erstes Anfordern™ und unter
Verzicht auf alle Einwendungen zu leisten habe.

764

Garantiert jemand den Ausfall, den ein Glaubiger aus einer allfalligen Zahlungsunfahigkeit
des Schuldners erleiden kdnnte, zu Gbernehmen und zu zahlen, liegt eine Birgschaft vor
(VWGH 16.12.1991, 90/15/0142). Die Ubernahme des Ausfalles unterliegt dann nicht der
Gebiihr, wenn die Ubernahmeverpflichtung abstrakt und mit der Héhe des kiinftig noch

aushaftenden Betrages begrenzt ist.
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28.4.1.5. Patronatserklarung

765

Patronatserklarungen kommen in vielfaltigen Formen vor. Es gibt keine Legaldefinition, aus
der sich konkret die Rechte und Pflichten des Erkléarenden und des Erklarungsempfangers

ergeben.

766
Unter den Begriff ,Patronatserklarung® fallen zB Erklarungen, die von einer
Muttergesellschaft zur Sicherung des Kredits einer Tochtergesellschaft in der Regel

gegentiber einem Kreditinstitut abgegeben werden.

Die Erklarung der Muttergesellschaft gegeniber Dritten, ihre Tochtergesellschaft finanziell so
auszustatten, dass sie ihren Verpflichtungen nachkommen kann, unterliegt nicht der Geblhr.

767

Ob eine Patronatserklarung unter § 33 TP 7 GebG zu subsumieren ist, richtet sich nach ihrem
Inhalt. Wegen des unterschiedlichen Inhalts der unter der Bezeichnung ,Patronatserklarung"
auftretenden Sachverhalte ist eine einheitliche zivilrechtliche und gebihrenrechtliche
Einordnung nicht madglich.

28.4.1.6. Privative Schuldiibernahme

768

Eine privative Schuldiibernahme iSd § 1405 ABGB liegt vor, wenn ein neuer Schuldner an die
Stelle des alten tritt. Sie bedarf der Zustimmung des Glaubigers. Dieser Vorgang unterliegt
keiner Gebiihr. Erfolgt die Schuldiibernahme durch Vertrag zwischen Ubernehmer und
Glaubiger, dann liegt eine nicht geblihrenpflichtige privative Schuldiibernahme jedoch nur
dann vor, wenn die Befreiung des Urschuldners besonders vereinbart und beurkundet wird;
anderenfalls liegt keine Schuldiibernahme, sondern ein Schuldbeitritt vor.

28.4.1.7. Wechselbiirgschaft und Scheckbiirgschaft

769

Die Wechselbuirgschaft und die Scheckbiirgschaft unterliegen nicht den Vorschriften des
burgerlichen Rechtes; insbesondere besteht keine Akzessorietdt. Solche Wechsel- oder
Scheckbtirgschaften sind wertpapierrechtliche Zusatze, die nach § 33 TP 22 Abs. 3 GebG
geblihrenfrei sind.

770

Die Ubernahme einer Wechselbiirgschaft begriindet nur dann eine Haftung nach
burgerlichem Recht, wenn dies von den Parteien ausdriicklich vereinbart wurde. Wird auch
eine Haftung nach biirgerlichem Recht (ibernommen, liegt eine gebihrenpflichtige

Biirgschaft vor.
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28.4.1.8. Verpflichtungserklarungen

771

Verpflichtungserklarungen zur Ubernahme einer Biirgschaft unterliegen keiner Gebiihr, wenn
es sich hierbei bloB um die Zusage zum Abschluss eines Blrgschaftsvertrages handelt (siehe
auch Rz 427).

28.4.2. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz
772
Die Gebihr betragt 1% vom Wert der verblirgten Verbindlichkeit.

773
Der Wert der verbtirgten Verbindlichkeit ergibt sich vorbehaltlich von Sonderregelungen des

GebG nach den Vorschriften des Bewertungsgesetzes.

Auf die Pro-fisco Klausel des § 22 GebG (siehe Rz 558), die Abgrenzung zwischen
schatzbaren und unschatzbaren Leistungen in § 23 GebG (siehe Rz 559 ff) und die
allgemeinen und besonderen Bewertungsvorschriften in § 26 GebG (siehe Rz 583 ff) wird

verwiesen.,

774

Aus verfassungsrechtlichen Griinden sind die Sondervorschriften des § 33 TP 5 Abs. 3 GebG
bei Bestandvertragen, wonach flir bestimmte wiederkehrende Leistungen der dreifache
Jahreswert anstelle des neunfachen Jahreswertes zu tragen kommt, auf Blrgschaften zur
Besicherung des Bestandentgelts auszudehnen (vgl. VfGH 2.12.1985, B 834/84).

775

Birgschaftserkldrungen mehrerer Personen und Erklarungen mehrerer Personen, einer
Verbindlichkeit als Mitschuldner beizutreten, unterliegen der Gebiihr gemaB § 33 TP 7 GebG
iVm § 7 GebG nur im einfachen Betrag, wenn diese Erklarungen sich auf eine (Zahlwort)
Verpflichtung beziehen und in einer (Zahlwort) Urkunde abgegeben werden.

28.4.3. Entstehen der Gebiihrenschuld, Gebiihrenschuldner, Haftung

776
Eine Bilrgschaft ist ein einseitig verbindliches Rechtsgeschaft (VfGH 13.10.1992, B 1144/91).
Zum Entstehen der Geblhrenschuld siehe Rz 446 ff.

777
Geblihrenschuldner ist der durch die Blirgschaft gesicherte Glaubiger (siehe Rz 599 ff).

778
Der Biirge haftet fiir die Gebiihr gemaB § 30 GebG (siehe Rz 619 ff).

779
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Kommt dem Gebilhrenschuldner (Glaubiger) eine persénliche Geblihrenbefreiung zu (siehe
Rz 25 ff), kann die Geblhr nicht vom Haftenden (Blirgen) gefordert werden. Es entsteht in
diesem Falle keine Gebuhrenschuld, sodass der Biirge auch nicht als Haftungspflichtiger zur
Geblhrenentrichtung herangezogen werden kann (siehe auch Rz 616).

28.4.4. Gebiihrenbefreiungen

780
Auf Grund des § 33 TP 7 Abs. 2 GebG unterliegen nicht der Blirgschaftsgebiihr

» Birgschaftserkldrungen, die im Strafverfahren und tberhaupt zur Sicherung allgemeiner
Interessen auBer dem o6ffentlichen Dienst oder einem Vertragsverhdltnis gegeben werden

missen;

= Birgschaftserklarungen von Kreditunternehmungen an Kérperschaften des 6ffentlichen
Rechtes sowie an Eisenbahnunternehmungen, die dem 6ffentlichen Verkehr dienen.

781

Birgschaften zu Darlehensvertragen (§ 33 TP 8 GebG), Kreditvertragen (§ 33 TP 19 GebG)
und Haftungs- und Garantiekreditvertragen mit zB Kreditinstituten oder
Versicherungsunternehmen sind unter den in § 20 Z 5 GebG genannten Voraussetzungen
geblihrenfrei (siehe dazu Rz 524 ff).

782
GemadB § 33 TP 22 Abs. 3 GebG letzter Satz sind alle sonstigen wechselrechtlichen Zusatze

gebulhrenfrei, worunter auch die Wechselblrgschaft fallt.

783
Die Gebuhrenbefreiung flir Sicherungs- und Erfiillungsgeschafte des § 19 Abs. 2 GebG kann
mangels Personenidentitdt der Vertragsteile des Hauptgeschaftes und des Sicherungs- oder

Erflllungsgeschaftes nicht zur Anwendung kommen (siehe auch Rz 518 ff).

28.5. Darlehensvertrage (§ 33 TP 8 GebG)

28.5.1. Gegenstand der Gebiihr und Abgrenzung zu anderen Vertragstypen
784

Das Geblihrengesetz versteht unter Darlehen Vertrage iSd § 983 ABGB. Nach Lehre und
Rechtsprechung liegt ein Darlehensvertrag vor, wenn jemandem vertretbare Sachen unter
der Bedingung libergeben werden, dass er zwar willkiirlich dartiber verfligen kann, aber nach
einer gewissen Zeit eben so viel von derselben Gattung und Giite zuriickzugeben hat (OGH
28.4.1988, 7 Ob 568/88, VWGH 14.4.1993, 91/13/0194).

785
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Der Darlehensvertrag kommt als Realkontrakt (siehe Rz 410) erst mit der Ubergabe der
Sache und nicht schon mit der Vereinbarung zustande, also sobald der Darlehensnehmer
Uber die dargeliehene Sache willkirlich - selbst wenn ein Verwendungszweck vereinbart
wurde - verfligen kann. Das heift aber nicht, dass die Darlehenssache dem
Darlehensnehmer selbst (ibergeben werden muss. Die Zuzdhlung kann zB durchaus auch an
einen Glaubiger des Darlehensnehmers, durch Anweisung, durch Umwandlung einer auf

Grund eines anderen Rechtsgrundes geschuldeten Leistung usw. erfolgen.

Aus der Formulierung "Wert der dargeliehenen Sache" ist abzuleiten, dass auch andere
Sachen als Geld (zB Getreide) Gegenstand des geblihrenpflichtigen Darlehensvertrages sein

kdnnen.

786
Die zeitliche Verlangerung (Prolongation) eines Darlehensvertrages unterliegt grundsatzlich
als selbstandiges Rechtsgeschaft der Geblihr (siehe auch Rz 546).

787

Durch das Urteil des EuGH 14.10.1999, C-439/97 (Rechtssache Sandoz GesmbH) ist
klargestellt, dass die Vergebiihrung eines in einem anderen Mitgliedsstaat aufgenommenen
Darlehens nicht gemeinschaftsrechtswidrig ist.

788

Zu den Darlehensvertragen zdhlen auch Anleihen. Diese unterliegen gemaB §§ 11, 12 KVG
der Wertpapiersteuer, die jedoch nach § 16a KVG seit 1.1.1995 nicht erhoben wird (VWGH
7.12.2000, 97/16/0506). Sie sind daher gemaB § 15 Abs. 3 GebG von der Gebihr befreit.

789

Darlehen gegen bloBe Beteiligung am Gewinn (partiarische Darlehen) ohne vereinbarte
Verzinsung sind nicht gebihrenpflichtig. Ist neben einer Gewinnbeteiligung auch eine feste
Verzinsung vereinbart, ist fir die geblihrenrechtliche Beurteilung entscheidend, ob die
Vereinbarung einer festen Verzinsung oder die Gewinnbeteiligung als Hauptsache anzusehen
ist (VWGH 24.3.1994, 92/16/0189).

790

Bei Vertragen liber Cash-Pooling (Kontenpooling bei Konzerngesellschaften) ist der
Rechtsgrund der Vereinbarung (Darlehens- oder Kreditgewahrung bzw. kurzfristiger
Ausgleich der Kontensalden) fiir die geblihrenrechtliche Beurteilung entscheidend. Indizien
fur eine nicht geblhrenpflichtige Cash-Pooling-Vereinbarung sind zB, wenn:
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= positive und negative Kontensalden gleichermaBen ohne weitere Zustimmung des
jeweiligen Pool-Teilnehmers auf das Pool-Konto der Clearing-Gesellschaft tibertragen

werden,
» die Kontensalden kurzfristig ausgeglichen werden,
= kein bestimmter Kreditrahmen und kein bestimmter Finanzierungsbetrag vereinbart wird,
* in den Blichern kein Ausweis als Darlehen oder Kredit erfolgt, sondern die Verbuchung
auf Pool-Verrechnungskonten stattfindet.
791

Keine Darlehensvertrage sind zB:

= Versprechen Uber zukiinftige Darlehensgewahrungen. Diese kénnen aber einen
Kreditvertrag darstellen, wenn in der Vereinbarung bereits unmittelbar die in ihr
vorgesehenen Leistungsanspriiche und Leistungsverpflichtungen begriindet werden
(VWGH 10.6.1991, 90/15/0129);

= Darlehensvorvertrage; hier ist der Wille erst auf den kiinftigen Abschluss eines
Darlehensvertrages gerichtet (VWGH 16.11.1995, 95/16/0114);

» Darlehensauftrage; diese sind Auftragsvertrage und noch keine Darlehensvertrage;

» Kreditvertrage (siehe Rz 907 ff); diese sind Konsensualvertrage und kommen bereits mit

Vereinbarung zustande;

= Vorschiisse, wenn diese Vorwegzahlungen auf kiinftig entstehende oder fallig werdende
Forderungen sind (VwWGH 19.9.2001, 2001/16/0171);

»= Stundungen (VWGH 28.6.1995, 94/16/0234);
* Spareinlagevertrage;
= Schuldiibernahmen, sofern sie nur gegenliber dem bisherigen Schuldner erfolgen;

» Gesellschaften nach birgerlichem Recht; diese sind von Darlehensvertrdgen in der Regel
dadurch abzugrenzen, dass dem gewinnbeteiligten Gesellschafter im Gegensatz zu einem
bloBen Darlehensgeber Mitentscheidungsrechte bei der Fiihrung des Unternehmens

zustehen;

= Stille Gesellschaften; maBgebliche Abgrenzungskriterien einer stillen Gesellschaft von
einem partiarischem Darlehen (siehe Rz 789) sind nach herrschender Ansicht
insbesondere die Gewinn- und Verlustbeteiligung, wobei vor allem eine Verlustbeteiligung
die Annahme eines partiarischen Darlehens zwingend ausschlieBt (VWGH 27.2.1995,
94/16/0112; VwWGH 7.12.2000, 2000/16/0301).
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28.5.2. Unwiderlegbare Vermutung
792

Erklart der Darlehensschuldner in der Darlehensurkunde, die dargeliehenen Sachen erhalten
zu haben, so wird bei Erhebung der Gebihr vermutet, dass der Darlehensvertrag giiltig
zustande gekommen ist; diese Vermutung kann durch die Einrede der nicht erfolgten
Zuzahlung der Darlehensvaluta nicht widerlegt werden (§ 33 TP 8 Abs. 3 GebG).

793

Die Zuzshlung (Ubergabe) der dargeliehenen Sachen ist in Hinblick auf die Eigenschaft als
Realkontrakt eine Voraussetzung flir das Zustandekommen eines Darlehensvertrages. Ist die
Zuzahlung der Darlehensvaluta (Darlehenssumme, Darlehensbetrag) nicht spatestens zum
Zeitpunkt der Urkundenerrichtung erfolgt, liegt keine Urkunde (iber einen Darlehensvertrag
vor. Ist zum Zeitpunkt der Urkundenerrichtung — entgegen der in der Urkunde enthaltenen
Erklarung des Darlehensnehmers — die Darlehensvaluta noch nicht zugezahlt worden, kommt
es zum Anfall einer Darlehensgebliihr, obwohl keine Urkunde (iber einen giiltigen
Darlehensvertrag vorliegt. Der Beweis der nicht erfolgten Zuzahlung der Darlehensvaluta ist
nicht zuldssig, weil die gesetzliche Vermutung der Zuzahlung der Darlehensvaluta durch die
Einrede der nicht erfolgten Zuzahlung nicht widerlegt werden kann.

794

Der Beweis, dass ein Darlehensvertrag aus anderen Griinden, etwa wegen mangelnder
Willenslibereinstimmung der Parteien, Geschaftsunfahigkeit einer der Parteien oder
VerstoBes gegen ein Gesetz nicht zustande gekommen ist und deswegen keine

Geblhrenpflicht besteht, bleibt unbenommen.

28.5.3. Ersatzbeurkundung bei Gesellschafterdarlehen
795

Wurde Uber das Darlehen eines Gesellschafters an seine Gesellschaft, die den Ort ihrer
Geschaftsleitung oder ihren Sitz im Inland hat, keine Urkunde in einer flir das Entstehen der
Geblihrenschuld maBgebenden Weise errichtet, so gelten gemaB § 33 TP8 Abs. 4 GebG die
nach den abgabenrechtlichen Vorschriften zu fiihrenden Blicher und Aufzeichnungen des

Darlehensschuldners, in die das Darlehen aufgenommen wurde, als Urkunde.

796
Als Gesellschaften iSd § 33 TP 8 Abs. 4 GebG gelten

» die Offene Gesellschaft (§§ 105 ff UGB),
» die Kommanditgesellschaft (§§ 161 ff UGB),

= die Aktiengesellschaft,
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» die Gesellschaft mit beschrankter Haftung,

= die Societas Europaea.

» die Offene Handelsgesellschaft (§§ 105 ff HGB), bis 31.12.2006
= die Kommanditgesellschaft (§§ 161 ff HGB), bis 31.12.2006

» die eingetragenen Erwerbsgesellschaften nach dem Erwerbsgesellschaftengesetz,
BGBI. Nr. 257/1990, (Offene Erwerbsgesellschaft bzw. Partnerschaft, Kommandit-
Erwerbsgesellschaft bzw. Kommandit-Partnerschaft), bis 31.12.2006.

797
Nicht unter diese Gesellschaften fallen

= die stille und atypisch stille Gesellschaft (VwWGH 28.2.2002, 2001/16/0550),
» die Gesellschaft birgerlichen Rechts (zB ARGE),

= die Genossenschaften,

» Stiftungen und

= Vereine.

798

Auf das AusmaB der Beteiligung des Gesellschafters an der Gesellschaft kommt es nicht an.
Der Ersatztatbestand findet auch auf Darlehensgewahrungen durch Inhaber von
Zwerganteilen Anwendung (VwWGH 1.12.1986, 85/15/0146).

799
Hat die Gesellschaft ihre Geschaftsleitung oder ihren Sitz im Inland, wird der
Ersatzbeurkundungstatbestand auch dann erfillt, wenn der Darlehensgeber im Ausland

ansassig ist.

800

Die Gebuhrenpflicht von Gesellschafterdarlehen nach dem Ersatzbeurkundungstatbestand
des § 33 TP 8 Abs. 4 GebG, bei denen der Darlehensgeber im Inland weder einen Wohnsitz
oder gewdhnlichen Aufenthalt noch seine Geschaftsleitung oder seinen Sitz hat, ist nicht
gemeinschaftsrechtswidrig (EuGH 14.10.1999, Rs C-439/97 Sandoz).

801

Die Gebuihrenpflicht entsteht auch dann, wenn (im Falle dass keine Urkunde in einer fiir das
Entstehen der Gebuhrenpflicht maBgebenden Weise errichtet wird) das Darlehen in die im
Ausland geflihrten Blicher und Aufzeichnungen einer Gesellschaft aufgenommen wird, die im
Inland ihren Ort der Geschaftsleitung oder ihren Sitz hat.
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802

Als Urkunden gelten die nach den abgabenrechtlichen Vorschriften (insbesondere gemaB den
8§ 124 bis 132 BAO) zu fiihrenden Blicher und Aufzeichnungen, wozu auch das Kassabuch
zahlt.

803

Die nach den abgabenrechtlichen Vorschriften zu fiihrenden Blicher und Aufzeichnungen
stellen nur dann eine Ersatzurkunde dar, wenn Uber den Darlehensvertrag keine Urkunde in
einer fir das Entstehen der Gebiihrenschuld maBgebenden Weise errichtet worden ist (siehe
Rz 528).

Die Ersatzbeurkundung stellt somit eine Spezialnorm zu § 15 Abs. 1 GebG dar (siehe Rz 404
ff), weil hier ein Rechtsgeschaft ohne Vorliegen einer Urkunde gebihrenpflichtig wird.
Voraussetzung ist aber auch in diesem Fall, dass der Aufnahme in die Blicher und
Aufzeichnungen ein rechtsgliltiger Darlehensvertrag zugrunde liegt (VWGH 2.4.1990,
88/15/0007).

804

Die Geblihrenpflicht des Gesellschafterdarlehens gemaB § 33 TP 8 Abs. 4 GebG durch
Ersatzbeurkundung wird auch begriindet, wenn ein nur vom Schuldner unterfertigter
Schuldschein vorliegt, der dem Glaubiger oder dessen Vertreter nicht ausgehandigt worden
ist ("schubladisierte Urkunde"), weil keine die Gebuhrenschuld nach § 33 TP 8 Abs. 1 GebG
auslésende Urkunde vorliegt (vgl. VWGH 29.11.1984, 84/15/0205).

805
Das bloBe Stehenlassen von Gewinnanteilen auf den Privatkonten bzw. variablen
Kapitalkonten ist nicht als Gesellschafterdarlehen zu qualifizieren und 16st daher keine

Gebuhrenpflicht aus.
806

Wurde ein Darlehen an eine Gesellschaft gewahrt und wird der Darlehensgeber zu einem
spateren Zeitpunkt Gesellschafter dieser Gesellschaft, so flhrt dies nicht zu einer
nachtraglichen Verwirklichung des Tatbestandes.

28.5.4. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz
807

Der Wert der dargeliehenen Sache ist Bemessungsgrundlage fiir die Erhebung der Geblihr in
Hohe von 0,8%.

808
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Die Ermittlung des Wertes hat unter Beriicksichtigung des § 26 GebG nach den

Bestimmungen des BewG zu erfolgen.
28.5.5. Entstehen der Gebiihrenschuld, Gebiihrenschuldner, Haftung

809
Geblhrenschuldner ist grundsatzlich der Darlehensgeber (siehe Rz 599 ff).

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht bei den Ersatzbeurkundungen der
Gesellschafterdarlehen (siehe Rz 795 ff).

810

Zur Errichtung einer Darlehensurkunde in einer fiir das Entstehen der Geblhrenschuld
maBgeblichen Weise gehdrt neben der Unterfertigung der Urkunde (zB Schuldschein) durch
den Schuldner auch dessen Aushandigung an den Glaubiger oder die Mitunterfertigung durch
den Glaubiger iSd § 16 Abs. 1 Z 2 GebG oder die Erflillung der Voraussetzungen des § 16
Abs. 2 Z 2 GebG oder des § 33 TP 8 Abs. 3a GebG, wenn die Urkunde im Ausland
unterfertigt worden ist (siehe Rz 446 ff, Rz 528 und Rz 812 ff).

811

Bei einer Beurkundung eines Darlehens nach § 33 TP 8 Abs. 4 GebG entsteht die
Gebuihrenschuld gemaB § 16 Abs. 6 GebG in dem Zeitpunkt, in dem das Darlehen tatsachlich
in den Biichern oder Aufzeichnungen verbucht bzw. aufgezeichnet wird (siehe Rz 480 ff). Bei
einer Uberweisung ist nicht der Uberweisungszeitpunkt, sondern der Zeitpunkt der

Verbuchung maBgebend.

28.5.5.1. Sonderbestimmungen fiir das Entstehen der Gebiihrenschuld bei
Urkundenerrichtung im Ausland

812

Die im § 16 Abs. 2 Z 1 GebG normierten allgemeinen Regeln flir die Entstehung der
Gebihrenschuld bei Errichtung einer Urkunde Uber ein Rechtsgeschaft im Ausland gelten fir
Darlehensvertrage nicht. Ein Darlehensvertrag ist dann im Ausland beurkundet, wenn sich

die Urkunde im Zeitpunkt ihrer Errichtung im Ausland befindet.
813

Wird Uber einen Darlehensvertrag eine Urkunde im Ausland errichtet, so entsteht die
Gebuhrenschuld — abweichend von § 16 Abs. 2 Z 1 GebG — in dem fiir im Inland errichtete
Urkunden maBgeblichen Zeitpunkt, wenn mindestens eine Partei des Darlehensvertrages im
Inland einen Wohnsitz (gewdhnlichen Aufenthalt), ihre Geschaftsleitung oder ihren Sitz hat
oder eine inlandische Betriebsstatte unterhalt und eine Partei im Inland zu einer Leistung auf
Grund des Darlehensvertrages berechtigt oder verpflichtet ist; wenn jedoch dieses
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Erfordernis erst im Zeitpunkt der Errichtung eines Zusatzes oder Nachtrages erfilllt ist, in
diesem Zeitpunkt (§ 33 TP 8 Abs. 3a GebG).

814
§ 33 TP 8 Abs. 3a GebG erfordert einen persdnlichen und sachlichen Inlandsbezug.

Hinsichtlich des persdnlichen Inlandsbezuges (der gebiihrenrechtlichen Inlandereigenschaft)
sind die Definitionen gemaB §§ 26 bis 30 BAO maBgeblich (siehe Rz 459 ff).

Beziiglich des sachlichen Inlandsbezuges (der Inlandsbezogenheit des Rechtsgeschaftes) ist
erforderlich, dass der Erflillungsort mindestens einer Leistungspflicht im Inland liegt.
Vereinbaren die Parteien einen Erflllungsort, so ist dieser maBgeblich. Wurde kein
Erflllungsort vereinbart, hat der Schuldner, wenn der Erfiillungsort auch nicht aus der Natur
oder dem Zweck des Geschaftes bestimmt werden kann, seine Verpflichtung gemaB § 905
Abs. 1 ABGB an seinem Wohnsitz oder, wenn die Verbindlichkeit im Betriebe des
gewerblichen oder geschaftlichen Unternehmens entstand, am Ort der Betriebsniederlassung
zu erflillen. MaBgeblich sind Wohnsitz und Betriebsniederlassung zum Zeitpunkt der
Entstehung der Verbindlichkeit. Wird bei Geldschulden kein Erfillungsort vereinbart, so ist
der Schuldner gemaB § 905 Abs. 2 ABGB zwar verpflichtet, das Geld abzusenden, der
Erflllungsort ist jedoch ebenfalls der Wohnsitz (Ort der Betriebsniederlassung) des
Schuldners.

815

Wenn persoénlicher und sachlicher Inlandsbezug erst im Zeitpunkt der Errichtung eines
Zusatzes oder Nachtrages iSd § 21 GebG vorliegen, entsteht die Gebiihrenschuld erst in
diesem Zeitpunkt

Beispiele:

Im Zeitpunkt der Errichtung des Zusatzes oder Nachtrages hat eine Partei einen
Wohnsitz im Inland.

Es wird im Zusatz oder Nachtrag ein inldndischer Erfiillungsort vereinbart.

28.5.5.2. Berechnung und Entrichtung der Gebiihr bei Ersatzbeurkundung

816

Abweichend von der generellen Regelung des § 28 Abs. 1 Z 2 GebG kommt bei der
Ersatzbeurkundung als Gebilihrenschuldner nicht der Darlehensglaubiger, sondern (allein) der
Darlehensschuldner in Betracht, da die von ihm gefiihrten Blicher und Aufzeichnungen die
Ersatzbeurkundung darstellen (VWGH 21.3.2002, 2001/16/0381).

817
Der Darlehensschuldner hat gemaB § 33 TP 8 Abs. 4 Satz 2 GebG die Gebiihr selbst zu

berechnen und innerhalb von drei Monaten nach dem Entstehen der Gebiihrenschuld bei
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dem fir die Erhebung der Gebiihren sachlich zustandigen Finanzamt (siehe Rz 6 ff), in
dessen Amtsbereich sich die Geschaftsleitung des Darlehensschuldners befindet, zu
entrichten. Ein Auszug aus den Buichern oder Aufzeichnungen ist innerhalb derselben Frist an
dieses Finanzamt zu tibersenden. Die Ubersendung gilt als Gebiihrenanzeige geméaB

§ 31 GebG (siehe Rz 620 ff).

818

Ein Abgabenbescheid gemaB § 201 BAO ergeht nur, wenn es der Geblhrenschuldner
unterlasst, einen Auszug aus den Biichern oder Aufzeichnungen fristgerecht zu ibersenden
oder wenn diese einer Gebiihrenanzeige gleichkommende Ubersendung unvollsténdig oder
die Selbstberechnung nicht richtig ist.

28.5.6. Gebiihrenbefreiungen

28.5.6.1. Lombarddariehen

819

Nach § 33 TP 8 Abs. 2 Z 1 GebG sind Lombarddarlehen, das sind Darlehensvertrage gegen
Verpfandung von Waren oder Wertpapieren, die mit statutenmaBig zu solchen
Darlehensvertrdagen berechtigten Kreditinstituten abgeschlossen werden, von der Gebiihr
befreit, soweit und solange Wertpapiere oder Waren verpfandet sind.

820
Der Wertpapierbegriff im § 33 TP 8 Abs. 2 Z 1 GebG umfasst nur Effekten, also
Kapitalmarktpapiere wie Inhaberschuldverschreibungen, Aktien, Investmentzertifikate,

Partizipationsscheine und Genussscheine von Beteiligungsfonds.

Sparbiicher sind keine solche Wertpapiere.

821

Der Umstand, dass zwar Lombarddarlehen, nicht aber Einmalkredite gegen Verpfandung von
Waren und Wertpapieren von den Geblihren befreit sind, ist sachlich gerechtfertigt, da es
den Vertragspartnern ohne Nachteil mdglich ist, statt einer Lombardkreditvereinbarung die
geblihrenrechtlich begtinstigte Form des Lombarddarlehens zu wahlen (vgl. VfGH 8.5.1980,
G 1, 2, 16 bis 25/80).

822

Die inhaltliche Beschrankung ("soweit") bezieht sich auf den Zeitpunkt des
Vertragsabschlusses. Bei Unterbesicherung in diesem Zeitpunkt kommt die Befreiung nur in
Hohe der Deckung zur Anwendung. Die zeitliche Beschrankung ("solange") flihrt dazu, dass
bei eintretender Unterdeckung bzw. bei Enden der Verpfandung die Geblihrenschuld
entsteht.
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Die erforderliche Deckung der Darlehen stellt auf den Kurswert der Wertpapiere ab.
Nachtragliche, nicht auf Parteienvereinbarungen zuriickzuflinrende, Unterbesicherungen
aufgrund von Kurs-(Wert-)schwankungen, aufgrund des Unterganges von Pfandsachen
durch hohere Gewalt oder aufgrund anderer von den Parteien nicht beabsichtigter Vorgange
fuhren zu keiner Gebuhrenpflicht.

823

Die Befreiungsbestimmung des § 33 TP 8 Abs. 2 Z 1 GebG kommt auch zum Tragen, wenn
ein Warenlager fir eine Darlehensforderung verpfandet wird und gleichzeitig oder zu einem
spateren Zeitpunkt die aus dem Verkauf des Warenlagers resultierenden Forderungen
abgetreten werden.

28.5.6.2. Darlehen mit Pfandleihanstalten

824

Nach § 33 TP 8 Abs. 2 Z 2 GebG unterliegen Darlehensvertrage gegen Faustpfand
(Verpfandung von beweglichen Sachen gemaB § 448 ABGB) mit Pfandleihanstalten nicht der
Gebdihr.

Nicht befreit sind Faustpfandkredite, weil nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung,
denen Pfandleihanstalten unterliegen, diese nur zur Gewahrung von Darlehen gegen
Ubergabe beweglicher Sachen berechtigt sind (§ 155 GewO 1994).

28.5.6.3. Mit Kreditvertrdagen iSd § 33 TP 19 Abs. 4 GebG vergleichbare
Darlehensvertrage

825

Nach § 33 TP 8 Abs. 2 Z 3 GebG unterliegen Darlehensvertrage, die den Voraussetzungen
fur die Geblhrenfreiheit von Kreditvertragen gemaB § 33 TP 19 Abs. 4 GebG sinngemaR
entsprechen, nicht der Geblihr (siehe Rz 937 ff).

Dazu gehdren insbesondere

» Prolongationen bis zu einer Dauer von 5 Jahren und darliber hinaus wiederholte

Prolongationen, mit denen nicht ein Vielfaches von 5 Jahren Uiberschritten wird,
= Darlehen an Kreditinstitute,

= von Kreditinstituten oder der Oesterreichischen Nationalbank an Auslander eingeraumte

Darlehen,
» bestimmte Darlehen zur Finanzierung von Ausfuhrgeschaften,
= Darlehen der Exportfonds-GmbH,

= ERP-Darlehen und
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= Bauspardarlehen.

28.5.6.4. Umschuldungen von Darlehensvertragen

826

Nach § 33 TP 8 Abs. 5 GebG ist bei Umschuldungen von Darlehensvertragen § 33 TP 19
Abs. 5 GebG sinngemaB anzuwenden (siehe Rz 985 ff).

28.6. Dienstbarkeit (§ 33 TP 9 GebG)

28.6.1. Gegenstand der Gebiihr
827

Der Begriff der Dienstbarkeit (Servitut) ist im Gebiihrengesetz nicht umschrieben, es muss
daher auf das Zivilrecht Bezug genommen werden. Nach § 472 ABGB wird durch das "Recht
der Dienstbarkeit" ein Eigentliimer verbunden, zum Vorteil eines anderen, namlich des
Berechtigten, in Riicksicht seiner Sache etwas zu dulden oder zu unterlassen. Es ist ein

dingliches, gegen jeden Besitzer der dienstbaren Sache wirksames Recht.

828
Von der Dienstbarkeit zu unterscheiden ist die nicht der Gebiihr unterliegende Reallast.
Darunter versteht man die Verpflichtung des jeweiligen Grundeigentiimers zu einer positiven

Leistung zu Gunsten des Berechtigten (zB ein Ausgedinge bei bauerlichen Ubergaben).

829
Man unterscheidet zwischen Grunddienstbarkeiten (zB Wegerecht, Leitungsrecht) und

personlichen Dienstbarkeiten (zB Fruchtgenussrecht, Wohnrecht).

830
GemalB § 474 ABGB steht bei den Grunddienstbarkeiten das Nutzungsrecht dem jeweiligen

Eigentiimer einer bestimmten Liegenschaft (des "herrschenden Grundstiicks") zu.

831

Die belastete Sache ist stets ein Grundstiick (das "dienende Grundstick™).

832

Ein Grundstlick kann zum Vorteil eines anderen Grundstiickes in der Weise belastet werden,
dass sein Eigentiimer sich bestimmte Eingriffe des Eigentlimers dieses anderen Grundstlickes
gefallen lassen muss oder zu dessen Gunsten nach gewissen Richtungen sein

Eigentumsrecht nicht austiben darf.

833
Unerheblich ist, ob die Urkunde (ber den Vertrag zur Begriindung einer Grunddienstbarkeit
in einverleibungsfahiger Form ausgestellt ist.

834
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Persdnliche Dienstbarkeiten kénnen sowohl an unbeweglichen als auch an beweglichen
Sachen begriindet werden. Berechtigter ist stets eine bestimmte Person. Personliche
Dienstbarkeiten sind der Fruchtgenuss, das Gebrauchsrecht und das Wohnrecht.

835
Unter Fruchtgenuss wird das dingliche Recht verstanden, eine fremde Sache ohne jede
Einschrankung, aber unter Schonung der Substanz zu gebrauchen.

836

Das Gebrauchsrecht ist das dingliche Recht auf Nutzung einer Sache wie beim Fruchtgenuss,
aber bloB zum personlichen Bediirfnis, das Wohnrecht das dingliche Recht zum Gebrauch
einer Wohnung.

837

Voraussetzung der Erfiillung des Tatbestandes des § 33 TP 9 GebG ist auBer dem Vorliegen
einer Dienstbarkeit iSd Zivilrechtes, dass die Einrdumung der Dienstbarkeit durch ein
entgeltliches Rechtsgeschaft erfolgt. Ein solches entgeltliches Rechtsgeschaft liegt vor, wenn
nach dem Willen der Parteien eine Leistung im Sinne einer subjektiven Aquivalenz vergolten
werden soll (VWGH 16.10.2003, 2003/16/0126). Auf das Vorhandensein einer solchen
Aquivalenz kann dabei auch aus dem Sachverhalt geschlossen werden.

838

Die unentgeltliche Einrdumung einer Dienstbarkeit unterliegt dem Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetz und ist gemaB § 15 Abs. 3 GebG von der Geblihrenpflicht
ausgenommen (siehe Rz 442 ff).

839
Bei teilweise unentgeltlicher Einrdumung einer Dienstbarkeit siehe Rz 445.

840

Der Gebtihr unterliegt nicht erst der Erwerb einer Dienstbarkeit, also ihre grundbiicherliche
Einverleibung, sondern schon die rechtsgeschaftliche Einraumung des Titels zum
entgeltlichen Erwerb (VWGH 5.3.1990, 89/15/0014).

841
Vertrage, welche die Uberlassung des Gebrauches einer Wohnung gegen Entgelt zum

Gegenstand haben, sind in der Regel als Mietvertrage gemaB § 33 TP 5 GebG zu werten.
842

Wird allerdings die zur Nutzung (berlassene Wohnung vereinbarungsgemaB nicht zur
Befriedigung eines Wohnbedurfnisses des Nutzungsberechtigten, sondern zur Erzielung von
Ertragnissen verwendet, ist nicht von einem Bestandvertrag, sondern von einem

Dienstbarkeitsvertrag gemaB § 33 TP 9 GebG auszugehen, weil einem FruchtnieBer das
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Recht auf volle Nutzung der Sache zusteht, wozu insbesondere das Recht gehort,
Bestandrechte an Personen zu vergeben, die dadurch Hauptmieter werden. Ein derart
eingerdumtes Recht steht mit dem Recht eines Bestandnehmers in Widerspruch, es stellt
vielmehr ein Fruchtgenussrecht dar (VwGH 5.3.1990, 89/15/0014).

843

Erfolgt die Einraumung der Dienstbarkeit durch das Gericht (zB § 3 NotwegeG oder § 86
EheG) oder durch die Verwaltungsbehdrde (zB bei Enteignungen nach § 2 Eisenbahn-
Enteignungsentschadigungsgesetz — EisbEG oder durch die Agrarbehérde) ist keine
Gebuhrenpflicht gegeben.

28.6.2. Bemessungsgrundlage und Gebiihrensatz

844
Dienstbarkeitsvertrage unterliegen einer Geblhr von 2%.

845
Bemessungsgrundlage ist der Wert des bedungenen Entgelts, nicht der Wert der
Dienstbarkeit.

846
Entgelt ist alles, was der Dienstbarkeitsberechtigte aufwenden muss, um in den Genuss der
Sache zu kommen. Das Entgelt kann in Einmalleistungen, als auch in wiederkehrenden

Leistungen bestehen.

847

Wenn das Entgelt nicht in einem bestimmten Geldbetrag besteht, ist der Wert desselben
gemaB § 26 GebG nach den Bestimmungen des Bewertungsgesetzes (BewG) zu ermitteln
(siehe Rz 583 ff).

848

Zur Auslegung des Begriffes des Wertes des Entgelts gelten die Ausfihrungen zum § 33 TP 5
Abs. 1 GebG (Bestandvertrage) sinngemaB (siehe Rz 672 ff) mit dem Unterschied, dass bei
einem auf unbestimmte Zeit abgeschlossenen Dienstbarkeitsvertrag nicht, wie beim
Bestandvertrag gemaB § 33 TP 5 GebG nur das auf drei Jahre entfallende Entgelt die
Bemessungsgrundlage bildet, vielmehr ist - vorbehaltlich § 16 BewG 1955 - das Neunfache
des Jahreswertes maBgeblich.

849
Auch die Umsatzsteuer ist in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen, wenn sie laut
Vertragsinhalt neben dem Entgelt, das dem Liegenschaftseigentliimer bzw. dem die

Dienstbarkeit Einrdumenden verbleibt, ausgewiesen ist.
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850

Das Entgelt kann auch in der Einrdumung von Rechten oder im Verzicht von Rechten
bestehen. Wird eine Dienstbarkeit eingeraumt und verzichtet hiefiir der
Dienstbarkeitsnehmer auf die Auslibung einer bislang bestandenen Dienstbarkeit, so stellt
der Wert des Verzichtes das bedungene Entgelt dar.

28.6.3. Entstehen der Gebiihrenschuld und Gebiihrenschuldner

851

Der Vertrag Uber die Einrdumung einer Dienstbarkeit ist ein zweiseitig verbindliches
Rechtsgeschéft. Zum Entstehung der Geblihrenschuld siehe Rz 446 ff.

852
Gebihrenschuldner sind gemaB § 28 Abs. 1 Z 1 GebG die Vertragsteile (siehe Rz 596 ff).
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28.7. Ehepakte (8§ 33 TP 11 GebG)

853

Ehepakte sind Vertrage, die in Absicht auf die eheliche Verbindung geschlossen werden. Sie
regeln die vermogensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten, so wie sich diese wahrend der
Ehe und nach deren Auflésung gestalten sollen. Allerdings gehért nicht jeder Vertrag, der
anlasslich der Ehe geschlossen wird oder dessen Wirksamkeit vom Zustandekommen der Ehe
abhéngt, zu den Ehepakten. Ein Ehepakt liegt vielmehr nur dann vor, wenn durch die
getroffene Vereinbarung die sich aus der Ehe ergebenden vermdégensrechtlichen Verhaltnisse
auf eine vertragliche Grundlage gestellt werden. Der Vertrag muss sich daher auf bestimmte
Vermogenswerte beziehen. Fir einen Ehepakt reicht es nicht aus, dass die Eheschlielfung
den Anlass zu einem Vertrag bildet. Voraussetzung ist vielmehr, dass durch die Vereinbarung

der Guterstand zwischen den Ehegatten im Allgemeinen geregelt wird.

Die Vereinbarung von Ehepakten ist an bestimmte Formerfordernisse gebunden. Zum
gultigen Abschluss einer solchen Vereinbarung ist die Errichtung eines Notariatsaktes

erforderlich.

28.7.1. Gegenstand der Gebuhr

854

Der Rechtsgeschaftsgebihr nach § 33 TP 11 GebG unterliegen die Bestellung eines
Heiratsgutes und der Abschluss einer Gitergemeinschaft unter Lebenden. Die Eheschlielung
allein begriindet namlich laut 8 1233 ABGB noch keine Gemeinschaft des Vermdgens
zwischen den Ehegatten. Eine solche Gemeinschaft entsteht erst durch die besondere
Vereinbarung einer ehelichen Giutergemeinschaft; ohne diese besteht auch bei Ehegatten

Gutertrennung.

855

Ein Heiratsgut ist nach § 1218 ABGB jenes Vermoégen, das dem Mann von der Frau oder von
einem Dritten fur die Frau zur Erleichterung des Eheaufwandes Uberlassen wird. Im Fall der
EinrAumung eines Heiratsgutes von Eltern an Abkémmlinge unterliegt dieser Vorgang
grundsatzlich der Schenkungssteuer. Das betreffende Rechtsgeschéft ist dann geman

§ 15 Abs. 3 GebG von der Gebihr ausgenommen (siehe Rz 442 ff). Beim Heiratsgut kommt
daher die Gebiihr nach § 33 TP 11 GebG im Wesentlichen nur dann zum Zug, wenn dessen

Bestellung durch die Ehegattin selbst erfolgt.

856
Soweit vertragliche Regelungen den Unterhalt betreffen, gehtren diese nicht zu den

Ehepakten. Auch eine noch vor der EheschlieBung von den kiinftigen Ehegatten getroffene
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Vereinbarung Uber die Gewéahrung von Unterhaltsleistungen im Falle der Auflésung der
kunftigen Ehe stellt einen (bedingten) Vergleich dar und unterliegt daher der
Vergleichsgebihr nach 8§ 33 TP 20 GebG (siehe Rz 993 ff).

857
Die Gebuhr von Ehepakten wird fir die stattfindende Vermoégensubertragung erhoben. Diese
besteht darin, dass ein bestimmtes Vermdgen, an dem einer der Ehegatten bisher keinen

Anteil hatte, auf Grund des Ehepaktes nunmehr in dessen Miteigentum Ubergeht.
28.7.2. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

858
Ehepakte unterliegen einer Rechtsgebihr von 1% des Wertes jenes Vermdgens, das der
Gutergemeinschaft unterzogen wird. Zu beachten ist allerdings, dass nur der Wert des

beweglichen Vermdgens von der Gebihrenpflicht erfasst wird.

859

Soweit unbewegliche Sachen mit Ehepakten anteilig Gbertragen werden, sind daftr die
Bestimmungen des GrEStG 1987 anzuwenden. Wenn in eine Gltergemeinschaft
ausschliel3lich Liegenschaften eingebracht werden, die bereits im anteiligen Miteigentum der
Ehegatten stehen, so unterliegt der Rechtsvorgang weder der Rechtsgebuhr noch der

Grunderwerbsteuer.

860

Der zahlenmaRige Wert der einzelnen Vermdgensteile ist nach den Vorschriften des BewG
1955 zu ermitteln. Im GebG wird nicht zwischen beschrankter oder unbeschrankter
Gebuhrenpflicht unterschieden; auch enthalt das Gesetz keine Bestimmung, wonach von der
Gebuhrenpflicht nur inlandisches Vermogen erfasst werden soll. Es unterliegt daher sowohl
inlandisches als auch auslandisches bewegliches Vermdgen dieser Tarifpost. Bei der
Ermittlung der Bemessungsgrundlage sind nur solche Schulden abzugsféhig, die mit den der
Gebuhr unterliegenden Vermdgenswerten in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen.
Schulden sind daher dann nicht abzugsfahig, wenn sie mit dem Erwerb von inlandischen
Liegenschaften zusammenhangen oder aus anderen Griinden diesen Vermdgenswerten

zuzuordnen sind.
28.7.3. Entstehen der Gebihrenschuld, Gebiihrenschuldner
861

Ehepakte sind zweiseitig verbindliche Rechtsgeschéafte. Zum Entstehen der Gebuhrenschuld

siehe Rz 450.

Gebuhrenschuldner sind die den Ehepakt abschlielenden Vertragsteile (siehe Rz 596 ff).
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28.8. Glucksvertrage (8 33 TP 17 GebG)

28.8.1. Allgemeines und Gegenstand der Gebuhr

862

Die Definition des Glucksvertrages gemal 8 33 TP 17 GebG stimmt mit der des § 1267 ABGB
grundsatzlich Uberein, wonach Vertrage der Gebihr unterliegen, mit denen die Hoffnung
eines noch ungewissen Vorteiles versprochen und angenommen wird (VWGH 19.3.1990,
89/15/0085). Ob und in welcher Hbhe ein Vorteil tatsachlich entstehen wird (aleatorischer
Charakter), ist zum Zeitpunkt der Urkundenerstellung noch ungewiss. Es besteht daher auch
die Mdglichkeit, dass jener Teil, der diese Hoffnung (gegen Entgelt) verspricht, auch nichts
zu leisten hat und die Hoffnung ins Leere geht. Einschréankend erfolgt in § 33 TP 17 GebG
eine taxative Aufzéhlung jener Vertragstypen, die nach dieser Gesetzesstelle
gebihrenpflichtig sind. Glicksvertrage sind in der Regel entgeltliche, zweiseitig verbindliche

Rechtsgeschéfte.
28.8.2. Wetten, Hoffnungskaufe und Bodmereivertrage

28.8.2.1. Allgemeines
863

Eine Wette ist eine Verabredung, bei der tber ein beiden Teilen noch unbekanntes Ereignis
ein bestimmter Preis fur denjenigen vereinbart wird, dessen Behauptung sich als richtige
herausstellt (§ 1270 ABGB).

Wer die kiinftigen Nutzungen einer Sache in Pausch und Bogen kauft oder wer die Hoffnung
derselben zu einem bestimmten Preis kauft, errichtet einen Glicksvertrag nach § 1276 ABGB
(Hoffnungskauf). Hiebei ist vom Vertragspartner stets eine bestimmte, abgegrenzte Leistung
zu erbringen, um in den Genuss der Nutzung der Gegenstand des Vertrages darstellenden
beweglichen Sache zu kommen (VWGH 23.6.1971, 99/71). Die Vereinbarungen haben

aleatorischen Charakter.

Der Erbschaftskauf unterliegt als Unterart des Hoffnungskaufes (8 1278 Abs. 1 ABGB) dann
der gegenstandlichen Gebihr, wenn der Vertrag ohne Errichtung eines (gerichtlichen oder
privaten) Inventars abgeschlossen wird (VWGH 3.7.1969, 242/68). Somit ist der
Erbschaftskauf nach dem letzten Satz des § 1278 Abs. 1 ABGB aufgrund der Ungewissheit
Uber Vorhandensein oder Beschaffenheit bestimmter Sachen oder die Lastenfreiheit des

Nachlasses ein gewagtes Geschaft und somit ein Gliicksvertrag.

Ebenso ein Gliicksvertrag ist der Bodmereivertrag. Das ist ein Vertrag, mit dem ein

Schiffseigner gegen Verpfandung von Schiff, Fracht und Ladung ein Darlehen aufnimmt.
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28.8.2.2. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

864

Der Gebuhrensatz fir die verschiedenen Rechtsgeschéafte gemaR § 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 bis
Z 3 GebG betragt einheitlich 2% von der Bemessungsgrundlage. Die Bemessungsgrundlage
ist:

= bei der Wette gemal 8§ 33 TP 17 Abs. 1 Z 1 GebG der Wettpreis und, wenn die

Wettpreise verschieden sind, vom héheren Wettpreis;
= bei der Wette gemal} 8§ 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 GebG vom Werte des bedungenen Entgelts;
= beim Hoffnungskauf der fiir den Erwerb der beweglichen Sachen vereinbarte Kaufpreis;

= beim Bodmereivertrag der geliehene Betrag oder der Geldwert.
28.8.3. Leibrentenvertrage

28.8.3.1. Abgrenzungen

865

Das Gebuihrengesetz enthalt keine eigene Definition fir den Leibrentenvertrag. Fir die
Auslegung sind 88 1284 ff ABGB heranzuziehen (VwGH 7.10.1985, 84/15/0040; VwGH
17.3.1986, 84/15/0124). Danach liegt ein Leibrentenvertrag vor, wenn jemandem fur Geld
oder geldwerte Sachen auf die Lebensdauer einer bestimmten Person eine Rente
versprochen wird (VWGH 7.10.1985, 84/15/0071; VwGH 17.3.1986, 84/15/0124). Beim
Leibrentenvertrag wird eine Rente gegen Entgelt zugesagt. Voraussetzung ist eine
Gegenleistung in Geld oder in einer in Geld bestimmbaren Sache. Das aleatorische Moment
liegt im Abweichen der tatsachlichen Lebensdauer des Rentenberechtigten von der
durchschnittlichen Lebenserwartung (VwGH 8.2.1990, 89/16/0180). Die Gebuhr wird vom

Entgelt, mindestens vom Wert der Sache bemessen (siehe Rz 677 ff).

866

Der Gebuhr unterliegen nur Leibrentenvertrage tUber bewegliche Sachen, die ohne
Verletzung ihrer Substanz von einer Stelle zur anderen versetzt werden kdnnen (8 293
ABGB). Auch unkoérperliche Sachen kdnnen zu den beweglichen Sachen gehéren (8 292

ABGB).
867

Werden unbewegliche, immobile Sachen gegen Leibrente Ubergeben, ist dies ein der
Grunderwerbsteuer unterliegendes Rechtsgeschaft und nicht gebthrenpflichtig. Unbeweglich
sind Liegenschaften und alles, was rechtlich zu ihnen gehort (88 294 bis 297 ABGB). Bei
Uberlassung beweglicher und unbeweglicher Sachen ist der steuerrechtliche Wert der Rente

auf die beweglichen und unbeweglichen Vermdgenswerte im Verhaltnis ihrer gemeinen
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Werte bzw. ihres Verkehrswertes zur Berechnung der Gebuhr bzw. der Grunderwerbsteuer

aufzuteilen (VWGH 26.2.1962, 861/61, VWGH 7.10.1985, 84/15/0071).

868
Wird eine Leibrente ohne Uberlassung einer (beweglichen) Sache eingerdaumt, liegt eine
Schenkung der Leibrente an den Leibrentenberechtigten vor und unterliegt der

Schenkungssteuer (siehe Rz 442 ff).
869

Bei nur teilweisem Entgelt ist ein einheitliches Rechtsgeschaft anzunehmen (siehe auch

Rz 445). Dieses unterliegt entweder der Schenkungssteuer oder der Gebuhr. Fir die
Einordnung des Rechtsgeschéftes sind die gemeinen Werte der Leistung und der
Gegenleistung gegentberzustellen (VwGH 12.11.1970, 1113/70; VwGH 1.12.1987,
86/16/0008). Der gemeine Wert der Leibrente ist nach versicherungsmathematischen
Grundsatzen zu ermitteln (8 16 BewG 1955). Ein bei der Gegentberstellung der gemeinen
Werte von Leistung und Gegenleistung sich ergebendes Missverhéltnis stellt nicht schon
zwangslaufig eine freigebige Zuwendung dar, weil dafiir auch die Bereicherungsabsicht beim

Zuwendenden Voraussetzung ist (VwWGH 8.2.1990, 89/16/0180).

870
Der VWGH hat ein Missverhaltnis im AusmafR von 20 bis 25% als deutliches Missverhéaltnis

angenommen (VwGH 1.12.1987, 86/16/0008; VwWGH 12.7.1990, 89/16/0088, 0089).

Wird neben einer Rente zusétzlich eine Kaufpreiszahlung vereinbart, liegt bei Uberwiegen
des Kapitalwertes der Rente ein Leibrentenvertrag, andernfalls ein nicht gebihrenpflichtiger
Kaufvertrag vor (VwWGH 20.1.1972, 1837/70).

28.8.3.2. Ubertragung eines Unternehmens

871

Die Ubertragung eines Unternehmens gegen Einraumung einer Leibrente unterliegt der

Gebuhr (VWGH 7.10.1985, 84/15/0071).

Wird ein Unternehmen im Ganzen Uberlassen, ist die nach dem BewG 1955 ermittelte
Summe der Teilwerte der beweglichen Wirtschaftsgiter abztglich der nach denselben
Grundsatzen ermittelten betrieblichen Passiva dem nach 8 16 BewG 1955. kapitalisierten
Wert der Leibrente gegeniiberzustellen. Die mit unbeweglichem Betriebsvermégen in

Zusammenhang stehenden Lasten sind nicht auszuscheiden.
28.8.3.3. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

872
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Der Gebuhrensatz fir die Leibrentenvertrage gemal § 33 TP 17 Abs. 1 Z 4 GebG betragt 2%
von der Bemessungsgrundlage. Die Bemessungsgrundlage ist der Wert der Leibrente gemaR
den Bestimmungen des § 16 BewG 1955, mindestens aber der Wert der gegen die Rente
gegebenen Sachen, die grundsatzlich mit dem gemeinen Wert (§ 10 BewG 1955) oder bei

Unternehmen mit dem Teilwert (§ 12 BewG 1955) anzusetzen sind.

28.8.4. Wetten anlasslich sportlicher Veranstaltungen

873

GemaR § 33 TP 17 Abs. 1 Z 6 GebG unterliegen im Inland abgeschlossene Wetten anlésslich
sportlicher Veranstaltungen (zB Wetten bei Pferderennen oder auf den Ausgang eines oder
mehrerer FuRballspiele) der Gebthr in Héhe von 2% des bedungenen Entgelts.

Ausgenommen von dieser Bestimmung sind Wetten im Rahmen des Totos (siehe Rz 880).

Eine Wette gilt auch dann als im Inland abgeschlossen, wenn sie vom Inland in das Ausland
vermittelt wird. Als Vermittlung gilt jedenfalls die Annahme und die Weiterleitung von
Wetteinsatzen sowie die Mitwirkung am Zustandekommen der Wette auf andere Art und
Weise (siehe Rz 605).

Der Wert des bedungenen Entgeltes umfasst auch Nebenleistungen, die der Wettende
anlasslich des Abschlusses des Wettvertrages (etwa einen Verwaltungskostenbeitrag) zu
leisten hat.

28.8.5. Glucksspiele und Ausspielungen Z 7 und 8

874
Glucksspiele im Sinn des 8 1 Abs. 1 GSpG sind Spiele, bei denen Gewinn und Verlust

ausschlief3lich oder vorwiegend vom Zufall abhangen.

Ausspielungen sind Glicksspiele, bei denen der Unternehmer (Veranstalter) den Spielern fur
eine vermogensrechtliche Leistung eine vermogensrechtliche Gegenleistung in Aussicht stellt
(8 2 Abs. 1 GSpG).

28.8.5.1. Glucksspiele 2z 7

875

Werden Gliucksspiele von einem Veranstalter angeboten und organisiert, unterliegen sie der
Gebiihrenpflicht, ebenso Veranstaltungen, die sich an die Offentlichkeit wenden und bei

denen den Teilnehmern durch Verlosung Gewinne zukommen sollen.

876
Von der Gebuhrenpflicht nach 8§ 33 TP 17 Abs. 1 Z 7 GebG sind ausgenommen:

= Ausspielungen nach 8 33 TP 17 Abs. 1 Z 8 GebG (siehe Rz 880),
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Glucksspiele, fur die Abgaben gemalt § 28 GSpG zu entrichten sind (Spielbankenabgabe),
= Ausspielungen mittels eines Glicksspielautomaten,

= Warenausspielungen mittels eines Gllcksspielautomaten, wenn die vermdgensrechtliche
Leistung den Betrag oder Gegenwert von 1 Euro nicht tibersteigt und es sich um
Schaustellergeschéafte handelt (zB Angeln mit Magneten, Glicksrad) und keine Abldsung
der Gewinne in Geld zulassig ist (8 4 Abs. 3 GSpG),

= Gluckshafen, Juxausspielungen und Tombolaspiele, wenn das zusammengerechnete
Spielkapital solcher Ausspielungen desselben Veranstalters im Kalenderjahr 4.000 Euro
nicht Gbersteigt und mit der Ausspielung keine personlichen Interessen des Veranstalters

oder Erwerbszwecke verfolgt werden (8 4 Abs. 5 GSpG).
877

Ausspielungen liegen vor, wenn der Veranstalter den Spielern fur eine vermogensrechtliche
Leistung wie zB Geld oder Spielmarken, eine tber einen Glicksspielautomaten zu bewirkende
Gegenleistung in Aussicht stellt. Voraussetzung fir die Ausspielung ist das Verhaltnis

zwischen Veranstalter und Spieler und das Inaussichtstellen einer Gegenleistung fur die

Leistung des Spielers.

878
Nicht unter den Begriff Glucksspiel zéhlen Spiele, bei denen Gewinn und Verlust tiberwiegend
von der Geschicklichkeit oder Routine des Spielers abhangt, ebenso wenn die

Kombinationsgabe oder Berechnung im Vordergrund steht. Diese Spiele sind unter der

Kategorie "Geschicklichkeitsspiele” einzustufen (zB Bridge, Schach).

879

Gewinne aus unentgeltlichen Ausspielungen (Glicksspiele, Preisausschreiben und andere
Gewinnspiele) unterliegen nicht der Gebuhr, sondern fallen unter das Erbschafts- und
Schenkungssteuergesetz. Wenn sich diese an die Offentlichkeit richten, sind sie jedoch
gemal 8 15 Abs. 1 Z 6 ErbStG 1955 von der Schenkungssteuer befreit.

28.8.5.2. Ausspielungen iSd Z 8

880

Ausspielungen sind die in den 88 6 bis 12b GSpG aufgezahlten Gliicksspiele (Lotto, Toto,
Zusatzspiel, Sofortlotterien, Klassenlotterie, Zahlenlotto, Nummernlotterien, elektronische
Lotterien, Bingo und Keno). Das Recht zur Durchfiihrung derartiger Ausspielungen wird
gemal § 14 GSpG vom Bundesministerium fir Finanzen durch Erteilung einer Konzession
Ubertragen (neben der Gebihr fallt gemal § 17 GSpG auch noch eine Konzessionsabgabe

an).
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28.8.5.3. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

881
Fur die einzelnen Tatbestande sind verschiedene Bemessungsgrundlagen und Tarife

vorgesehen.

Fur Glicksspiele nach 8 1 Abs. 1 GSpG und sonstige Veranstaltungen, die sich an die

Offentlichkeit wenden, bemisst sich die Gebihr

= vom Gesamtwert der nach dem Spielplan bedungenen Einsdtze, wenn nur Waren

und/oder geldwerte Leistungen ausgespielt werden,
= bei Verlosungen, wenn der Gewinn in Geld besteht, vom Gewinn,

= bei der Verlosung von Waren, geldwerten Leistungen und Geld aus dem vierfachen Wert
der Waren und geldwerten Leistungen, und zusétzlich aus den in Geld bestehenden

Gewinnen.

Diese Gebiihr wird auch "Gewinstgebihr" genannt, wobei "Gewinst" der sonst nicht mehr

gebrauchliche Name des Gewinnes ist.

882

Bei Ausspielungen, deren Durchfiihrung durch Erteilung einer Konzession (mit Ausnahme der
elektronischen Lotterien) Ubertragen wurde, ist die Bemessungsgrundlage der Einsatz; bei
elektronischen Lotterien berechnet sich die Bemessungsgrundlage von den
Jahresbruttospieleinnahmen (darunter versteht man die im Kalenderjahr dem Konzessionar

zugekommenen Wetteinsatze abziiglich der Ausschittungen).

883

Je nach Art der Gewinne sieht das Gesetz gestaffelte Gebiihrensatze vor:

= bestehen die Gewinne in Waren, in geldwerten Leistungen oder sowohl in Waren als
auch geldwerten Leistungen, sind 12% vom Gesamtwert aller nach dem Spielplan

bedungenen Einséatze zu entrichten;
= wenn die Gewinne in Geld bestehen, betragt die Gebluhr 25% vom Gewinn;

= bei Gewinnen, die sowohl in Geld als auch in Waren und bzw. in geldwerten Leistungen
bestehen, sind sowohl eine Geblihr von 12% vom vierfachen Wert der als Gewinne
bestimmten Waren und geldwerten Leistungen als auch eine solche von 25% von den in

Geld bestehenden Gewinnen zu entrichten.

Werden Gewinne, die in Waren oder geldwerten Leistungen bestehen, durch Geld abgeldst,

ist vom Abldsebetrag eine zusatzliche Gebiihr von 25% zu entrichten.

884
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Bei Ausspielungen, die nach § 14 GSpG einem Konzessionar Ubertragen wurden, ist die
Gebuhr mit 16 vH vom Einsatz zu entrichten, bei elektronischen Lotterien, die einem
Konzessionar Ubertragen wurden, betragt die Gebihr ebenfalls 16 vH, jedoch von den

Jahresbruttospieleinnahmen. Zusatzlich fallt die Konzessionsabgabe nach § 17 GSpG an.
28.8.6. Entstehen der Gebuhrenschuld, Gebuhrenschuldner

885

Die verschiedenen in § 33 TP 17 GebG aufgezahlten Rechtsgeschéfte sind zweiseitig

verbindliche Rechtsgeschafte. Hinsichtlich der Beurkundung des Rechtsgeschéftes siehe
Rz 422 ff.

Zum Entstehen der Gebuhrenschuld bei Wetten, beim Hoffnungskauf und Bodmereivertrag,

sowie beim Leibrentenvertrag siehe Rz 446 ff.

Bei Wetten anlésslich sportlicher Veranstaltungen entsteht die Gebihrenschuld mit der

Bezahlung des Einsatzes (siehe Rz 479).
Die Gebuhrenschuld fir Gewinne (Gewinste) entsteht mit der Falligkeit des Gewinnes.

Bei Ausspielungen entsteht die Gebuhrenschuld mit der Vornahme der Handlung, die den

gebuhrenpflichtigen Tatbestand verwirklicht (siehe Rz 479).

Gebuhrenschuldner zur ungeteilten Hand (siehe Rz 608) sind die am Rechtsgeschaft

beteiligten Vertragsteile, auBerdem
= bei Wetten anlasslich sportlicher Veranstaltungen der Vermittler und

= bei Glucksspielen nach 8 1 Abs. 1 GSpG der Veranstalter, der Gliicksspiele organisiert,

auch wenn er sich nicht am Gluckspiel beteiligt (siehe Rz 605).

886

Die Gebuhren fir Wetten anlasslich sportlicher Veranstaltungen, Ausspielungen, Tombolas
und fur Juxhafen sind selbst zu bemessen und vom Veranstalter oder Vermittler abzufuhren
(unmittelbare Gebuhrenentrichtung gemaf § 31 Abs. 3 GebG; siehe Rz 636 f). Fir die
Wettgebiihrenabrechnung steht das Formular Geb 6 und fir die Erlauterungen der
Selbstberechnung der Wettgebuhr das Formular Geb 6a auf der Homepage des BMF zur

Verfiigung (siehe https://www.bmf.gv.at/service/formulare/steuern/detail.htm?FTYP=geb).

Die Gebuhrenentrichtung flr die Wettgebihren hat bis zum 20. des dem Entstehen der

Gebuhrenschuld folgenden Monats zu erfolgen.

Gleichzeitig sind Abrechnungen und Unterlagen, aus denen die Wetteinsatze, Spieleinsatze
oder Gewinne des Abrechnungszeitraumes hervorgehen, dem zusténdigen Finanzamt (siehe

Rz 6 ff) vorzulegen.
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28.8.7. ErméaRigung der Gebuhr
887

Bei den Glicksspielen, die von einem Veranstalter angeboten oder organisiert werden und
bei sonstigen Veranstaltungen, die sich an die Offentlichkeit wenden und bei denen den
Teilnehmern durch Verlosung Gewinne zukommen, ermagigen sich die Gebihren in Hohe
von 12% auf 5%, wenn das gesamte Reinertragnis der Veranstaltung ausschlief3lich fir
gemeinnultzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke verwendet wird. Die ErmaRigung ist nur

auf die Gebihr von 12% anzuwenden, nicht aber auf die Geblihr von 25%.

888

Die widmungsgemalie Verwendung des Reinertragnisses ist dem nach dem
Veranstaltungsort fur die Erhebung der Gebiihren zustéandigen Finanzamt (siehe Rz 6 ff) Gber
dessen Aufforderung nachzuweisen. Die Begriffe ,,gemeinnitzige, mildtatige oder kirchliche

Zwecke* sind nach den Bestimmungen der 88 35 ff BAO auszulegen.

28.8.8. Gebuhrenfreie Glucksvertrage
889
Treffer der von inlandischen Gebietskdrperschaften (Bund, Land, Gemeinden) begebenen

Anleihen, die mit einer Verlosung verbunden sind, sind gebuhrenfrei.

890

Differenzgeschéfte sind ebenfalls gebihrenfrei. Differenzgeschéafte sind Glicksvertrage in der
auReren Form von Kauf- oder Kommissionsvertrdgen tber Waren (Devisen) oder
Wertpapiere, bei deren Abschluss die Parteien jedoch dariber einig sind, dass eine effektive
Lieferung nicht durchgefiihrt werden soll, sondern das Geschéaft durch Zahlung der Differenz
zwischen dem Kaufpreis und dem Kurs am Erfiulllungstag abgewickelt werden soll. Bei
solchen Vertragen steht von vornherein fest, dass nur die Differenz zwischen dem
vereinbarten Preis und dem niedrigeren oder héheren Preis am vereinbarten Stichtag

ausgeglichen werden soll.

28.9. Hypothekarverschreibungen (8 33 TP 18 GebG)

28.9.1. Gegenstand der Gebuhr
891

Die Hypothekarverschreibung ist der vertragsmafige Pfandrechtstitel, wodurch zur
Sicherstellung einer eigenen oder fremden Verbindlichkeit eine Hypothek bestellt wird.
892

Eine Hypothek (Grundpfand) liegt nur dann vor, wenn eine unbewegliche Sache als Pfand

gegeben wird (8§ 448 ABGB). Unbewegliche Sachen sind Grundstlicke mitsamt ihren
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Bestandteilen, Frichten und Zubehor. Das Baurecht gilt nach 8 6 BauRG als unbewegliche

Sache.

893

Von der Gebuhrenpflicht des 8 33 TP 18 GebG wird nicht der erst mit der grundbicherlichen
Eintragung zustande kommende Pfandvertrag, sondern schon die beurkundete
rechtsgeschéftliche Einrhumung des Pfandrechtstitels flur den Pfandrechtserwerb erfasst,
sohin jener schuldrechtliche Teil des Pfandvertrages, der das mit der Pfandbestellung
verbundene schuldrechtliche Verhaltnis zwischen Pfandgeber und Pfandnehmer erzeugt
(VfGH 4.3.1982, B 204/78).

894

Die Gebuhrenpflicht setzt weder die Eintragung der Hypothek in das Grundbuch noch die
Einverleibungsfahigkeit der tiber das Rechtsgeschéaft errichteten Urkunde voraus (VwGH
10.6.1991, 90/15/0026, VWGH 17.2.1992, 91/15/0087).

Ein Pfandangebot I6st keine Gebuhrenpflicht aus, soweit nicht bereits im Vorfeld eine
Einigung oder ein gultiger Konsensualvertrag zwischen den Vertragsparteien tber die
Pfandbestellung zustande gekommen ist, der mit dem Pfandangebot als rechtsbezeugend
beurkundet wird (VwWGH 10.6.1991, 90/15/0026).

Die Zustimmung des Pfandbestellers zum Schuldnerwechsel 16st keine weitere
Hypothekarverschreibung geméaR § 33 TP 18 GebG aus.
895

Das Pfandrecht muss sich immer auf eine giltige Forderung beziehen (§ 449 ABGB).

Ein Pfandrecht kann auch fur bedingte und kinftige Forderungen bestellt werden. Die
Bestellung von Héchstbetragshypotheken im Wege einer Hypothekarverschreibung unterliegt

der Geblhr.

896
Nicht geblhrenpflichtig sind:

= die Verpfandung beweglicher Sachen;
= die Verpfandung von Gesellschaftsanteilen;

= die EinrAumung einer Schiffshypothek.

897
Von der Hypothekarverschreibung zu unterscheiden sind die Einverleibungsbewilligung und
die Reallast. Eine Einverleibungsbewilligung ist die blo3e Einwilligung des

Grundsttickseigentimers, dass auf seiner Liegenschaft ein Pfand einverleibt werden kdnne.
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Die Reallast ist die Verpflichtung des jeweiligen Grundeigentiimers zu einer positiven
Leistung zu Gunsten des Berechtigten. Die Einverleibungsbewilligung und die Reallast

unterliegen keiner Gebuhr nach dem Gebuhrengesetz.

898

Die Bestellung einer Hypothek zur Sicherstellung der Erfillung eines Pflichtteilsanspruches
oder zur Sicherstellung von nicht ausbezahlten Legaten ist ein gebihrenpflichtiges
Rechtsgeschéaft nach § 33 TP 18 GebG und kann nicht als gebihrenfreies Nebengeschéft zur
Erklarung, den Pflichtteil bzw. das Legat beanspruchen zu wollen, angesehen werden (siehe
Rz 520).

899

Wird in einem Erbibereinkommen vereinbart, dass einer von mehreren Erben den gesamten
Nachlass oder den grofiten Teil des Nachlasses in natura Ubernimmt, seine Miterben in Geld
abfindet und werden die versprochenen Abfindungsbetrage durch Grundpfandrechte
sichergestellt, besteht Gebuhrenpflicht nach § 33 TP 18 GebG.

Die einem Wechsel beigesetzte Hypothekarverschreibung unterliegt nach § 33 TP 22
Abs. 3 GebG der in § 33 TP 18 GebG festgesetzten Gebihr.

901
Hypothekarverschreibungen kénnen unter den Voraussetzungen des 8 19 Abs. 2 GebG (siehe
Rz 515 ff) oder des 8§ 20 Z 5 GebG (siehe Rz 524 ff) gebihrenfrei beurkundet werden.

28.9.2. Mehrere Eigentimer, mehrere Liegenschaften

902

Verpfanden mehrere Miteigentiimer zur Sicherstellung einer Verbindlichkeit ihre
Liegenschaften, so wird die Gebihr nach § 33 TP 18 GebG in Verbindung mit 8 7 GebG nur
im einfachen Betrag erhoben, wenn diese Verpfandung sich auf eine (Zahlwort)

Verbindlichkeit bezieht und in einer (Zahlwort) Urkunde erfolgt.

903

Wird der gleiche Kredit auf mehreren verschiedenen Liegenschaften, die mehreren
verschiedenen Personen gehdren, sichergestellt, ist Gebuhrenpflicht fir jede einzelne zum
Pfand bestellte Liegenschaft gegeben, da jeder Eigentiimer seine Liegenschaft zum Pfand

bestellt.

904
Werden von einem Eigentiimer zwei oder mehrere Liegenschaften fir eine oder mehrere
Verbindlichkeiten einem Glaubiger in einer einzigen Urkunde zum Pfand bestellt

(Simultanhypothek), ist die Gebuhr nur einmal zu entrichten.
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Durch die Ausdehnung einer (Simultan-)Hypothek auf eine weitere Liegenschaft, wird eine
unter § 33 TP 18 GebG fallende Hypothek bestellt.
28.9.3. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

905

Bemessungsgrundlage fur die Gebihr nach § 33 TP 18 GebG ist der Wert der Verbindlichkeit.
Der Wert der Verbindlichkeit ist idR nach § 26 GebG zu bestimmen. Ist die Verbindlichkeit
unbestimmt und kann deren Betrag auch nicht anndhernd festgesetzt werden, bildet der
Wert der Hypothek (Wert des Pfandgegenstandes, das ist der Einheitswert der
Pfandliegenschaft) die Bemessungsgrundlage. Dabei sind im Range vorgehende Hypotheken

zu bertcksichtigen.
Bei Hochstbetrags-(Maximal-)Hypotheken bestimmt sich die Gebthr nach dem Hochstbetrag.

Wird die Hypothek auch fir Nebenverbindlichkeiten, zB Zinsen, Nebengeblhren, Kautionen,

eingeraumt, dann sind diese in die Bemessungsgrundlage einzubeziehen.

Die Gebuhr betragt 1% des Wertes der Verbindlichkeit, fir welche die Hypothek eingeraumt

wird bzw. des Hochstbetrages.

28.9.4. Entstehen der Gebuhrenschuld, Gebuhrenschuldner, Haftung

Die Hypothekarverschreibung ist ein einseitig verbindliches Rechtsgeschéaft. Zum Entstehen

der Gebuhrenschuld siehe Rz 446 ff.
Gebuhrenschuldner ist der Glaubiger (8 28 Abs. 1 Z 2 GebG; siehe Rz 599 ff).

Der Hypothekarschuldner haftet fur die Gebihr (8 30 GebG; siehe Rz 614 ff).

28.10. Kreditvertrage (8 33 TP 19 GebG)

28.10.1. Gegenstand der Gebuhr und Abgrenzung zu anderen
Vertragstypen

907

Beim Kreditvertrag handelt es sich um einen Vertragstyp sui generis, der im ABGB nicht
geregelt ist. Das Geblihrengesetz versteht unter einem Kreditvertrag ein zweiseitig
verbindliches Rechtsgeschéft, durch den sich der Kreditgeber verpflichtet, dem Kreditnehmer
auf dessen Verlangen einen bestimmten Geldbetrag zur Verfiigung zu stellen. Der
Leistungsverpflichtung des Kreditgebers steht die Riickzahlungs-, Zinsen- und

Provisionszahlungsverpflichtung des Kreditnehmers gegenuber.

908
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Der Kreditnehmer kann auf Grund des Kreditvertrages riickzahlbare, verzinsliche Geldmittel
des Kreditgebers vereinbarungsgemaf in Anspruch nehmen. Der Kreditvertrag ist ein
Konsensualvertrag; er kommt bereits mit der Leistungsvereinbarung und nicht erst mit
Erbringung der vereinbarten Leistungen zustande. Die Bezeichnung der Vereinbarung ist fir
die Entscheidung, welches Rechtsgeschaft nach dem Urkundeninhalt anzunehmen ist, ohne
Bedeutung (VwWGH 10.6.1991, 90/15/0129; siehe Rz 487).

Prolongationen (Vertragsverlangerungen) unterliegen grundsatzlich wiederum der Gebuhr
(siehe Rz 937 ff).

910

Die Aufstockung eines beurkundeten Kredites oder die Erhohung des beurkundeten
Kreditrahmens stellt gebihrenrechtlich im Umfang des Aufstockungsbetrages oder der
Erh6hung des Kreditrahmens den Abschluss eines neuen Kreditvertrages dar (siehe Rz 546
ff).

911

Wird ein Einmalkredit auf einen wiederholt ausnutzbaren Kredit bei demselben Kreditgeber
umgestellt, ist dieser nicht gebihrenpflichtig. Gebuhrenpflicht ist aber dann gegeben, wenn
eine Vereinbarung getroffen wird, die beim urspriinglichen Kredit als Nachtrag iSd 8§ 21 GebG

Gebuhrenpflicht auslésen wirde.

Beispiele:

Ein Einmalkredit mit einer Laufzeit von 5 Jahren wird im dritten Jahr fir die Restlaufzeit
aufr einen wiederholt ausnutzbaren Kredit (mit dem beim Einmalkredit aushaftenden
Betrag) umgestellt. Die Umstellung erfolgt geblihrentrei.

Ein Einmalkredit mit einer Laufzeit von 5 Jahren wird im dritten Jahr auf einen
wiederholt ausnutzbaren Kredit umgestellt und die Laufzeit verldngert oder der
Kreditrahmen im Vergleich zum beim Einmalkredit aushaftenden Betrag erhoht. Es
besteht Geblihrenpfiicht im Umfang der vereinbarten Verldngerung oder Erhdhung
gemdls § 21 GebG (zur Prolongation siehe Rz 937 ff).

Dies qilt auch fur die Umstellung eines wiederholt ausnutzbaren Kredits auf einen

Einmalkredit bei demselben Kreditgeber.

912

Beim Wechsel in der Person des Kreditnehmers (Kreditibernahme) wird ein neues
Kreditverhaltnis begrtindet. Ebenso wird durch den Beitritt zu einem bestehenden
Kreditvertrag ein neues Kreditverhaltnis begrindet, wenn der Beitretende aus dem

Kreditvertrag auch Rechte und nicht nur Pflichten erwirbt.

913

Der Kreditvertragsgebuhr unterliegen auch Kredite in auslandischer Wéahrung.
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914

Die Abgrenzung von Kreditvertragen zu anderen Rechtsgeschéaften hat nach rechtlichen und
nicht nach wirtschaftlichen Kriterien zu erfolgen. Demzufolge beruht nicht jeder Vorgang, der
wirtschaftlich eine Kreditierung (zB Kaufpreisstundung) darstellt, auf einem Kreditvertrag
(VwGH 21.5.1981, 81/15/0005 bis 0009).

915
Zum Cash-Pooling siehe Rz 790.

916

Keine Kreditvertrage sind:

= Darlehensvertrage (siehe Rz 784 ff); diese entstehen als Realkontrakte durch die
Hingabe der Sache und kénnen auch Uber andere Sachen als Geld abgeschlossen

werden;

= | ohn- und Gehaltsvorschiisse; sie stellen einen aus dem Dienstverhaltnis entstehenden

Vorgang dar und sind Vorwegzahlungen auf kiinftig entstehende Forderungen;

= Kontolberziehungen, die nicht vertraglich vereinbart sind und einfach geduldet werden

oder zu denen der Kontoinhaber formlos erméachtigt wird;

» einseitige Mitteilung tiber einen Uberziehungsrahmen auf einem Gehaltskonto oder iiber

einen Einkaufsrahmen auf einem Kreditkartenkonto;

= Haftungs- und Garantiekredite, auf Grund derer dem Kreditnehmer keine

Verfigungsmacht tber einen Geldbetrag eingeraumt wird;

= Diskontkreditvertrage, wenn sie auf Diskontierung von Warenwechsel beschrankt sind,

die vom Kunden auf dritte Personen gezogen sind;

= Akzeptkreditvertrage, soweit der Kunde verpflichtet ist, den Wechselbetrag dem

Kreditinstitut vor Falligkeit bereit zu stellen;

= Warenkredite; hiebei handelt es sich um Stundungen von Kaufpreisen; die Kreditierung
hat in diesen Féllen ihren Rechtsgrund in einem Kaufvertrag und nicht in einem

Kreditvertrag.
28.10.2. Factoring

917

Auf Grund des 8§ 33 TP 19 Abs. 3 Z 1 GebG stehen die im Rahmen des Factoringgeschéaftes
(81 Abs. 2 Z 12 KWG, nun 8 1 Abs. 1 Z 16 BWG) getroffenen Vereinbarungen tber die
Gewahrung eines Rahmens fir die Inanspruchnahme von Anzahlungen den Kreditvertragen

gleich.
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918
8 1 Abs. 1 Z 16 BWG enthélt eine Definition des Begriffes des Factoringgeschéftes.

Factoringgeschafte sind der Ankauf von Forderungen aus Warenlieferungen oder
Dienstleistungen, die Ubernahme des Risikos der Einbringlichkeit solcher Forderungen -
ausgenommen die Kreditversicherung - und im Zusammenhang damit der Einzug solcher

Forderungen.

919

Je nach seiner inhaltlichen Ausgestaltung hat der Factoringvertrag nur das Inkasso der
Forderung zum Gegenstand, sodass dem Glaubiger im Wesentlichen die Mahnung und
Eintreibung der Forderung abgenommen wird, oder aber der Factor bevorschusst die
Forderung bereits vor deren Falligkeit. Im ersten Fall kommt dem Factoring vor allem
Dienstleistungsfunktion, im zweiten Fall auch Finanzierungsfunktion zu (vgl. OGH 5.3.1980,
1 Ob 538/80). Factoringformen, welche keine Kreditfunktion erftllen (reines

Dienstleistungsfactoring), sind vom Tatbestand nach § 33 TP 19 Abs. 3 GebG nicht erfasst.

920

Liegt eine im Rahmen des Factoringgeschaftes getroffene Vereinbarung Uber die Gewahrung
eines Rahmens fir die Inanspruchnahme von Anzahlungen iSd § 33 TP 19 Abs. 3 Z 1 GebG
vor, so unterliegen Zessionen von Forderungen zur Erflllung eines solchen
Factoringvertrages nach Mal’gabe des 8 33 TP 21 Abs. 2 Z 3 GebG nicht der Zessionsgebuihr
(siehe Rz 1045).

28.10.3. Kreditauftragsvertrage

921

GemaR § 33 TP 19 Abs. 3 Z 2 GebG gelten Urkunden Uber Kreditvertrage, durch die der
Auftragnehmer verpflichtet wird, einem Dritten im eigenen Namen und auf eigene Rechnung
Kredit zu gewdhren, als Urkunden Uber den Kreditvertrag mit dem aus dem Kreditverhéltnis

Begtinstigten.

922

Ein Kreditauftrag ist der einer Person erteilte und von dieser angenommene Auftrag, im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung, aber auf Gefahr des Auftraggebers, einem Dritten
Kredit zu gewéahren. Im Kreditauftrag liegt ein Geschaftsbesorgungsverhaltnis, wofir die

sonst fir das Auftragsverhéltnis geltenden Vorschriften anzuwenden sind.

923
Das gebuhrenpflichtige Rechtsgeschéaft ist der Kreditvertrag, nicht aber der Kreditauftrag.

924
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Die Urkunde tber den Kreditauftragsvertrag ist die (Ersatz-)Urkunde Uber den in Ausfihrung
dieses Kreditauftrages mit dem aus dem Kreditverhaltnis Beglinstigten abgeschlossenen

Kreditvertrag.

925

Wird nach Errichtung einer gebihrenpflichtigen Urkunde Uber den Kreditauftragsvertrag
auch eine Urkunde tber den Kreditvertrag zwischen dem beauftragten Kreditgeber und dem
Kreditnehmer errichtet, so gilt § 25 Abs. 3 GebG (siehe Rz 581 f).

926

In § 33 TP 19 Abs. 3 Z 2 GebG ist nur die Rede von einem "Kreditauftrag“. Der Begriff
»Darlehensauftrag”“ kommt weder in der Literatur noch in der Judikatur vor. Auf Grund der
vom VfGH (vgl. VfGH 8.5.1980, G 1, 2 16 bis 25/80) ausgesprochenen Gleichbehandlung von
Kredit und Darlehen liegt daher bei Vorliegen eines "Darlehensauftragsvertrages*

Gebuhrenpflicht entsprechend einem Kreditauftrag vor.

28.10.4. Ersatzbeurkundung fur Gesellschafterkredite

927

Nach § 33 TP 19 Abs. 2 GebG sind die Bestimmungen des 8§ 33 TP 8 Abs. 4 GebG auf
Kreditvertrage von Gesellschaftern an ihre Gesellschaft sinngemal anzuwenden (siehe
Rz 795 ff).

928

Far die Abgrenzung zwischen Gesellschafterdarlehen und Gesellschafterkredit ist der
vereinbarte Rechtsgrund mafgeblich. Ist der Rechtsgrund aus den Aufzeichnungen nicht zu
entnehmen und ergibt er sich auch nicht auf Grund von Indizien, zB aus der Bezeichnung
und Einordnung der Konten im Kontenplan, kommt 8§ 17 Abs. 2 GebG zur Anwendung,
wonach im Zweifel der Tatbestand anzunehmen ist, der die Geblhr begriindet bzw. die
hdhere Gebuhr zur Folge hat. Gleiches gilt auch fir die Unterscheidung zwischen einem

Einmalkredit und einem wiederholt ausnutzbaren Kredit.

28.10.5. Bemessungsgrundlage und Gebiuhrensatz

929
Bemessungsgrundlage fir die Gebuihr nach § 33 TP 19 GebG ist bei einmal ausnutzbaren
Krediten der Nennbetrag der vereinbarten Kreditsumme und bei wiederholt ausnutzbaren

Krediten der Kreditrahmen.

930

Der Gebihrensatz betragt

= Dbei Einmalkrediten (ohne Rucksicht auf die Laufzeit) 0,8%
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= bei wiederholt ausnutzbaren Krediten mit einer vereinbarten Laufzeit bis zu 5 Jahren
0,8%,

= bei wiederholt ausnutzbaren Krediten mit einer Laufzeit Gber 5 Jahren 1,5%.

28.10.6. Entstehen der Gebuhrenschuld, Gebuhrenschuldner

931
Das Entstehen der Gebuhrenschuld richtet sich nach § 16 GebG (siehe Rz 446 ff).

Zur Errichtung einer Krediturkunde in einer fur das Entstehen der Gebuhrenschuld
malfgeblichen Weise gehdrt neben der Unterfertigung der Urkunde durch den Schuldner
oder den Glaubiger auch dessen Aushandigung an den anderen Vertragspartner oder die
Unterfertigung durch beide Vertragspartner iSd 8 16 Abs. 1 Z 1 GebG (siehe Rz 450 ff) oder
die Erfullung der Voraussetzungen des 8 16 Abs. 2 Z 2 GebG (siehe Rz 472 ff).

932

Beim Kreditauftrag sind Vertragspartner flr den Auftrag der Auftraggeber und der
Beauftragte. Die Urkunde hiertber gilt als Urkunde tber den Kreditvertrag zwischen
Beauftragten und dem Kreditnehmer. Die Geblhrenschuld fir die Urkunde tber den

Kreditauftrag entsteht gemaR § 16 GebG (siehe Rz 450 ff).

933

Die Gebuhrenschuld entsteht bei den im § 33 TP 19 Abs. 2 GebG bezeichneten Krediten
gemal’ 8 16 Abs. 6 GebG mit der Aufnahme in die Blicher und Aufzeichnungen (siehe

Rz 480 ff und Rz 795). Bei einer Uberweisung ist nicht der Uberweisungszeitpunkt, sondern

der Zeitpunkt der Verbuchung maligebend.

Die Ausfihrungen zu den Darlehensvertrdgen gelten sinngemaR (siehe Rz 816 ff).

934

Zu im Ausland unterfertigten Urkunden siehe Rz 812 ff.

935

Gebuhrenschuldner sind grundsatzlich die Vertragspartner (siehe Rz 596 ff).
Beim Kreditauftrag sind Gebuhrenschuldner der Beauftragte und der Kreditnehmer.

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz besteht bei den Ersatzbeurkundungen der

Gesellschafterkredite (siehe Rz 927, vgl. Rz 795 zum Gesellschafterdarlehen).

28.10.7. Gebuhrenbefreiungen
936

© Bundesministerium fir Finanzen 287 - 18



GebR GZ BMF-010206/0201-V1/5/2006

Die im § 33 TP 19 Abs. 4 GebG normierten Befreiungsbestimmungen gelten auch fir
Darlehensvertrdge. Umgekehrt gelten die Befreiungsbestimmungen fiir Faustpfand und

Lombarddarlehen nicht fir Kredite.
28.10.7.1. Prolongationen (8 33 TP 19 Abs. 4 Z 1 GebG)

937

Gebuhrenfrei gemafl § 33 TP 19 Abs. 4 Z 1 GebG sind Prolongationen von Kreditvertragen,
fir die eine Gebuhr zu entrichten war, bis zu einer Dauer des Kreditverhaltnisses von funf
Jahren; im Ubrigen bei wiederholten Prolongationen jene, bei denen nicht ein Vielfaches von

funf Jahren Uberschritten wird.

938

Unter Kreditprolongation ist die einvernehmliche Verlangerung eines auf bestimmte Zeit
begrenzten Vertragsverhaltnisses zu verstehen. Ein auf unbestimmte Laufzeit
abgeschlossenes Kreditverhaltnis kann hingegen nicht in seiner Laufzeit verlangert, sondern
nur prazisiert werden; ob es sich bei den Krediten um einmalige oder wiederholt ausnutzbare

Kredite handelt, ist unerheblich.

939
Die Gebuhrenpflicht flr Prolongationen ergibt sich aus § 21 GebG (siehe Rz 546 ff).

940

Voraussetzung fur die Gebuhrenfreiheit der Kreditprolongation ist, dass Uber den
Kreditvertrag bereits eine Urkunde in einer fir das Entstehen der Gebuhrenschuld
malfigeblichen Weise errichtet wurde. Dh., dass der Kreditvertrag entweder gebihrenpflichtig

oder zwar gebihrenbar, jedoch auf Grund einer Befreiungsbestimmung gebiihrenbefreit war.

941

Wird ein - urspriinglich - gebihrenbefreiter Kredit verlangert und treffen im Zeitpunkt der
Prolongation die Voraussetzungen fur die sachliche Gebuhrenbefreiung auch auf die
Prolongation zu, so sind auch derartige Prolongationen gebiihrenbefreit, anderenfalls ist die

Prolongation gebtihrenpflichtig.

942

Ob eine die Gebuhrenpflicht auslésende Neubegriindung eines Kreditverhaltnisses vorliegt
oder eine - geblUhrenfreie - Prolongation, ergibt sich daraus, ob die in Rede stehende
"Prolongation” zu einem zeitlich unmittelbar anschlie@enden und inhaltlich identen,
insgesamt somit die Kontinuitdt zum "urspriinglichen"” Kreditverhaltnis wahrenden

Kreditverhaltnis fuhrt.

943
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Werden vor Falligkeit des Kredites Verhandlungen - auch mundlich - zur Prolongation
eingeleitet, und wird die Beurkundung der Prolongation innerhalb von drei Monaten nach
Ablauf der zuletzt schriftlich vereinbarten Kreditvertragslaufzeit vorgenommen, steht dies der
Anwendung der Befreiungsbestimmung nicht entgegen (VWGH 24.6.1991, 90/15/0159). Wird
hingegen wahrend der Laufzeit des Kreditvertrages miindlich die Verlangerung des
Kreditvertrages vereinbart, eine (rechtsbezeugende) Urkunde jedoch erst nach Ende der
urspriinglichen Laufzeit errichtet, ist der Zeitraum zwischen Prolongationsvereinbarung und

Beurkundung fur die Gebiihrenbefreiung nicht beachtlich.

944

Bei Darlehen und bei einmal ausnutzbaren Krediten fallt weder fur Stundungen von
Rickzahlungsraten noch fiir Laufzeitverlangerungen, die sich aus der Herabsetzung der
Rickzahlungsraten ergeben, eine neuerliche Gebuihr an, weil kein zuséatzlicher Geldbetrag
eingerdaumt wird und bei Stundungen grundsatzlich die Falligkeit des Darlehens oder des
Kredites nicht aufgehoben wird. Wird hingegen die Falligkeit Giber die vereinbarte Laufzeit

hinausgeschoben, liegt eine Prolongation vor.

945

Im Falle eines Parteiwechsels mit Gesamtrechtsnachfolge ist davon auszugehen, dass der
Gesamtrechtsnachfolger in die Rechte und Pflichten des Vorgangers eintritt; fur die
Fristberechnung ist beim Gesamtrechtsnachfolger von den Verhaltnissen des von seinem

Vorgénger abgeschlossenen Vertrages auszugehen.

946
Die Vertragsubernahme hingegen ist einer Neubegriindung des Kreditverhéltnisses

gleichgestellit.
28.10.7.1.1. Einmalkredite
947

Prolongationen von Kreditvertragen mit einer Laufzeit von weniger als funf Jahren sind bis zu

einer Gesamtlaufzeit von funf Jahren nicht gebuhrenpflichtig.

948

Jede Prolongation mit der erstmals die Gesamtlaufzeit von 5 Jahren Uberschritten wird, ist
gebihrenpflichtig. Bemessungsgrundlage ist jener Betrag, der im Zeitpunkt der
Uberschreitung der Gesamtlaufzeit von 5 Jahren aushaftet. Bemessungsgrundlage ist hierbei

nur das Kapital, die Zinsen und allfallige Nebengebihren bleiben auler Ansatz.

949
Jede weitere Prolongation, mit der ein Vielfaches von 5-Jahren (zB 10, 15, 20 Jahre)

Uberschritten wird, ist ebenfalls gebihrenpflichtig. Bemessungsgrundlage ist hierbei jener
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Kapitalbetrag, der im Zeitpunkt des Uberschreitens des fur das Entstehen der

Gebuhrenschuld maf3geblichen Vielfachen von 5 Jahren aushaftet.

Beispiel:
Kreditvertrag abgeschlossen mit 1.3.2000, vereinbarte Laufzeit 3 Jahre
Der Kredijtvertrag ist geblihrenpfiichtig mit 0,8%.

Prolongation um 1 Jahr ist gebiihrenfrei, weil die Gesamtlaufzeit von 5 Jahren noch
nicht dberschritten wurde.

Weitere Prolongation um 2 Jahre. Diese ist gebiihrenpfiichtig mit 0,8%, weil die
Gesamtlaufzeit von 5 Jahren erstmals tberschritten wird. Bemessungsgrundlage ist
Jener Betrag der zum 1.3.2005 aushaftet.

Weitere Prolongation um 3 Jahre. Diese ist wiederum befreit, weil durch diese
Prolongation nicht ein Vielfaches von 5 Jahren lberschritten wird.

Der Kredit wird nochmals um 4 Jahre prolongiert. Diese Prolongation ist
gebiihrenpfiichtig mit 0,8%, weil ein Vielfaches von 5 Jahren (10 Jahre) tiberschritten
wird. Bemessungsgrundlage ist jener Betrag, der zum 1.3.2010 aushatftet.

Beispiel:
Kreditvertrag abgeschlossen mit 1.5.2000, vereinbarte Laufzeit 4 Jahre.
Der Kredit ist geblihrenpfiichtig mit 0,8%.

Prolongation um 12 Jahre ist geblihirenpfiichtig mit 0,8%, weil die Gesamtlaufzeft von 5
Jahren erstmals tiberschritten wird. Bemessungsgrundlage ist jener Betrag, der am
1.5.2005 aushaftet.

Beispiel:
Kreditvertrag abgeschlossen mit 1.7.2000, vereinbarte Laufzeit 7 Jahre.
Dieser ist gebdiihrenpfiichtig mit 0,8% von der Kreditsumme.

Prolongation um 2 Jahre ist geblihrenpfiichtig, weil es sich nicht um eine wiederholte,
sondern um die erstmalige Verldngerung eines zundchst auf mehr als 5 Jahre
abgeschlossenen Kreditvertrages handelt. Bemessungsgrundlage ist jener Betrag, der
am 1.7.2007 (Ende der ursprtinglichen Laufzeit) aushaftet.

Weitere Prolongation um 4 Jahre ist gebiihrenpfiichtig mit 0,8%, weil ein Vielfaches
von 5 Jahren (10 Jahre) tiberschritten wird.

950

Wird ein einmal ausnutzbarer Kredit vor Ablauf der Laufzeit gleichzeitig prolongiert und
aufgestockt, so besteht einerseits Gebuhrenpflicht fur den Aufstockungsbetrag (siehe

Rz 910), andererseits muss bei Ermittlung der Bemessungsgrundlage fir die Prolongation
bertcksichtigt werden, dass bei der Kredittiigung nunmehr bei der Tilgungsrate ein Teil auf

den alten und ein Teil auf den neuen Kredit entfallt.

Wird also mit dieser Prolongation erstmals der Funfjahresstichtag Uberschritten oder bei
wiederholten Prolongationen ein Vielfaches von funf Jahren, dann ist Bemessungsgrundlage
der auf den alten Kreditvertrag entfallende Betrag, der an diesem Stichtag offen ist. Wird

jedoch ein Vertrag mit einer urspringlichen Laufzeit von mehr als funf Jahren erstmalig
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prolongiert, dann ist Bemessungsgrundlage jener anteilige Betrag, der am urspringlichen

Laufzeitende noch aushaftet.

Die Bemessungsgrundlage ist durch folgende Proportion festzustellen:

Stand des urspringlichen
Kredites im Zeitpunkt der
Aufstockung

aufgestockte
Kreditsumme

Kapitalrest am mafgeblichen
gebuhrenrechtl. Stichtag

Beispiel:

Einmalkredit tber 1 Million mit vereinbarter Laufzeit von mehr als finf Jahren wird
zugezahit (0,8%). Bei Aushaften von 960.000,00 erfolgt eine Aufstockung um
500.000,00 auf 1,460.000,00 und gleichzeitig eine Verldngerung. Bel Ablauf der
ursprtinglichen Kreditdauer haftet - aus dem Tilgungsplan ersichtilich - ein Betrag von
400.000,00, der beide Kredjte umfasst, aus.

Proportion. 1,460.000,00 : 960.000,00 = 400.000,00 : x

x = 263.013,00, das ist der Kapitalanteil vom urspriinglichen Kredit, der lber die
urspriingliche Laufzeit hinausgeht und die Bemessungsgrundlage fir die
Prolongationsgeblihr darstellt.

28.10.7.1.2. Wiederholt ausnutzbare Kredite
951

Prolongationen von wiederholt ausnutzbaren Kreditvertragen mit einer Laufzeit von weniger

als funf Jahren sind bis zu einer Gesamtlaufzeit von fiinf Jahren nicht gebihrenpflichtig.

Jede Prolongation mit der erstmals die Gesamtlaufzeit von 5 Jahren Uberschritten wird, ist

gebihrenpflichtig.

Jede weitere Prolongation mit der ein Vielfaches von 5-Jahren (zB 10, 15, 20 Jahre)

Uberschritten wird, ist ebenfalls gebihrenpflichtig.

952
Betragt die Dauer der Verlangerung hdchstens 5 Jahre, ist der Gebiihrensatz von 0,8%,

betragt die Verlangerung mehr als 5 Jahre, ist der Gebihrensatz von 1,5% anzuwenden.

Bemessungsgrundlage ist jener Kreditrahmen, der nach der Verlangerungsvereinbarung im
Zeitpunkt des Uberschreitens der Laufzeit von 5 Jahren oder eines Vielfachen von 5 Jahren

dem Kreditnehmer zur Verfiigung gestellt wird.

Beispiel:
Kreditvertrag abgeschlossen mit 1.3.2000, vereinbarte Laufzeit 3 Jahre
Der Kreditvertrag ist gebtihrenpflichtig mit 0,8%.

Prolongation um 1 Jahr ist gebiihrenfrei, weil die Gesamtlaufzeit von 5 Jahren noch
nicht tberschritten wurde.

Weitere Prolongation um 2 Jahre. Diese ist geblihrenpfiichtig mit 0,8%, weil die
Gesamtlaufzeit von 5 Jahren erstmals lberschritten wird. Bemessungsgrundlage ist
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Jener Kreditrahmen, der nach der Verldngerungsvereinbarung zum 1.3.2005 dem
Kreditnehmer zur Verfigung gestellt wird.

Weitere Prolongation um 3 Jahre. Diese ist wiederum befreit, weil durch diese
Prolongation nicht ein Vielfaches von 5 Jahren tiberschritten wird.

Der Kredit wird nochmals um 4 Jahre prolongiert. Diese Prolongation ist
gebiihrenpfiichtig mit 0,8%, weil ein Vielfaches von 5 Jahren (iberschritten wird, die
Verldngerung aber 5 Jahre nicht lberschreitet. Bemessungsgrundlage ist jener
Kreditrahmen, der nach der nunmehrigen Verldngerungsvereinbarung dem
Kreditnehmer zum 1.3.2010 zur Verfligung gestellt wird.

Beispiel:
Kreditvertrag abgeschlossen mit 1.5.2000, vereinbarte Laufzeit 4 Jahre.
Der Kredit ist gebiihrenpfiichtig mit 0,8%.

Prolongation um 12 Jahre ist geblhrenpfiichtig mit 1,5%, weil die Gesamtlaufzeit von 5
Jahren erstmals tberschritten wird und die Verldangerung mehr als 5 Jahre betrdgt.
Bemessungsgrundlage ist jener Kreditrahmen, der nach der
Verldngerungsvereinbarung zum 1.5.2005 dem Kreditnehmer zur Verfiigung gestellt
wird.

Bei wiederholt ausnutzbaren Krediten sind bei Aufstockung und gleichzeitiger Prolongation

die Rechtsgeschéfte jeweils gesondert zu beurteilen.

28.10.7.2. Kredite an Kreditinstitute, Oesterreichische Nationalbank und
Bausparkassen (8 33 TP 19 Abs. 4 Z 2 GebG)

954

Gebuhrenfrei sind nach § 33 TP 19 Abs. 4 Z 2 GebG Vertrage Uber Kredite an Kreditinstitute,
die zum Kreditgeschaft (8§ 1 Abs. 2 Z 3 KWG, nunmehr § 1 Abs. 1 Z 3 BWG) berechtigt sind

oder gebuhrenpflichtige Kredite gemar § 33 TP 19 Abs. 3 GebG gewahren und Vertrage tber

Kredite an die Oesterreichische Nationalbank und an Bausparkassen.

955

Ein Kreditinstitut ist gemal § 1 Abs. 1 BWG, wer auf Grund der 88 4 oder 103 Z 5 BWG oder

besonderer bundesgesetzlicher Regelungen berechtigt ist, Bankgeschafte zu betreiben.

956

Als Kreditinstitut gelten auch auslandische Kreditinstitute, sofern diese nach auslandischem

Recht zur Austubung von Bankgeschéaften befugt sind.

957

Der Verwendungszweck des eingerdumten Kredites ist ohne Bedeutung.

958

Von der Gebtuihrenbefreiung ausgenommen sind Vertrage tber Kredite zur Schaffung von

Erganzungskapital iSd BWG in der jeweils geltenden Fassung.
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28.10.7.3. Kredite von Kreditinstituten oder der Oesterreichischen Nationalbank
(8 33 TP 19 Abs. 4 Z 3 GebG)

959

Gebuhrenfrei sind nach 8§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 3 GebG Kredite von Kreditinstituten und der
Oesterreichischen Nationalbank an Kreditnehmer, die im Inland weder einen Wohnsitz

(gewdhnlichen Aufenthalt) noch ihre Geschéftsleitung oder ihren Sitz haben.

Zum Begriff Kreditinstitut siehe Rz 954 ff.

961
Beim Kreditnehmer muss es sich um eine Person handeln, die im Inland weder einen

Wohnsitz (gewdhnlichen Aufenthalt) noch ihre Geschéftsleitung oder ihren Sitz hat.

Die Begriffe Wohnsitz und gewoéhnlicher Aufenthalt beziehen sich auf nattrliche Personen.
Die Begriffe Geschéftsleitung und Sitz beziehen sich auf Personenvereinigungen und
juristische Personen. Diese Begriffe sind nach den Definitionen der 88 26, 27 BAO zu
bestimmen (vgl. EStR 2000 Rz 21 ff; KStR 2001 Rz 4 ff).

28.10.7.4. Exportkredite (8§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 und 5 GebG)

962

Gebuhrenfrei sind Kreditvertrdge zur Finanzierung von Rechtsgeschéaften oder Rechten,
soweit dafir der Bundesminister fir Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach dem

Ausfuhrférderungsgesetz 1981 tibernommen hat (8 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 GebG).

963

Far die Gebuhrenbefreiung gemaR 8 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 GebG ist die Haftungstbernahme
durch den Bund Voraussetzung. Diese erfolgt entweder in Form einer Garantie geman

§ 880a ABGB (Erfolgszusage) oder in Form einer Wechselblrgschaft (vgl. 8§ 1

Ausfuhrférderungsverordnung 1981).

964

Im Rahmen der Ausfuhrférderung gibt es sowohl die Ubernahme von Haftungen fiir
Exportgeschéfte (8 1 Abs. 1 Z 1 Ausfuhrforderungsgesetz 1981) als auch fur Kredite und
Darlehen (8 1 Abs. 1 Z 2 Ausfuhrférderungsgesetz 1981). Mit der in 8 33 TP 19 Abs. 4

Z 4 GebG begunstigten Finanzierung von Rechten ist die Finanzierung von Beteiligungen (8 1

Abs. 1 Z 5 Ausfuhrférderungsgesetz 1981) gemeint.
965

Die GebUhrenbefreiung gilt nur, soweit eine Haftung des Bundes tlbernommen wird. Der

Kreditvertrag konnte daher teilweise gebuhrenfrei und teilweise gebuhrenpflichtig sein.
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Voraussetzung fur die Geblhrenbefreiung gemaR § 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 GebG ist, dass die

Ubernahme der Haftung durch den Bund bereits im Zeitpunkt der méglichen Entstehung der

Gebuhrenschuld vorliegt. Werden Ausfuhrgeschafte von einem Kreditinstitut bis zur
Ubernahme der Haftung durch den Bund vorfinanziert, so ist der diesbeziigliche

Kreditvertrag, wenn er beurkundet ist, gebUhrenpflichtig.

967

Gebuhrenfrei sind weiters Vertrage Gber Kredite, die aus Mitteln der Exportfonds-Gesellschaft

mit beschrénkter Haftung refinanziert werden (8§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 5 GebG).

968
Die Exportfonds-Gesellschaft mit beschrankter Haftung ist ein Sonderkreditinstitut, mit dem
Ziel der Forderung des Osterreichischen Exportes, deren Alleingesellschafter die Republik

Osterreich ist.

28.10.7.5. ERP-Kredite (8§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 6 GebG)
Kredite aus Mitteln des ERP-Fonds (Eigenblock, Nationalbankblock) sind gebuhrenfrei (8 33
TP 19 Abs. 4 Z 6 GebG).

970

Gemal § 1 Abs. 2 ERP-Fonds-Gesetz hat der ERP-Fonds die Aufgabe, den Ausbau, die
Rationalisierung und die Produktivitat der dsterreichischen Wirtschaft, insbesondere durch
Unterstitzung und Anregung der produktiven Tatigkeit und des Warenaustausches zu
férdern und dadurch auch zur Erhaltung der Vollbeschaftigung und zur Erhéhung des

Sozialproduktes unter Bedachtnahme auf die Stabilitéat des Geldwertes beizutragen.

971

Die Trennung der Mittel aus der amerikanischen ERP-Hilfe (European Recovery Program) in
den Nationalbankblock und den Eigenblock ist historisch bedingt und bedeutet in der Praxis
nur, dass die Mittel des Nationalbankblockes ausschliefZlich flir Kreditgewahrungen an
Industrie, Gewerbe und Energiewirtschaft verwendet werden, wahrend die Mittel des

Eigenblockes flr alle sonstigen Kredite und Leistungen des ERP-Fonds eingesetzt werden.

972
Auch Uber die Mittel des Nationalbankblockes hat der ERP-Fonds (mit eigener

Rechtspersonlichkeit), der im Eigentum des Bundes steht, das Verfligungsrecht.
28.10.7.6. Bausparkredite (8§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 8 GebG)
973
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Vertrage sowohl Gber Kredite als auch Darlehen von Bausparkassen an ihre Bausparer sind

gebihrenfrei.

974

Bausparkassen sind gemal? § 1 Abs. 1 Bausparkassengesetz Kreditinstitute, die auf Grund
einer Konzession nach dem BWG berechtigt sind, Einlagen von Bausparern
(Bauspareinlagen) entgegenzunehmen und aus den angesammelten Betrdgen den

Bausparern Gelddarlehen (Bauspardarlehen) zu gewahren.

Als Bausparkassen gelten auch auslandische Kreditinstitute, sofern diese nach auslandischem
Recht zur Entgegennahme von Bauspareinlagen und zur Gewéahrung von Bauspardarlehen
befugt sind (siehe auch Rz 956).

975
Bausparer ist gemal § 1 Abs. 2 Bausparkassengesetz, wer mit einer Bausparkasse einen
Vertrag schlief3t, durch den er nach Leistung von Bauspareinlagen einen Rechtsanspruch auf

Gewahrung eines Bauspardarlehens erwirbt (=Bausparvertrag).

976
Nach der gegenstandlichen Gesetzesstelle sind samtliche Kredite - auch die Zwischenkredite

von den Bausparkassen - gebihrenfrei.

28.10.7.7. Kredite fur gefoérderte Bauvorhaben (8 33 TP 19 Abs. 4 Z 9 GebG)
977

GemaR § 33 TP 8 Abs. 2 Z 3 in Verbindung mit § 33 TP 19 Abs. 4 Z 9 GebG sind
Darlehensvertrage und Kreditvertrage gebuhrenfrei, die nach dem behdérdlich oder von
einem Landeswohnbaufonds genehmigten Finanzierungsplan zur Finanzierung eines
Bauvorhabens erforderlich sind, das nach den landesgesetzlichen Vorschriften tber die

Foérderung des Wohnbaues und der Wohnhaussanierung geférdert wird.

Die Befreiungsbestimmung ist nur auf Darlehens- oder Kreditvertrage zur Finanzierung eines
Bauvorhabens anwendbar, nicht jedoch auf solche, die zur Finanzierung eines Ankaufes
eines bereits fertig gestellten Wohnobjektes gewahrt werden.

978

Auf die Art und Hohe der nach landesgesetzlichen Vorschriften tber die Wohnbauférderung
gewahrten Férderung kommt es nicht an. Bei Férderung auch nur eines Anteiles der
anerkannten Gesamtkosten sind Darlehen und Kredite, die zur Finanzierung der gesamten
anerkannten Kosten erforderlich sind, bei Zutreffen der sonstigen Voraussetzungen

gebihrenfrei.

979
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Voraussetzung fur die Gebuhrenbefreiung ist ein in dem fiir die Entstehung der
Gebuhrenschuld maligeblichen Zeitpunkt genehmigter Finanzierungsplan. Dabei genugt es
nicht, dass im mafRgeblichen Zeitpunkt bloR ein Versprechen Uber die Férderung vorliegt,
sondern es bedarf insofern auch der formalen Entscheidung dariber. Liegt eine solche

Genehmigung in diesem Zeitpunkt nicht vor, so entsteht die Gebuhrenschuld.

980
Es kann nur der Teil eines Darlehens oder Kredites befreit sein, der zum Zeitpunkt des
Entstehens der Gebuhrenschuld im genehmigten Finanzierungsplan aufscheint, der

Ubersteigende Teilbetrag unterliegt der Gebuhr.

981
Weitere Voraussetzung fiir die Gebuhrenbefreiung ist, dass die Nutzflache iSd

Wohnbauférderungsgesetzes 1984 150 m? je Wohnung nicht tiberschreitet.

982
Bei diesen Abgabenbefreiungen handelt es sich um Objektférderungen. Das Gesetz stellt auf
das "Bauvorhaben® ab. Es ist somit nicht befreiungsschadlich, wenn Darlehensnehmer zB

auch der Ehegatte der Forderungswerberin ist.

983
Nach dem letzten Halbsatz des § 33 TP 19 Abs. 4 Z 9 GebG tritt Gebihrenpflicht ein, sobald

die Voraussetzungen fur die Befreiung nachtraglich wegfallen.

984

Sind die geférderten Gesamtbaukosten laut Endabrechnung geringer als die laut Zusicherung
gefoérderten Gesamtbaukosten, so ist der Differenzbetrag zu vergebihren, wenn der ganze
zugesicherte Darlehens-/Kreditbetrag vor Vorlage der Endabrechnung in Anspruch
genommen wurde. Wird der Differenzbetrag hingegen unmittelbar nach Vorlage der
Endabrechnung seitens des Darlehens-/Kredithehmers rickgefihrt, so entfallt die

Verpflichtung zur Nachvergebihrung.
28.10.7.8. Umschuldungen

985

§ 33 TP 19 Abs. 5 GebG sieht vor, dass bei Umschuldung eines Kreditvertrages der mit dem
neuen Kreditgeber abgeschlossene und beurkundete Kreditvertrag als Zusatz oder Nachtrag
iSd 8 21 GebG zum urspriinglichen Rechtsgeschaft anzusehen und dementsprechend
gebiihrenrechtlich zu behandeln ist. Die Fiktion des § 21 GebG bewirkt, dass das Anderungs-
oder Verlangerungsgeschaft nicht zur Ganze sondern nur .,im Umfang der vereinbarten

Anderung oder Verlangerung als selbstandiges Rechtsgeschéaft gebuhrenpflichtig” ist. Geman
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§ 33 TP 8 Abs. 5 GebG ist diese Bestimmung bei Umschuldungen von Darlehensvertragen

sinngemafl anzuwenden.

986

Die Begtinstigung fur Umschuldungsmafnahmen setzt voraus:

Uber das urspriingliche Rechtsgeschaft muss bereits eine in einer fiir das Entstehen der

Gebuhrenschuld maf3geblichen Weise errichtete Urkunde vorliegen (siehe Rz 528).

Der neue Kreditvertrag muss mit einem anderen als dem bisherigen Kreditgeber

abgeschlossen werden.

Aufhebung des urspringlichen Kreditverhaltnisses sowie Riickzahlung der Kreditsumme
mussen innerhalb eines Monats ab Beurkundung des neuen Kreditvertrages erfolgen. Als
aufgehoben gilt jeder Einmalkreditvertrag und Darlehensvertrag, bei dem im Zuge einer
Umschuldung die Kredit-/Darlehenssumme zurtickgezahlt worden ist; beim wiederholt
ausnutzbaren Kredit muss (durch Kundigung oder Auflésungsvereinbarung) bewirkt
werden, dass das Recht zu Wiederausniitzung erlischt. Eine Aufhebung liegt auch bei
Umschuldung durch Einldsung geman § 1422 ABGB und bei Umschuldung durch

Vertragstbernahme vor.

Die Urkunde tber den mit einem anderen Kreditgeber abgeschlossenen neuen

Kreditvertrag muss einen Vermerk tber die Umschuldung enthalten.

Die Begtinstigung kann nur dann zum Tragen kommen, wenn ldentitat der Kredit- oder
Darlehensnehmer des urspriinglichen und des neuen Rechtsgeschéftes vorliegt. Die
Identitdt ist auch im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge gegeben. Scheinen nicht alle
Kredit- oder Darlehensnehmer des urspriinglichen Rechtsgeschéaftes auch im neuen
Rechtsgeschéft als Kredit- oder Darlehensnehmer auf, so steht die Befreiung trotzdem

ZU.

987

Die Umschuldung eines Bausparkredites (Bauspardarlehens) ist bei Vorliegen der sonstigen

Voraussetzungen gebiihrenbefreit, sofern im Zuge der Umschuldung keine Anderung des

Verwendungszweckes eintritt.

088
Unter die Umschuldungsbegtinstigung fallt auch der Tatbestand der Umschuldung eines
Darlehensvertrages auf einen Einmalkreditvertrag (VWGH 24.6.1991, 90/15/0162).

Wird ein Einmalkredit umgeschuldet, tritt die Beglnstigung insoweit nicht ein, als die

Kreditsumme des neuen Kredites den im Zeitpunkt der Umschuldung aushaftenden

(niedriger als urspringlich gewahrten) Betrag — nicht etwa die Kreditsumme des
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urspriinglichen Kredites — Ubersteigt. Ist der aushaftende Betrag jedoch hdher (zB durch
Barvorlage, dh. eine nicht beurkundete Kredit- oder Darlehensvereinbarung) als der
urspriinglich gewahrte und beurkundete Betrag, ist die Differenz zum noch aushaftenden

Betrag des seinerzeit beurkundeten Kreditvertrages nicht begunstigt.

Beispiele:

Ein Einmalkredit in Héhe von 100 wird mit 20 getilgt. Der aushaftende Betrag von 80
wird umgeschuldet. Die Umschuldung ist gebiihrenfrel. Wird der neue Kredit hingegen
in Hohe von 150 eingerdumt, ist die Umschuldung im Ausmal$ von 70
geblihrenpfiichtig.

Ein Einmalkredit in Hohe von 100 wird mit 20 getilgt. Nach 2 Jahren wird dieser Kredit
adurch eine nicht beurkundete Barvorlage um 30 aufgestockt. Der aushaftende Betrag
von 110 wird umgeschuldet. Die Umschuldung ist im Ausmal3 von 80 geblihrenirel, im
Ausmald von 30 (Differenz zwischen 80 und 110) gebiihrenpfiichtig.

989
Wird bei einem wiederholt ausnutzbaren Kredit durch den neuen Kreditgeber ein héherer
Rahmen eingeraumt, ist hinsichtlich der Differenz zwischen dem alten und dem neu

eingeraumten Kreditrahmen keine Begunstigung gegeben.

Wird durch den neuen Kreditvertrag die Gesamtlaufzeit verlangert, ist der Abschluss des
neuen Kreditvertrages als Prolongation des alten Kreditvertrages zu behandeln (siehe Rz 937
ff).

Wird ein Einmalkredit in einen wiederholt ausnutzbaren Kredit auf einen neuen Kreditgeber
umgeschuldet, ist die Befreiung fir Umschuldungen nicht anwendbar, sondern der neue

wiederholt ausnutzbare Kredit ist gebuhrenpflichtig.

Die Umschuldung eines wiederholt ausnutzbaren Kredits auf einen Einmalkredit beim neuen
Kreditgeber ist insoweit gebuhrenfrei, als die Kreditsumme des Einmalkredites, den im

Zeitpunkt der Umschuldung ausnutzbaren Kreditrahmen nicht Gbersteigt.
991

Die gebuhrenrechtliche Beglinstigung von UmschuldungsmaflRnahmen kann zB nicht

angewendet werden, wenn

= der umzuschuldende Kreditvertrag schon vor Beurkundung des neuen Kreditvertrages —
zB durch Kindigung, einvernehmliche Auflésung oder Zeitablauf — aufgehoben ist,
unabhéangig davon, ob die Verbindlichkeit zum Zeitpunkt der Vertragserrichtung des

neuen Kreditvertrages noch besteht (VWGH 24.6.1991, 90/15/0161),

= die Rickzahlung der Kreditsumme schon vor Beurkundung des neuen Kredites erfolgt,
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= die Riickzahlung der Kreditsumme erst spater als ein Monat nach Beurkundung des

neuen Kreditvertrages erfolgt,

= (ber das umzuschuldende Rechtsgeschéft keine gebihrenrechtlich relevante Urkunde
vorliegt, da zB das gewahrte Rechtsgeschéaft nur mundlich vereinbart wurde oder vor
Errichtung des neuen Vertrages mittels privativer Schuldiibernahme, die keiner Gebihr
unterliegt, ein Dritter lediglich die Verpflichtung zur Riickzahlung der Darlehens- oder

Kreditvaluta zuziiglich Nebenkosten ibernommen hat,

= eine teilweise Umschuldung erfolgt, weil Tatbestandsmerkmal der Beglinstigung die
Aufhebung des alten Kreditvertrages und die Riickzahlung der Kreditsumme sind, bei der
Teilumschuldung aber der ,alte” Kreditvertrag — wenn auch unter teilweiser Aufhebung
der Verbindlichkeit des Schuldners — aufrecht bleibt (VWGH 16.9.1991, 90/15/0054).

992

Die anléasslich der Umschuldung errichteten Urkunden Gber Sicherungs- und
Erfullungsgeschafte mit dem neuen Kreditgeber sind unter den Voraussetzungen des
§ 20 Z 5 GebG gebihrenfrei (siehe Rz 524).

28.11. Vergleiche (aul3ergerichtliche) (8 33 TP 20 GebG)

28.11.1. Gegenstand der Gebuhr
993

Der Gebuhr unterliegen ausschlieBlich auBergerichtliche Vergleiche. Ein Vergleich ist iSd

§ 1380 ABGB ein Neuerungsvertrag, durch den streitige oder zweifelhafte Rechte dergestalt
bestimmt werden, dass jede Partei sich wechselseitig etwas zu geben, zu tun oder zu
unterlassen verbindet. Es handelt sich um einen Feststellungsvertrag mit "Klarstellungs- und
Streitvorbeugungsfunktion”, der unter beiderseitigem Nachgeben zustande kommt und
womit bisher strittige oder zweifelhafte Rechte oder Rechtsgeschéafte bereinigt werden
(VwWGH 11.9.1987, 86/15/0121). Das Nachgeben in nur einem von mehreren Punkten gentigt
(VwWGH 25.11.1999, 99/16/0021). Der Vergleich ist ein zweiseitig verbindliches, entgeltliches
Rechtsgeschaft.

994

Strittig ist ein Recht, wenn sich die Parteien nicht einigen kdnnen, ob und in welchem
Umfang es entstanden ist oder noch besteht. Zweifelhaft ist ein Recht dem Grunde oder der
Hohe nach, wenn die Parteien sich Gber Bestand, Inhalt, Umfang oder auch Uber dessen

(sichere) Verwirklichung oder Erldschen nicht im Klaren sind.

995
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Insbesondere eine Vertragsformulierung, wonach "samtliche wie immer gearteten
gegenseitigen Forderungen und Verbindlichkeiten endgtltig bereinigt und verglichen" sein

sollen, lasst den Vergleichscharakter eines Rechtsgeschaftes erkennen. Dazu zéhlen zB:

= noch vor der EheschlieBung (auch wahrend der Ehe) zB in Ehepakten getroffene
Vereinbarungen uber die Regelung der Vermdgens- und Unterhaltsverhaltnisse im Falle
der Auflésung der Ehe (VWGH 18.12.1995, 95/16/0135; VWGH 1.9.1999, 99/16/0051)

= aullergerichtliche Vereinbarungen (Scheidungsfolgenvereinbarung) gemai 8 55a Abs. 2
EheG (VWGH 28.9.2000, 2000/16/0332)

= Abfindungsvertrage zwischen einer Gesellschaft und ausgeschiedenem Gesellschafter,
wenn zugleich zweifelhafte Anspriiche umfassend bereinigt werden (VwGH 9.11.2000,
2000/16/0348).

Kein Vergleich liegt zB vor bei:

» Regelung/Festlegung nicht oder nicht mehr strittiger Rechte (VwGH 11.3.1982,
81/15/0070);

= einseitiger Anerkennung einer Forderung;

= Erlass einer unstreitigen oder unzweifelhaften Schuld.

997
Nicht Gegenstand der Gebuhr sind zufolge § 15 Abs. 3 GebG (siehe Rz 442 ff) in
auBergerichtlichen Vergleichen verwirklichte Tatbestdnde nach den Verkehrsteuergesetzen,

die der jeweiligen Verkehrsteuer (zB der Grunderwerbsteuer) unterliegen.

28.11.2. Abgrenzung zu gerichtlichem Vergleich, zum Anerkenntnis und

gebuhrenpflichtiges Rechtsgeschaft in gerichtlichem Vergleich

28.11.2.1. Gerichtlicher Vergleich

998

Gerichtliche Vergleiche sind solche, die vor Gerichten der staatlichen Gerichtsorganisationen

—auch in einem auRerstreitigen Verfahren — geschlossen werden (zB pratorischer Vergleich;

VwWGH 18.11.1993, 93/16/0014). Nicht dazu zahlen zB Vergleiche vor Schiedsgerichten, etwa

der Kammern.

Wird im Vorfeld oder nach dem gerichtlichen Vergleich ein auBergerichtlicher Vergleich
beurkundet, unterliegt dieser der Rechtsgebuihr selbst dann, wenn inhaltliche Gleichheit
gegeben ist (VWGH 26.6.1996, 93/16/0077).
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28.11.2.2. Anerkenntnis und Verzicht

Anerkenntnis und Verzicht unterliegen nicht der Gebtihr, da die Einigung der Parteien nicht
durch beiderseitiges Nachgeben erfolgt (VwWGH 19.6.1989, 88/15/0167), sondern nur eine
Partei von ihrem Rechtsstandpunkt abgeht und sich dem der Gegenpartei vollstéandig

unterwirft.

28.11.2.3. Aufnahme eines Rechtsgeschéftes in einen gerichtlichen Vergleich
Die Aufnahme eines Rechtsgeschéftes in einen gerichtlichen Vergleich verhindert nicht
dessen Vergebihrung nach den einzelnen Tatbestdnden des § 33 GebG (VwWGH 22.5.1996,
95/16/0021). Eine solche Rechtsgebuhr wird nicht von der Gerichtsgebiihr nach dem
Gerichtsgebihrengesetz "absorbiert” (VWGH 6.10.1994, 93/16/0091).

28.11.3. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

Bemessungsgrundlage ist der Gesamtwert der im Vergleich ausbedungenen, positiv zu
erbringenden Leistungen, zB auch Neben- oder Ersatzleistungen, Abfindungsbetrage,
Unterhaltsverpflichtung fir Kinder (VwGH 19.6.1989, 88/15/0167). Nicht dazu gehdren

Leistungen, worauf verzichtet wurde.

Geld oder geldwertes Vermogen wird mit dem Nennbetrag bzw. gemeinen Wert ohne
Abzinsung gemaR 8§ 14, 15 BewG 1955 angesetzt. Im Ubrigen wird zur Bewertung der
Leistungen auf 8 26 GebG (siehe Rz 583 ff) verwiesen.

Der Gebuhrensatz betragt grundsatzlich 2%, bei auBergerichtlichem Vergleich Uber (gerichts-

)anhangige Rechtsstreitigkeiten 1%o.

Nicht bei "Gericht" anhangig sind Rechtsstreitigkeiten vor Schiedsgerichten (zB der Borse,

Kammern; vgl. oben Rz 998 ff).

Die Streitanhangigkeit wird gemaR § 232 ZPO durch Zustellung der Klageschrift an den
Beklagten begriindet, setzt also die Einbringung einer Klage voraus. Dies trifft auf
auRerstreitige Verfahren, Exekutionsverfahren nicht zu (VwWGH 11.7.1961, 555/61). Ein
auBerstreitiges Verfahren ist gemal § 12 Abs. 1 Au3StrG anhé&ngig, sobald ein Antrag auf
seine Einleitung bei Gericht gestellt wird oder das Gericht in einem von Amts wegen

einzuleitenden Verfahren eine Verfahrenshandlung vorgenommen hat.
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28.11.4. Gebuhrenbefreiungen

28.11.4.1. Vergleiche Uber Unterhaltsanspriuche Minderjéhriger

Damit wird die vergleichsweise Regelung bereits vor der zustéandigen Verwaltungsbehdrde
gefordert. Zum Unterhaltsanspruch siehe 88 140 f ABGB, zur Minderjahrigkeit 8 21 Abs. 2
ABGB.

28.11.4.2. Vergleiche mit Versicherungsunternehmungen tber Anspruche aus
Kranken- oder Schadensversicherungsvertragen
Die Befreiung fordert bei Eintritt eines Schadensfalles die auRergerichtliche Bereinigung

derartiger Anspriiche (vormals in Korrespondenzform).

28.11.4.3. Vergleiche, die mit einem Sozialhilfetrager Uber Ersatzanspriiche
abgeschlossen werden

Sozialhilfetrager sind Lander und Fonds mit Rechtspersonlichkeit. Nach den
Sozialhilfegesetzen kénnen Uber Ersatzanspriiche mit den Verpflichteten Vergleiche

geschlossen werden, die aus sozialen Griinden befreit bleiben.

28.11.4.4. Vergleiche mit dem Bundesminister flr Finanzen namens des Bundes
Uber Anspriche aus Haftungen nach dem Ausfuhrférderungsgesetz 1981

In Erganzung der zur Exportférderung geschaffenen Befreiungsbestimmungen gemal § 33
TP 19 Abs. 4 Z 4 GebG (siehe Rz 962 "Exportkredite™), § 33 TP 21 Abs. 2 Z 4 und 5 GebG
(siehe Rz 1048 betr. Zessionen) und 8 33 TP 22 Abs. 7 Z 3 und 4 GebG (siehe Rz 1082 betr.
Wechsel) wird damit bei Eintritt eines Schadensfalles die Bereinigung der Anspriiche aus

Exportrisikogarantien des Bundes erleichtert.
28.12. Zessionen 8§ 33 TP 21 GebG

Zessionen oder Abtretungen von Schuldforderungen oder anderen Rechten unterliegen
gemal § 33 TP 21 GebG einer Gebihr von 0,8% des Entgelts.

28.12.1. Gegenstand der Gebuhr

Das Gebuihrengesetz enthalt keine eigene Definition der Zession. Es ist daher auf jene des
§ 1392 ABGB zurlckzugreifen. Eine Zession ist ein Vertrag zwischen Altglaubiger

(Abtretender, Zedent) und Neuglaubiger (Ubernehmer, Zessionar). Gegenstand der Zession
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ist die Forderung des Altglaubigers gegeniber einer dritten Person (Schuldner, debitor
cessus). Der Altglaubiger tritt seine Forderung gegen den debitor cessus an den

Neuglaubiger ab. Fir den Schuldner tritt ein Wechsel in der Person des Glaubigers ein.

Demnach liegt eine Abtretung oder Zession dann vor, wenn eine Forderung von einer Person
(Zedent) an die andere (Zessionar) Ubertragen und von dieser angenommen wird.

Zivilrechtlich kann eine Zession mit oder ohne Entgelt erfolgen.

Beispiel:

A (Zedent, Altgldubiger) hat eine Forderung gegendiber C (Schuldner, debitor cessus).
A (Zedent) ist aber auch Schuldner gegendiiber N (Zessionar, Neugldubiger). Zur
Begleichung seiner Schuld gegentiber N tritt A seine Forderung gegentiber C an N ab.
N wird damit neuer Glaubiger des C.

Die Zession ist ein kausales Verfugungsgeschéft. Sie ist nur dann wirksam, wenn sie auf
einem gultigen Grundgeschéaft (Verpflichtungsgeschaft, Titel) beruht. Als

Verpflichtungsgeschaft kommen zB Kauf, Schenkung oder eine Sicherungsabrede in Betracht.

Die Zession bedarf als Vertrag zwischen Altglaubiger und Neuglaubiger zu ihrer Wirksamkeit
nicht der Zustimmung des Schuldners (debitor cessus). 8 1395 ABGB bestimmt lediglich,
dass der Schuldner, solange er von der Abtretung nicht verstandigt wurde, mit

schuldbefreiender Wirkung an den Altglaubiger leisten kann.

Ein gebuhrenpflichtiger Tatbestand wird nur durch eine entgeltliche Zession verwirklicht.

Unentgeltliche Zessionen kénnen allenfalls eine Schenkungssteuerpflicht auslésen.

Eine Gebuhrenpflicht nach 8 33 TP 21 Abs. 1 GebG tritt nur ein, wenn sowohl ein
Titelgeschaft (Verpflichtungsgeschaft) vorliegt, das auf die entgeltliche Ubertragung von
Forderungen oder anderen Rechten gerichtet ist und die Ubertragung durch das
Verfiigungsgeschaft erfolgt ist (VWGH 23.1.1989, 87/15/0141).

Enthalt das Verstandigungsschreiben (Drittschuldnerverstandigung) des Zessionars an den
debitor cessus die wesentlichen Merkmale des Zessionsvertrages (wie Rechtsgrund der
Zession sowie Name des Zedenten und des Zessionars), so lost das Verstandigungsschreiben

als rechtsbezeugende Urkunde die Geblhrenpflicht aus.

Gegenstand einer Abtretung kénnen sowohl befristete, aufschiebend oder auflésend

bedingte Rechte als auch zukinftige oder ungewisse Forderungen sein. Solche Forderungen
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mussen nur ausreichend individualisiert sein. So unterliegt der Gebuhr nach § 33 TP 21 GebG
zB die Ubertragung von Fischereirechten, Pflichtteilsforderungen, Patent- und

Markenrechten, Bestandrechten.

Beispiel:

A und B vereinbaren die Abtretung der Mietrechte des A an B. Der Vermieter wird in
diese Vereinbarung nicht eingebunden. Die Mietzahlungen hat B in Folge an den
Vermieter zu entrichten (siehe jedoch auch Rz 554 f).

Unter den anderen Rechten, deren Abtretung im Falle der Beurkundung einer Gebuhr
unterliegt, sind auch absolute Rechte (zB verbtuicherte Dienstbarkeit, verbiichertes

Bestandrecht) zu verstehen.

Ist der Forderungstbergang nicht die Folge eines zweiseitigen Rechtsgeschéaftes, wie etwa
die Legalzession gemal? 8 1358 ABGB oder die notwendige Zession gemald § 1422 ABGB, fallt
grundsatzlich keine Gebihr nach § 33 TP 21 GebG an, auch wenn die bloRe gesetzliche
Rechtsfolge schriftlich festgehalten wird. Ein Forderungsiibergang kraft Gesetzes setzt
begriffsmalig voraus, dass eindeutig feststeht, welche Forderung durch die Zahlung
eingeltst werden soll. Anderenfalls wird der gesetzmaRige Forderungstibergang durch die

Zahlung nicht ausgelst.

Wird trotz Vorliegens einer Forderungseinlésung iSd § 1422 ABGB oder einer Legalzession
geman § 1358 ABGB eine Willenstibereinstimmung Uber die Forderungsabtretung
beurkundet, wird jedoch die Gebihrenpflicht nach § 33 TP 21 GebG ausgeldst. Sind
umfangreiche vertragliche Vereinbarungen lber die einzulésende Forderung getroffen, aber
auch Uber eine vom Gesetz abweichende Haftung des Glaubigers fir die Gbergehende
Forderung und hinsichtlich der Austibung der beim Glaubiger verbleibenden Rechte
erforderlich, so spricht dies fiir das Zustandekommen einer Willensiibereinstimmung auch
Uber den Forderungsubergang (VwWGH 23.1.1989, 87/15/0141).

Da durch eine Abtretung ein Recht erworben werden muss, ist die Auflassung eines Rechtes

keine geblUhrenpflichtige Zession.

Die Ubertragung von Sachenrechten erfolgt nicht durch Zession (§ 1392 ABGB), sondern
durch Ubergabe (88 426 ff ABGB).

Keine Zession liegt bei der Ubertragung verbriefter Rechte vor, wenn diese durch

Ubertragung des Rechtes am Papier — somit nach sachenrechtlichen Regeln — erfolgt.
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Beispiele:

Inhaberpapiere, wie Inhaberaktien, Inhaberschuldverschreibungen,
Inhaberinvestmentzertifikate oder Orderpapiere, wie Namensaktien, Zwischenscheine,
Namensinvestmentzertifikate, Wechsel.

Die Abtretung (Kauf) von Emissionszertifikaten (Befugnis eine bestimmte Menge an
Treibhausgasen emittieren zu dirfen) stellt keine die Abtretung eines Rechtes dar. Im
Hinblick darauf, dass Emissionszertifikate in Folge der gesetzlichen Anordnung des § 22
Emissionszertifikategesetz als Waren gelten, liegt keine Abtretung eines Rechtes vor und
unterliegt der Handel mit diesen Zertifikaten daher nicht der Gebiihr gemal § 33 TP 21
GebG.

28.12.2. Arten von Abtretungen

28.12.2.1. Inkassozession

Bei der Inkassozession oder Zession zur Einziehung wird der Zessionar zwar Glaubiger, er ist
aber verpflichtet, die eingehobene Leistung an den Zedenten abzufiihren (siehe Rz 1037).
Im Regelfall liegt die Ubertragung eines Vollrechtes unter obligatorischen Beschrankungen,

somit eine Art Treuhand vor.

28.12.2.2. Stille Zession
1024
Als stille Zession wird eine Abtretung verstanden, bei der der Schuldner (vorerst) nicht

verstandigt werden soll.

28.12.2.3. Zession zahlungshalber

Eine Zession zahlungshalber liegt vor, wenn der Zessionar die Forderung nur bis zu jenem
Betrag Ubernimmt, mit dem er tatsachlich vom Schuldner (debitor cessus) befriedigt wird.
Damit ist die Zession von der H6he des vom Schuldner tatsdchlich eingehenden Betrages
bedingt. Erhalt der Zessionar vom Drittschuldner mehr als seiner Forderung gegeniiber dem
Zedenten entspricht, muss er den Ubersteigenden Betrag an den Zedenten herausgeben.

Erhélt er weniger, bleibt seine Forderung gegeniiber dem Zedenten insoweit bestehen.

28.12.2.4. Zession an Zahlungs statt

Eine Zession an Zahlungs statt liegt vor, wenn an die Stelle der Forderung des Zessionars
gegen den Zedenten eine unabhéngig von der Zession bestehende oder kiinftig entstehende

Forderung des Zessionars gegentber dem Schuldner tritt. Bei dieser Art der Abtretung wird
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also die Forderung des Zedenten an den Schuldner mit einer Forderung des Zessionars
gegen den Zedenten kompensiert oder ausgetauscht und letztere erlischt unabhéngig von

der Hohe des vom Schuldner tatséchlich eingehenden Betrages.

28.12.2.5. Sicherungszession

Bei einer Sicherungszession erwirbt der Zessionar die volle Rechtsstellung eines Glaubigers
mit der schuldrechtlichen Innenbindung, von seiner UberschieBenden Rechtsmacht nur zur
Sicherung seiner Forderung im vereinbarten Rahmen Gebrauch zu machen. Er darf die
abgetretene Forderung zu keinem anderen Zweck als zur Deckung seines gesicherten
Anspruches verwenden und sich aus der erhaltenen Forderung erst dann befriedigen, wenn
der Schuldner seiner Leistungspflicht nicht nachkommt. Bei einer Sicherungszession wird die
Forderungsabtretung zum Unterschied von der Vollzession nicht schon mit der
Willenseinigung zwischen dem Zedenten und dem Zessionar wirksam, die zivilrechtliche
Wirksamkeit der Sicherungszession bedarf vielmehr der Einhaltung des fur die
Forderungsverpfandung vorgesehenen Modus (Verstandigung des Drittschuldners oder
Vermerk in den Buchern des Schuldners). Kommt die Sicherungszession zivilrechtlich
mangels Einhaltung des Modus nicht zustande, entsteht keine Gebuhrenpflicht (siehe

Rz 410 ff, Rz 416).

Zur Gebuhrenpflicht betreffend Drittschuldnerverstandigung siehe Rz 1016.

Mangels Ersatzbeurkundungstatbestandes bei der Zessionsgebuhr 16st der Vermerk in den

Blchern des Schuldners keine Gebuhrenpflicht aus.

28.12.2.6. Globalzession und Mantelzession

Eine Globalzession liegt vor, wenn nicht eine einzelne Forderung, sondern eine Mehrheit von
Forderungen abgetreten werden. Wirksam, weil hinreichend bestimmbar, ist auch die
Abtretung aller Forderungen und Lieferungen bestimmter Art oder bestimmter Weise. Bei der
Globalzession werden sofort kiinftige Forderungen abgetreten, weshalb Geblhrenpflicht

entsteht.

Hingegen werden bei der Mantelzession (Rahmenvereinbarung) zundchst keine kiinftigen
Forderungen abgetreten, sondern es wird nur die Verpflichtung tbernommen, in der Zukunft
entstehende - aber schon genau beschriebene - Forderungen abzutreten, was noch keine

Gebuhrenpflicht ausldst.
28.12.2.7. Factoring
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Als Factoring wird die Zession der im Rahmen des Geschéaftsbetriebes entstehenden
Forderung fur Warenlieferungen und Dienstleistungen durch den Unternehmer an einen
"Factor" (Zessionar) bezeichnet. Je nach der inhaltlichen Ausgestaltung ist dies eine blof3
treuhéndige Abtretung (Inkassozession), die den Zweck hat, dem Unternehmer die Mahnung
und Eintreibung der Forderungen abzunehmen oder ein echter Forderungskauf. Ubernimmt
der Factor das Risiko der Zahlungsunfahigkeit des Schuldners (Delkrederetibernahme), so
spricht man auch vom "echten Factoring", sonst vom "unechten Factoring”. In beiden Féllen
hat das Geschéft Finanzierungsfunktion, wenn der Factor vor der Leistung durch den

Schuldner den Unternehmer befriedigt.

28.12.3. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz

Bemessungsgrundlage ist das Entgelt, also jener Betrag, um den die abgetretene Forderung
oder das Recht erworben wird. Zum Entgelt gehdren alle jene Leistungen, die der Erwerber
dafuir zu erbringen hat - gleichgultig, an wen auch immer -, dass er das Recht oder die
Forderung erhdlt. Deshalb ist auch der Betrag ibernommener Schulden und Haftungen

gebihrenrechtlich als Teil des Entgelts anzusehen.

Bemessungsgrundlage ist jenes Entgelt, welches der Zedent vom Zessionar oder von einem
Dritten flr den Zessionar fir die abgetretene Forderung entweder tatsachlich erhéalt oder

vereinbarungsgemal’ erhalten soll. Dieses Entgelt wird als Zessionsvaluta bezeichnet.

Bestétigt der Zedent in der Vertragsurkunde "die Zessionsvaluta” in Waren erhalten zu
haben, stellt der Wert dieser Waren und nicht der Wert der abgetretenen Forderung die

Bemessungsgrundlage dar.

Bei einer Zession an Zahlungs statt ist die Gebuhr von jenem Betrag zu erheben, den der
Zessionar fir die ihm vom Zedenten Ubertragene Forderung zu entrichten hat. Als Wert des
Entgelts ist somit die Héhe der Forderung des Zessionars an den Zedenten anzusetzen, weil
durch diese die Schuld des Zedenten (Altglaubiger) an den Zessionar (Neuglaubiger)

beglichen wird.

Beispiel:

A schuldet dem B 100. Zur Begleichung der Schuld tritt A (Zedent) dem B (Zessionar)
seine Forderung gegentdiber C in Héhe von 110 ab. B leistet fir die abgetretene
Forderung 100, Bemessungsgrundlage ist daher 100.
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A schuldet dem B 100. Zur Begleichung der Schuld tritt A (Zedent) dem B (Zessionar)
seine Forderung gegentiber C in Hohe von 90 ab. Das Entgelt des B fur die
abgetretene Forderung betrédgt 100, somit ist die Bemessungsgrundlage 100.

Bei einer zahlungshalber abgetretenen Forderung ist das Entgelt die Forderung des
Zessionars gegentber dem Zedenten, in jenem Ausmalf, als sie durch die Abtretung

beglichen werden soll.

Beispiele:

A schuldet B 100. Zur Begleichung dieser Schuld tritt A (Zedent) dem B (Zessionar)
seine Forderung gegentiber C in Hohe von 90 ab. Die Bemessungsgrundlage betrdgt
daher 90 (in Héhe von 10 bleibt die Schuld des A gegentiber B aufrecht).

A schuldet B 100. Zur Begleichung dieser Schuld tritt A (Zedent) dem B (Zessionar)
seine Forderung gegentiber C in Héhe von 110 ab. Das Entgelt des B fur die
abgetretene Forderung und Bemessungsgrundlage ist 100. Damit ist die Schuld getilgt.

Bei einer Zession zur Sicherung eines Anspruches wird die Bemessungsgrundlage in der
Regel dem Wert dieses besicherten Anspruches entsprechen, wenn der Wert des
sicherungsweise abgetretenen Rechtes hoher ist als der Wert des besicherten Anspruches.
Ist der Wert des sicherungsweise abgetretenen Rechtes niedriger, so liegt nur in H6he des

durch die Zession besicherten Wertbetrages eine Bemessungsgrundlage vor.

Beispiel:

Der besicherte Anspruch betrdgt 100. Zur Sicherstellung wird eine Forderung in Hohe
von 150 abgetreten. Bemessungsgrundlage ist 100.Wird zur Besicherung eine
Forderung in Héhe von 50 abgetreten, ist Bemessungsgrundlage 50.

Da es sich bei der Globalzession um einen Sonderfall der Sicherungszession handelt, ist auch
bei einer Globalzession die Gebihr von jenem Gesamtbetrag zu erheben, den der Zessionar
zur Befriedigung seiner Forderung (zB den im Zeitpunkt der Zession aushaftenden Betrag

aus einem Darlehens- oder Kreditvertrag) erhalten soll.

Da bei einer Inkassozession kein Entgelt vorliegt, wird durch diese Form der Zession mangels

Bemessungsgrundlage keine Gebuhrenpflicht ausgeldst.

Bei der Ubertragung komplexer Rechtsgebilde kann als Entgelt nur das angesehen werden,
was fir die Ubertragung der Rechtsgesamtheit aufgewendet wird (VWGH 5.2.1958,
1044/57).
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28.12.4. Entstehen der Gebiuhrenschuld, Gebuhrenschuldner

1039

Die Zession ist ein zweiseitig verbindliches Rechtsgeschaft.

1040
Zum Entstehen der Gebiihrenschuld siehe Rz 446 ff.

1041
Gebuhrenschuldner sind die Vertragsteile (siehe Rz 596 ff).

28.12.5. Gebuhrenbefreiungen

1042

Neben Befreiungen aulerhalb des Gebiuhrengesetzes (zB UmgrStG) und solchen nach
allgemeinen Befreiungsbestimmungen des GebG, wie jener nach § 15 Abs. 3 GebG (siehe
Rz 442 ff), nach 8§ 19 Abs. 2 GebG (siehe Rz 515 ff) oder nach §°20 Z 5 GebG (siehe Rz 524
ff) sieht 8§ 33 TP 21 Abs. 2 GebG besondere Befreiungsbestimmungen vor.

28.12.5.1. Zessionen an Gebietskdrperschaften

1043
Nach § 33 TP 21 Abs. 2 Z 1 GebG unterliegen Zessionen an Gebietskorperschaften zur

Sicherung ruckstandiger offentlicher Abgaben nicht der Gebuhr.
28.12.5.2. Zessionen zwischen bestimmten Instituten

Keiner Gebuhr unterliegen nach § 33 TP 21 Abs. 2 Z 2 GebG

= Zessionen von Forderungen zwischen Kreditinstituten, der Oesterreichischen

Nationalbank und den Bausparkassen (vgl. Rz 955 f, Rz 974)

= Zessionen von Forderungen gegen Gebietskdrperschaften zwischen Kreditinstituten, der
Oesterreichischen Nationalbank und den Bausparkassen einerseits und
Versicherungsunternehmen oder Pensionskassen iSd Pensionskassengesetzes

andererseits.

28.12.5.3. Zessionen zu Factoringvertragen

Zessionen von Forderungen zur Erfillung eines Factoringvertrages, in dem eine gemaf
§ 33 TP 19 Abs. 3 Z 1 GebG gebuhrenpflichtige Rahmenvereinbarung getroffen wurde,
unterliegen nicht der Gebuhr (siehe Rz 920).

Die Bestimmungen des § 20 Z 5 GebG bleiben davon unberihrt.
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Handelt es sich nach der inhaltlichen Ausgestaltung des Factoringvertrages blo3 um eine
Inkassozession ohne Finanzierungsfunktion (Bevorschussung), wird mangels Entgelt

grundsatzlich keine Gebuhrenpflicht ausgelost.

28.12.5.4. Zessionen von Forderungen im Zusammenhang mit Haftungen des

Bundes nach dem Ausfuhrférderungsgesetz 1981

Gebuhrenbefreit sind

= Zessionen der Exporteure von Forderungen aus Ausfuhrgeschéaften, soweit daftr der
Bundesminister fir Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach dem

Ausfuhrférderungsgesetz 1981 tlbernommen hat,

= Zessionen von Forderungen, fur die der Bundesminister flr Finanzen namens des Bundes
eine Haftung nach dem Ausfuhrférderungsgesetz 1981 ibernommen hat, an den Bund

nach Eintritt eines Haftungsfalles.

28.12.5.5. Abtretung von Anteilen an Kapitalgesellschaften und

Personengesellschaften und Ubertragung von Genossenschaftsanteilen

Abtretungen von Anteilen an einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung, Ubertragungen
von Geschéftsanteilen an einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft und Ubertragungen
der mit der Stellung eines Gesellschafters einer Personengesellschaft verbundenen Rechte

und Pflichten sind von der Zessionsgebiihr befreit.

Zu den Personengesellschaften im Sinne dieser Bestimmung zahlen neben Offenen
Gesellschaften und Kommanditgesellschaften auch die Gesellschaften blirgerlichen Rechtes
(wie zB Arbeitsgemeinschaften, Kanzleigemeinschaften, Betriebsgemeinschaften oder

Jagdgesellschaften) sowie die (atypischen und typischen) stillen Gesellschaften.

Die Befreiung gilt auch fir die Abtretung von Anteilen an vergleichbaren auslandischen

Gesellschaften.

Der Unterschied zwischen einer schlichten Rechtsgemeinschaft, etwa zwischen
Miteigentiimern, Miterben oder Mitmietern, und einer Gesellschaft besteht darin, dass die
Gesellschaft auf ein gemeinsames Wirken, die Rechtsgemeinschaft hingegen auf ein
gemeinsames Haben und Verwalten gerichtet ist. Das entscheidende Kriterium der

Gesellschaft burgerlichen Rechtes ist die Absicht, gemeinschaftlich zu wirtschaften. Die
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schlichte Rechtsgemeinschaft beschrankt sich hingegen auf gemeinschaftlichen Besitz und
die gemeinschaftliche Nutzung der Sache (vgl. OGH 27.4.1987, 1 Ob 580/87).

Diese Befreiungsbestimmung schlie8t nicht aus, dass von der Zessionsgebihr befreite
Abtretungen und Ubertragungen nach einer anderen Tarifpost gebiihrenpflichtig sind (zB
nach § 33 TP 17 GebG im Fall der Abtretung eines Geschéftsanteiles gegen Leibrente oder
nach §°33 TP 20 GebG, wenn die Abtretung der vergleichsweisen Regelung strittiger Rechte
dient).

28.12.5.6. Zessionen an Verbriefungsgesellschaften

Eine Verbriefungsspezialgesellschaft ist gemaR § 2 Z 60 BWG eine juristische Person, deren
ausschlie3liche Geschaftstatigkeit in der Ausgabe von Schuldverschreibungen, in der
Aufnahme von Krediten, im Abschluss von Sicherungsgeschéften sowie im Abschluss auf
diese Geschaftstatigkeit bezogener Hilfsgeschéafte besteht, um Vermdgensgegenstande,
insbesondere Forderungen, aus dem Geschéftsbetrieb anderer Unternehmen zu erwerben

oder mit Vermégensgegenstanden verbundene Risiken zu Gibernehmen.

Nach § 33 TP 21 Abs. 2 Z 7 GebG unterliegen Zessionen an Verbriefungsgesellschaften nicht
der Gebuhr, es kann aber eine Gebuhrenpflicht nach § 33 TP 19 Abs. 3 Z 1 GebG gegeben

sein.

28.13. Wechsel (8 33 TP 22 GebG)

28.13.1. Gegenstand der Gebuhr

Der Gebuhr gemaR § 33 TP 22 GebG unterliegen im Inland oder Ausland ausgestellte,
gezogene oder eigene Wechsel, sowohl mit bestimmter Zahlungsfrist als auch auf Sicht oder
auf eine bestimmte Zeit nach Sicht. Das GebG enthalt keine eigene Definition des Wechsels,

es sind daher die Bestimmungen des Wechselgesetzes 1955 mafRgebend.

Beim gezogenen Wechsel (Tratte) weist der Aussteller des Wechsels den Bezogenen an, an
den Nehmer (Remittenten) zu leisten. Nimmt der Bezogene den Wechsel an (Akzept), so ist
er gegentiber dem rechtmafigen Inhaber (Art. 16 Wechselgesetz 1955) nach dem Inhalt des

Wechsels zur Zahlung verpflichtet.

Beispiel:
" Salzburg, 1.1.03

Gegen diesen Wechsel zahlen Sie an Herrn Norbert Nehmer
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am 15.3.03 in Wien 3.000,-- Euro (dreitausend)
Anton Aussteller

An Herrn Bernhard Bezog”

Beim eigenen Wechsel (Sola-Wechsel) verspricht der Aussteller, die Wechselsumme an den
Wechselnehmer zu zahlen. Wechselnehmer ist die Person, an die oder an deren Order

gezahlt werden soll. Aussteller ist der, der den Wechsel unterzeichnet hat.

Beispiel:

" Bregenz, 1.1.03

Gegen diesen Wechsel zahle ich an Herrn Norbert Nehmer
am 26. April 03 in Wien Euro 3.000,-- (dreitausend).

Anton Aussteller”

Werden mehrere Ausfertigungen eines Wechsels (Art. 64 Wechselgesetz 1955, "Prima”,
"Sekunda") oder Wechselabschriften (Art. 67 Wechselgesetz 1955, Kopien), die mit einem
urschriftlichen Indossament versehen (“giriert”) werden, hergestellt, so unterliegt jede dieser

Vervielfaltigungen der gleichen Gebihr wie der Wechsel, der "Prima", selbst.

Die Gebuhrenbefreiung nach 8 25 Abs. 2 und 3 GebG fur Urkundengleichschriften ist kraft
ausdricklicher Anordnung in § 33 TP 22 Abs. 2 GebG ausgeschlossen.

Jede Prolongation eines Wechsels unterliegt der gleichen Gebuhr wie der Wechsel.

Die einem Wechsel beigesetzte Hypothekarverschreibung unterliegt der in 8 33 TP 18 GebG
festgesetzten Gebihr (1%, siehe Rz 891 ff). Die Gebuhrenbefreiungsbestimmung des § 19

Abs. 2 GebG zweiter Satz fur Sicherungsgeschafte kommt hier nicht zur Anwendung.

Sonstige wechselrechtliche Zusatze sind gebuhrenfrei.

Die Wechselbirgschaft (Aval) ist als wechselrechtlicher Zusatz von der Gebihr befreit.

Unterfertigt ein Wechselblrge mit oder ohne Zusatz "als Blrge" einen Schuldschein, so liegt
eine nach burgerlichem Recht zu beurteilende Blrgschaft oder ein Schuldbeitritt vor (siehe
Rz 748 ff).
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Dem Wechsel sind nach § 33 TP 22 Abs. 5 GebG Anweisungen auf einen Unternehmer und
Verpflichtungsscheine eines Unternehmers (kaufmannischer Verpflichtungsschein, 8 363
UGB) gleichgestellt (VwWGH 7.12.2000, 97/16/0506), wenn sie auf Order lauten und tber eine

Geldleistung ausgestellt sind.

Beispiel:
"Kaufménnischer Verpflichtungsschein

Die X-Bank schuldet der Y-Bank 5,000.000,-- Euro und verpfiichtet sich gegen
Ubergabe dieses Papiers diesen Betrag der Y- Bank oder an deren Order am 31.
Dezember 05 endféllig zum Nennwert sowie die darauf entfallenden Zinsen gemdals den
auf der Rtickseite angefiihrten Bedingungen zu bezahlen.

X Bank, Unterschriften”

28.13.2. Bemessungsgrundlage und Gebuhrensatz
Bemessungsgrundlage fir die Gebihr nach § 33 TP 22 GebG ist die Wechselsumme, das ist
die Summe, auf die der Wechsel lautet.

Die Gebuhr betragt 1/8% (= 0,125%) der Wechselsumme.

Fur im Ausland ausgestellte und ausschlieRlich im Ausland zahlbare Wechsel (zum Entstehen
der Gebuhrenschuld siehe Rz 457 ff) betragt die Gebihr 1/16% (=0,0625%) der
Wechselsumme. Wird ein solcher Wechsel nachtraglich im Inland zahlbar gemacht oder
gelangt er im Inland zu einem amtlichen Gebrauch, so ist in diesem Zeitpunkt die Gebuhr auf

den Betrag von 1/8% von der Wechselsumme zu erganzen (siehe Rz 1072 ff).

28.13.3. Entstehen der Gebuhrenschuld, GebUhrenschuldner

Die GebUhrenschuld fir Wechsel entsteht, wenn einer von folgenden finf Vorgangen im

Inland verwirklicht wird:

= der formglltige, aber nicht akzeptierte Wechsel vom Aussteller dem Wechselnehmer (das

ist der, an den nach dem Text der Urkunde gezahlt werden soll), Gbergeben wird;
= der Wechsel an einen Indossatar tbergeben wird;

Der Indossatar ist ein am Indossament Beteiligter.
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Das Indossament ist eine dem Wechselrecht eigene Ubertragungsform (Art. 11 ff
Wechselgesetz 1955). Mit dem Indossament werden alle Rechte aus dem Wechsel

Ubertragen.

Im Wechsel ist Zahlung an den Wechselnehmer oder an die von ihm zu bestimmende

Person zugesagt.

Der Wechselnehmer kann nun als erster Indossant den Wechsel durch Indossament an
einen neuen Glaubiger (Indossatar) weitergeben. Dieser kann durch Setzung eines
weiteren Indossamentes seinerseits zum Indossanten werden und es kann eine ganze

Indossamentenkette entstehen.

= der Wechsel mit einem Indossament versehen wird;
Das Indossament ist der Schriftakt
("Fdr mich an Herrn Peter Indossatar! Karl Indossant").

Nach Art. 15 Abs. 1 Wechselgesetz 1955 haftet der Indossant mangels eines

entgegenstehenden Vermerkes fur die Annahme und die Zahlung.

= der "Bezogene" den vom Aussteller zu diesem Zweck vorgelegten, formgiltigen Wechsel

annimmt (akzeptiert);

Damit einigen sich die Parteien Uber die Begriindung der wechselrechtlichen

Verpflichtung.

Wird auf einem trassiert eigenen Wechsel das Akzept gesetzt, ohne dass eine Ubergabe

des Wechsels erfolgt, entsteht keine Gebiihrenschuld.
= ein amtlicher Gebrauch gemacht wird.

Zum Begriff amtlicher Gebrauch siehe Rz 113 ff.

Die Gebuhrenschuld kann auf Grund der Ausfihrungen in Rz 1067 beim Wechsel (fir eine

Wechselurkunde) immer nur einmal entstehen.

Ein unvollstandiger Wechsel ist ein Wechsel, der nicht alle Bestandteile iSd Art. 1 f oder 75 f

Wechselgesetz 1955 enthdlt (Art. 10 Wechselgesetz 1955).

Ist der Wechsel unvollstandig und wird einer der oben angefihrten flnf Vorgange
verwirklicht, entsteht die GeblUhrenschuld erst im Zeitpunkt der Vervollstandigung des

Wechsels. Nicht maRgeblich ist, ob die Vervollstandigung im In- oder Ausland erfolgt.
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Ein unvollstandiger Wechsel (zB Blankowechsel) unterliegt somit bis zu seiner

Vervollstandigung keiner Gebuihr nach § 33 TP 22 GebG.

Ein unvollstandiger Wechsel ist aber, sofern er die Voraussetzungen erfillt, als Anweisung
iSd 8 33 TP 4 GebG (siehe Rz 656) anzusehen und unterliegt dann einer Gebuhr von 2% der
Leistung (Wechselgebuhr hingegen 0,125%).

Die Bestimmungen des 8§ 16 Abs. 3 GebG betreffend die Entstehung der Gebiihrenschuld

gelten auch fur

= Anweisungen auf einen Kaufmann und fir Verpflichtungsscheine eines Kaufmannes
(8 363 UGB), wenn sie an Order lauten und Uber eine Geldleistung ausgestellt sind
(8 33 TP 22 Abs. 5 GebG).

= Vervielfaltigungen eines Wechsels (Secunda, Tertia usw.), girierte Wechselkopien und

schriftliche Prolongationen eines Wechsels (8 33 TP 22 Abs. 2 GebG).

28.13.4. Im Ausland ausgestellte Wechsel

Nach § 33 TP 22 Abs. 1 GebG unterliegen die nach dieser Bestimmung ndher beschriebenen

Wechsel ohne Unterschied, ob sie im Inland oder im Ausland ausgestellt sind, der Gebuhr.

Die Gebuhrenschuld fur im Ausland ausgestellte Wechsel entsteht erst, wenn sich einer der

Tatbestédnde des 8§ 16 Abs. 3 GebG (siehe Rz 1067) im Inland erfullt hat.

8§ 33 TP 22 Abs. 4 GebG bestimmt fur im Ausland ausgestellte und ausschliefilich im Ausland
zahlbare Wechsel, fur die die Gebiihrenschuld nach § 16 Abs. 3 GebG entstanden ist, dass

sich die Wechselgebuhr auf die Halfte ermaRigt (siehe Rz 1064 ff). Wird ein solcher Wechsel
nachtraglich im Inland zahlbar gemacht, oder gelangt er im Inland zum amtlichen Gebrauch,

so ist bei Eintritt dieses Umstandes die Gebihr auf das AusmaR von 1/8% zu erganzen.

Beispiel:

Ein im Ausland ausgestellter Wechsel, der ausschlielSlich im Ausland zahlbar ist, /st im
Inland mit einem Indossament versehen worden. Hiefir ist Geblhrenpflicht mit einem
Geblihrensatz von 1/16% entstanden.

Gelangt dieser Wechsel nachtréglich im Inland auch zum amtlichen Gebrauch, so ist
hiefiir eine Ergdnzungsgeblihr von weiteren 1/16% zu entrichten.
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Wird ein im Ausland ausgestellter und im Ausland zahlbarer Wechsel, fir den die
Gebuhrenschuld nach § 16 Abs. 3 GebG nicht entstanden ist, im Inland zahlbar gemacht, so

entsteht fir diesen Wechsel keine Gebuhrenpflicht.

Ein im Ausland ausgestellter Wechsel gilt als ausschlieBlich im Ausland zahlbar, wenn die
Adresse des Bezogenen, der Name dessen, der zahlen soll, auf das Ausland lautet und kein

anderer inlandischer Zahlungsort aus dem Wechsel ersichtlich ist.

Zur Entrichtung der Gebihr bei Wechseln sind der Aussteller, der Akzeptant und jeder

Inhaber eines Wechsels zur ungeteilten Hand verpflichtet (siehe Rz 604).
28.13.5. Selbstberechnung und Entrichtung der Gebuhr

Die Wechselgebuhr ist
= bei Inlandswechseln vom Aussteller, Inhaber oder Akzeptanten,
= bei Auslandswechseln vom ersten inléandischen Inhaber oder Akzeptanten

selbst zu berechnen und bis zum 15. Tag (Falligkeitstag) des dem Entstehen der
Gebuhrenschuld zweitfolgenden Monats an das fur die Erhebung der Gebuhren sachlich
zustandige Finanzamt zu entrichten, in dessen Amtsbereich der Aussteller, erste inlandische
Inhaber oder Akzeptant seinen (Haupt-)Wohnsitz, seinen gewoéhnlichen Aufenthalt, den Ort
der Geschéftsleitung oder seinen Sitz hat oder sich die wirtschaftlich bedeutendste

Betriebsstatte befindet (siehe Rz 6 ff).

Auf dem Wechsel ist ein Vermerk tber die erfolgte Selbstberechnung anzubringen, der den
berechneten GebuUhrenbetrag, das Datum des Tages der Selbstberechnung und die

Unterschrift des Gebuhrenschuldners, der die Selbstberechnung durchgefiihrt hat, enthalt.

Der Gebuhrenschuldner, der die Selbstberechnung durchgefiihrt hat, hat dem Finanzamt
eine Anmeldung Uber das Rechtsgeschéaft unter Verwendung des amtlichen Vordruckes
"Geb 4" bis zum Falligkeitstag zu tUbermitteln, welche die fiir die Gebuhrenberechnung

erforderlichen Angaben zu enthalten hat; dies gilt als Gebilhrenanzeige gemaf § 31 GebG.

Der amtliche Vordruck "Geb 4“ ist bei jedem Finanzamt erhaltlich und steht auch im Internet
unter "https://www.bmf.gv.at/service/formulare/steuern/detail. htm?FTYP=geb" als

Download-Version zur Verfliigung.
1081
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Neben der verpflichtenden Selbstberechnung der Wechselgebihr nach § 33 TP 22
Abs. 6 GebG besteht die Mdglichkeit der Selbstberechnung

= auf Grund einer vom Finanzamt erteilten Bewilligung nach § 3 Abs. 4 GebG (siehe Rz 75),

= durch einen Parteienvertreter nach 8 3 Abs. 4a GebG (siehe Rz 83).

28.13.6. Gebuhrenbefreiungen

Entsprechend den Bestimmungen tber die GebUhrenbefreiung bestimmter Kreditvertrage im
§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 bis 6 GebG (siehe Rz 962) sind Finanzwechsel und deren
Prolongationen (siehe Rz 937 ff),

= die fUr einen ERP-Kredit beigebracht werden mussen (Z 1),

= die fUr einen Kredit, fir den eine Refinanzierungszusage der Exportfonds-Gesellschaft mit

beschrankter Haftung besteht, beigebracht werden mussen (Z 2),

= die fUr Kredite begeben werden, fur die der Bundesminister flr Finanzen namens des
Bundes eine Haftung nach dem Ausfuhrfinanzierungsférderungsgesetz 1981

Ubernommen hat (Z 3),

= (ber Forderungen aus Ausfuhrgeschaften und Kreditvertragen, fur die der
Bundesminister fur Finanzen namens des Bundes eine Haftung nach dem

Ausfuhrforderungsgesetz 1981 tbernommen hat (Z 4),

von der Wechselgebihr befreit.

Erforderlich fur die GebUhrenbefreiung ist ein Vermerk auf dem (Finanz-)Wechsel Uber das
Vorliegen der Voraussetzungen der Gebuhrenfreiheit nach der jeweliligen Ziffer des 8§ 33

TP 22 Abs. 7 GebG durch die dort genannten Institutionen.
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29. Pflichten der Organe der Gebietskorperschaften
(§ 34 GebG)

29.1. Befundaufnahme Behorden — Notare

Die Organe der Gebietskorperschaften (Bund, Lander und Gemeinden) sind verpflichtet, die
bei ihnen anfallenden Schriften und Amtshandlungen auf die Einhaltung der
geblhrenrechtlichen Vorschriften zu tberprifen.

Zu den Organen der Gebietskorperschaften zahlen in diesem Zusammenhang auch

= sonstige Koérperschaften éffentlichen Rechts in Angelegenheiten ihres 6ffentlich-
rechtlichen Wirkungskreises;

= Notare als Gerichtskommissare;

»= Notare und sonstige Urkundspersonen hinsichtlich der Geblhrenentrichtung nach § 13
Abs. 4 GebG (siehe Rz 65) sowie

= Unternehmen, denen durch Gesetz behérdliche Aufgaben Ubertragen wurden (siehe
Rz 290).

Bei festgestellten Geblihrengebrechen haben die Organe der Gebietskérperschaften hieriiber
einen Befund aufzunehmen und an das zustandige Finanzamt (siehe Rz 6 ff) zu libersenden.
Dafiir steht im Internet unter
"https://www.bmf.gv.at/service/formulare/steuern/auswahl/_start.htm?FNR=Stur1" das

amtliche Formular "StuR 1" zur Verfligung.

29.2. Gebiihrennachschau

Die Finanzamter sind berechtigt, bei Behérden, Amtern und &ffentlich-rechtlichen
Korperschaften (siehe Rz 38 ff) die Einhaltung der gebiihrenrechtlichen Vorschriften zu
Uberpriifen. Diese im § 34 Abs. 2 GebG normierte Nachschauermachtigung ist eine
Spezialbestimmung zu den in der BAO enthaltenen Regelungen (siehe hiezu § 143 BAO -
Auskunftsverlangen, § 144 BAO - allgemeine Nachschaubefugnis und §§ 158, 159 BAO -

Beistandspflicht der Kérperschaften offentlichen Rechts und Notare).
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30. Ubergangs- und Sonderbestimmungen (§ 35 GebG)

Geblhrenbefreiungen, die in dsterreichischen Gesetzen vorgesehen waren, die vor dem
13. Marz 1938 erlassen wurden, finden sinngemaB Anwendung, sofern diese Gesetze in Kraft

stehen oder wieder in Kraft gesetzt werden;

Bis zur Neuregelung der Arbeitsvermittlung sind weiters alle Rechtsgeschafte, Schriften und
Amtshandlungen gebiihrenbefreit, die mittelbar oder unmittelbar zur Begriindung und
Abwicklung der Rechtsverhaltnisse zwischen den Behdrden der Arbeitsvermittlung einerseits

und den Arbeit(Dienstgebern) und Versicherten andererseits erforderlich sind;

Die in der Nationalrats-Wahlordnung 1971 (nunmehr Nationalrats-Wahlordnung 1992), dem
Volksabstimmungsgesetz 1972, dem Volksbegehrengesetz 1973, dem Wahlerevidenzgesetz
1973 und dem Volksanwaltschaftsgesetz 1982 enthaltenen Geblihrenbefreiungen fiir
Schriften sind auch auf jene Schriften anzuwenden, die nach gleichartigen landesgesetzlichen

Vorschriften erforderlich sind;

Nach Einfiihrung der verpflichtenden Selbstberechnung der Bestandvertragsgebiihren (siehe
Rz 735 ff) haben die Bescheide, mit denen die Bewilligung zur Selbstberechnung der
Hundertsatzgebiihren gemaB § 3 Abs. 4 GebG erteilt worden sind, ihre Wirkung verloren.

Eine weitere Gebihrenbefreiung fir Opfer von Katastrophenschaden besteht auf Grund des
Bundesgesetzes, BGBI. I Nr. 112/2005 und ist auf alle Sachverhalte anzuwenden, die nach
dem 30.6.2005 verwirklicht werden:

1. Die durch die Folgen eines durch Katastrophenschaden (insbesondere Hochwasser-,
Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschaden) ausgelGsten Notstandes veranlassten
Schriften, die der Ersatzausstellung von gebihrenpflichtigen Schriften oder der
Schadensfeststellung, Schadensabwicklung oder der Schadensbereinigung dienen, sind von

den Gebiihren befreit.

2. Die im Zusammenhang mit einer Katastrophe iSd Z 1 zur Finanzierung der Beseitigung des
eingetretenen Schadens durch den Geschadigten selbst oder seinen den Schaden
wirtschaftlich tragenden Rechtsnachfolger abgeschlossenen Darlehens- und Kreditvertrage

(einschlieBlich Prolongationen, Aufstockungen und Vertragsiibernahmen) sowie die damit
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verbundenen Sicherungs- und Erflillungsgeschafte sind geblihrenbefreit. Dies gilt auch flr

Bestandvertrége, mit denen eine Ersatzbeschaffung vorgenommen wird.
3. Die Geblihrenbefreiungen der Z 1 und 2 stehen nur zu, wenn

a) im Falle der Z 1 der Antrag auf Ausstellung der Schrift innerhalb eines Jahres ab
Schadenseintritt bei der die Schrift ausstellenden Stelle einlangt und dieser ein

entsprechender Nachweis des Schadens vorgelegt wird,

b) im Falle der Z 2 die Rechtsgeschafte innerhalb von zwei Jahren ab Schadenseintritt
abgeschlossen werden und der Eintritt sowie die Hohe des Schadens bei Selbstberechnung
dem gemaB § 3 Abs. 4 und 4a GebG zur Selbstberechnung Befugten, bei Selbstberechnung
gemadB § 33 TP 5 Abs. 5 Z 1 und 5 GebG dem zur Selbstberechnung Verpflichteten und im
Ubrigen den fiir die Erhebung der Gebiihren zustindigen Finanzdmtern nachgewiesen wird.

4. Auf den Schriften und Urkunden Uber Rechtsgeschafte, die nach Z 1 bis 3 befreit sind, ist
der Vermerk ,Geblihrenfrei gemaB § 35 Abs. 5 GebG" anzubringen. Ist die Anbringung des
Vermerkes nicht mdglich, hat die die Schrift ausstellende Stelle die Gebihrenfreiheit im

bezughabenden Verwaltungsakt festzuhalten.

© Bundesministerium fiir Finanzen 300 -2



	Einleitung

	1. Allgemeines
	1.1. Begriff der Gebühren
	1.2. Zuständigkeit
	1.2.1. Sachliche Zuständigkeit
	1.2.2. Örtliche Zuständigkeit
	1.2.3. Überblick
	1.2.4. Besondere Zuständigkeiten nach dem Gebührengesetz

	1.3. Schriften
	1.4. Amtshandlungen
	1.5. Rechtsgeschäfte
	1.6. Verjährung

	2. Gebührenbefreiungen
	2.1. Allgemeines
	2.1.1. Persönliche Befreiungen
	2.1.2 Sachliche Befreiungen

	2.2. Auswirkungen der Gebührenbefreiungen auf das Gesamtschuldverhältnis
	2.3. Die persönlichen Gebührenbefreiungen
	2.3.1 Der Bund, vom Bund betriebene Unternehmungen und Fonds, deren Abgänge der Bund zu tragen hat (§ 2 Z 1 GebG)
	2.3.1.1. Allgemeines
	2.3.1.2. Vom Bund betriebene Unternehmungen
	2.3.1.3. Fonds, deren Abgänge der Bund zu decken hat

	2.3.2. Die übrigen Gebietskörperschaften im Rahmen ihres öffentlich-rechtlichen Wirkungskreises (§ 2 Z 2 GebG)
	2.3.2.1. Allgemeines
	2.3.2.2. Öffentlich-rechtlicher Wirkungskreis

	2.3.3. Öffentlich-rechtliche Körperschaften und bestimmte Vereinigungen hinsichtlich des Schriftverkehrs (§ 2 Z 3 GebG)
	2.3.3.1. Juristische Personen des öffentlichen Rechtes
	2.3.3.1.1. Gebietskörperschaften
	2.3.3.1.2. Personalkörperschaften
	2.3.3.1.3. Interessensgemeinschaften
	2.3.3.1.4. Anstalten
	2.3.3.1.5. Stiftungen
	2.3.3.1.6. Fonds

	2.3.3.2. Vereinigungen, die ausschließlich wissenschaftliche, Humanitäts- oder Wohltätigkeitszwecke verfolgen (§ 2 Z 3 GebG)
	2.3.3.2.1. Begünstigte Vereinigungen
	2.3.3.2.2. Ausschließlichkeit
	2.3.3.2.3. Unmittelbarkeit
	2.3.3.2.4. Wissenschaftliche Zwecke
	2.3.3.2.5. Humanitäts- und Wohltätigkeitszwecke


	2.3.4. Gebührenbefreiung für Gesandte ausländischer Staaten
	2.3.4.1. Befreiung nach dem GebG
	2.3.4.2. Befreiung nach dem Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen
	2.3.4.3. Befreiung nach dem Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen



	3. Art der Gebühren und Entrichtung (§ 3 GebG)
	3.1. Feste Gebühren
	3.1.1. Begriff
	3.1.2. Entrichtung (§ 3 Abs. 2 Z 1 GebG)
	3.1.2.1. Entrichtungsvermerk
	3.1.2.2. Abfuhr der Gebühren an die Abgabenbehörden (§ 3 Abs. 2 Z 2 GebG)

	3.1.3. Entrichtung bestimmter fester Gebühren an Urkundspersonen (§ 13 Abs. 4 GebG)
	3.1.3.1. Entrichtungsvermerk auf Schriften (§ 13 Abs. 4 GebG)
	3.1.3.2. Aufschreibungen der Urkundspersonen (§ 3 Abs. 5 GebG)
	3.1.3.3. Abfuhr der festen Gebühren (§ 3 Abs. 5 GebG)

	3.1.4. Rückzahlung von zu Unrecht entrichteten festen Gebühren (§ 241 BAO)

	3.2. Hundertsatzgebühren
	3.2.1. Begriff
	3.2.2. Bemessung und Entrichtung
	3.2.3. Selbstberechnung gemäß § 3 Abs. 4 GebG
	3.2.3.1. Aufschreibungen (Gebührenjournal)
	3.2.3.2. Vermerk auf den Urkunden
	3.2.3.3. Anzeige und Entrichtung
	3.2.3.4. Bescheidmäßige Festsetzung

	3.2.4. Selbstberechnung gemäß § 3 Abs. 4a GebG
	3.2.4.1. Verpflichtungen selbstberechnender Parteienvertreter
	3.2.4.2. Anzeige beim Finanzamt
	3.2.4.3. Selbstberechnungsvermerk
	3.2.4.4. Entrichtung und Aufbewahrungspflicht
	3.2.4.5. Sonstige Bestimmungen
	3.2.4.5.1. Unrichtige Selbstberechnung
	3.2.4.5.2. Haftung des Parteienvertreters
	3.2.4.5.3. Entzug der Befugnis zur Selbstberechnung § 3 Abs. 4c GebG


	3.2.5. Besondere Vorschriften über die Selbstberechnung von Gebühren


	4. Begriffe des Gebührengesetzes (§§ 5, 6 GebG)
	4.1. Papier
	4.2. Bogen
	4.3. Berechnung des Bogens bei Schriften, bestehend aus mehreren Blättern; weiterer Bogen

	5. Rechtsgemeinschaft und gemeinschaftlicher Rechtsgrund (§ 7 GebG)
	5.1. Allgemeines
	5.1.1. Grundsatz
	5.1.2. Ausnahme des § 7 GebG

	5.2. Rechtsgemeinschaft
	5.2.1. Begriff der Rechtsgemeinschaft
	5.2.2. Rechtsgemeinschaft bei Eingaben

	5.3. Gemeinschaftlicher Rechtsgrund

	6. Amtlicher Gebrauch (§ 8 GebG)
	7. Gebührenerhöhung (§ 9 GebG)
	7.1. Feste Gebühren
	7.1.1. Zwingende Erhöhung
	7.1.2. Erhöhung nach Ermessen

	7.2. Hundertsatzgebühren

	8. Entstehen der Gebührenschuld für Schriften (§ 10 und § 11 GebG)
	8.1. Schriften und Amtshandlungen nach § 10 GebG
	8.1.1. Prinzip der Schriftlichkeit - Urkundenprinzip
	8.1.2. Befristete Ausnahme bei Verwendung der Bürgerkarte
	8.1.3. Gleichschriften
	8.1.4. Urkundeninhalt

	8.2. Entstehen der Gebührenschuld nach § 11 GebG
	8.2.1. Eingaben, Beilagen, Protokolle
	8.2.2. Amtliche Ausfertigungen
	8.2.3. Amtshandlungen
	8.2.4. Protokolle gemäß § 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 bis 6 GebG
	8.2.5. Zeugnisse
	8.2.5.1. Inländische Zeugnisse
	8.2.5.2. Ausländische Zeugnisse

	8.2.6. Unterschriftsbeglaubigungen

	8.3. Entstehung der Gebührenschuld bei den nicht ausdrücklich in § 11 GebG angeführten Schriften
	8.3.1. Abschriften
	8.3.1.1. inländische Abschriften
	8.3.1.2. ausländische Abschriften

	8.3.2. Auszüge
	8.3.3. Einreise- und Aufenthaltstitel
	8.3.4. Reisedokumente
	8.3.5. Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigungen) und Überstellungsfahrtscheine
	8.3.6. Führerscheine

	8.4. Automationsunterstützte Eingaben, Beilagen und Erledigungen

	9. Gebührenschuldner bei den festen Gebühren (§ 13 GebG)
	9.1. Allgemeines
	9.2. Gesamtschuldverhältnis bei mehreren Gebührenschuldnern
	9.3. Bevollmächtigter als Gebührenschuldner bei bestimmten Schriften


	10. Tarife der festen Gebühren (§ 14 GebG)
	10.1. Abschriften (§ 14 TP 1 GebG)
	10.1.1. Tatbestand
	10.1.1.1. Abschrift
	10.1.1.2. Abschrift – Gleichschrift
	10.1.1.3. Abschrift – Auszüge
	10.1.1.4. Unterschrift, Beglaubigung
	10.1.1.5. Nicht gebührenpflichtige Abschriften

	10.1.2. Amtliche Abschriften
	10.1.3. Nichtamtliche Abschriften und von Parteien verfasste Abschriften
	10.1.4. Mehrere Abschriften auf einem Bogen
	10.1.5. Gebührenbefreiung bei mehreren Abschriften nach § 14 TP 1 Abs. 3 GebG
	10.1.6. Gebührensatz
	10.1.7. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.1.7.1. Gebührenschuld
	10.1.7.2. Gebührenschuldner


	10.2. Amtliche Ausfertigungen § 14 TP 2 GebG und § 12 Abs. 2 GebG
	10.2.1. Tatbestände und Gebührensätze
	10.2.1.1. Erteilung einer Befugnis, Anerkennung einer Befähigung oder sonstigen gesetzlichen Voraussetzung zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit
	10.2.1.1.1. Erteilung, Verleihung und Anerkennung
	10.2.1.1.2. Befähigung und Befugnis
	10.2.1.1.3. Anerkennung einer sonstigen gesetzlichen Voraussetzung
	10.2.1.1.4. Erwerbstätigkeit
	10.2.1.1.5. Höhe der Gebühr

	10.2.1.2. Ausfertigungen für bestimmte freie Berufe
	Höhe der Gebühr

	10.2.1.3. Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft
	Höhe der Gebühr

	10.2.1.4. Bergführerbücher und Trägerlegitimationen
	Höhe der Gebühr

	10.2.1.5. Ausstellung eines Leichenpasses, Bewilligung zur Enterdigung
	Höhe der Gebühr

	10.2.1.6. Bergrechtliche Ausfertigungen
	Höhe der Gebühr

	10.2.1.7. Bewilligung der Namensänderung
	Höhe der Gebühr


	10.2.2. Mehrere Bewilligungen in einer Ausfertigung
	10.2.3. Mehrere Ausfertigungen über eine Bewilligung
	10.2.4. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.2.4.1. Gebührenschuld
	10.2.4.2. Gebührenschuldner


	10.3. Auszüge (§ 14 TP 4 GebG)
	10.3.1. Tatbestand
	10.3.1.1. Auszüge
	10.3.1.2. Bescheinigungen
	10.3.1.3. Auszüge aus Registern
	10.3.1.4. Mehrere Bescheinigungen in einer Ausfertigung

	10.3.2. Höhe der Gebühr
	10.3.3. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.3.4. Gebührenbefreiung für Bescheinigungen aus Altmatriken

	10.4. Beilagen (§ 14 TP 5 GebG)
	10.4.1. Tatbestand
	10.4.2. Beilagen zu anderen Schriften als Eingaben
	10.4.3. Nachgereichte Beilagen
	10.4.5. Gebührenbefreite Beilagen
	10.4.6. Mehrfache Ausfertigung von Beilagen
	10.4.7. Höhe der Gebühr
	10.4.8. Gebührenschuld und Gebührenschuldner (§ 13 GebG)
	10.4.8.1. Entstehen der Gebührenschuld
	10.4.8.2. Gebührenschuldner


	10.5. Eingaben (§ 14 TP 6 GebG und § 12 GebG)
	10.5.1. Tatbestand
	10.5.2. Schriftliches Anbringen
	10.5.3. Privatperson
	10.5.4. Organ einer Gebietskörperschaft
	10.5.5. Öffentlich-rechtlicher Wirkungskreis
	10.5.6. Privatinteresse
	10.5.7. Einzelfälle
	10.5.7.1. Zurückziehung von Eingaben
	10.5.7.2. Begleitschreiben
	10.5.7.3. Urgenz
	10.5.7.4. Rechtsmittel
	10.5.7.5. Ergänzende Begründungen

	10.5.8. Mehrere Ausfertigungen von Eingaben
	10.5.9. Mehrere Ansuchen in einer Eingabe
	10.5.10. Höhe der Gebühr
	10.5.10.1. Einfache Eingabengebühr
	10.5.10.2. Erhöhte Eingabengebühr

	10.5.11. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.5.11.1. Gebührenschuld
	10.5.11.2. Gebührenschuldner

	10.5.12. Gebührenfreie Eingaben

	10.6. Protokolle (Niederschriften) (§ 14 TP 7 GebG)
	10.6.1. Tatbestand und Gebührensatz
	10.6.1.1. Protokolle an Stelle einer Eingabe (§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 1 GebG)
	10.6.1.2. Befunde und Vernehmungen bei Erteilung eines amtlichen Zeugnisses oder einer amtlichen Bewilligung (§ 14 TP 7 Abs. 2 Z 2 GebG)
	10.6.1.3. Protokolle über Gesellschafterversammlungen (§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 4 GebG)
	10.6.1.4. Protokolle über Verlosungen oder Auslosungen von Wertpapieren (§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 5 GebG)
	10.6.1.5. Protokolle über einen Wechselprotest (§ 14 TP 7 Abs. 1 Z 6 GebG)
	10.6.1.6. Protokolle über Satzungsanpassungen (§ 14 TP 7 Abs. 2 GebG)

	10.6.2. Mehrere Protokolle in einer Schrift
	10.6.3. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.6.3.1. Entstehen der Gebührenschuld
	10.6.3.2. Gebührenschuldner


	10.7. Einreise- und Aufenthaltstitel (§ 14 TP 8 GebG)
	10.7.1. Tatbestand
	10.7.1.1. Gegenstand der Gebühr
	10.7.1.2. Tarif


	10.8. Reisedokumente (§ 14 TP 9 GebG)
	10.8.1. Gegenstand der Gebühr
	10.8.1.1. Umfang der Gebührenpflicht

	10.8.2. Höhe der Gebühr
	10.8.2.1. Allgemeines
	10.8.2.2. Gebührensatz
	10.8.2.3. Pauschalbetrag der Gebietskörperschaften

	10.8.3. Gebührenschuld und Gebührenschuldner

	10.9. Unterschriftsbeglaubigungen (§ 14 TP 13 GebG)
	10.9.1. Tatbestand
	10.9.2. Höhe der Gebühr
	10.9.3. Entstehen der Gebührenschuld
	10.9.4. Gebührenschuldner

	10.10. Zeugnisse (§ 14 TP 14 GebG)
	10.10.1. Tatbestand
	10.10.1.1. Bekundung
	10.10.1.2. Gebührenfreie amtliche Mitteilung
	10.10.1.3. Gebührenfreie amtliche Bescheinigungen und Bescheide
	10.10.1.4. Amtliche Befunde und Gutachten

	10.10.2. Amtliche Zeugnisse
	10.10.2.1. Organe der Gebietskörperschaften
	10.10.2.2. Ausländische Behörden oder Gerichte
	10.10.2.3. Beispiele für Zeugnisse

	10.10.3. Nichtamtliche Zeugnisse
	10.10.4. Mehrere Zeugnisse in einer Schrift
	10.10.5. Höhe der Gebühr
	10.10.6. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.10.6.1. Gebührenschuld
	10.10.6.2. Gebührenschuldner

	10.10.7. Gebührenbefreiungen

	10.11. Zulassungsscheine (Zulassungsbescheinigung) und Überstellungsfahrtscheine (§ 14 TP 15 GebG)
	10.11.1. Tatbestand
	10.11.1.1. Zulassungsschein (Zulassungsbescheinigung)
	10.11.1.2. Überstellungsfahrtschein
	10.11.1.3. Steuerbefreiungen
	10.11.1.3.1. Gebührenbefreiungen nach dem GebG
	10.11.1.3.2. Gebührenbefreiung für Diplomaten

	10.11.1.4. Höhe der Gebühr

	10.11.2. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.11.2.1. Gebührenschuld
	10.11.2.2. Gebührenschuldner

	10.11.3. Entrichtung der Gebühr
	10.11.4. Haftung für die Gebühr

	10.12. Führerscheine (§ 14 TP 16 GebG)
	10.12.1. Tatbestand
	10.12.1.1. Ausstellung eines Führerscheines
	10.12.1.2. Wiederausfolgung eines Führerscheines

	10.12.2. Höhe der Gebühr
	10.12.2.1. Pauschalgebühr
	10.12.2.2. Höhe der Gebühr
	10.12.2.3. Pauschalbetrag der Gebietskörperschaft

	10.12.3. Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	10.12.3.1. Gebührenschuld
	10.12.3.2. Gebührenschuldner



	11. Gebührenpflichtige Rechtsgeschäfte (§ 15 GebG)
	11.1. Allgemeines
	11.1.1. Rechtsgeschäfte
	11.1.2. Gültigkeit von Rechtsgeschäften
	11.1.3. Beurkundung des Rechtsgeschäftes
	11.1.4. Punktation – Vorvertrag – Option

	11.2. Begriff der Urkunde (§ 15 Abs. 2 GebG und § 18 Abs. 2 bis 5 GebG)
	11.2.1. Urkunden im Sinn des § 15 Abs. 2 GebG
	11.2.2. Urkundenersatz (§ 18 Abs. 2 bis 5 GebG)
	11.2.2.1. Gedenkprotokoll
	11.2.2.2. Erklärung oder Eingabe
	11.2.2.3. Punktation


	11.3. Von der Gebührenpflicht ausgenommene Rechtsgeschäfte (§ 15 Abs. 3 GebG)

	12. Entstehen der Gebührenschuld (§ 16 GebG)
	12.1. Entstehen der Gebührenschuld bei im Inland errichteten Urkunden
	12.1.1. zweiseitig verbindliche Rechtsgeschäfte
	12.1.2. einseitig verbindliche Rechtsgeschäfte

	12.2. Entstehen der Gebührenschuld bei im Ausland errichteten Urkunden (§ 16 Abs. 2 GebG)
	12.2.1. Inländereigenschaft der Parteien
	12.2.1.1. Wohnsitz und gewöhnlicher Aufenthalt
	12.2.1.2. Sitz oder Geschäftsleitung
	12.2.1.3. Betriebsstätte

	12.2.2. Inlandsbezogenheit des Rechtsgeschäfts
	12.2.2.1. Im Inland befindliche Sache
	12.2.2.2. Erfüllungsort im Inland
	12.2.2.3. Zusätze und Nachträge

	12.2.3. Verbringung der Urkunde in das Inland

	12.3. Entstehen der Gebührenschuld bei Anbot- und Annahmeschreiben
	12.4. Entstehen der Gebührenschuld bei Wetten, Ausspielungen und Gewinsten
	12.5. Entstehen der Gebührenschuld bei Gesellschafterdarlehen und Gesellschafterkrediten
	12.6. Entstehen der Gebührenschuld bei genehmigungsbedürftigen Rechtsgeschäften
	12.7. Entstehen der Gebührenschuld beim Wechsel

	13. Inhalt der Urkunde  � Urkundenprinzip (§ 17 GebG)
	13.1. Unwiderlegbare Vermutung bei deutlichem Urkundeninhalt – Gegenbeweis bei undeutlichem Urkundeninhalt
	13.1.1. Unwiderlegbare Vermutung bei deutlichem Vertragsinhalt
	13.1.2. Gegenbeweis bei undeutlichem Urkundeninhalt

	13.2. Formmangel der Urkunde
	13.3. Wirksamkeit des Rechtgeschäftes bei Bedingungen oder Genehmigung eines Beteiligten
	13.4. Nach dem Zustandekommen des Rechtsgeschäftes entstandene Umstände

	14. Unterzeichnung der Urkunde (§ 18 GebG)
	15. Mehrere Rechtsgeschäfte in einer Urkunde (§ 19 GebG)
	15.1. Mehrere durch ein Rechtsgeschäft begründete Leistungsverpflichtungen
	15.2. Mehrere voneinander unabhängige Rechtsgeschäfte
	15.3. Gebührenbefreiung für Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte zum Hauptgeschäft
	15.3.1. Identität der Vertragsparteien
	15.3.2. Steuerbares Hauptgeschäft
	15.3.3. Haupt- und Nebengeschäft in einer gemeinsamen Urkunde


	16. Gebührenbefreiungen (§ 20 GebG)
	16.1. Zusätze und Bestätigungen auf ausgefertigten Urkunden
	16.2. Sicherungs- und Erfüllungsgeschäfte zu Darlehens- und Kreditverträgen
	16.2.1. Kreis der begünstigten Hauptgeschäfte
	16.2.2. Begünstigte Unternehmen
	16.2.3. Beurkundung des Hauptgeschäftes
	16.2.4. Überbesicherung
	16.2.5. Nicht begünstigte Sicherungsgeschäfte

	16.3. Amtlicher Gebrauch von Auslandsurkunden in inländischen Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren

	17. Zusätze und Nachträge (§ 21 GebG)
	17.1. Allgemeines
	17.1.1. Änderung des Vertragsinhaltes
	17.1.2. Verlängerung der Geltungsdauer des Rechtsgeschäftes

	17.2. Parteienidentität und Parteiwechsel
	17.2.1. Parteienidentität
	17.2.2. Gesamtrechtsnachfolge
	17.2.3. Vertragsübernahme


	18. Pro fisco Klausel (§ 22 GebG)
	19. Schätzbare und unschätzbare Leistungen (§ 23 GebG)
	20. Neuerungsvertrag (Novation) (§ 24 GebG)
	21. Mehrere Urkunden über ein Rechtsgeschäft (§ 25 GebG)
	21.1. Allgemeines zu Gleichschriften und nachträglichen Urkunden
	21.2. Gebührenpflicht für jede Urkunde
	21.3. Gebührenfreiheit von Gleichschriften
	21.4. Gleichschriften bei Selbstberechnung der Gebühr
	21.5. Gebührenfreiheit von nachträglich errichteten Urkunden
	21.6. Hundertsatzgebühr bei Notariatsakten

	22. Bewertungsvorschriften (§ 26 GebG)
	22.1. Grundsätze der Bewertung
	22.2. Sonderbestimmungen bei der Bewertung auf dem Gebiet des Gebührengesetzes

	23. Gebührenschuldner (§ 28 GebG)
	23.1. Zweiseitig verbindliche Rechtsgeschäfte
	23.2. Einseitig verbindliche Rechtsgeschäfte
	23.3. Sonstige gebührenpflichtige Rechtsgeschäfte
	23.4. Rechtsgeschäfte, bei denen eine Person gebührenbefreit ist
	23.5. Gesamtschuldverhältnis bei mehreren Gebührenschuldnern

	24. Geschäftsführung ohne Auftrag (§ 29 GebG)
	25. Haftung (§ 30 GebG)
	25.1. Grundsätze der abgabenrechtlichen Haftung
	25.2. Kreis der haftungspflichtigen Personen

	26. Anzeigepflicht (§ 31 GebG)
	26.1. Gebührenanzeige
	26.1.1. Gegenstand der Gebührenanzeige
	26.1.2. Anzeigepflicht
	26.1.3. Form der Gebührenanzeige
	26.1.4. Zur Gebührenanzeige verpflichtete Personen

	26.2. Gebührenentrichtung ohne amtliche Bemessung

	27. Mündliche Gebührenfestsetzung (§ 32 GebG)
	28. Tarif der gebührenpflichtigen Rechtsgeschäfte (§ 33 GebG)
	28.1. Annahmeverträge (§ 33 TP 1 GebG)
	28.1.1. Gegenstand der Gebühr
	28.1.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.1.3. Wert des Vermögens
	28.1.4. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner
	28.1.5. Gebührenbefreiungen und -ermäßigung

	28.2. Anweisungen (§ 33 TP 4 GebG)
	28.2.1. Gegenstand der Gebühr
	28.2.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.2.3. Entstehung der Gebührenschuld, Gebührenschuldner, Haftung
	28.2.4. Gebührenbefreiungen

	28.3. Bestandverträge (§ 33 TP 5 GebG)
	28.3.1. Gegenstand der Gebühr und Arten von Bestandverträgen
	28.3.1.1. Gegenstand der Gebühr
	28.3.1.2. Beispiele für gebührenpflichtige Bestandverträge
	28.3.1.3. Beispiele für nicht gebührenpflichtige Verträge

	28.3.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.3.2.1. Wert der vertraglich vereinbarten Leistungen
	28.3.2.1.1. Allgemeines zum Umfang und zur Bewertung
	28.3.2.1.2. Bestimmbarkeit der Preisvereinbarung
	28.3.2.1.3. Besondere Bestandteile des Entgelts
	28.3.2.1.3.1. Betriebskosten als Nebenleistung
	28.3.2.1.3.2. Baukostenbeiträge und Errichtungskosten als Nebenleistungen
	28.3.2.1.3.3. Umsatzsteuer als Nebenleistung


	28.3.2.2. Vertragsdauer
	28.3.2.2.1. Allgemeines
	28.3.2.2.2. Bestimmte Dauer
	28.3.2.2.3. Unbestimmte Vertragsdauer
	28.3.2.2.4. Kombination von bestimmter und unbestimmter Dauer
	28.3.2.2.5. Immerwährende Dauer
	28.3.2.2.6. Gebührenrechtliche Höchstdauer bei Wohnungsmietverträgen

	28.3.2.3. Zusammenfassung der Ermittlung der Bemessungsgrundlage in Kurzdarstellung

	28.3.3. Entstehen der Gebührenschuld und Gebührenschuldner
	28.3.4. Gebührenbefreiungen (§ 33 TP 5 Abs. 4 GebG)
	28.3.4.1. Kurzfristige Miete von Wohnräumen
	28.3.4.2. Werknutzungs-, Patent-, Marken- und Musterlizenzverträge sowie Verträge über die Nutzung von Software
	28.3.4.3. Geringwertige Bestandverträge
	28.3.4.4. Aufforderungsschreiben zur Entrichtung eines Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrages gemäß § 45 MRG

	28.3.5. Selbstberechnung der Bestandvertragsgebühr
	28.3.5.1. Selbstberechnung durch den Bestandgeber
	28.3.5.2. Selbstberechnung der Bestandsvertragsgebühr durch einen Bevollmächtigten
	28.3.5.3. Bestandgeber, zu deren Geschäftstätigkeit laufend der Abschluss von Bestandverträgen gehört
	28.3.5.4. Ausnahmen von der Verpflichtung zur Selbstberechnung von Bestandverträgen
	28.3.5.4.1. Atypische Rechtsgeschäfte
	28.3.5.4.2. Gemischte Rechtsgeschäfte

	28.3.5.5. Zumutbarkeit der Selbstberechnung
	28.3.5.6. Freiwillige Selbstberechnung
	28.3.5.7. Anzeige von Bestandverträgen beim Finanzamt


	28.4 Bürgschaftserklärungen (§ 33 TP 7 GebG)
	28.4.1. Gegenstand der Gebühr und Abgrenzung gegenüber keiner Gebühr unterliegenden Vertragstypen
	28.4.1.1. Bürgschaft
	28.4.1.2. Schuldbeitritt
	28.4.1.3. Erfüllungsübernahme
	28.4.1.4. Garantievertrag
	28.4.1.5. Patronatserklärung
	28.4.1.6. Privative Schuldübernahme
	28.4.1.7. Wechselbürgschaft und Scheckbürgschaft
	28.4.1.8. Verpflichtungserklärungen

	28.4.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.4.3. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner, Haftung
	28.4.4. Gebührenbefreiungen

	28.5. Darlehensverträge (§ 33 TP 8 GebG)
	28.5.1. Gegenstand der Gebühr und Abgrenzung zu anderen Vertragstypen
	28.5.2. Unwiderlegbare Vermutung
	28.5.3. Ersatzbeurkundung bei Gesellschafterdarlehen
	28.5.4. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.5.5. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner, Haftung
	28.5.5.1. Sonderbestimmungen für das Entstehen der Gebührenschuld bei Urkundenerrichtung im Ausland
	28.5.5.2. Berechnung und Entrichtung der Gebühr bei Ersatzbeurkundung

	28.5.6. Gebührenbefreiungen
	28.5.6.1. Lombarddarlehen
	28.5.6.2. Darlehen mit Pfandleihanstalten
	28.5.6.3. Mit Kreditverträgen iSd § 33 TP 19 Abs. 4 GebG vergleichbare Darlehensverträge
	28.5.6.4. Umschuldungen von Darlehensverträgen


	28.6. Dienstbarkeit (§ 33 TP 9 GebG)
	28.6.1. Gegenstand der Gebühr
	28.6.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.6.3. Entstehen der Gebührenschuld und Gebührenschuldner

	28.7. Ehepakte (§ 33 TP 11 GebG)
	28.7.1. Gegenstand der Gebühr
	28.7.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.7.3. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner

	28.8. Glücksverträge (§ 33 TP 17 GebG)
	28.8.1. Allgemeines und Gegenstand der Gebühr
	28.8.2. Wetten, Hoffnungskäufe und Bodmereiverträge
	28.8.2.1. Allgemeines
	28.8.2.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz

	28.8.3. Leibrentenverträge
	28.8.3.1. Abgrenzungen
	28.8.3.2. Übertragung eines Unternehmens
	28.8.3.3. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz

	28.8.4. Wetten anlässlich sportlicher Veranstaltungen
	28.8.5. Glücksspiele und Ausspielungen Z 7 und 8
	28.8.5.1. Glücksspiele Z 7
	28.8.5.2. Ausspielungen iSd Z 8
	28.8.5.3. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz

	28.8.6. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner
	28.8.7. Ermäßigung der Gebühr
	28.8.8. Gebührenfreie Glücksverträge

	28.9. Hypothekarverschreibungen (§ 33 TP 18 GebG)
	28.9.1. Gegenstand der Gebühr
	28.9.2. Mehrere Eigentümer, mehrere Liegenschaften
	28.9.3. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.9.4. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner, Haftung

	28.10. Kreditverträge (§ 33 TP 19 GebG)
	28.10.1. Gegenstand der Gebühr und Abgrenzung zu anderen Vertragstypen
	28.10.2. Factoring
	28.10.3. Kreditauftragsverträge
	28.10.4. Ersatzbeurkundung für Gesellschafterkredite
	28.10.5. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.10.6. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner
	28.10.7. Gebührenbefreiungen
	28.10.7.1. Prolongationen (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 1 GebG)
	28.10.7.1.1. Einmalkredite
	28.10.7.1.2. Wiederholt ausnutzbare Kredite

	28.10.7.2. Kredite an Kreditinstitute, Oesterreichische Nationalbank und Bausparkassen (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 2 GebG)
	28.10.7.3. Kredite von Kreditinstituten oder der Oesterreichischen Nationalbank (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 3 GebG)
	28.10.7.4. Exportkredite (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 4 und 5 GebG)
	28.10.7.5. ERP-Kredite (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 6 GebG)
	28.10.7.6. Bausparkredite (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 8 GebG)
	28.10.7.7. Kredite für geförderte Bauvorhaben (§ 33 TP 19 Abs. 4 Z 9 GebG)
	28.10.7.8. Umschuldungen


	28.11. Vergleiche (außergerichtliche) (§ 33 TP 20 GebG)
	28.11.1. Gegenstand der Gebühr
	28.11.2. Abgrenzung zu gerichtlichem Vergleich, zum Anerkenntnis und gebührenpflichtiges Rechtsgeschäft in gerichtlichem Vergleich
	28.11.2.1. Gerichtlicher Vergleich
	28.11.2.2. Anerkenntnis und Verzicht
	28.11.2.3. Aufnahme eines Rechtsgeschäftes in einen gerichtlichen Vergleich

	28.11.3. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.11.4. Gebührenbefreiungen
	28.11.4.1. Vergleiche über Unterhaltsansprüche Minderjähriger
	28.11.4.2. Vergleiche mit Versicherungsunternehmungen über Ansprüche aus Kranken- oder Schadensversicherungsverträgen
	28.11.4.3. Vergleiche, die mit einem Sozialhilfeträger über Ersatzansprüche abgeschlossen werden
	28.11.4.4. Vergleiche mit dem Bundesminister für Finanzen namens des Bundes über Ansprüche aus Haftungen nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981


	28.12. Zessionen § 33 TP 21 GebG
	28.12.1. Gegenstand der Gebühr
	28.12.2. Arten von Abtretungen
	28.12.2.1. Inkassozession
	28.12.2.2. Stille Zession
	28.12.2.3. Zession zahlungshalber
	28.12.2.4. Zession an Zahlungs statt
	28.12.2.5. Sicherungszession
	28.12.2.6. Globalzession und Mantelzession
	28.12.2.7. Factoring

	28.12.3. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.12.4. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner
	28.12.5. Gebührenbefreiungen
	28.12.5.1. Zessionen an Gebietskörperschaften
	28.12.5.2. Zessionen zwischen bestimmten Instituten
	28.12.5.3. Zessionen zu Factoringverträgen
	28.12.5.4. Zessionen von Forderungen im Zusammenhang mit Haftungen des Bundes nach dem Ausfuhrförderungsgesetz 1981
	28.12.5.5. Abtretung von Anteilen an Kapitalgesellschaften und Personengesellschaften und Übertragung von Genossenschaftsanteilen
	28.12.5.6. Zessionen an Verbriefungsgesellschaften


	28.13. Wechsel (§ 33 TP 22 GebG)
	28.13.1. Gegenstand der Gebühr
	28.13.2. Bemessungsgrundlage und Gebührensatz
	28.13.3. Entstehen der Gebührenschuld, Gebührenschuldner
	28.13.4. Im Ausland ausgestellte Wechsel
	28.13.5. Selbstberechnung und Entrichtung der Gebühr
	28.13.6. Gebührenbefreiungen


	29. Pflichten der Organe der Gebietskörperschaften (§ 34 GebG)
	29.1. Befundaufnahme Behörden – Notare
	29.2. Gebührennachschau

	30. Übergangs- und Sonderbestimmungen (§ 35 GebG)

